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Einleitung. 

$ 1. Überblid über die Staatsformen der Gegenivart. 

I. Wa von einzelnen Lehren der Logik behauptet mordeı 
it, daß ihre Entwicfung feit den Zeiten Arifioteles” ftilt- 
gejtanden, Täßt fich auch noch heute von einzelnen Lehren 
jeiner Politik behaupten. &3 gilt namentlic) von der Lehre 
der Staatzformen. In feiner Roltif III, 5 fagt er: „Die 
obeifte Regierungsgewalt fteht notwendig entweder einem oder 
wenigen oder vielen zu... Wir nennen gewöhnlich die Herr- 
ichaft eines einzigen, wenn fie dem Gemeintmwohl nüßt, eine 
Monarchie; die Herrfchaft weniger mit befonderem Borzug 

. ausgeftatteter Menjchen, die mehr als in einer Perjon ver- 
treten find, eine Mriftofratie .... mo aber die Menge zum ge- 
meinen Nuben da3 Stantöwefen leitet, da fprechen tie mit 
einer für alle Staatswejen geltenden Allgemeimbezeichnung 
bon eimer Bolitie.” Den Ausdrud Demokratie vermeidet 
Ariftotele3, weil er zu feiner Zeit eine üble Nebenbedeutung 
hatte. 

Irogdem an diejer Einteilung mancherlei Vereinfachung 
angebracht worden ift, jo von Macchiavelfi, der nur den Inter- 
ichied zwijchen Monarchie und Republik gelten Iajjen twolltet), 
trogdem jeit Miftoteles mancher Schriftfteller auch die Lehre 
vertieft hat, jo Montesquieu, indem er aus der Dreiteilung 
eine Vierteilung machte und ihr vier geiftige oder moralifche 

1) Die befannte Stelle zu Anfang des ‚pfincipe‘; "Tutti gli stati, tutti i 
dominj ehe hanno avuto ed hanno imperio sopra gi uomini, sono stati, e sono 
o repubbliche o prineipati. .“
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Lebenzprinzipien unterftellte: der Demokratie die Tugend, 
der Ariftofratie Die Mäßigung, der Monarchie die Ehre, der 
Despotie die Zucht — troß all diefer Modifikationen herrfeht 
bis auf den heutiger Tag Ariftoteles. So fonnte erft neueftend 
wieder ein Schriftfteller der allgemeinen Staatälehre, Rehm 
behaupten (©. 182): „Jm allgemeinen herifcht auch heute 
noch darüber Einverftändnis, dag Monarchie und Republif 
nad) der Zahl der phHfifchen Mitglieder der natürlichen Herr- 
Ichaftsfubjette bzm. oberftien Staatorgane zu umterjcheiden 
find." Aber gerade Dies Fefthalten an der Zahl ift die jho- 
Yaftiiche Zähigfeit, mit der auch dag Mittelalter am philosophus 

- gehangen hat. Das muß aufgegeben werden. Zwei Schrift- 
fteller find nach diefer oppofitioneffen Richtung befonders 
hervorzuheben. Zunächit Bernagif, der allerdings mit nega- 
tivem Erfolge eine eigene von Xriftoteles unabhängige Lehre 
gegeben Hat (fiehe defjen Schrift: „Republik und Monarchie, 
Sreiburg 1892”). Ex erflärt in amerfennenämwerter Weife 
für den Monarchiebegriff die Zahl der Herrfcher als voll- 
Ntändig irrelevant. Monarchie ift nach ihm jener Staat, 
in weldem Das oberfte Organ, egoiftiichen Sweden nicht 
dienend, ein eigenes Recht auf diefe Organfteltung belikt, 
die Herrichaft felbft ein äwichen Staat und Monarchie ge- 
teiltes „Sejamtrecht” ift (©. 27), Republik jener Staat, io 
der Inhaber des Höchften Amtes nurBenuftragter de3 Gtantes, 
wo alfo „ver höchite Magiftrat nur ftaatliches Organ ift" 
(©. 29 u. 30). Schließlich unterfcheidet Bernabik noch Die 
Tespotie al3 Staatzform, in der das Staatoberhaupt zwar 
ein Recht auf oberfte Herrfchaft befikt, aber nicht Stant- 
siveden, jonderen eigenen, egoiftifchen Biveren dient. 

Diefer Dreiteilung ift entgegenzuhalten, daß fie den 
Begriff de3 modernen Staates volffommen verfermmi, wenn 
fie dem Monarchen eine Stelfung außerhalb des Staates 
anmeift. Auch der Monarch ift ebenfo wie der höchfte



Br 

Mb eipiid ifber die Staatsformen der Gegenwart, 7 

agiftnt der Republif nur Gtaatorgan und nichts weiter 
al3 Staatzorgan. Ar Norwegen leiftet er jebt (feit 1908) 
jogar den einfadhen Beamteneid auf die Berfaffung. Mit- 
bin fehlt der fpringende Punkt als Gegenfab zwijchen 
Monardhie und Republif, wie ihn Bernaßif fic) venft. Aber 
auch der Gegenfaß von Monarchie und Dejpotie in der Faf-- 
fung Bernagiks ift faljch. Much der Dejpot, 3.8. der Selbft- 
herrfcher aller Reußen, der Samoderschez Wsierossijskij, dient 
nicht feinen eigenen Zmeden, jondern repräjentiert da gefamte 
Staatsiwefen. So jagt Grabovzfy, der bedeutenöfte ruffifche 
Staatsrechtälehrer (Naczala Russkawo Gossudarstwinnawo 
Prawa, Peteröburg 1875 Bd. I, ©. 153): „Der Vorrang oder . 
die Prärogative des Monarchen beftehen in juriftiichen und 
äußeren Vorzügen, welche ein gemeinjames Biel haben: deu 
Monarchen al Repräjenianten der oberiten Gtaat3- 
gemalt über alle anderen Mitglieder eines und desjelben 
Gemeinmwefens zu ftellen.” Alfo feldft in der unbefchränften 
Nonarchie tritt yn3 die Auffafjung entgegen, daß das Staats- 
oberhaupt und die Untertanen al3 Mitglieder eine und des- 
jelben Gemeinwefens betrachtet werden und daß felbft die be- _ 
fonderen Vorzüge des Monarchen, von denen man am ehefter 
egoiftiiche Ausnügung erwarten dürfte, ihm nur ad Neprä- 
fentanten de3 Staates, alfo al Staatzorgan zufommen. 

Biel glüdlicher aß Bernabit hat Sellinef (Recht des 
modernen Staates, I, 2. Aufl. ©. 650) den Gegenjah 
zroifchen Monarchie und Republik dahin beftimmt, daß bei 
der erjteren der das Staatäiwefen in Bewegung febende ein 
phoyfiicher, bei der leßteren ein juriflifher, „aus phy- 
fiihen Willen durch Anwendung von NRedtfägen auf eine 
verfaffungsmäßig vorgefchriebene Urt gemonnener Wille” fei. 
Sn der Republit wird jener höchjte Wille auf Grund eines 
jmriftifchen Vorgangs „aus den Willenzaftionen einer Mehr- 
heit phnfiicher Perfonen gewonnen”, er ericheint hier als
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Wille eines nur juriftifche Realität befigenden Kollegiung, 
während er in der Monarchie von einer fichtbaren, Teben- 
digen Perfon getragen tuird. Bunäcdht ift das Fefthalten 
an der Ariftoteliichen „Zahl“ zu beanftanden. Auch Die 
Monarchie braucht nicht bloß einen, jondern fie fa auch 
mehrere Höchfte, Phyfifche Willen haben. Selline jelbft veriweift 
auf das Beispiel von Mitregenten u. a. und erfeunt die Mög- 
Tichfeit jolch mehrerer höchfter Willen an. Nur dürften jie 
nicht fo zufammenmirfen, daf unter ihnen Majorität ent- 
|&eidet, derm das wäre doch eine juriftifche Weife der Willeng- 
bildung, während der phufifche oder natürliche Vorgang der 
Willensbildung bei der Monarchie allein maßgebend jein 
dürfe. Aber m. €. die ganze Gegenüberftellung zwifchen 
phnfiiher und juriftifcher Willensbildung jeheint mix für den 
Gegenfab zwifchen Monarchie und Republifumgutreffend: denn 
auch) in der Monarchie ift jelbft bei einem phyfifchen Träger 
der Wille des Monarchen immer ein juriftifcher, niemals 
ein rein phyfiicher (fiehe aud) Fahlbec, La Constitution 
Suedoise, Paris 1905, ©. 121 Anmerkung) oder natürlicher, 
jofern er vom Rechte als DOrganiville berücfichtigt wird. Die 
Außerung des Organmilleng it immer ein juriftifcher d.h. 
an bejtinumte juriftifche Formen gebundener Vorgang, ob 
ein einziger oder ein Kollegium dahinterfteht, ift gleichgüftig. 

3n der Lehre Sellinefz ftedt noch die Ariftoteliiche Auf- 
fafjung, nur daß hier die arijtotelijchen Zahlen: einer, mehrere 
oder viele umfchrieben jind durch „phyfifcher” und „Mehrheit phHjifcher“ d.h. juriftifch zuflande gefommener Willen. Den tihtigen Weg zur Erfenntnis des Gegenfaßes weit ung aber Sellinef felbft, twenn er jagt: „Eines it alfen Monardjien 
gememjam: mit dem Ausfchalten der monacdifchen Gewalt würde der Staat jofort in feinen wichtigften Funktionen ge- Hört erjcheinen und der Anarchie anheimfallen” (S. 664). Daran wolfen aud) wir feithalten: Nicht auf dag „önbetvegung-
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jegen” fommt e3 beim Monarchen an, fondern auf das „Nichte 
jehlendürfen”. Monarchie ift daher diejenige Gtaat3- 
form, two der hödhjfte Träger der Erefutive oder 
Regierungsgemwalt bei den wihtigitien Staatsaften 
den Endentfcheid gibt oder wenigfteng an ihnen mit- 
beteiligt fein muß, Republik ift diejenige Staats- 
form, bei der das Volk und nur das Rolf in den 
wichtigften Staatzfragen die Entjcheidung Hat. Die 
Zahl der Herricher ift für den Gegenjak vollftändig 
gleichgültig. Auch das deutfche Reich it eine Monarchie, 
wie wir fehen werden (fiehe Band III), ein monacchiicher 
Bundezfiaat. 

Man Tönnte dem entgegenhalten, daß dieje Einteilung der 
Staatsformen die Ariftofratie nicht berücjichtige; doch ift dieje 
Staatzfornt jo gut wie ausgeftorben und Fan in der Kaflifi- 
fation der modernen Kulturftaaten feine Rolle ipielen. 

I. Wem wir die heutige Kulturivelt überbficen, jo 
jinden wir in ihr Monarchien und Demokratien. Doc) ift auf 
den erjten Blick Mar, daß eine Reihe der früheren Zeiten 
wohlbefannten Staatsfornıen teils ganz fehlt, teil® nur in 
Rudimenten vorhanden ift. Zrmerhalb des Typus der Mo- 
narhie ift die alte Form der Wahkmonardie!) vollitändig 
verjchtvimden. Geblieben ift nur die Erbmonardie. Ge- 
jcpwunden ift jelbft der Übergangstypus ziwiichen Wahl- 
und Exrbnionardjie, nämlich die im Mittelalter übliche DBe- 
ihränfung der Wahlfähigfeit auf die Mitglieder eines be- 
ftinmten Fürftengefchlechts (3. B. England in der Beit der 
erjten Normannenfönige, jiehe mein engl. Staatsrecht, 1, 
5.589). Gefchwunden ift ferner das alte Königstum „von 
Gottes Gnaden“ im Sime einer Stellvertretung Gottes auf 
Erden dDurd) den Monarchen. Der Titel „von Gottes Gnaden” 

*) Bulgarien ift gegen den Buchitaben bes Berliner Vertrages (Art. 3) Erb« 
monarchie, Fraft jeinereigenen Berfafjung vom 16. April 1879 (aniendiert 1893), Art.4,
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it heute bloß Titel, dem Teine reale Staatzauffaffung ımd 
Staatsfunktion mehr entfpricht: felbft nicht im autofratifchen 
Rußland. Hier hatte nämlich unter byzantinifchem Einfluffe 
(jiehe W. Savva, Moskowskie Zari i Byzantijnskie Wasi- 
lewsy, Charfom 1901, ©. 271 ff.) FZohann III. den Titel eines 
Herrfcher „von Gottes Gnaden“ am AUusgange de3 15. Zahr- 
Hundert angenommen, namentlih um feine Unabhängig- 
feit bon dem Weltfaifer, dem römischen Kaifer deutfcher 
Nation, und dem Weltpapfie darzutun. Zohann IV. hat das 
Stellvertretertum Gottes in dem Krönungseide zum Aus- 
druce gebracht. Aber dies it mın völlig aus der heutigen 
Eidesformel gejchwunden. Anderswo war die Entwicklung 
ähnlich, fo in England und Deutfchland: überall diejelben 
Eiappen von dem „Bottesgnadenkönigtum” al3 Kormel der 
Selbftändigfeit gegenüber Kaijer und Bapft zum Gottesgnaden- 
fönigtum als Gtellvertretung Gottes auf Erden und von da 
zum bloßen Titel. Gejchwunden ift die alte Auffaffung vom 
Monarchen al3 Eigentümer des Staates, wie fie 3.8. Lud- 
fig XIV. von Frankreich noch borjchwebt (Oeuvres II, p. 121, 
it. bei Zellinef, ©. 656: „Vous devez donc premierement 
Etre persuade, que les rois sont seigneurs absolus, et ont 
naturellement la disposition pleine et libre de tous les biens 
qui sont poss&des, aussi bien par les gens d’öglise que par les seculiers...*). Nur in Rudimenten ift Die ftändifche Monarchie 
hier und da fichtbar als Befchränfung des Monarchen durch Verträge u. dgl. 3. B., wobei Monarch und Stände als gleich- mäßig urfprünglich und jelbftändig betrachtet werden, der Staat jelbft dualiftifch zwifchen Königs- und Ständeherrfchaft aufgeteilt ift. Medtenburg und Finnland haben allein den zweifelhaften Vorzug, den Typus folcher Monarchie heute zu tepräfentieren. Schweden, das feit der Verfafjung von 1809 bi3 zum Sahte 1866 eine fändifde Monarchie war, it tun eine parlamentarifche Monarchie (fiehe Tahlbee, La Con-
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stitution Suedoise et le Parlementarisme Moderne, 1905, 
©. 233ff.). Gefunden ijt auch ein anderer Topus Der 
Monarchie, die jog. monarchie röpublicaine (jiehe Aulard, 
Histoire politique de la revolution francaise, ©. 11), die ein 
erbliches Küönigtum zwar anerkannte, ihm aber vie wejent- 
lichlten Eigenfchaften des Königtums, das Sanftionsrecht bei 
Gejegen einjchränfte oder auf ein Minimum reduzierte. Der 
Thpus ftammt aus,der Zeit vor der franzöfifchen Revolution, 
jein Hauptanmalt ift der franzöfifche Philofoph Mably. Seine 
Zerwirklichung fard ex in der franzöfifchen Berfaflung von 
179, im Polens Kardinalgefegen (Kalinfa, Der vierjährige 
polniiche Reichttag 1896, II, ©. 5127F.) von 1790, dem exiten 
Verfafjungsprojeft vor der Verfajfung des 3. Mai 1791, in 
der eiften Cortesverfaffung von 1812 und ihlieglich in der 
Berfaffung Norwegens von 1814. Bon allen den genannten 
Berfaffungen eriftiert nur die Iektere, aber auch fie it in 
den Typus der patlamentarifhen Monarchie übergegangen. 

Die heutigen Stantzformen find, wern man die noch als 
„Ariftofratien" betrachteten olonialgejeltfchaften, die mit Herr- 
Ichaftsrechten ausgeftattet find, abrechnet, nur die Monarchie 
und die Demokratie. Jede diefer Kategorien hat ihre bejon- 
deren, im folgenden noch näher zu behandelnden Arten. Denn 
e3 ift von vornherein Har, daß innerhalb der modernen Monar- 
hie der Verfaffungstypus Englands oder Belgiens ein anderer 
fein muß als der Preußens oder eines anderen deutjchen 
Gtliedftaates und Diefer wieder verfchteden fein muß von dem 
de3 autofratifchen Nußlands. Und innerhalb der modernen 
Demokratie trägt Frankreich ein anderes Berfaffungsgepräge 
al3 ettwa die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die 
Schweiz. Selbftverftändfich wird man bei der Wahl der Unter- 
abieilungen für die Hauptkategorien nicht endlos fchemati- 
jieren und Fatalogifieren, nur folche Abteilungen fchaffen, die 
die Möglichkeit gewähren, die Funktionelle Steuftur der be-
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treffenden Unterabteilung bejonder3 zu jtudieren, zu erfeimen 
und mit der anderer Unterabteifungen zu Eontrajtieren. Ob 
die Unterabteilung in einem Erentplar der modernen Stanten- 
welt bloß vertreten ift oder in einer großen Anzahl, ift aus 
Gründen, die im folgenden $ zu erörtern find, vollftändig 
gleihgültig. Sie muß mr einen bejonderen, mit anderen 
Unterabteilungen Teicht fontraftierbaren Bau ihrer Eintich- 
tungen aufweifen. Sad)e des amiftifchen Tafts ijt es alfo, 
die Unterabteifung fo zu wählen, daß fie ihren funktionellen 
Bau Far zur Schau trägt. 

Unter diefem Gefichtstwinfel wird man die moderne Monaı- 
hie in drei Unterabteilungen zerfälfen und ftudieren müifen. 

Bunächft ift da Die abjolute Monarchie, dann die fonftitu- 
tionelfe Monarchie und jchließlich die parlamentarifche. Der Unterfchied Tiegt in dem Umfang de3 monarchifchen Endent- - jcheide3 bei den wichtigften Staatsaften. Sn der abjoluten 
Monarchie entfcheidet zum Ende der Wille des abfoluten Herr- jer3 allein, in der fonftitutionelfen Monarchie nimmt an der Endentjcheidung zumeilen dag Parlament Anteil, im Konflifts- falle präpaliert aber der Wilfe des Monarchen, in der parlamen- tariihen Monarchie nimmt dag Parlament an den meiften Staatsaften in entfcheidender Weife Anteil, im Konfliftsfalfe swiichen Monarchen und Tarlament gibt aber das Parlament den Yusjchlag. Da der Monarch niemals alles felbft erledigen fan, fo ift ihm ein Beamtenapparat unentbehrlich. Entjpre- chend der verfchiedenen Art der Monarchien ift. aber die Teil- nahme des Beanıtenapparats an der ftaatlichen Willens- äußerung verjchieden. Zu der abjoluten Monarchie eriftiert für diefen Apparat außer dem Monarchen Feine Kontroffe. Sie ift deshalb, da bloß ein einziger Menjch diefe Niefenan- forderung nicht bewältigen fann, minimal. Die Bureaufratie herricht beinahe unbejchränft und bildet durch ihre Routine da8 Verfaffungs- und Verwaltungsrecht auf außergejeglichen
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Wege um. Jı der Fonftitutionelfen Monarchie hat die Volfs- 
vertretung die nötigen Kontrolfmittel. Aber da fie nicht voll- 
fündig find, dringt doc) Die Vermaltungsroutine in beftimmen- 
der Weije in die Necht3ordnung ein und bildet fie mitunter 
auf außerlegalem Weg um (fiehe mein engl. Staatärecht II 
©. 37 und 6505F.). In der parlamentarifhen Monarchie ift 
zwar die büreaufratiiche VBerwaltungsroutine ebenfalls vor- 
handen, aber fie muß fid) der volfftändigen Kontrolle des 
Parlaments unterwerfen; da aber diefe durch die Parteien 
betrieben wird, jo hat hier die büreaufratifche Berwaltungs- 
toutine der Parteifitte fi) unterordnen müffen (fiehe dazu 
mein engliches Staatsrecht IT, passim und weiter unter $4). 

Die moderne Demokratie zerfällt wieder in eine Reihe 
von Topen, die wir im 2. Bande näher fennen lernen werden. 

$ 2. Five und Methode des allgemeinen Stantsredhts. 
Dei der im vorhergehenden gegebenen Rlaffififation wird 

wohl der Lejer gedacht Haben: cui prodest? wozu die Mlaffifi- 
fationen, Die das allgemeine Stantsrecht zu geben hat? Die 
Antwort auf diefe Frage fällt mit der nach dem Zweck umd 
der Methode des allgemeinen Staatsrechts zufammen. Che 
wir darauf eingehen fünnen, muß ext dargeftelft werden, 
wie da3 allgemeine Staatsrecht bisher betrieben wurde. 

I. Die Rezeption des vömijchen Rechts, das Naturrecht 
und Det mos geometricus, 

In der Zeit der Rezeption des römijchen Recht bis zum 
17. Jahrhundert war für das allgemeine Staatstecht Fein 
Plag, da man das römische Recht und die römifche Staats- 
ordnung al3 die perjonifizierte Vernunft anfah) und es für 
überflüfjig hielt, ac der Staatsordnung anderer Länder zu 
forichen. „Mar bejchäftigte fich zwar damals auch) nicht mit 
einem bejtimmten gegebenen Staate, fondern mit dem Staate
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an fi.” Uber diefer Staat war der tömifche Staat. Ver- 
gebens eiferte der Water deg vergleichenden Staatsrechts 
zean Bodin (geb. 1530, geft. 1596) dagegen it feinem „Me- 
thodus ad facilem historiarum cognitionem“ und nannte e3 
geradezu abfurd, aus dem römifchen Rechte ein allgemeines 
‚Stoatzrecht herftellen zu wollen („Omitto quam sit absur- 
‚dum, ex Romanis legibus, quae paulo momento mutabiles 

-“ fuerunt, de universo jure statuere velle“). Seine Mahnung, 
die Gejhichte der einzefnen Staatsverfaffungen zu ftudieren 
und das allgemeine Staatsrecht auf Rechtövergleichung zu 
gründen, verhallte, denn im 17. Jahrhunderte bemächtigte 
ji) eine andere methodijche Richtung diefer Biffenichaft: 
da8 Naturrecht. 

Allgemeine Gattungsbegriffe minden zu einem Staats 
rechtfoften verbunden, unter welches fich alle Wölfen und 
Staaten beugen mußten. Aus der „Ratur der Sache”, aus 
der Recht3vernunft wurde jene3 Shftem aufgebaut, das eine 
vollftändig gefchloffene Einheit war, derart, daß mit mathe- matijher Genauigkeit fi) aus den allgemeinen Prinzipien die Entjcheidung des Eingelfalfes mittelbar oder unmittelbar 
demonftrieren Yaffen Tonnte, Dieje Methode eines Syitem- baue3 nannten fie Damald mos geometricus. Hobbe3 führt die Methode für die Gtaatäfehre, Pufendorf für das allge- meine Stantsrecht ein, Chr. Wolf gibt ihm dann in feinem Jus naturae al „methodus demonstrativa“ (1, &.3), nament- lid) aber Kant in feinen „metaphhfiichen Anfangsgründen der Rechtölehre” (Einleitung $ 3) folgenden Haffifchen Mus- drud: „So wie wir nun in der reinen Mathematik die Eigen- Ihaften ihres Objekts nicht unmittelbar vom Begriff ableiten, jondern nur durch Die Konftruftion des Begriffs ent- deden, jo ift’S nicht jowohl der Begriff dea Rechts, als viel- mehr dev umter allgemeine efehe gebrachte, mit ihm zu- fanmtenftimmende durchgängig mwechlelfeitige und gleiche
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Bang, der die Darftellung jenes Begriffs möglich mad... 
nach welcher Analogie auch Die Rechtslehre das Seine einem 
jeden (mit mathematijcher Genauigkeit) bejtimmt wiflen milf.” 
Diefe naturrehtlihe Gefamtauffalfung der Rechtsordnung 
hob das allgemeine Staatörecht zur Höhe einer Wiffenichaft, 
die auf Grund fonftruftiver Gattungsbegriffe ein Syftem  _ 
aufrichtet, welches die Lüden de pofitiven Staatsrecht3 aus- . 
zufüllen berufen wäre und zwar mit der Kraft normativer Gel- 
tung. Diefe Anficht vom Ymed des allgemeinen Staatsrechts 
blieb bis in die 2. Hälfte de3 19. Jahrhunderts die herrichende. 
Bluntiehli trägt fie vor (6. Aufl. 1886, I, ©. 11, Lehre vom 
modernen Staate), indem er dem allgemeinen Staatsrecht 
normative Bedeutung auf Grund allgemeiner, aus der menfd)- 
lichen Natur hergeleiteter Grundbegriffe zufchreibt. 

11. Der ftantsrechtliche Pofitivismus und die naturwiffen- 
Tchaftliche Begriffsbildung des Staatsrechts. 

Gegen die Methode und die normative Bedeutung des 
allgemeinen Staatsrecht3 ift immer Kampf geführt worden. 
Im 19. Jahrhundert war e3 namentlich die romantifche Schule 
und die Nechtsphilofophie Stahl auf Schellingfcher Grund- 
age, die Dagegen Einjpruch erhob. Der erfolgreicjjte Vor- 
ftoß Dagegen wurde aber durch die Hiftorische Rechisichufe und 
zivar durch einen bejonderen Zweig derjelben, die fogenannten 
Germaniften, geführt. Sie, in3befondere allen voran Karl 
gr. dv. Gerber), jtellten zunächft die Frage: Inwiefern ilt 
ein gemeine3 deutjches Privatrecht mit normativer Kraft mög- 
ih? Die gleiche Frage fiellt Georg dv. Wächter?) für das 
Strafrecht. &3 war nur eine naheliegende Konfequenz, Diefe 
Refultate für die Beantwortung der Trage, inwiefern ein 
gemeines deutjches Staatörecht und noch weiter, iniieferm 

2) Das wiffenfhaftlie Prinzip des gemeinen beuftfchen Privateechts. Jena 
1846. ©. 276. 

2) Gemeine Neht Deutfcjlands, inzbef." gemeines deutjches Gtraftedt. 
Reipzig 1844.
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ein allgemeines Staatsrecht wiljenjhaftlich von Wert jein fönnte, zu verivenden. Die Beantwortung fiel zu ungunften de3 naturrechtlichen alfgemeinen Staatsrechts aus. Mar leug- nete die normative Bedeutung eine3 gemeinen deuffchen Staatsrechts und ebenjo die eines allgemeinen Staatsrechts im Sinne der Naturrechislehrer. Der Hauptgrund war die Recdtsquellentheorie der bitorijchen Schule, twonad) das Wirfen der Rechtsquellen nur in der Begrenzung eines be- ftimmten ftaatsrechtlichen Territoriums, niemal außerhalb desjelben, anerfannt wurde. 
or diefem Anfturin der diftorifchen Nechtzjchule fapitu- Tierte zwar das naturrechtliche Staatsrecht, feinestwegs aber die Methode, der alte mos geometricus. Er erhielt fich auch unter der Herrfchaft des num auffommenden Bofitivigmus im Staatsrecht, er bildet noch, jest defjen methodifche Grundlage und gipfelt in folgenden drei Säßen: 

1. Das Staatsrechtäjpftem jedes Staates ift eine in fich geichlofjene Einheit, die feine Rüden fennt (Laband, Deut- jches GStaatsrecht, 4, Aufl., IV, ©. 537). 
2. Das Stantsrechtsiyften befteht aus einer Hierarchie von Nechtsfäßen, Diefer muß eine Hierarchie don Rechts- begriffen forrefpondieren, die zu diefem Bivede eben fon- ftiuiert werden müjjen. 
Laband, der herborragendfte Vertreter des ftaatstechtlichen Rojitivismms, fagt (Vorwort zur erften Wuflage jeines deutichen Staatsrechts): „Es handelt fi... um Analdfe der neu entjtandenen öffentlich rechtlichen Berhältnijfe, um die Beitftelfung der juriftifchen Natur derfelben und um die Auffindung der allgemeinen Nechts- begriffe, denen fie untergeorönetfind..., dagegen it die Schaffung eines neuen Rechtöinftitutz, welches einem höheren und alfge- 

Tann, gerade jo unmöglich wie die Erfindung einer neuen Togifchen Kraft oder Entftehung einer neuen Naturkraft.” An einer andergi Fidk heißt e3 (Vorwort zur ziveiten Auf Tage): „Die wiffenfehäht Iche Yufgabe der Dogmatik eines bejtimmten
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pojitiven Redts Tiegt aber in der Konftruftion der Rehtzinftitute, 
in der Zurücdführung der einzelnen Rechtzfäbe auf allgemeine Be- 
griffe und in der Herleitung der aus diefen jich ergebenden Folge- 
rungen.” 

3. Diefe durch Konftruftion getvonnenen Rechtöbegriffe 
möüfjen eine Fülle gleichartiger Rechtserfcheinungen unter fich 
jubfumieren Yaffen; jie müfjen aljo Gattungsbegriffe fein. 

Laband fagt (Vorivort zur erften Auflage): „&3 Fan jchvierig fein, bei einer neuen Erfcheinung im Rechtöleben zu erfennen, aus welchen juriftiichen Elementen das rechtliche Wejen derjelben ZU= fammengejeßt ift; aber die wifjenihaftfiche Behandlung des Rechts befteht eben darin, daß fie die Erfheinumgen des Rechtälebeng nicht nur bejchreibt, jondern erklärt." 

Dieje drei Dogmen der Methode dez heute Hevijchenden 
ftaatsrechtfichen Pofitivismug nenne id) die naturwiljen- 
ihaftlich geartete Begriffsbildung des Staatsrechts. 

Dabei darf freilich nicht überfehen werben, daß man feit 
Yhering (fiehe&eift des töm. Rechts, Bd. II, ©.322 und passim 
jomwie „Bed im Recht”, 1.Bh., ©.48f., 453f.) die juriftifche 
DBegrijfebildung als durch) das Iivechmoment regiert — alio 
als eine tefeologifche — anfieht, Der fie begerrichende Ze 
üt der Wille des Gejehgebers. „Wejentlich find für den jurifti- 
ihen Begriff diejenigen Merkmale, welche dazu beitragen, 
daß der Wille de3 Gefebgebers ausgeführt werde, oder wie 
Shering fagt, daß das Recht fich verwirkfiche” (fiehe Nickert, 
Zur Lehre von der Definition, 1888, ©. 31 und Nimelin, 
yuriftiiche VBeguiffsbiloung, ©. 11). Wenn aber der Wille 
de3 Gejehgeber3 fick, zu einem Syitem verdichtet und als 

Miederichlag Allgemeinbegriffe, die „Nechtöföcper" Sherings, 
_» abjondert, dann tritt eben der. Bived des einzelnen Nechts- 
inftituts und Rechtzfages immer mehr in den Hintergrund, 
und es bleibt nur die Frage, twietveit fie dem Söftem ein- 
N georönet werben fünnen > urrsbildung für 

da3 Detail des Reh tritt zii 3 Brütt, Die 
Hatichet, Allgemeines: teisteliveratard 2 

SRearaati   
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Kunft der Rechtsanmvendung, 1907, ©. 9). und e3 bleibt nur das Streben, jene3-auf die Allgemeinbegriffe zurüdzuführen, as eben die Triebfeder aller naturwifjenfchaftlichen Be- griffabildung ift, weshalb Fhering auch dieje von ihm zuerft Idarf prägifierte Methode al „naturhiftorifche” bezeichnet (Geift II, ©.345). Gie ift nur Die Fortfeung des alten mos geometricus, Wefentliche Förderung hat fie dem Gtaats- techte gebracht, ja fie hat dag Stanttecht von politifchen und naturrechtlichen Zutaten gereinigt und auf feine heutige, der Brivatrechtswiffenfchaft ebenbürtige Höhe erhoben. Aber dieje naturwiffenschaftliche Vegriffsbildung genügt dem heu- tigen Stande unferer Wiffenfhaft nicht mehr. 
Bunächft ift das Staatsrechtsiyftem noch meniger al3 da3 de3 Privatrecht3 eine in fich gefehloffene Einheit, jondern weift eine Unzahl von Litden auf, die aus dem pofitiven Nechtsftoff nicht zu ergänzen find. Hier Hilft mın die Praris aus, fie fülft die Lüde in ihrer Art, aber eg entfteht die Frage, ob der von ihr für den Einzelfall Pprobiforijch getroffene Ausweg die Fähig- feit hat, aus einer bloßen Konventionalregel (fiehe über diefe tamentlih 8b. III), eine Rechtöregel zu werden. 
Sodann gibt e8 im Stantsrechte eine Menge von folhen Konventionalregeln, welche die Rechtzjäge übermuchern. Der Sab: formal juriftifch ift dies fo, praftifch geftaltet fi) Die Sade anders, tritt ung im Staatsrecht auf Schritt und Tritt enfgegen. Auch hier handelt e3 fi) darum, die aus dem eriten praftiichen Syalfe entjtehende, von der formalen Rechtsordnung abweichende Kondentionalcegel, die fändig gehandhabt ivird, juriftifch zu werten, 
St. B. Der ab der Pragis deg deuffchen Neichsrechts, tvonadh der Bundesrat gegen den Wortlaut der Neichöver- faffung ftändig tagt, Recht oder Nichtrecht? Sft der ©Sa& der deutfhen Neichepragig, Burch, dei dem Kaifer dag Recht der Gefebgebungsinititive, eingeräumt wird, Recht oder Kicht-
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techt? Wir jehen Demnach): da8 Dogma von der Rechtsfag- 
und Begriffshierarchie, da3 Der ftaatsrechtliche Rofitivismus 
aufgeftelft hat, ift nicht überall durchführbar, weil e3 fehr viele 
Rechtsfäbe gibt, die durch die Praris volfitändig umgebogen 
werden und die Begriffe, die folhen NRechtsfägen Eorrefpon- 
dieren, niemalß zur Pyramide aufgeführt werden Fünnen. 
Denn die Grundlagen diefer Pyramide werden von der Praxis 
jtändig unterwühlt. 

Aber auch) feine Gattungsbegriffe jind immer und unter 
allen Umftänden die ftantsrechtlichen Begriffe. Mitunter rei- 
chen nämlich fon wenige Präzedenzfälle aus, um einen 
Nechtsias, ein Rehtzinftitut zu tragen. Man denke nur an 
das Rechtsinftitut ver Steflvertretung nach preußifchem Staats- 
rechte, Das fich nur auf fünf Prägedenzfälfe ftüst. Wuch das Ber- 
fahren, das bei Verfafjungsänderungen nach franzöfifchem 
Staatörecht zu befolgen ift, ftüßt fich nur auf zwei Präzedenz- 
fälle (1879 und 1884). All da3 muß den Gedanfen befeitigen, 
daß toir im Staatsrecht e8 nur mit Gattungsbegriffen zu_ tun 
hätten, welche eine Fülle ftet3 gleicher Lebensericheinungen 
unter fih jubjummieren ließen, wie Dies im ivilvecht un- 
beftreitbar der Fall ift. 

sm Gegenteil, wir werden im Stantsrecht oft genötigt, den 
Einzelfall ald Werteinmaligfeit, al3 fehr felten oder niemals 
wiederholbar zu werten. Diefe Wertung des Sndividuellen, 
de3 werieinmaligen Präzedenzfalles im Staatsrecht verlangt 
eine andere Begriffsbifdung als fie der herifchende Pofitivig- 
mus liefern fanır. Ich nenne Diefe Begriffsbildung die hifto- 
rifche, im Gegenjab zu der vom Bofitivismus bisher augjchließ- 
ih gepflegten naturwifjenichaftlihen Begriffsbifdung. 

II. Die Hiftorifche Begriffsbildung und da allgemeine 
Staatsredhtt. 

Das Problem des Individuellen und feiner Wertung ift 
für die Kulturmiffenfchaften erft in neuejter Zeit durch die 

2%*+
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Philofophen Windelband und Nidert geftellt worden. Aug- 
gangspunft Hierfür ift die Exfenutnis, daß die Einmaligfeit, 
die untwiederholbare Individualität im Gegenfaß zu Der gene- 
vellen Gejeßmäßigfeit ein Unterfcheidungsmerfmal des Hiftori- 
Ichen it. Während die Naturwiffenschaften das Streben haben, 
generelle Gejegmäßigfeit der Eriheinungen aufzudeden und 
diefem Streben durch Aufiteigen zu immer allgemeineren 
und höheren Prinzipien mit Hilfe von Begriffen, die immer 
allgemeiner und abjtrafter werden, zu genügen, Fann die 
Werteinmaligfeit al3 gefchichtliche Zatfache nur durch eine 
Veziedung auf allgemeine Werte der Kultur erkannt werden. 
Das ift da3 Wefen der Hiftorifchen Begriffsbildung. 

Für die Gefchichte Tiefert folch allgemeine Werte die Ethik, 
für unfer Staatsrecht müffen diefe allgemeinen Werte, .dıcd) 
welche erjt Yiftorifche Begriffabildung möglich wird, von 
einer eigenen Wiljenfchaft aufgejtellt werden. Dieje ijt 
da3 auf Rechtövergleihung aufgebaute allge- 
meine Staatsreht. 8 bleibt nur die Frage, . bon 
welcher Art die Begriffe fein müßten, die das allgemeine 
Staatsrecht ald Wertmafftäbe jchafft. Auf die Beantwortung 
diefer Frage führt uns folgende Erwägung. Wir jahen oben, 
dab die Konventionafregel die perturbierende Wirkung auf 
die naturwiffenjchaftfiche Begriffebildung des herrjchenden 
Pofitivismus ausübt. Mill man fie zu dem geltenden Recht in 
Beziehung jeen, jo muß man unterjuchen, ob der fie ein- 
führende erjte Rechtzfalt, bat. jener Fall, bei dem man fich 
der Abweichung vom geltenden Recht zuerit bewußt worden 
ift, möglicherweife das Recht umbilden Fan. Mit anderen 
Worten: die fonforme Prarig, jofern fie auch .eine Fonftante 
Abweichung vom gegebenen Recht Darftellt, ift juriftifch ım- 
iniereffant. Intereffant allein ijt mm der erfte Fall, der eine 
bewußte Abweichung vom geltenden Recht jchafft. Ihn gilt 
e3 Fritiih d.H. am juriftifchen Mapjtäben zur werten. Dieje
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Wertung befteht num darit, Daß man die aus ihm abftrahierte 
Norm, alfo zunäcit die Konpentionalregel daraufhin prüft, 
ob fie nicht troß formaler Abweichung vom ausdrücklichen 
Bortlaut eines Rechtzfnges dennoch dazu dient, eine Reihe 
anderer Nechtöfähe zu ftüßen und zu tragen. Um da3 eben 
Befagte an einem Beilpiel zu verdeutlichen: der Sab, daß das 
Reich gegenüber dem Einzelftaat in der Organifation md 
Volziehung der Privat- und Strafrechtäpflege immer nur 
jo meit gehen dürfe, alß e8 zur Aufrechthaltung der Einheitlich- 
Teit deö gemeinen Privat-, Straf» und Prozekrechts nötig fei, 
wird von Hänel (Deutjches Staatsrecht, I, ©. 755) al Ber- 
faffungsiab angefehen, trogdem er eigentlich gegen den G&e- 
jegestegt Der Reichöverfaffung geht. Ex wird einerfeit3 durch 
die gegenwärtige Art der Gerichtsorganifation, andererfeits 
duch den Zived der Bundesgerichte des allgemeinen Staats- 
rechts nahegelegt. „Und fo ergibt fich auf dieferm Gebiete die 
hödhjft eigentümliche Exfeheinung” — jagt Hänel — „daß ein 
Sat als Verfafjungsfag ausgejprochen werden muß, der nicht 
nur in dem gegenmwärtigen Texte der R. 8. nicht enthalten 
ift, jondern demfelben geradezu widerfpricht, ein Cab, der 
überhaupt mr durch Deduftion gemonnen werden Fanıı und 
überdie3 nur durch Deduftion aus gejeßlichen Detaildejtim- 
mungen, deren jede für jich genommen nur auf die Bebeu- 
tung einfacher Gefege Anfpruch machen Fann.” Wir fehen, e3 
fommt auf die funktionelle Zufammengehörigfeit des Sates 
von ber Einheitlichteit der Rechtspflege mit den Rechtsjägen 
ver Reichäjuftiggefege an und diefe funftionelfe Bufammen- 
gehörigfeit ift’S, die ung das allgemeine Staatsrecht in großen 
Paradigmen, den Zunktionstgpen, zu erfchließen hat. 

Ein anderes Beifpiel ift Die Frage des franzöfiichen Staats- 
techts, ob dem franzöfifchen Senate eine gleiche Kontrolle der 
Minifterverantivortlichkeit zuftände wie der Deputierten- 
fammer. Die gegenwärtige Verfafjung jchmweigt fich Darüber
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aus, Die Bragis fteht auf dem Standpunft, daß der Senat dur 
ein Mißtrauenzpotum die Minifter ebenjo zu Fall bringen 
könnte, wie Die Deputiertenfammer dies vermag. Sit Diefe 
Konventionalregel der Braris Verfaffungsjag? Die Antwort, 
die E3mein (droit constitutionel, ©. 697) gibt, ift\perneinend, 
denn der Typus des parlamentarifch vegierten Staates teift 
einen funktionellen Zufanmenhang äivifchen der Erteilung 
de3 Mißtrauensvotums und der Auflöfungsmöglichkeit der 
betreffenden, das Mißtrauen votierenden Kammer auf. Das 
zeigt eben das allgemeine Staatsrecht. Nun hat der Präfident 
der Nepublif dem Genat gegenüber fein Auflöfungsredt. 
Der Senat hat alfo Tein Ntecht, die Minifter durd) fein Votum 
zu Fall zu bringen. 

ir jehen demnach): die Wertmaßftäbe des allgemeineit 
Gtantsredhts, feine Begriffe find durch Rechtsvergleichung ge- 
wonnene Funftionstppen d.h. Thpen, welche Zunftiong- 
sufammenhänge zmwifchen den Rechtsfägen aufdecen. 

Sie verdanken der Rechtsvergleihung und der techt3- 
vergleichenden Analogie, nicht der Konftruftion ihr Dafein. 

Daß Die Rechtövergfeichung durch Aufftellung von „Typen“ dag, 1003 jein joll, alfo „richtiges Recht“ fchaffen fan, nicht bloß das, 
tvg8 ift, bejchteibt, jtehe fiir das Strafrecht: v. Lifzt in der Beit- fHrift für die gefamte Strafrehtäwifjenfchaft, Bd. 26, €. 553, 

Sie find nicht Öattungäbegriffe, unter welche fich der 
Einzelfall des pofitiven Staatörecht3 fubfumieren Yäßt, 
jondern Baradigmen, nad) welchen die Funftionz- 
äufammenhänge de3 Satzes de3 pofitiven Staatsrecht3 auf- 
gebedt werden. Analogie, nit Gubfumtion ift der hierbei 
verwertete Iogifche Schluß. Und nod) eins: mährend Die fonftruftiven Gattungsbegriffe immer nad höheren abftraf- 
teren Begriffen, unter welche fie gebracht werden Fönnen, 
ftreben, haben die Sunktionstypen de3 allgemeinen Staatz- veht3 die Tendenz, durch Klaffififation in immer mehr ins
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Detail gehende Unterarten gejpalten zu werden, Nechtö- 
vergleichung ermöglicht allein diefe Haffififation, die abfolut 
notwendig ift, wenn der Typus dem Einzelfall immer näher 
gebracht werden foll, um die bejte — weil nächlte — analogische 
Beziehung zwiichen beiden zu ermöglichen. Das ift die Hifto- 
rifche Begriffsbildung, die da3 allgemeine Stantzrecht möglich) 
madt. Gelbfiverjtändlich ift diefe Begriffsbildung d. i. vie 
Mejjung des Einzelfalles an dem dur) dad allgemeine 
Stantsrecht gegebenen Paradigma felbft Aufgabe des pofi- 
tiven Staatsvechts, die neben der herrfehenden naturmwiffen- 
fchaftlichen ihr volles Necht auf Anerkennung verlangt. Arifto- 
tefe3 deutet fie jchon in feiner Politit mit den bedeutfamen 
Worten an: „nad” Ölov yao dvayzaloy, yoapfvar, ai 
ö: nodses nepi ı@v ad Eraoıdv eiow“ (I1,5 812), 
d.5.: „Sejebe müfjen allgentein abgefaßt fein, die Braris 
fteilt auf den Einzelfall ab.” 

l. Zeil: Die moderne Monardie. 

s 3. Die Wurzeln der modernen Monarchie. 

Die heutigen Formen der Monarchie, die jelbfiherrliche, 
die Eonftitutionelle und Die parlamentarijche, ftehen in diejem 
Verhältnis zueinander, daß fie alle Stadien ein und derjelben 
Entwidlung darftellen: aus der jelbftherrliden wird Die 
fonftitutionelle, aus der fonftitutionellen die parlamentarische. 
Um demnad) die Wurzeln Der modernen Monarchie zu ftudie- 
ren, wird e3 fich empfehlen, die Typen der heute eriftierenden 
Staatzformen in ihrer Entwicklung Darzuftellen. AS Typus 
der modernen autofratifchen Monarchie gelte uns hier Nuß- 
land, als folcher der Tonftitutionellen Monarchie der Deutjche 
monardijche Staat, al Typus der parlamentarifchen Monar- 
ie England und das monarchifche Tranfreich von 1814—48.
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I. Die Entwidlung der Autofratie oder jeldftherufichen 
Monarchie). Wie in dei mwejteuropäifchen Staaten madt 
diefe Entwiclung in Rußland die befannten Stadien durch: 
sunädht den Dualismus deg Staates, der zwifchen König 
und Bolfsverfammlung (Hier „vetfche” genannt) befteht, danıı 
infolge veränderter mwirtjchaftlicher Berhältniffe die Heraus- 
bildung großer Latifundien, welche ein dem Sünige eben- 
bürtiges Rivalentum in Öeftalt der Stände jchaffen, jchließ- 
lich die Überwindung diefer Stände durd) das Königtum und 
die Heritellung des Abfolutismus. In Rußland vollzieht jich 
dieje Schlußentmwicfung vom 16. Sahrhundert bis in die zweite 
Hälfte de3 17. Jahrhunderts, Die Regierung Swan des 
Shhredlichen ift der Wendepunkt. Wie in den wejteuropäijchen 
Staaten fonnte fich Diejes Endftadium auf drei Momente 
fügen: 

1. Bunäcft war e8 ein techtlich-Jogialeg, die Herabdrüdung 
de3 hohen Adel in die Rolle von lande3unmittelbaren Unter- 
tanen und Beamten (sluschetelnyi liudi), die Vernichtung ihrer ftändifcden Vorrechte, Die fie TQ Geftalt ftändifcher Ver- 
tretung, der Bojarenduma und des Temski sobor, hatten. 

2. Ferner trug die Rezeption römifch-rechtlicher, hier 
byzantinifcher Boriteflungen wejentlich zur Entwicklung des 
autokratifchen Barentums bei. Schon im 15. Zahrhundert 
machte fich unter der mosfowitijchen Geiftlichfeit die Anficht geltend, Daß das Byzantinerreich wegen feiner Abtrünnigfeit bom wahren Glauben (Union der röm. und griech. Kirche auf dem Sertara-Florenzer Konzil von 1433—45) verfallen jei und . baß der mosfotitifche Sroßfürft von Byzanz die Aufgabe, das Harentum und den wahren Glauben in feiner Reinheit zu be- wahren, bejite. Sehr genährt wurde Diefe Anfchauung durch vrafelhafte Worte in zeitgenöffiichen byzantinifchen Schriften, 

3) Giehe dazu Rofzkon, Die Cntfte ung der Gelbftherrfaft i euffiich). Mosfau 1906. nes Merfehaft. in Rußland
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die davon jprachen, daß ein blonde3 Gejchlecht einft den Selanı 
unterjochen werde, und da blond in der rufjiichen Sprache 
„rusi,‘ Heißt, vermechelte man bald in der Tradition „blondes 
Seftflecht" (roa A nit „wuffichen Stämmen“ (vodfrusski). 
Dazu fanı noch, Daß Jan III. eine byzantinifche Katjer- 
tochter, Sophie Paläolog, al3 Gattin heimführte. Damit 
wurde auch) die byzantinische Hofverwaltung und der byzan- 
tinifche Hofftant nebit Zeremoniell nach Mosfau überführt. 
‚u den politiichen Pamphleten des 16. Zahıyundertz findet 
lich infolgedefjen bald die ftereotype Phrafe: „Biwei Ron 
jinnd gefallen, da3 dritte (Moskau) fteht noch, ein viertes aibt 
e3 nicht.” Gerade dieje tuffische Entwickfung entjpricht aud) 
der Tontinentalen, insbefondere deutfchen, two durch die Re- 
zeption de3 vömifchen Rechts ebenfalls der Landesherr als 
princeps legibus solutus aufgefaßt wurde. 

3. Die dritte Stüge der abfoluten Monarchie war und ift 
in Rußland, wie feinerzeit auch in anderen Staaten, die Ent- 
mwidlung einer Bureaufratie. Wir finden ihre Anfähe Schon 
in der Zeit Zwang de3 Schredfichen, feit feiner Zeit wurde 
fie noch bejonders ausgebildet. Zivei Motive waren e3 ing- 
bejondere, fie feit diefer Zeit befonderz vollfräftig auftreten 
zu lafjen. Zunächft war Der ruffiiche Adel niemals das, was 
anderswo, nämlic) eine in fich gejchloffene Klajje mit felb- 
ftändigen Standesvonurteilen im guten und jchlechten Sinne, 
und daher niemal8 von der Pflichtauffaffung feines Standes 
durchorungen. Eine Erfüllung von Staatzaufgaben durch 
jeine Vermittlung in Geftalt quiherrlicher Bolizei oder Ge- 
tichtöbarfeit erwies fich, jofern fie in Rußland beftand, 
bald al3 Mißgriff und mupte durd) die Bureaufratie exfest 
werden. Zudem maren die Adligen fo fehr mit Heerespflichten 
(al? pomiestniki und slusch2telnyi liudi) belaftet, daß fie jehr 
froh maren, wenn ihnew/die Erfüllung von Verwaltungs- 
aufgaben abgenommen’ wurde. Schließlich mußte mit der 

wı
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Entwidlung der Leibeigenfchaft ein Beamtentun gefchaffen 
erden, das die Hörigen Leute zu ihren Pflichten und 
ihre Gewalthaber in den’ vorgefchriebenen Schranken bielt. 
Dies alles beförderte in Rußland die Enttoictung einer eigenen 
Kafte der ftaatlichen Gefellichaft, der Bureaufratie mit be- 
jonderen Rangsunterjchieden, dem auch den Zaren einfchrän- 
fenden „mestnichestvo.” Peter der Große entwickelte diefe 
allerdings noch rudimentäre Bureaukratie zur Beamten- 
hierarchie nach Tontinentalem, insbejondere jhmwediichemn, 
franzöfiichem und deutfchem Mufter. Aber dieje neue Bureau- 
fratie brauchte einen Kontrolfapparat in Geftalt von ji) wechfel- 
jeitig Hemmenden und Fontrollierenden Suftanzen, in Geftalt 
einer Berwaltungsgerichtäbarfeit und eines Local Self- 
government, wie fie z.B. England umd namentlich Preußen 
feit den Tagen Friedrich Wilhelms I. gefchaffen hatte. Mle 
Verwaltungsreformen feit Peters des Großen Beiten Stehen in 
diejem Beichen. Sie fennen zu Iernen ift für die Entwicklung 
de3 modernen NRechtöftants von befonderem Snterejfe. Peters 
Streben ging zunächft auf Einrichtung möglichit ftarfer Zen- 
tralifation und mwechjeljeitiger Kontrolle der Behörden. Er 
reformierte nach fchwedifchen Mufter die Provinzialverwal- 
tung, [duf an Stelle der alten Prifafi, der friiheren Bentral- 
ftellen, Kollegien, deren Mitglieder jich- wechjeljeitig hemmten 
und fontvolfierten, umd fchuf den Senat als Oberfontrolfe, 
in welchem alle Departementsfpigen und die Borfteher der 
Probinzen, die Woinoden, fich zufammenfanden. Da aber der 
Senat in diefer Geftalt nur „Richter in eigener Sache” mar, 
wie Peter dies felbft bald erfannte, vichtete er bei den unteren 
Bermaltungsftellen und Gerichten fowie beim Genat öffent- 
fihe Ankläger, Profuratoren, ein, die die öffentlichen Funk 
tionäre zu überwachen hatten, und über ihnen ftehend den 
Generalprofurator, der die Tätigkeit de3 Senats fontroffierte. 
Diefe Verwaltungsorganifation war ganz auf die mächtige
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BVerjönlichkeit Peters zugefchnitten, fie verfiel und tmurbe 
zur bureaufratifchen Dligarchie iumter feinen Nacjfolgen, 
menn fie jehwad waren, oder einfach Werkzeug in der Hand 
von Favoriten, wenn ein Weiberregiment, twie dies unter 
Anna und Elijabeth der Zall war, vorherrichte. Exit Katha- 
tina II. begann in großem Stile wieder zu reformieren. Sie 
war hierbei von zwei Grumdideen erfüllt, von der Montez- 
auieujchen Dreiteilung der Geivalten und von der Einrichtung 
der Rofalderwaltung, beide a3 Hemmfchuhe der Bureaukratie 
gedacht. Aber gerade aus diefem Grunde wurde die Drei- 
teilung der Staatögewalt nur zu einer neuen Gejchäftövertei- 
lung innerhalb der Brovinzialverwaltung und zu einer modi- 
fizierten Organifation;des Senats oder, wie ein heroortagender 
Staatsrechtslehrer (Korkunod in feinem ruffiichen Staatsrecht, 
1905, II, ©.305) jagt, e3 var nicht ein „rasdjelenfie wlastej“ 
(Teilung der Gemalt), fondern ein „rasdjelenyie truda‘ (Tei- 
lung der Xrbeit). Die Probinzen wurden Heiner al3 zur Zeit 
Peter des Großen, fie erhielten al3 ihren Lenker Die General- 
gouberneute und deren Stellvertreter, denen für die Verival- 
tumgsgefchäfte ein Nat zur Seite geftellt wire, teils aus 
Gewählten, teils aus emannten Perjonen zufammengefeßt, 
dem franzöfiichen PBräfekturrat vergleichbar, obwohl ihm zeit- 
lich voraneilend (Einrichtung Durch da ruffifche Gefeb von 
1775, Korkunov a.a.D., S.29Ff.). Hier finden jich demnad) 
die erften Anfäbe zu einer Berwaltungsgerichtsbarfeit erjter 
Snftanz, die zweite Inflanz war durch getvifje Seftionen des 
Senat gegeben. Neben der Provinzialverivaltunggitelle 
wurden bejondere Probinzialgerichte für Zivil- und Kriminal- 
fachen eingerichtet, freilich ohne dem Generalgouverneut jede 
Einflußnahme auf fie zu nehmen. Der Senat zerfiel nun 
in eine Reihe von Seftionen, von denen die eine gerichtliche 
veip. verwaltungsgerichtliche Funktionen bejaß, die andere 
das Recht, Verordnungen im Rahmen des Gejeges zu er-
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laljen hatte, Die dritte eine Kontrolle über die Ausführung 
der Gejege ausübte und Mängel rügte. Die Kontrolle der 
Senatstätigfeit wurde Durch Perfonen in direkter Unterord- 
nung unter den Generalprofurator bejorgt, jede Geftion des 
Senats erhielt eine jolche zu ihrer Kontrolle. Die Reform der 
Lofalverwaltung war 1762 bloß auf Die Gewährung von 
Selbftverwaltung an den Abel bejchränft. Sn der Folge 
unternahm Paul I., die Zentralftellen im Sinne de3 franzöfi- 
Ichen Bureau- und Realfyftenz zu reformieren, aber die Haupt- 
jache, wie diefe Minifter zu fontrollieren, wie vor allem die 
unbejchränkte Herrfchaft des Monarchen ar Gefete zu binden 
lei, diefer Berfuch wurde erft unter Megander I. gemacht, und 
zwar war e3 der berühmte Sperangfi, der 1809 ein Ver- 
fajfung3projeft nad) diefer Richtung ausarbeitete, ungefähr 
um bie Seit, mo Stein für Preußen mit ähnlichen Plänen um- 
ging. Sein Hauptbeftreben war, wie er in feinem Berfafjungs- 
projeft (e3 ift in Turgenjems Bud) „Rußlarıd und die Ruffen” 
veröffentlicht) ausführte, die Grumdgejebe des Staates unver- 
brühlich zu geftalten für alfe, den Monarchen nicht aus- 
genommen! Er führt in der Folge aus: „Drei Getvalten fegen 
den Staat in Bewegung, die Legislatur, die Erefutive und die 

° vihterliche Gewalt. Das Prinzip und die Quelle diefer®ewalten 
finden fich im Volke. Vollfonmen getrennt, find Diefe Gewalten 
als tot zu betrachten... Um fie handeln zu machen, muß man 
fie vereinigen und gegeneinander balancieren. &8 ift fchiver zu= 
zugeben, daß eine einzige Berjon fie in ftriftem Gleichgewicht 
bei ihren verfchiedenen ußerungen erhalten förnne....” 
Dementfprechend verlangt Sperangfi eine gejeßgebende Du- 
ma, mit dem Recht der Minifteranflage und Geltendmachung 
der Minifterverantivortlichkeit, einen Staatsrat zur Vorberei- 
tung der Gefege und Aominiftratiomaßregeln, ein Minifter- 
Tomitee zur Herftellung der Einheit des minifteriellen Wir- 
fend. Dem Senat joll ausfchlieglich nur Gerichtsbarkeit als
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Aunftion verbleiben. &3 braucht hier nicht weiter hewor- 
gehoben zu iverden, tie Mlegander weit davon entfernt 
ar, diejes Projekt zu vealifieren, das vie Fonftitutionelle 
Monarchie 1809 in Rußland eingeführt hätte, wie zehn Jahre 
ipäter in den flddeutichen Staaten. &3 genügt hier die Be- 
merfung, daß dem neuerrichteten Staatsrat außer adminiftra- 
tiven Funktionen gefeßgeberiiche und minifterfonttolfierende 
zugeiviejen wurden, die von Speranzfi der Duma zugedacht 
waren. Aus jener Stellung als Berwwaltungsinitanz ift der 
Staatsrat im Laufe de 19. Jahıhundert3 alsbald durch das 
Minifterfonmitee Hinausgedrängt worden, inbejondere jeit 
ein Gejeh von 1842 jenem verwehrt Hatte, die Rechnungen 
der minifieriellen Departements zu revidieren. Im die Be- 
ziehungen zwifchen den Miniftern im Sinne einer Einheit 
durch den perjönlichen Willen des Monarchen zu kontrollieren, 
wurde da Sekretariat des Monarchen 1826 eingerichtet. 
Aber aud) da3 Minifterfomitee befindet fic) gegenwärtig in 
einem Stadium, wo e8 duxd) einen engern Nat de3 Monarchen 

s (sawieschanie) allmählich evfeßt wird; hier ein Beilpiel eines 
Fabinetis, da3 nicht durch die Parlaments-, fordern Duck 

die Bureaukratiefitte gejchaffen it. Wir jehen, viel ift in der 
Kontrolle der Bureaufratie Durch Die Berjuche der Dreiteilung 
der Staatsgewalt, durch Einrichtung der Verwaltungsgerichte 
nicht erreicht. Auch daS Local Selfgovernment hat troß der 
Reform unter Merander II. feine richtige Wirkfamfeit als 
Kontroffmittel erreicht, da e3 nach wie vor im Schlepptau der 
Burreaufratie fteht. 

II. Trogdem die abjofute Monarchie gewöhnlich Durch die 
fonjtitutionelfe abgelöft wird, wollen wir dennoch die parla- 
mentarijche voranjchiden, weil fie gegen da3 abfolute Regime 
bejonders fontraftiert. Unter einer parlamentariihen Monar- 
Sie verftehen mir diejenige, in welcher dem Monarchen die 
Minifter von der Barlamentsmajorität vorgejchrieben werden
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und das Parlament felbft Verwaltungstätigfeit übt. Zwei 
belehrende Entwidlungstgpen diefer Monarchie werden im 
folgenden Ddargejtellt. Die eine Entwidlung zeigt die Ent- 
ftehung der parlamentarifchen Monarchie in England kraft 
de3 Schwergewichts der fich herausbildenden Parteien, der 
andere Entwidfungstypus ift Frankreich in der erften Hälfte 
de3 19. Jahrhunderts, feit der Nejtauration. Hier hatte fich 
die parlamentarifche Regierung einfach dur) das Schwer- 
gewicht der juriftifchen Logik, weniger durch joziale Trieb- 
fräfte entwickelt. 

a) Die Entftehung der parlamentarifchen Regierung in 
Sranfreich (fiehe Dazu Barthelemy, Pintroduction du regime 
parlementaire en France, Paris 1907). Nichts wunderbarer 
als diejer Prozeß! Ein mit allen Vorurteilen der abfofuten 
Monarchie ausgerüfteter König fommt zur Regierung: Xud- 
wig XVIII., der in der Vorrede zu feiner dem Wolfe ge- 
jhenften Berfaffung („Charte“ von 1814) ausdrückic) jagt, 
daß in feiner Perfon die gefamte Staatsgewalt vereinigt fei 
und er nur in der Ausübung der Tegislativen Gewalt vom 
Parlament bejchränft fein mollte („Bien que Y’autorite toute 
entiere residät en France dans la personne du roi, nos pr&de- 
cesseurs n’avaient point hesit A en modifier l’exercice) und 
fid) troß alledem einem parlamentarifhen Regierungsfyftem 
anbequemen muß?! Einfach die Macht der juriftifchen Logit, 
unterftügt bon dem Vorbild der englifchen Berfaffung, die 
damaB ein ebenjo fafzinierende3 Vorbild mar twie das römische 
Recht zur Beit feiner Rezeption, hat dies bewirkt. Sehen wir 
uns biefen juriftifch-Logifchen Prozeß ar, fo finden wir, daß 
er an die vecht dürftigen Beltimmungen der Charte über 
Minifterverantmortlichfeit und die Befugnis des Parlaments, 
Steuern zu bewilfigen, anfnüpft. Aus dem Rechte der Steuer- 
bewilfigung folgert der Finanzminifter Baron Louis Tetbit, 
daß dem eine Einigung über die zu dedenden Ausgaben,
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aljo eine Ausgabenbewilligung vorangehen müffe; damit ift 
dann notwendig eine Kontrolle der Verwaltung insbefondere 
auf die Zmechnäßigfeit ihrer Ausgaben Hin, gegeben. Aber 
auch die Adreffen an den König dienen Diefen Zmeden der 
Kutif der Minifter und ihrer Handlungen, desgleichen das 
durch) die Charte (Art. 53) gewährleiftete Recht der Petition, 
Das Recht zur Einrichtung von Unterfuchungsfommiffionen 
und zu Snterpelfationen wird al3 notmendiges Korrelat der 
durch die Charte übrigens nur frafrechtlich vorgefehenen 
Minifterveranttwortlichkeit betrachtet. So entftehen die mwich- 
tigften modernen Kontroflemittel bloß durch die Macht der 
parlamentariichen Logik. Das alles ereignete fich gleich zu 
Anfang der Regierung Ludwig XVIIL, fo dab der Politiker 
und Minifter Vitrolle die auffonımende Notwendigkeit eines 
Miniftermechjel3 entjprechend der Parlamentsmajorität al 
„une consequence rigoureuse du systeme constitutionel‘ be- 

zeichnete. Aus der Macht jener „Logique parlementaire‘“ 
entmwidelte fich aber auch jene innere Kohärenz des Minifte- 
tiumz, die zum Sabinetibeguiff nötig it. Aus dem Gtaats- 
tat Friftalfifiert fi zunächft der Minifterrat, Prinzen und 
andere Dignitäre werden ihm nicht zugezogen, die Einheit 
(„unite‘‘) des Minifteriums von Ludwig XVII. fchon in 
der Deklaration von Cambrai nach den „Hundert Tagen” im 
Jahre 1815 zugefagt, wird al Grundfaß der Solidarität und 
Sleihgefinnung der Minifter verftanden. Das Amt des 
Minifterpräfidenten auch ohne meitere Woniniftrations- 
gejchäfte als die der oberften Kontrolle der Minifterfollegen, 
bildet fich feit dem zweiten Minifterium Richelieu Heraus, 
Dagegen wird da3 nod) an das „perjünliche Regime” des 
Monarchen erinnewnde Staatsfekretariat, dad im Sinne de 
Königs die Beziehungen der Minifter untereinander erhalten 

jolfte, unterdrückt, der Minifter des Föniglichen Haufes wird 
aus dem engeren Minifterrat ausgefchieden, in das Parla-
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ment werden Gehilfen der Minifter, die Unterjtaatzjekre- 
täre eingeführt, Die nicht etwa zur Leiftung adminiftrativer 
Arbeit, jondern zur „Zeitung“ der beiden Häufer, aljo zu rein 
politifcher Arbeit angeftellt find. Noch ift man nicht jo weit, 
die Minifter unbedingt der Parlamentsmajorität zu ent- 

“nehmen, aber fchon im Jahre 1820 fchafft man das Inftitut 
der Minifter ohne Portefeuilfe, um wenigftens dieje aus der 
ParlamentZmajorität hervorgehen zu laffen. Schließlid) fommt 
1827 da3 Minifterrum Martignae ans Nuder, einfach al? 
Ausihuß der damaligen Parlamentsmehrheit, aber 1829 ijt 
dies beim Neuantritt des Minifteriumd Poligrac nicht der 
Fall. Sebt tritt Die Deputiertenfammer mit ihrer berüfnnten 
„Noreije der 221° hervor und Hierin wird dem König die 
unumftößliche Notwendigkeit verkündet, Das jeweilige Mini- 
flerium der jeweiligen Rarlamentsmajorität zu entnehmen, 
„car elle fait du concours permanent des vues politiques de 

votre peuple, la condition indispensable de la marche re- 

guliere des affaires politiques“ (Archives parl. t. 61, p- 618). 
Was die Bourbonen zu fun verfäumten, bejorgte das Jult- 
fönigtum pünftlich. So ift die parlamentarische Negierung 
im Sranfreich zur Tatfache geworden! 

b) Sr England waren e3 vorwiegend foziafe Momente, die 
fie herbeiführten. Das Stadium des abjoluten Staates twar 
bi zur Reftauration der Stuart3 durchlaufen, Rechtöftant und 
Selbftverwaltung waren fehon im Mittelalter devart verrvirt- 
Ticht, daß die folgende Zeit alles verfchlechtern, nichts vexheflenn 
fonnte. Das fonftitutionelle Königtum, das unter Wilhelm II. 
und unter Unna noch vorherzjchte, wurde Durd) Die joziale Tat- 
jache der fich vafch entwicelnden Parteibildung umterbrocen 
und dem parlamentarijchen Negierungzfyften zugeführt. 
Unter den Königen des Haufes Hannover kommt Diefez zımn 
Durhbrudy, al3 die neue Dynaftie, Yandes- und fprachen- 
unfundig (fiede mein engl. Staatsvecht, II, ©. 17f.), ganz int
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den Händen der Whigpartei ift, die ihr auf den Thron ver- 
holfen. Die Leaders der Whigs tvaren e3, welche die oberften 
Stantäftellen befegten, fie waren e3, welche die auswärtige 
Politik beitimmten, und um deren Gunjt Kaifer und Könige 
buhlten. Befannt ift Cartevets Auzjpruch, daß er die Batro- 
nage fiber Kailer- und Königreiche führte. Die Readers waren 
e3 auch, welche fich dem Könige aufdrängten, und die ex 
nehmen mußte, weil fonft feine regierungsfähige Verwal- 
tung zuftande fan. Einem Zeitgenoffen geftand Georg II. 
mit großer Treuherzigfeit: „The king had discovered his own 
insignificancy; He found that the assurances of men without 
alliance were no Support to a Sovereign, and that if a Prince 
would be maintained in Royalty he must take those into his 
service who have the greatest influence amongst his sub- 
jects.“ Und ein andermal vief Georg IT. aus: „Die Minifter 
jind der König in diefem Lande!" So waren e3 denn auch die 
herrfchenden Parteien im Reiche und nicht die Willfür des 
Königs, wie zur Zeit der Stuart, welche die Auswahl und 
Zujammenfeßung der Kabineti3 beftiinmten. So datiert das 
erite wirkliche Kabinett im modernen Sinne, d.h. der Staatg- 
ratzausichuß, der duch Partei umd nicht durch Küönigs- 
willen gejchaffen wird, feit dem Tage des zweiten George. 

Aber freilich war damit nur der eifte Schritt gejchehen. 
Denn das Problem, das fchon Die Tage der legten Stuarts ver- 
düftert Hatte, tauchte bei der jegigen Parteitwirtichaft exft recht 
auf. E3 war nämlicd) die Frage, wie man das Kabinett, das 
jeinen eigenen Willen hatte, mit der jeweils herrjchenden 
Majprität im Parlament, namentlich im Unterhaufe, die da- 
mal3 nod) ganz fonderbare Allüren entwidelte, in Einflang 
und Verbindung brachte. 

Das Problem taucht, twie gejagt, fchon unterden Stuartz auf. 
Karl II. jucht auf Empfehlung William Temples (jiehe defjen 
Memoirs from 1672—1679 Works [ed, 1814] 11, ©. 493__506) 

Hatichel, Alfgemeines Staatsrecht I. 3
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den. Staatsrat in folgender Weife zu regenerieren (fiehe die 

Order im Staatsrat vom 21. April 1679 in Temple3 Works 

a.a.9. ©. 571ff.): die Hälfte der Mitglieder de3 Gtaats- 

vots folfte aus hervorragenden Staatäbeamten einjchlieglic) 

des Erzbifchof3 von Canterbury und des Bilchof3 bon London, 

die andere Hälfte aus Mitgliedern des Parlaments beftehen. 

Diefe legtexen follten vom Könige aus der Zahl der führenden 

reihen Großgrundbefiger herangezogen werben. Aber die 

innere Kohärenz fehlt Diefer Behörde. Die Bureaufratie und 

die Parlamentsmitglieder ftehen fi) wie zivei feindliche 

Gruppen gegenüber. Der König, des ewigen Kampfes nrüde, 

vegiert Hierauf nach feinem eigenen Belieben. 

AS das Parteifabinett unter der Hannoverichen Dynaftie 

eingerichtet ward, ging e3 nicht bejjer. Auch Hier fam es nicht 

ielten vor, daß das Kabinett fich in Widerfpruch mit der hett- 

{chenden Majorität im Unter- und Oberhaufe jeßte. Da hieß 

e3 immer mit Heinlichen Mittelcden operieren: Beeinfluffung 

ud Betecjung ver Heinjten Wahlfleden im Wahlbezirke, 

Regen von Intern für Amtshungerige und ihre Deszendenz, 

von Orden und Auszeichnungen für Chrfüchtige u. a. m., um 

den Stilfftand der Staatsmafchinerie zu hindern. Aber alle 

diefe Heinlichen Praftifen hätten jich auf die Dauer nicht 

halten können, wenn nicht zwei Juftitutionen mit Georg III. 

zum Ausgleich des Willens zwijchen Parteifabinett und 

Parlament, in3bejondere Unterhausmajorität, beigetragen 
hätten: 1. Die Ausbildung der parlamentarijhen 
Exekutive biß etwa 1780. Sie war entjtanden durch Die 
Tatjahe, Daß das Parlament durch Gejege von 1705 und 
1707 alle Beamten aus dem Parlament ausfchloß, fich aber 
porhehielt, diejenigen zuzulaffen, twelche dem Unterhaufe ge- 
nehm waren. Durd) diefe Selektion entftand eine parlamen- 
tarifche Exekutive, ohne die der Staat nicht zu regieren war 
(fiehe mein engl. Staatzrecht, 1, 554). Deshalb jagt Burke 
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mit Recht fehon 1770 (Thoughts on the causes of present 
discontents): „The people of a free Commonwealth... cannot 
be so senseless as to suffer their executory system to be 
composed of persons, on whom they have no dependence and 
whom no proofs of the public love and confidence have 
recommended to those powers, upon the use of which the 
very being of the State depends.“ 2. Die große Burfe- 
Pittihe Behördenorganifation unter Georg IIL. feit 
1782. Dadurd) wurde einerfeits die Krone genötigt, die Ver- 
waltung&behörden, aljo aud) die Kabinettäminifter, der herr- 
Ihenden Parlamentzmajorität zu entnehmen, andererfeits 
wurde durch diefe Behörbenreform der Boden dafür geebnet, 
daß nur Die Spiben der VBerwaltungsbehörben, die wirklichen. 
Departementschef3 im Kabinett. faßen und fien, nicht mehr 
wie früher der große Ballaft von Hof-, Staats und Kicchen- 
beamten, wie dies nod) zur Zeit der beiden exften George 
und jelbjt nod) in der erften Zeit Georgs III. der Fall war. 

Sp waren e3 vorwiegend foziale Momente, ivelche die 
Änderung der Fonftitutionellen Monarchie in eine parlamen- 
tarijhe in England bewirften. Im 19. Sahrdundert famen 
noch die Rezeption des franzöfifchen Budgetrechts und der 
Snterpellation al Znjtitut der Gefhäftsordnung hinzu, welche 
von. der parlamentarijhen Regierung und der Kraft der be- 
Tannten „patlamentarifchen Logik” im franzöftihen Sinne ge- 
fordert wurden. England zeigt demnach das Kehrbild der 
Tranzöfifchen Entwietung! Dort zuerft foziale Tatfachen, ing- 
bejondere Parteien- und Kabinettsbildung, der die juriftifche 
Zechnif der parlamentarifchen Regierung folgt, hier zuerft die 
juriftifche Technik, dann die Herausbildung des Kabinett3- und 
Parteitvefens, das diefer Technik nüßlich if. 

II. Die Entwictung der Tonftitutioneflen Monarchie in 
Teutichland. 

Unter einer folchen verfteht man die volfitändigfte Unab- 
3*
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hängigfeit des Monarchen vom Parlament bei Ausübung 

der Verwaltung und Auswahl der Minifter. 

Sehr präzife bringt Diefe Iinterjchiede der fonititutioneflen und 

parlamentariichen Monarchie zum Ausdrud der preußifche Alferh. 

Erlaß vom 4. Sanuar 1882: 
Das Net des Königs, die Negierung und Die Rolitif 

Preußens an Eigenem Ermejjen zu leiten, ilt durch die Ver- 

faffung eingefehränft, aber nicht aufgehoben. Die Regierunggafte 

des Königs bedürfen der Gegenzeichnung eines Miniiters und 

find, mie Died auch vor Erlag der Verfajjung geihah, bon den 

Miniftern des Königs zu vertreten, aber fie bleiben Regierunggafte 

des Königs, aus deifen Entihliegungen fie hervorgehen und Der 

Seine Willensmeinung durch fie verfaffungsmäßig ausbrüdt. Es 

ist deshalb nicht zuläffig und führt zur Berdunfehung der verfajfungs- 

mäßigen Königsrechte, mern deren Auzübung jo dargeftellt wird, 

als ob fie von den dafiir verantwortlichen jedesmaligen Miniftern, 

und nicht von dem König Selbft außginge. Die Verfajjung Preußens 

it der Ausbrud der monarchiichen Tradition Diejes Landes, dejjen 

Entwielıng auf den lebendigen Beziehungen feiner Könige zum 

Volke hexuht. Diefe Beziehungen Iaffen ih auf die vom Könige 

ernannten Minifter nicht übertragen, denn fie nüpfen fich an die 

Rerfon des Königs. Xhre Erhaltung ift eine ftaatlihe Notwendig- 

feit für Preußen. €3 ift deshalb Mein Wille, Daß jomwohl in Breußen, 

tie in dei gefeßgebenden Körpern des Reichs über Mein und 

Meiner Nachfolger verfaffungsmäßiges Recht zur perönlihen 

Leitung der Politit Meiner Regierung Tein Ziveifel gelaffen und 
der Meinung ftet3 widerfprochen merde, al ob die in Preußen 

jederzeit beftandene und durd) Art. 43 der Verfafjung ausgefprodhene 
Unverfelichfeit der PRerfon des Königs oder die Notwendigfeit ver- 
antwortliher Gegenzeihnung Meinen Regierunggaften die Natur 
felbftändiger Königlicher Entichliegungen benommen hätte... 

(gez.) Wilhelm. 
z.) Hürit von Bismard. 

An das Staatsmimifterium. (a N 

Die Staatägewalt ift nicht zwifchen Parlament und Mo- 
narchen aufgeteilt, jondern der Teßtere vereinigt alfe Ziveige 
der Staatögetvalt in feiner Rerfon. Die Bureaufratie ijt durch 
die Legislatur und ihre Kontrolle, fewner duch eine Ber- 
waltungsgerichtäbarfeit und eine Selbftverwaltung bejchränft.
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zu Deutjchland bricht Die neue Zeit mit dem Hinüber- 
wirfen der franzöfiihen Revolution an. Aus der bis- 
herigen abfoluten, polizeiftaatlichen Mafchine wird ein fon- 
jtitutionelles Königtum vor allem durch die Einwirkung der 
Montesquieujchen Dreiteilung der Staatsgewalt. Sie dringt 
in das deutjche Vertvaltungsrecht durch, die Reorganifation 
der Verwaltung, melde die fündeutichen und andere deutjche 
Staaten, al3 jie jich dem Aheinbunde anjchliegen, vornehmen 
müffen. Die Gejchäftsverteilung Der oberften und unteren 
StaatZbehörden wird dementjprechend vorgenommen, in 
Preußen, wo Kart u. a. die Dreiteifungslehre allerdings 
mehr im Anfchluffe an Roufjeau vorgetragen, wird die ganze 
Stein-Hardenbergiihe Berwaltungsreform einfchlieklich der 
Neuorönung jtädtiicher Seldftverwaltung nach der Drei- 
teitungslehre organijiert (fiehe Lehmann, Freihere vom Stein, 
II. Bd., dagegen aber E. dv. Meier, Franz. Einflüjfe auf die 
Stant3- und Rechtsentwichung Preußens im 19. Jahrh. 1I.BD. 
1908). Damit waren die Grundlagen des NRechtäftantes, der 
die Kontrolle der Bureauftatie bezivedte, gejchaffen, aber noch 
blieb in ganz DTeutichland die VBeichränfung des Monarchen 
im Sinne der Dreiteilungsiehre offen. Dies beiorgte exit die 
Rezeption des franzöfifchen SKonftitutionafismus und der 
Charte von 1814, die feit 1818 die jüddeutichen Staaten, ins- 
bejondere Bayern, Baden, Württemberg und Heffen vor- 
nahmen. Nun jchien jene Lehre verwirklicht, aber Metternich 
wollte die Allmacht dev Monarchen feinen Abbruch Yeiven 
fajjen, deshalb wurde die Feithaltung des monardifchen 
Prinzips al die Grundlage des neuen Konftitutionalismus 
fejtgehalten und im Art. 57 der. Wiener. Schlupatte folgen- 
dermaßen formuliert: 

„Da der deutjche Bund, mit Ausnahme der freien Städte, 
aus jouveränen Fürjten bejteht, jo muß dem hierdurch ge- 
gebenen Grundbegriffe zufolge die gefamte Stantsgemwalt in



38 ‚Formen der modernen Monarchie. 

dem Oberhaupte de3 Staat3 vereinigt bleiben, und der Sou- 

verän Tann durch) eine Iandftändifche Verfaffung nur in der 

Ausübung beftimmter Rechte an die Mittvirfung der Stände 
gebunden werden.” 

Daran wird feit der Zeit bis auf den heutigen Tag 

feftgehalten. Mochten die Stürme franzöfiicher Revolu- 

tionen ‚noch fo oft ımd noch fo heftig über die deutjcen 

Gaue Hinwehen, fie bemwirften im großen ganzen nur Ver- 

beflerungen der Technif der Gefehgebung, Modifikationen 

der Verwaltunggorganifation und Gelbftverwaltung im Sinne 

de3 Nechtsftants, aber an dem monarchifehen Prinzip ift bis 

heute unabänderlich feftgehalten morden. Trobdem die 

preußische Berfaffung von 1850 nicht die flereotype Formel 

bon der Vereinigung der Staatögewalt in der Perjon des 

Monarchen enthielt, wurde dies Prinzip durch Wiederbelebung 

des $ 1, 11,130 8A. E.R. aufrechterhalten. Das Berdienft 

um die Fefthaltung an jenem Grundjag gebührt außer ben 

geihichtlichen Tatfachen, weldhe die Bedeutung des König- 
tum und der Monarchie für Deutjchland bejonders in Mares 

Licht ftellten, der wirkamen GStaatölehre des Rechtsphilo- 

fophen Zulius Stahl, dem die Verwirklichung des jitrfichen 

Reiche Gottes auf Erden, deifen Zentrum der König ill, 

bejonder3 am Herzen lag. Das ift die „Obrigkeit, Die vor und 

über dem Volfe ift, in der e3 politifch eind werden fol” 
(Stahl, Rechtsphilofophie passim, fiehe darüber insb. Erich 
Kaufmann, Studien zur Staatölehre des monarhiichen Prin- 
zip3,.1906, ©. 53ff.). 

84. Die Formen der modernen Monarchie. 

1. Die Monarchie Des modernen Großftantes hat, das 
zeigt die Aufdeung ihrer Wurzeln, überall da3 Streben, die 
ihrem Wejen zugehörige Bireaufratie in beftinmmten NRecht-
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Ihhranfen zu halten, fie einem gemwiffen Kontrollapparat zu 
unterwerfen. Der Abfolutismus verjucht diefem Problem 
duch die auf Grund der Montesquieufchen Dreiteilungs- 
lehre gejicherte Trennung von Yuftiz und Verwaltung, durch 
eine unvollfommene Verwaltungsgerichtbarfeit und eine 
bejchränfte Selbftverwaltung beizufommen. Die Involl- 
fommenheit der Löfung befeitigt die Fonftitutionelle Monarchie 
durch) Einrichtung einer Volfsrepräfentation, welche durch Be- 
teifigung an der Recht3fekung und durch das Smftitut der 
Minifterverantivortlichfeit. jene Kontrolle der Bureaufratie 
bejorgt. Die parlamentarische Monarchie fucht dann vollends 
die bureaufratiihe Verwaltung nicht bloß zu Eontroflieren; 
jondern durch eine Vermaltungstätigfeit des Parlament3 zu 
erfegen. Diefe Züge follen im einzelnen dargelegt werden. 

11. Zunäcit prägt fich dev Unterfchied der monarchifchen 
Staatsformen 

1. in der Redtfegung aus. Daß der Monarch es ift, 
der Dad Gejeg formell in feinem Namen erläßt, ift alfen 
Monarchien eigentümlich, nur da3 Organ zur Seftitellung 
de3 Gejeginhaltes ift in ihnen verjchieden. Während in 
der. abjoluten Monarchie die Bureaufratie in Tom eines 
Staoisrat3 und dergleichen. hierbei tätig wid, ift e3 in der 
fonftitutionellen Monarchie ebenfo wie in der parlamentari- 
ihen da3 Parlament. Für die untergeordnete Gefebgebung, 
insbejondere das, wad man Verordnung nennt, tritt der 
Unterjchied zwifchen den drei Staatöformen der Monarchie 
bejonder3 markant hervor. Das Healbild der Dreiteilung 
der Staatögewalt würde verlangen, daß, da die, Recht- 
fegung von der Verwaltung fireng getrennt fein müßte, auch 
die Träger diefer Funktionen fcharf voneinander gefondert 
feien. &3 müßten aljo die Verwaltung refp. ihre Organe 
nieral® Rechtfegung vornehmen und umgefehrt die Organe 
der Nechtfegung niemaß DVermwaltungstätigfeit treiben.
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Allein die fogenannte Ofonomie der Staatzorganijation, 
die ftet3 beftrebt ift, Organe, die fie fchafft, auch mit ent- 
iprechender, ihre Zeit ausfülfender Tätigkeit zu verjehen, 
verhindert, Da& dies Spealbild erreicht wird. Aber noch) 
ein anderer Umftand verhindert die Smnehaltung Diejes 
Spealbildes, nämlich die Tatfache, daß fowohl Die Yureau- 
fratie durch ihre Verwaltungsroutine als aud) da3 Parla- 
ment durch feine parlamentarische Pragis über den oben 
gezeichneten Spealrahmen Fraft der ihnen innewohnenden 
Erpanfivfraft hinausgehen und mechfelfeitig, jedes Digan in 
die Kompetenz des anderen, hinübergreifen. Am näcjiten 
fommt dem Dealbild der Dreiteilingglehre in unjerer Frage 
die Fonftitutionelfe Monarchie. Sie ift zwar nicht in der 
Lage, die Träger der Verwaltung nur mit Verwaltungs- 
aufgaben zu erfüllen, jondern überweift ihnen aud) die Redht- 
feßung, aber jie verlangt wenigftens für jede joldhe NRechts- 
jebung durch die Verwaltung eine gefebliche Ermächtigung, das 
it Das Wejen der NechtSverordnung. Die autokratiiche 
und die parlamentarifche Monarchie geftatten fich Übergriffe 
über diefer Sdealrahmen, der in ihnen mr unvollfommen ver- 
wirflicht if, Hinaus. Die Bureaufratie vollführt hier Necht- 
jeßung auch ohne gefegliche Ermächtigung. &o ift es in Ruß» 
land der Minifterrat (komitfet ministrow), der Necht3perord- 
nungen ohne gejeliche Ermächtigung erläßt und an Giellfe 
de3 Stantsrats, der nach dem Gefebe zu Ausführungsverord- 
nungen ermächtigt ift, jolche einfach durch Ujurpation febt. 
Aber nicht bloß das Minifterfomitee, fondern and) jeder einzelne 
Minifter übt hier mitunter ufurpierte Nechtfegung. Auf den 
Wege der nicht gejeglich ermächtigten Verordrumg mird in 
die Rechte der Privaten eingegriffen (fiehe Kovalevsky, In- 
stitutions politiques de la Russie, 1903, .©.2377.). So wenn 
der Minifter des Verfehrswejens Verordnungen erläßt, nach 
denen jich Die Pripateifenbahnen zu vichten haben, oder
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der Unterrichtämimifter im Verordnungswege regelt, wie 
privafe Unterriht3anftalten einzurichten feien ufm. Um- 
gefehrt maßt fich in der parlamentariihen Monarchie das 
Parlament eine Rechtfegung ohne den Monarchen an und tibt 
eine vechtäperordnende Tätigkeit au. So werden z.B. in 
England die Grumdfäße für die Theaterzenfur durch das Unter- 
haus genehmigt (fiehe mein engl. Staatsrecht II, ©.550 Al, 
über andere Rechtfabanmakungen des Unterhaufez fiehe mein 
engl. Staatrecht, BD. 1, ©. 366F.). Auch der Verfaffungzjas, 
daß Richter der Neichögerichte zum Unterhaufe nicht wählbar 
jeten, galt durch zwei Jahrhunderte biß zur Judicatare Act 
von 1873 ofme gejegliche Ermächtigung frajt Nefolution des 
Unterhaufes. Die Berwaltungstätigfeit des englifchen Par- 
lament3 fraft Private Acts fei hier hervorgehoben, weil e8 
lich hier um eine Tätigfeit Handelt, die auf dem Kontinent, 
namentlid) in der Eonftitutionellen Monarchie auf dem Wege 
der Verordnung oder Verwwaltungsverfügung erfolgen wiirde 
(fiehe darüber mein engfifches Staatsrecht I, ©.517f., 536 ff.). 

2. Die Kontrollmittei der Verwaltung find in den 
verichiedenen Staatsformen der modernen Monarchie ver- 
ichteden aus- und Durchgebilbet. 

Was zunächit die Hauptfontrolle, die des Budgets und 
der Rechnungslegung betrifft, jo hat fie in der fonftitutio- 
nellen Monarchie ihren Bmwed einerfeit3 durd) parlamen- 
tariiche Prüfung der Einnahmen und Ausgaben und durd) 
Auftellung des Finanzplanes für das laufende Verwaltungs- 
jahr in Form des Gejeges, andererjeit3 durd, Nechnungs- 
legung der oberften Staatsorgane vor dem Parlament, die 
DBureaufratie in ihrer Vermaltungstätigkeit zu überwachen. 
Namentlich auf dem Gebiete der Rechnungslegung tritt neben 
die jogenannte adminiftratine durch die Burenufratie jelbft 
bewirkte Rechnungslegung noch die parlamentariiche. Ir 
der autofratiihen Monarchie bleibt die Bureaufratie Alleinherr-
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icherin fowohl in bezug auf die Budgetprüfung als aud) in be- 
zug auf.die Rechnungslegung, welche hier nur rein adminiftra- 
tiver Art it. So erfolgte die Budgetaufftellung in Rupland 
durd) den Staatörat nad) forgfältiger Beratung der Gefamt- 
aufftelfung und nach vorheriger Prüfung durch den Finanz 
minifter und Generalfontrolleur. Die Rechnungslegung der 
einzelnen Minifter für ihre Verwaltungszmweige erfolgte jeit 
dem Gejege von 1842 gegenüber dem Staatsrat (fiehe 
Korkmop a.a.D. II, ©. 100): Durch die Einrichtung der 
Duma Hat fi Died geändert, indem nach $ 31 de Drganiz 
fationögefeges vom 21. Februar 1906 die Mitwirhing der 
Duma gefichert ift. An der parlamentarische Monarchie it 
hingegen die Budgetaufftellung und -Prüfung nicht mehr 
Kontrolfe der Verwaltung, fordern felbjt Berwaltungstätig- 
feit, indem da3 Parlament nod) vor der Gejeßespolfendung 
des Budgel3 die Gelder für die Inufende Verwaltung an- 
meift refp. zurückhält, Änderungen der Finanzquellen aud) 
während des VBermaltungsjahres vornimmt und jo der gejeh- 
lichen Feftftellung des Staatshaushaltes (in England der 
Appropriationsafte) nur gewilfermaßen die formelle Sanftion 
der durd) da8 Parlament geüibten Verwaltungstätigfeit über- 
läßt. Freilich hat Diejes Gefeg wie in der fonftitutionellen 
Monarchie auch hier die Aufgabe, die gefebliche Grundlage 
für die Staatsausgaben und die Rechnungslegung zu bilden. 
Aber diefe Rechnungslegung ift, abgejehen von der auch hier 
beitehenden adminiftrativen, eine parlamentarifche, aber nicht 
bloß Eontrollierende, jondern eigentlich verwaltende Tätigkeit, 
dem dad vom Unterhaufe eingefeßte Committee of Public 
Accounts, da3 die vom Generalfontrolfeur geprüften Red;- 
nungen auch auf die Zwecmäßigfeit der gemachten Aus- 
gaben prüft, übt Hierbei eine vertvaltende Tätigkeit aus, indem 
e3 fo die Grundfäße, nad) denen die einzelnen. VBerwaltungs- 
öweige bei ihren Ausgaben vorzugehen Haben, auffteltt.
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Andere Kontrollmittel_der Verwaltung find in monarhi- 
chen Staaten mit Barlamenten die jogenannten gejchäfts- 
srönungsmäßigen d. h. Die Durch die Geichäftsordnung 
des Parlament gegebenen. Sr autofratiichen Monarchie 
wie 3.8. in Rußland hat der gejebgebende Beirat des Monar- 
Ken, der Staatsrat, ebenfalls eine Gefchäftsordnung, aber ab- 
gejehen von der Tatjache, daß dieje jederzeit Durch den Willen 
des Monarchen durchbrochen werden Tann (Korkunop a. a. D. 
11, ©.103) hat fie einen einzigen Yimed, durd) Wahrung be= 
flimmter Gefchäftsformen die Bureaufratie bei ihrer gejeb- 
geberifchen Uxbeit zu Tontrollieren. Auch mit der Einrichtung 
der Duma hat fi dies nicht geändert. Das Mlerhöcite 
Manifeit vom 6. Auguft 1905, da3 die Duma einführt, Ipricht 
davon, daß dem Beitande der Höcjten Staatöbehörden . 
noch ein bejonderes gejegberatendes Organ Hinzugefügt 
wird. Die Geihäftordnung, welche größtenteils in Dem Ge- 
fe& über Beftätigung der Organifation der Reihsduma (vom 
21. Febr. 1906) enthalten ift, it einjeitig vom Monarchen er- 
laffen. Em Betitiond- und Smterpellationsrecht findet nur 
innerhalb der der Duma ausdrüdlich zugemiejenen Kompetenz 
ftatt ($ 40 md 833, 55fT. leg. cit.). Die Gefeßesinitiative 
d. I. die Einbringung de3 Gefegentwurfs fannı nur Durch Die 
Regierung erfolgen (8 57 leg. et.) u.a. m. >: 

Die Geihäftsordnung in der Tonftitutionellen Monarchie 
hat.einen ganz anderen Zwed: den Weg der Gefehgebung 
zu fidern und die Bureaufratie in ihrer Tätigfeit außerhalb 
des Parlaments zu Tonteollieren. Dazu dienen hier die ge- 
fehäftsordnungsmäßigen SKontrolfmittel, insbejondere Peti- 
tionen, Smterpelfationen, Kommiffionen und vom Parla- 
mente eingefegte Enqueten. Diefe Geichäftsformen des Barla- 

ments twachlen in der parlamentarifhen Monarchie weit 

über den Rahmen eines Kontrollappavates Yinau2.: Sie bil- 

den wichtige Mittel des Parlament, duucd welche e3 die Ber-
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waltung an jich reißt d. h., befjer ausgedrückt, Durch welche e3 
die von feinem Willen abhängigen Minifter zwingt, die vom 
Parlamente riedergelegten Verwvaltungsgrundfäße zu re- 
ipeftieren und jich damadı) zu richten. 

&3 ift Har, daß unter folden Umständen das Yuftitut 
der Minifterverantwortlichkeit in den verjciedenen 
monardhiichen Staatsformen verjchieden ausgebildet ift. Sir 
der abjoluten Monarchie wird jie durch die bloße Verantmort- 
Tichfeit gegenüber dem Monarchen gegeben fein: „die Minifter 
find unmittelbar dem Monarden unterivorfen” (8 155 des 
uff. uezreschdenij ministerstw von 1811). Un diefe Verant- 
wortlichfeit dem Monarchen gegenüber zu fihern, find bon 
dem abjofuten Staat eine Neihe von Kontvollmitteln, in3- 
bejondere gemilje Gejchäftsformen, SKontrafignatur, Bei- 
jegung von Siegen ufw. angeordnet. Zr Rußland beitand 
jogar bi8 zum Jahre 1842 eine gewijje Verantivortlichfeit 
auch gegenüber dem Staatsrat. Durch ein Gejeb von 1842 
wurde jedoch diefe VBerantwortlichkeit, die übrigens al? Norm 
nur eine lex imperfecta war, aufgehoben und zu einer Kon- 
troffe der Rechnungslegung herabgedrüdt. In der fonftitutio- 
nellen Ponarchie tritt neben die VBerantwortlichfeit dem 
Monarchen gegenüber auch eine juriftifche Verantwortlichfeit 
gegenüber dem Parlament. Su der parlamentarijchen Mon- 
ardhie ift fie zivar nicht ganz überflüfjig, aber fie wird jelten 
gehandhabt. Sie hat ihre Bedeutung hier vorwiegend darin, 
daß fie den obengenannten gejhäftsordnungsmäßigen Mitteln 
der Berwaltungsfontrolfe Kraft und Santtion leiht, gemifjer- 
maßen wie ein Damoflezjegwert über den Häuptern der 
Minifter Hängt, wenn diefe jich nicht die Abhängigkeit vom 
Parlamente gefallen lafjen. 

Zu den Kontrollmitteln, die der Rechtsftant gegen die 
Verwaltung eingerichtet hat, gehört aud) die Berwaltungs- 
gerichtsbarfeit und Selbjtverwaltung. Auc) der Auto-
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Tratie, Die don der Verwirklichung des Nechtzjlaates mod) 
meit entfernt ijt, find Verfuche diefer Art nicht unbefamt. 
Wir jehen fie in Rußland feit Katharina IT, in Preußen- 
Teutjchland feit Friedrich Wilhelm I. rejp. jeit der Stein- 
Hardenbergiichen VBerwaltungsreform. 

Aber gerade die rufjische Entwidlung bi3 auf Die. Gegen- 
wart und die preußifche Entwiclung 58 zur Verfaffung von 
1850 zeigen, daß beide Suftitute ohne Nealifierung der Ne- 
prüfentativverfaffung unausführbar find!). Denn die Ber- 
mwaltungsgerichtäbarfeit verlangt ein Binden der Verwaltung 
an Gejetesichranfen al3 VBorausfegung ihrer Wirffamteit, an 
Gejeßesichtanfen, die nicht Durch den Willen des Monarchen 
und der Verwaltung jelbjt durchbrochen werden fünnen, wie 
dies 3. B. noch heute in der autofratiihen Monarchie Rup- 
Sands möglich) ift. Und die Selbftverwaltung, welche in&befon- 
dere Rechte der fommmunalen Verbände gegenüber der Stantö- 
gemalt darftelit und vor den Übergriffen diefer Tegteren ge- 
fchüßt jein muß, jet wieder eine ordentlich funktionierende 
Vermaltungsgerichtäbarfeit voraus, mas ebenfalls in der auto- 
fratifchen Monarchie nicht zu verwirklichen ift. Um nun eine 
topiiche Suftration aus dem wuffiichen Recht heranzuziehen, 
it in Rußland jene Senatsdepariement, welches Die AD- 
miniftrativjuftiz HandHabt, berufen, nur dann in Kommunal» 
angelegenheiten zu entjcheiden, d. h. Bejchlüffe der Kommunal- 
verwaltungen aufzuheben oder abzuändern, wenn eine „Er- 
Höhung” der Machtbefugnifje dDiefer Verwaltungen gegenüber 
den anderen Organen der Selbitverwaltung (Hier den born 
der Bentraltegierung angeftellten) vorliegt (823 Abj.22 T. des 
„Obrasowanje“ bon 1810, Korfunov II, 6.100). Statt alfo 
pojitiv ein Recht auf Gelbitverivaltung zu fegen, ift hier um«- 

1) Darauf für Rußland befonder3 Hingeiviejen zu haben, ijt das große Ver- 
dienst der Dentichrift des früheren Minifters Witte: Samoderschanje i Semstwo, 
2. Auflage 1908. ‘
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gefehrt nur eine Schranfe der. Selbftverwaltung aufgeftellt. 
Das Kehrbild der Autofratie zeigt die parlamentarijhe Re- 
gierung: Auf die Verwaltungsgerichtbarfeit legt fie Tein be= 
Tonderes Gervicht, weil fie fchon in den übrigen Kontroflmitteln 
der Verwaltung fo ftarkift, daß fie Die Verwaltung, die übrigens 
nach den Grundfäßen de Barlaments felbft geleitet wird, nicht 
noch befonder3 zu fontrollieren nötig hat. Daher der Verfall 
der Vervaltungsgerichtöbarkeit in England (fiehe mein engl. 

Staatzrecht II, ©.633ff.). Aber auch) die Lofalverwaltung ift 
unter dem patlamentariichen Regime nicht das, mas jie ber 
Soee nach fein follte. Sie ift hier von dem Parlament und der 

duch da3 parlamentarifche Regime geübten Verwaltung fo 

fchr abhängig, daß fie ihren Beruf, ein Bollwerk gegen Die 

Terwaltungstätigfeit der Burenufratie zu fein, gar nicht ge- 

vecht wird. Dies zeigt [hon die franzöfifche Entwidtung unter 

der parlamentarifchen Monarchie, das zeigt übrigens auch) 

neueften3 die englijche Recht3entwidlung (fiehe mein engl. 

Staatsredht II, ©. 452 ff). 
Kur die Fonftitutionelle Monarchie Tann diejer beiden Jn- 

ftitute nicht entraten. Sie hat den Grundfah der Dreiteilung 
der Staatzgewalt, foweit die Monarchie diefen überhaupt 
duchführen fann,. am eheften verwirkficht. Weil die Ver- 
waltung von der Rechtspflege getrennt fein muß, Farın Dieje 
Ietere nicht über die exftere zu Gerichte fien. &3 müffen alfo 
befondere Gerichte über Alte der Verwaltungstätigfeit judi- 
zieren — die Vermaltungögerichte. Da diefe nun vorhanden, 
find fie in der Lage, die. Grundlage aller Selbftverwaltung, 
das „Recht auf Selbjtverwaltung”, da3 „„pouvoir municipal“ 
zu fchüben. Eine Zentralifierung der Verwaltung und ein 
Trud der Gelbftverwaltung, den Diefe von der Bureaufratie, 
wie in Rußland, auszuftehen hätte, wird hier Durd) die Ver- 
waltungögerichtSbarfeit verhindert, ein Drud- von feiten des 
Parlaments wie in England ift hier durch Die Tatfache un-



Die Verwaltungsroutinie, 47 

möglid) gemacht, da& das Parlament in der fonftitutionellen 
Monarchie nicht verwaltet, jondern die Bureaufratie bloß 
fontrolliert. 

III. Wenn wir alle die Staatzformen überihauend nod) 
einen bejonderen charakteriftiichen Unterfchied zwijchen ihnen 
feftftellen wollen, der gewiffermaßen alle die bisher aufgeführ- 
ten mit einem Schlaglicht erheltt, fo ift e8 der des Einflufjes, 
den die bureaufratifche Werwaltungsroutine in der Mon- 
arhie hat. In Rußland ift fie Direkt vechterzeugend. Die 
Minifter exlaffen Verordnungen über den Rahmen Des Gejeges 
hinaus, fie entjcheiden fogar Nechtsfälle der Verwaltung, von 
feiner VBerwaltungs- oder anderen Gerichtöbarfeit fontrol- 
liert, durd) feine Nechtsporichriften gebunden. Das find hier 
die jogertannten juridiceskje ukasi (fiehe darüber Korkunon, 
11, ©. 249). Auch un der fonftitutionellen Monarchie reicht der 
Arm der Gerichtbarfeit rejp. der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nicht immer jo weit, um eine redhtärwiodrige Verwaltungs- 
toutine, die dann fchlieplich Germohnheitsvecht wird, auszu- 
merzen. Aber felbft in der parlamentarifchen Monarchie, in 
England, finden wir fie in beträchtlichen Umfange al „offi- 
eially-made-law“ (fiehe mein engl. Staatstecht, BD.TI, ©.648). 
Dem Spealbilde der Dreiteilungsiehre würde ja allerdings eitt- 
iprechen, daß Der Träger der Gefebgebung mırfiedht jet, der 
Träger der Verwaltung nur verwaltet, der Träger der Zultiz 
nur Recht fpricht. Die Praxis fieht aber anders aus, das Jdeal- 
bild ift in der Monarchie nicht verwirklicht und auch nicht zu 
veriirflichen, weil Die „pouvoirs“, nicht aber die zugehörigen 
Drgane fepariert find. Deshalb finden wir hier überall eine 
Verwaltung, Die auch Recht fpricht, und da fie feine Kontrolle 
rejp. feine genügende richterliche Kontrolle immer hat, wird 

eine „officially-made-law“ hier ftet3 eriftieren. Nux in der 
Republik läßt fich diefe Verwaltungsroutine Traft gefteigerter 
Realifierung der Dreiteilung der Stantögerwalt und Traft des
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torgfältigften Nechtsfchußes der jfogenannten Freiheitsrechte 
von der Rechtserzeugung zurücdhalten. Die Monarchie fan 
aber die Dreiteifungslehre in Pragis nicht jo weit unfegen, 
fie beläßt die Möglichkeit einer folchen rechtserzeugenden Ver- 
waltungsroutine jei e3 in Geftalt einer Rechtsfprechung, die 
nicht mu nad) Gefegen vorgeht, fei e3 in Geftalt einer Ver- 
ordnungsgemwalt, die nicht immer in den Schranfen gejehlicher 
Ermächtigung fich Hält. Da nun die bureaufratifche Bertval- 
tungsroutine in der Monarchie nicht zu vermeiden ift, fo hat 
die parlamentarifche Monarchie — und das ift ihr Hauptvorteil 
vor den anderen monarhifhen Staatsformen — fie dadurd) 
unjchädlich gemacht, daß fie ihr die Parlamentspraris, d. d). 
die Borfchreibung von Verwaltungsgrundfägen durch Rejo- 
futionen des Parlaments, übergeordnet hat. Da nun dieje 
Rejolutionen in ihrer Wirffamfeit hier nur fo weit angefochten 
werden Fünnen, al® die jeweilige Parlamentsmajorität fie 
aufhebt, diefes Vorgehen aber durd) die Marimen der Partei- 
fitte beftimmt wird, fo ift hier der buveaufratifchen Verwal- 
tungsroutine, die ja auch eine Art Parteifitte, nämlich eine 
jofhe der Bureaufratie if, eine andere Parteifitte, näm- 
fi) Die parlamentarifche, vorgefeßt. Das ift, tvie gejagt, 
der Hauptoorteil der parlamentarifchen Regierung 
fpeziell in der Monarchie: die Unterordnung der bu- 
reaufratifhen unter die parlamentarifche Verwal- 
tungstoutine, 

55. Der Herrichaftsbereidh. 

1. Das Staatögebiet. 
Die juiltiihe Wirfjamfeit des Stantsgebietes it eme 

poppelte: eine pofitive und eine negative. Die exftere äußert 
fid) dartıı, Daß jede auf dem Stantsterritorium befindliche 
Ferfon von der zugehörigen Staatsgewalt ergriffen umd be-
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herrieht wird; die leßtere befteht darin, daß die Staatögemwalt, 
wenn fie fich behaupten will, jede andere von ihrem Terri- 
torium auzichliegen Tann, ja fogar ausfchließen muß, 

Das Staatsgebiet ift ein tvejentliches Element des Staat3- 
begriff, dem der Staat ift die mit oberfter Herrichaftsgewalt 
ausgeftattete Gebietäförperichaft. Eine Gebietsförperjchaft ift 
ein Verband, bei welchem die Herrichaft über ein begrenzte3&e- 
biet ein wejentlichez, Tonftitutives Merfmalder Verbandsgewalt 
daritellt. Die Kirche ift zwar ein Verband, eine Körperichaft, 
aber feine Gebietsförperichaft. Die Gemeinde ift zwar auc) 
Gebietsförperihaft, aber nicht Die mit oberfier Herifchaftz- 
gewalt ausgeftattete Gebietsförperichaft, fie Teitet alle ihre 
Rechte von ftaatliher Verleihung ab. 

Wir haben eben behauptet, daß Das Staatsgebiet ein 
Tonititutives Merkmal der Verbandsgemwalt des Gtaatez fei. 
St es aber wwirftic zuläffig, den Begriff de Gtantsterri- 
tortums derart mit der Staatögemwalt zu verbinden, daß aus 
dem feheinbaren Objekt der Staatögewalt ein jubjeftives Ele- 
ment de3 Staate wird? Darf da Territorium anders als 
bloß wie ein Dbjeft angejehen werden? Darauf kann Die 
Antwort nur lauten: im modernen Rechtäftaat darf das Terri- 
torium niemals al Objeft der Stantögewalt aufgefaßt wer- 
den, jondern e3 vermittelt nur die Herrfchaft über die Staats- 
angehörigen. Die jogenannte Gebietshoheit ift nicht eine Art 
von Sachherifchaft, fondern bloß die Gtaatsgewalt, fofern 
fie auf dem Staatögebiet zur Ausübung kommt. 3 gibt 
eben fein öffentliches Sachenrecht, da3 nad) Art Des zivilrecht- 
lichen Eigentums die Herrfchaft über Verfonen und Gtaats- 
gebiet begründet. Das war die alte Auffaffungdes Ratrimoninl- 
ftante3. Damit hat aber die moderne Auffaffung gebrochen, 
namentlich feit der franzöfifchen Revolution. Die franzöfiiche 
Konftituante wollte die patrimonialftaatliche Möglichkeit der 
Teilung de3 Staatögebiet3 und feiner Veräußerung Durch den 

Hatfhet, Allgemeines Staatsrecht I. 4
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Willen des Königs allein, ein für alfemat befeitigen. Deshalb 
ftellte fie in Art. 1 Titre II-der Verfajfung von 1791 den Cab 
auf: „Das Königreich ift unteilbar; fein Gebiet zerfällt in 
83 Departement." Der Gab der Unteilbarfeit und Uner- 
äußerlichfeit des Staatsgebietes ift dann in alfe monarchifchen 
Berfaffungen des Kontinents aufgenommen (3.B. eine der 
früheften die für Baden Art. 3: „Das Großherzogtum ift 
in allen feinen Zeilen unteilbar und unberäußerlich"; eine 
die erft jüngft in Wirkfamfeit getreten ift, die türfifche vom 
11.—23. Dezember 1876 Art. 1). GSelbft dort, wo Diefer 
Sat fehon Fraft Familienverträgen früher beftand, erlangte 
er num die Bedeutung, daß er unter die Garantie der Ver- 
faffung gejtellt wurde umd nur unter Zuftimmung des Volfes 
tejp. feiner Vertreter abgeändert werden durfte. Damit war 
die patrimoniale Auffaffung des Staatögebietes als Objekt 
bejeitigt. Heute ift da3 Gtantögebiet nur ein fubjeftives 
Element de3 Staat3begriffes. 

Kur im Völkerrecht fpielt Die Auffaffung des Staat3gebiets 
als Objekt einer Sachherrfchaft noch eine gemwilfe Nolfe. Dies 
ift nur Hiftorifch zu erflären. Man brauchte für die Necht3- 
geichäfte des Wölferrecht3 eine objektive Nechtsordnung und 
die glaubte man in dem römifchen Recht gefunden zu haben, 
da3 man zu einem jus gentium geftaltete. Der römifche Eigen- 
tumsbegriff, das römifche Suftitut der Dienftbarfeiten wurde 
auf das Verhältnis der Mächte zu ihrem und dem fremden 
Staatögebiet angewendet. 

Dieje Formeln, die alfo nur Notbehelfe juriftiih unvoll- 
fommener Begriffstechnif waren, haben fi) im Völferredht 
bi3 auf den heutigen Tag erhalten. Sie konnten dies um fo 
ungeftörter, alS der Staat im Völferrecht dem andern Staat 
gleichivie ein privates Smdividuum entgegentritt und weil 
bier, ganz anders mie im Staatsrecht, die patrimoniale &e- 
mwalt des Monarchen gegenüber ven Untertanen nicht zu be-
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fämpfen war. Für das Verhältnis der Staaten untereinander 
war eben diefer Kampf zwischen Monarchen und Volk einfach 
bedeutung2los. Deshalb find diefe eigentumsartig zugefpißten 
Bormeln des Völferrecht3 bis auf den heutigen Tag erhalten 
geblieben. Daraus erflärt fich auc) dag Nechtöinftitut der Kon- 
dDominate, eigentumsähnlicher Gemeinjchaftzverhäftniiie 
mehrerer Mächte über ein Staatsgebiet, wie z.B. das durch den 
Art. 1 der Gafteiner Konvention vom 14. Yuguft 1865 be- 
gründete Kondominat Ofterreich8 und Preußens über Schles- 
wig-Holftein. Das miteigentumsähnliche Verhältnis ift mur 
;ioifchen den vertragsichliegenden Mächten nach Völkerrecht 
begründet, nad Staatzrecht tritt aber den beherrfchten Unter- 
tanen nur eine einheitliche Stantsgewalt entgegen (fiehe die 
Würdigung dDiefes Rechtsverhältniifes nad) außen und innen 
in Entiheidungen des preukijchen Oberverwaltungsgerichts 
vom 13. Juni 1883, Bd. X, ©. 381ff.). 

Entiprechend der Auffafjung, daß Änderungen am Staatz- 
gebiet nur mit Zuftimmung der Volfsvertretung ftattfinden 
fönnen, verlangen die mieiften Verfaffungen der Tonftitutio- 
nellen und parlamentarifchen Monarchie, daß Gebiet3abtre- 
tungen, die nicht durch einen Friedensichluß erzwungen mer- 
den, ferner Taufch von Staatögebiet und felbft Gebiet3- 
sumadhs nur durch) ein Gefeb bemwerfjtelfigt werden. Bmei 
Staaten Schweden (Art. 78) und Rumänien jehen überhaupt 
die Möglichkeit einer Gebietsveränderung nicht vor. Der 
eritere Staat verbietet fie fogar. Die Türfei verbietet fie auf 
immer „aus welhen Motiv auch immer" (Art. 1). Ruß- 
land fennt mur Gebietperänderungen Durch den jelbfihere- 
lichen Willen de3 Zaren (fiehe Korkunod I, ©.5977, und Art.10 
und 13 der Osnownij Sakonij von 1906). 

II. Die Untertmen. Sie zerfallen in Stantöbürger 
und Fremde, die fih auf dem Gtaatsteritorium auf- 
halten. 

4*
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1. Die Staatsbürger. 
Ermorben wird im allgemeinen die Staatsbürgerjchaft 

durch familienrechtlihe Verhältniffe wie Abftarnmung von 
einem Staatsbürger, VBerheiratung mit einem Staatsbürger, 
Legitimation, ferner durch Geburt innerhalb des Gtaats- 
territoriums, Durch ununterbrodhenen Wohnjik während einer 
beftimmten. Zeit (10 Sahre, fog. Erfigung 3.8. in Ofter- 
veich), Durch Verleihung, mitunter aber auch dich Option, 
wofern man die Wahl zwijchen zwei Staatsbürgereigen- 
ichaften hat. Sr&bejondere ftehen fich prinzipiell zwei Prin- 
zipien gegenüber. Nach dem einen ift für die Nationalität 
einer Berfon der Ort der Geburt (jus soli) entjcheidend, nad) 
dem andern die Abftammung (jus sanguinis). Das lebtere 
Prinzip ift daS modernere, das aud) den-Anforderungen der 
Gegenwart am meijten gerecht wird. Doch Yäßt fich das exjtere 
nicht vollftändig umgehen und muß zum legteren ergänzend 
hinzutreten, weil e8 allein veıhütet, Daß ein vaterlandslojes 
Fremdentum innerhalb eines Staatzterritoriumg fich anhäuft. 
Die Länder des deutjchen Rechts, insbefondere daS deutiche 
Reich und die Schweiz, die Türkei (Albrecht, Grundzüge des 
osmanischen Staatsrehts, 1905, ©. 46 f.), fowie Oftereidh, 
neigen dem jus sanguinis zu, während in romanifchen Län- 
dern, Frankreich, Spanien u. a., wo früher das reine Terri- 
torialprinzip galt, nunmehr ein gemijchtes Syftem bormwaltet. 
Denah wird die Staatsbürgerjchaft in diefen romanischen 
Zamdesteilen teils durch Abftammung, teils durch den Geburt?- 
ort beftimmt, derart, daß die im Lande Geborenen entweder 
definitiv oder auf Verlangen (Option) Staatöbürger werben. 
Dies gemifchte Shitem gilt auch) in Rußland, England, den 
Vereinigten Staaten und in den meiften fidamerifanifchen 
Nepublifen. (Sieber, Das Staatsbürgerrecht, 1907, Bd. I.) 

Bejondere Beachtung al Ermwerbsgrund der GStaate- 
bürgerjchaft verdient die Verleihung (jogenannte Naturali-
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fation). Sn der abjoluten (NRupland) und in der Tonftitutionellen 
Monarchie ift jie Sache der Egefutive, in der parlamentarifchen 
Monarchie meift Sache der Gejebgebung, die, wie wir wiljen, 
hier eime umfallende Verwaltungstätigfeit auzübt, Doch 
fam man in neuerer Zeit dazu, auch in parlamentarifchen 
Monarhien (3.8. in England und Stalien) einen Teil der 
Naturalifationstätigfeit Der Exekutive zu überantiorten. 

Geftritten wird über die juriftifche Natırc der Aufnahme 
in den Stantöverband. Die einen (indbefondere Laband 
und Zellinet) betrachten fie al öffentlich-rehtlihen Vertrag, 
die andern als ftaatlichen Hoheitsaft. Die Frage hat feine 
praftiiche Bedeutung. 

Verloren geht die Stantsbürgerfchaft insbejonvere durch) 
Antrag auf Entlaffung, durch Tandesfremden Aufenthalt, 
durch) Erwerb emer neuen Staatsbürgerjchaft. Freilich ift 
der leßgenannte Verlufigrund, der dem Übelftande doppel- 
ter Staatsangehörigfeit allein abhelfen könnte, weit davon ent- 
fernt, allgemein verbreitet zu fein. 

Der Inhalt der Staatsbürgerjchaft ift auf der einen Seite 
ein Plichtenfompleg, auf der anderen Seite ein Komplex 
von Rechten. -Die Pflichten find doppelter Art, eine Treu- 
pflicht und eine Gehorfamspflicht. Die Rechte find teils die 
fogenannten Grund- oder Freiheitgrechte, teils die jogenannten 
politifchen Nechte. Erftere follen den Untertanen und feine 
Sreiheitsfphäre vor Übergriffen der fonft allmächtigen Staat3- 
gemalt, inzbejondere der Bolizeigerwalt de3 Stantes fdhüben. 
Die legteren, m&bejondere die Wahlrechte fichern dem Stants- 
bürger die Anteilnahme an der Staatäherrfchaft. Die rechtliche 
Katur der Freiheitsrechte ift beftritten. Die einen (z.B. Ger- 
ber, Laband) erbliden in ihnen nur Normen objektiven NechtS, 
die andern wirkliche jubjektive öffentliche Rechte. Jm all- 
gemeinen wird man fid) der erfteren Meinung dann anfchließen, 
wenn das durch fie geichligte Interefie fein Torum hat, vor
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dem e3 fich Durchfegen farın. Das trifft für die meiften Grund- 
rechte, die in der modernen Monarchie gewahrt find, zu. An- 
‚ders fteht e3 damit, wie wir nod) (fiehe Band II diefes Werkes) 
jehen werden, in der modernen Demnokcatie. „wien find die 
Grundrechte Schranken de3 Gejebgeber3 und Der Erefutive, 
die als folche ftet3 anerkannt und in den meiften demofratifchen 
Staaten von den Gerichten gejchüßt werden. Sr der modernen 
Monarchie find die in den Berfaffungen aufgezählten Grund- 
rechte gewöhnlich bloße Anmweifungen und Direftiven für den 
ordentlichen Gejetgeber. 

Wie jehr alles auf die Durchbildung und Detaillierung des 
Nechtsftoffs und weniger auf Die Zuficherung bon Freiheitz- 
rechten durch Die Verfaffung anlommt, zeigt Das Beispiel Ruf- 
lands, Das jet zu einem Scheinfonftitutionalismus übergegan- 
gen ift. Sm der neuen Ausgabe der Staatsgrundgejege von 
1906 find entfprechend dem Taiferlichen Manifeft vom 17. Of 
tober 1905 folgende Grundrechte aufgezählt: Freiheit dev 
PVerfon (Habeas-Corpus-Necdhte, Art. 72 und 73), Unverlet- 
tichfeit der Wohnung (Art. 75), Berufsfreiheit und Freizügig- 
feit (Art. 76), Verfammlungsfreiheit (Art. 78), Vereinsfreiheit 
(Art. 80), Meinungs- und Preffreiheit (Art. 79), Glaubenz- 
freiheit (Art. 81). Doch bejteht der alte Zuftand abfolutiftiicher 
Polizeijtaatswillfür nad) wie vor, da Diefe Verfaffungszufiche- 
rungen entweder gar nicht oder, wie die Vereins-, Berfarm- 
fungs- und Glaubenzfreiheit, nur Höchft mangelhaft ausge- 
führt find (fiede darüber Korkunov a.a. D. I, ©. 457ff. und 
Mar Weber, Ruplands Übergang zum Scheinkonftitutio- 
nalismus 1906, ©. 18ff.). 

2. Die Fremden jind heute jchon wegen der völferrecht- 
Iichen Verpflichtungen der Staaten den Staatsbürgern in be- 
zug auf den Erwerb und Berkuft von Privatrechten und ihre 
Durchjegung vor den Gerichten volfftändig gleichgeftellt. Die 
Sreiheitsrechte (4. B. Vereinzfreiheit, Petitionsfreiheit), find
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den Fremden höcjjtens prefariftiich zugeftanden (fiehe für 
da3 Vereinsrecht Verhandlungen des Deutichen Reichstags 
1908, ©. 4562; für das BPetitionsrecht Loening im preuß. 
Bermaltungsardiv XIII, ©. 1—85), die politiihen Nechte 
fowie der Zugang zu den Staatsämtern find Sremden ver- 
Ichloffen. Fremde, die dem Stantöwefen, innerhalb deifen 
Grenzen fie fich bewegen, nachteilig werden, können ohne 
meitere3 de Landes verwiejen werden. Stein monarchifcher 
Staat, nicht einmal England (jiehe mein engl. Staatsrecht IT, 
©. 586) läßt eine Vermwaltungsflage des Ausländer hier- 
über zu. . 

86. Da monarhiihe Staatsoderhanpt. 

I, Die rechtliche Stellung und die Befugnijie (Prärogative). 
Der Monard) des modernen Staats fteht nicht über und 

außerhalb des Staat, fondern ift jein Organ. Dies gilt jogar 
für den abjoluten Staat der Gegenwart. Belannt ift die 
Formel Frienrichd des Großen dom „premier magistrat“. 
Ad) der ruffiihe Selbtherricher ift nad) der Anihauung der 
wuiftichen Staatsrechtslehter (Korfunov a. a, D. I, ©. 223) 
nur em bevorredhtigter Teilnehmer des flantlichen Gemein- 
wejens („uczastnik gossudarstwinnawa obschzenia‘“‘). Ganz 
befonder3 Tanıı die Zonftitutioneffe ımd parlamentarifche 
Monarchie nicht anders die rechtliche Stellung des Monarchen 
auffalfen. Daher erklärt fon Bladjtone offenbar im An- 
ichluffe an die im Amtimacchiavell (publiziert 1739) gegebene 
Formel den englischen Monarchen als „not only the chief, 
but properly the sole, magistrate of the nation“ (Comm. 

bk. 1, ch. 7, &.250, 3. Yusg.). Und für das deutjche Staats- 

vecht hat der Göttinger Gelehrte Albrecht (Bött. gel. An- 

zeigen 1837, III, ©.1489ff.) die Organeigenschaft des Monar- 

chen gegenüber der älteren PBatrimonialherichkeit ein für
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allemal feftgeftellt. Wenn moderne Schriftfteller (iNZbejondere 
Rehm, Modernes Fürfterwecht, 1904, ©. 57F.) zur alten Patri- 
montalauffafjung zurüdfehren mollen, weil die modernen 
Berfaffungen das Recht des Monardjen „auf die Herrjchaft im 
Staat” nicht exit fchaffen, fondern als „bereit3 begründet” 
borausfegen, jo fommt diefe Argumentation Der glei), die 
aus der Tatfache, daß die Heutige Reichsgewwerbeordnung aud) 
die Realgerechtigfeiten anerkennt, eine Rüdbifvung des Be- 
griffs der modernen Gemerbefteiheit und Gewerbefonzeljion 
verlangen würde. 

Zu den Befugnifjen des modernen Monardhen wird in 
allen Berfaffungen ein Katalog von Herrichaftsrechten auf- 
gezählt, die wieder in eigentliche Regierungstechte und Maje- 
jtäts- oder Ehrenrechte zerfallen. Unter den Negierungs- 
rechten wird vor allem das Recht der Beamtenernennung, 
das Nedht der Teilnahme an der Gejesgebung und des Er- 
laffes von Ausführungsverordnungen zu bejtehenden Ge- 
jegen, da8 Necht, Maß, Münze und Gewicht ohne oder nad) 
Maßgabe Der Gejeße feftzuftellen, das Ntecht des militärifchen 
Oberbefehls, das Recht der Vertretung nach außen, das Recht 
der Bertagung und Auflöfung der parlamentarifchen Körper 
Ichaften (Diejes jedoh nicht überall: in Norwegen iüt 
3.8. dem Könige jebt fogır das Necht genommen, das 
er früher bejaß, emer über 2 Monate dauernden Stort- 
lingfefjion zuzuftimmen, Berfaffungsänderung von 1908), 
da8 Begnadigungsrecht, Die Chrenhoheit D. i. die Ver- 
leidung von Titeln, Würden, Orden und anderen Auszeich- 
nungen veiftanden. Zu den Ehrenrechten des Monarchen 
rechnet man gemeiniglich die Anfprüche auf einen beftimmten 
Titel, auf gewilfe Wappen und Jufignien, auf Kirchengebet, 
Hofftaat, militärifche Ehren ufto. Diejer Katalog von Rechten, 
der fich fait in allen Verfaffungen, jelöft in der neuen Ver- 
Taffung für Nußlaıd, vorfindet, woher flanmt ex?
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Beiugniffe des Monarchen. BIT VA 

“ arTE 
Wie ich das an einem anderen Orte (Englifches Stantsrecht) ! h A 

I, ©.505jf.) näher dargetanı Habe, von Bodin. Esfind die & 
„Vvraies marques de la souverainete“. Gie übernaffiy, ga m 
Thomas Smith, führte fie in die englifche Literatur Ans 
und bewirkte, daß die verfafjungsbildenden Faktoren fic) ftets 
darnad) richteten. Bladitone nahm in feinen Commentaries 
diejen Katalog wieder auf und von da ging er dur) Ner- 
mittlung Der franzöfiichen Charte von 1814 in fämtliche fon- 
tmentale Berfaffungsurfunden über. Wen fi übrigens 
Ion im preußischen A. ER. im IT. Teil Tit. 13 der Katalog. 
der „Majejtät3”- oder „twirffichen Hoheitzrechte" uorfindet, fo 
ift diefe Katalogifierung der befannten „regalia majora“ eben- 
fall3 auf Bodin zurüdzuführen, der, wie befannt, auch in 
Deutfchland einen großen Einfluß hatte. Der Unterfchied 
ziwiichen der engliich-franzöfiichen Katalogifierung und ver 
deutjchen befteht nur darin, daß die erftere namentlich feit 
der Blacftonejchen Formulierung im Zeichen und unter dem 
Einfluffe der Montesquieufchen Preiteilungzlehre fteht, die 
leßtere nicht, weshalb dieje auch al3 Majeftätsrecht anfühıt 
„das Recht, Gejebe und allgemeine Polizeiverordnungen 
zu geben" (U.LE.R.$5, II, 13) DBom Standpunkt ver 
Dreiteifungslehte ift die eine überffüflige Worthäufung, in- 
jofern im erjteren das Iebtere Recht mit eingefchloffen ift, 
vom Standpunfte der Regalieneinteilung ift dies aber jehr be» 
deutfam, da da3 Polizeivegal für die Verfaffer des W.L.R. 
ein bejonderez Hoheitsrecht oder Regale darftellt (fiehe dazu 
auch die Ausführungen in der Gejeßrevifion des A.LE.R. Pen- 
fum XI1, ©. 89). 

Trogdem aljo Diefer Katalog auf eine einheitliche Duelle 
zurüdzuführen it und in einheitlicher Zormulierung in allen 
Berfafjungen mwiederfehrt, hat er in der abfoluten Monarchie 
eine andere Bedeutung al? in der Tonftitutionellen und patla- 
mentarifchen. Die abjolute Monarchie fennt nicht den fo-
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genannten Vorbehalt des Gefebes d. h. die Notmwen- 

digfeit, daß Nechtefäge nur in der Form des Gejeßes ergehen 

(fiehe Korkunov, NAuffifches Staatsrecht II, ©. 18ff.). Dies 

ift auch felbft jet nach der ruffifchen Verfaffung vom 23. April 

1906 der Fall, die zum Zuftandefommen eine3 neuen Gejehes 

die Zuftimmung des Staat3rat3 und der Duma fordert (At. 7, 

der Reichögrundgefegte I. Bo., 1. Teil 1906). Denn die Drei- 

-teifungslehre ift dort zur Abgrenzung des Verhältniffes zwilchen 

gefeßgebender und erefutiver Gewalt nicht durchgeführt (fiehe 

aud) deshalb die Generalflaufel für die refiduäre Gewalt des 

Monarchen zur Erledigung der „Angelegenheiten, die nicht 

auch durch vorhandene Gejege entjchieden werden fünnen”, 
„djela ne moguschzia bit rarjeschenimi siloju suschzestwo- 

juseich sakonom‘* bei Korfunov a. a. ©. I, ©. 602). Ähnlich 
ftand e8 bi8 zum Wiedererlaß der türfijchen Berfallung 

in der Türfei (fiehe Albrecht a.a.D. ©. 56) und fan 

nicht weiter fo bleiben. Anders Tiegt die Sache fowohl in 

der fonftitutionellen und der parlamentarifchen Monarchie. 

Hier Tan Nechtfegung dur) die Verordnungsgemwalt des 

Monarchen nur auf Grund gefesliher Ermächtigung er- 

folgen. €3 befteht aber auch zmwifchen der parlamentariichen 
Monarchie einer- und den beiden anderen Arten der Mo- 
narchie andererfeit3 der Unterjdjied, daß der Kreig der mon- 
ardhijchen Regierungsrechte dort ein feitumgrenzter, unjer 
„Katalog“ daher nicht beliebig erweitert werben fanrı, hier 
aber folder Erweiterung fähig ift. 

Der Monarch genießt außerdem in allen Morarchien ge- 
twilfe Vorrechte gegenüber den anderen Staatsglievern. Er 
ift heilig und umnverleglich, d.H. auf feine Berlegung find 
befondere Straffanktionen gefeßt. Er ift aber auch un- 
verantwortlich, d.h. er Fan vor den Gerichten feines Landes - 
fire alle ftrafbaren Handlungen, die er in feiner Eigenfchaft 
als Monarch over aß PBrivatntann gefest Hat, nicht zur Ber-
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antwortung gezogen werden. Hingegen ift er zivilvechtlich 
verantwortlich für Handlungen, die er als Privatmanıı gejekt 
hat. Nur in der abjoluten Monarchie ift er ganz unverant- 
wortlich (Korkunov a.a.D. I, ©. 245). Der Monard) bezieht 
auch) ein verfaffungsmäßig zugefichertes Jahrezeinfommen, die 
jogenannte Bivilfifte (jogenannt, weil in England urjprüngfic 
die meisten StaatZdienergehälter auf Diefes Jahreseinfommen 
angewiejen waren und die „civil list“ genannt murde). 
Während aber in allen Tonftitutionellen Monaxchien (aud) 
in der Türkei, j. Wbrecht a. a. D. ©. 50) diefe Zivilfifte 
ein fit allemal, in parlamentarifchen wenigfieng für die Ne- 
gierungszeit de3 jeweiligen Throninhabers firiert ift (für Bel- 
gien fiehe Art. 77, für England mein englifches Stantsrecht I, 
©.648, für Holland Art. 24), fteht e8 um Die parlamentarische 
Redrumgsfontroffe anders. In der abfoluten (Art. 5 der xufl. 
Berfaffung vom 23. April 1906, Korkunoo I, &. 247) und in 
der Fonftitutionellen Monarchie ift folhe parlamentarifche 
Nechnungskontrolle der Zioillifte nicht vorhanden, wohl aber 
in der parlamentariihen Monarchie (fiehe mein engl. Staatz- 
recht, 1, ©. 648). . 

11. Die Thronfolgeordnung: Erwerb und Berluft Des 
Ihrones. 

Der- Erwerb der Krone vollzieht fich in den modernen 
Monarchten, die ausichlieglich Erbmonarchien find, auf Grund 
einer Thronfolgeordrung. Dieje dankt ihre Entftehung jener 
Zeit De& ausgehenden Mittelalters, welche den Grundfab der 
Umteilbarfeit de3 Staatsterritoriums aufftellte. Die Thron- 
folge hat im pafrimonialen Staat Die Bedeutung einer Privat- 
verlaffenjchaft, welche mehr oder weniger privatrechtlichen oder, 
bejjer gefagt, nach privatrechtlicher Analogie gebildeten Grund- 
jäßen unterlag. Diefe Grundfäße waren in Deutjchland 
und aud) in anderen Staaten als Privatfürftenrecht befannt 
und nahmen innerhalb der Rechtsordnung eine Sonder-
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ftellung ein, in3befondere fhon deshalb, mweil das regierenbe 

Haus, al3 Korporation, in der Sabung folder Normen, der 

„Hausgejege”, die ihm rechtlich, zuflehende Autonomie aus- 

übte (fiehe Gierfe in Gründuts Zeitfchrift, Bd. V, ©.557 if). 

In modernen Gtaate wurde dieje forporative Sabungs- 

gewalt zunächit vom abfolıten Fürften, der napoleonijhem 
Borbilde (Statut de famille vom 30. März 1806, fiehe 
dazu Rehm, Modernes Fürftenrecht a. a. D. ©. 88) folgte, 
durch die Sahungögemwalt de Familienhauptes zum Teile 
exjeßt, und der Rechtzftaat, der auf dem Gedanken des Staats- 

organ aufgebaute Rechtzftant, hat enttveder die Hausgejebe 

ganz zum Beftandteil der Verfaffung gemacht oder, tvo Die 

Berfaffung hierüber fehtweigt, jedenfalls eine zwifchen „Haus 
und Staatögefeßgebung Eonturrierende Gejegebungziphäre 

(fiehe Anjchüß in feiner Bearbeitung de3®. Meyerjchen Staat» 

rechts ©. 259) gejchaffen, jo daß erftere nur jo lange Bedeu- 
tung hat, al® leßtere nicht gejprodhen hat. Da3 forbert 
eben gebieterifch der moderne NRechtäftaat, insbejondere die 
Auffaffung, daß an der Thronfolge in exfter Linie der Staat 
und exit in zweiter Linie da3 moderne Fürftenhaus inter- 
efliert ift. Die moderne Thronfolgeordnung ift eben feine 
Privaterbfolge mehr. ‚Das anerkennt felbft die Verfafjung 
der modernen abfoluten Monarchie. So fagt Art. 125 de3 
Ruffiihen Staatzgrundgejeges (Svod Zakonow bon 1906, 
1. Teil, 1. Xbt.): „Da3 faiferliche Kamiltenftatut, das die Kraft 
eined Staatögrundgefeßes erhält, darf nur durch den Taifer- 
liyen Herrn perfönlich abgeändert oder ergänzt werden in 
der ihm angezeigten Ordnung, ausgenommen jedoch die Fälle, 
in denen die Abänderung und Ergänzung dieje3 Statut3 all- 
gemeine Gejebe berührt oder neue Ausgaben aus der 
Staatzkaife hervorruft.” Mo felbft hier gilt nicht der 
Grundfag: Hausrecht bricht Staatzrecht, fondern das Haus- 
recht muß fi) der Staats- und Nechtzordnung einfügen.
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sm übrigen wird betreffs der Thronfolgeordnung die Art 
ihrer Fefiftellung in den einzelnen Arten der Monarchien 
berichieden fein. Jr der parlamentarifchen erfolgt. fie nur 
durch Gefes, in der fonftitutionellen Monarchie Tann fie fic) 
au) durch Hausgefet Feitftellen Yaffen, zu deifen Zuftande- 
fommen die Mitwirfung aller Genofjen der Iandesherrlichen 
Familie, insbefondere der Agnaten, gemöhnlic) erforderlich 
ericheint. Zn der abfoluten Monarchie vollzieht fie fich, wie 
wir fahen, nur durch den Willen des abfoluten Monarchen, 
der aber Hierbei die allgemeinen Schranken der NRechtsord- 
nung nicht überjchreiten darf. 

Der Erwerb der Krone ift an zwei jmiftiiche Tatfachen 
gebunden: 1. daß der Thronanmwärter thronfähig und 2. daß 
er auch nach der Thronfolgeordnung wirklich berufen fei. 

Was zunächlt die Thronfolgefähigfeit betrifft, fo ift eheliche 
Abftammung vom lebten Throninhaber erforderlich. Adoption 
und Legitimation erjegen diefes Erfordernis nicht. Sodanı 
muß die Ehe mit Genehmigung de3 regierenden Herrn ab- 
geichlofjen worden jein. Schließlich muß fie ebenbürtig fein. 
Lebtere3 Erfordernis ift nu im ruffiicden, öfterreichifchen und 
in den deutichen Fürftenhäufern anerkannt. Während aber 
die lebteren “(ausgenommen Preußen, das einer firengeren 
Obfervanz huldigt, Schulze: Hausgejege III, ©. 615) ald eben- 
bürtig auch die Ehen mit Mitgliedern der vormals reichs- 
ftändischen (Urt. 14 der Deutfchen Bundesafte von 1815) oder 
vormalß regierenden Fürftenhäufer anfehen, verlangt das 
ruffiihe Samilienftatut vom 2. vefp. 14. Yuli 1886 (jeßt 126. 
und 188. Urt. der Reichsgrundgejeße), Daß das betreffende aus- 
ändifche Fürftenglied einer „regierenden Dynaftie oder einen 
herriehenden Haufe” („zarstwujuschzimu ili wladjetielnomu 
domu‘“) zugehöre. Sm einigen Verfaffungen ift die Zugehörig- 
feit zu einer beftimmten Kirche al3 Borausfegung der Thron- 

folgefähigfeit erforderlich. So z.B. in England (Act of Sett-
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lement Art. D), in Rußland (Art. 185 der Neichögrumndgejeke), 

Ungam (Gefeßartifel II vom Jahre 1722/23), Dänemar 

(Art. 5), Norwegen (Art. 4), Schweden (Gejes vom 26. Septbr. 

1810), Griechenland (Art. 47), Rumänien (Art. 82), in Bulgarien 

(Art. 38), Serbien (Art. 41), Montenegro (Art. 14 der Ver- 

faffung von 1905), in der Zürtei (At. 3), | hlieplic) in Württent- 

berg, in welch Iegterem Lande Zugehörigfeit zu einer chrilt- 

lichen Religion verlangt wird (II. Kap. $ 5 der Berfajfung). 

Die Thronfolgeordnungberuftgemöhnlich denerftgeborenen 

Nachkommen des legten Throninhabers. Das heißt, die Thron- 

folgeordnung beruht auf Primogenitur, nur in der Türkei 

folgt der ältejte der vorhandenen Prinzen ohne Rüdjicht 

auf den fegten Throninhaber (At. 3). Sie ift aber aud) für 

gemöhnlic) eine agnatijcj-Fineale Erbfolgeordnung. Ugnaten 

find die von Männern der Yandesherrlichen Familie ab- 

fammenden Männer. Linie ift Die gejamte Nachfommen- 

ichaft desfelben Stammwaters. Nun ijt Die Thronfolgeorönung 

eine jolche, die auf dem Grundjaß der Blutsfreundichaft ruht. 

Die Erbfolge wie das Blut „immt" nicht, jondemn flieht nad 

abwärts. Sie ift Parentelenfolge, nicht Gradualfolge d.h, nicht 

auf den Grad der Verwandtichaft zum lebten Throninhaber 

fommt e8 an, jondern darauf, wer demfelben dem Blut nad) 

am nächiten fteht, fomımt e& an, und da3 beftimmt fich nach det 

Sinie. Das Iandesherrliche Haus zerfällt gewöhnlich in Haupt- 

umd Nebenlinien d.h. regierende und nichtregierende Linien. 

Sft der Vater thronfolgeberechtigt, fo ift e3 aud) jeine ganze 

Nachkommenfchaft, die Linie. Nac) ihrem Ausfterben kommt 
die dem Blute des Yehten Ihroninhaber3 zunächlt ftehende 

Kinie. Seine Nachkommen bilden die erfte Linie, die Nac;- 
fommen feines Baterz die folgenden Linien. Ob dann auch, 
mwermn die regierende Linie erichöpft ift und nicht? gejeklich 
oder hausrechtlich beftimmt ift, Die urjprüngliche Primo- 
geniturordnung zur Anwendung formt, ift beftritten. Doc.
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ieint unfer Reichögericht diefer Anficht zu fein (Entfch. R. ©. 
ine. ©. 9). 14, ©. 276: „Nach der Primogeniturordnung 
hat alfezeit unter den vom Stifter abftammenden Linien 
die ältere den Vorzug.”) 

Die Nachfolge der Kognaten d.h. der Frauen und ihrer 
Deszendenz Fann verjchieden geregelt fein. Zunächit fanıı 
diefe Kognatenfolge ganz ausgejchlofien fein. Das ift die fo- 
genannte falifche Erbfolge, jogenannt nach dem Sabe der lex 
Salica: „De terra vero salica nulla portio hereditatis mulieri 

veniat; sed ad virilem sexum tota terrae hereditas per- 

veniat.“ Die fchwediiche Berfaffung (da3 Gejeh bom 26. Sept. 
1810), die beigifche Berfaffung (Art. 60) und die ihr folgen, ing- 
bejondere die preußifche (Art. 53), Die italienifehe (Art. 2), Die 
rumänische (Urt.82) erkennen diejesjogenanntefaliiche Gejesan. 

Kacı anderen Berfaffungen, in3befondere den meiften deut- 
ichen, dann aber auch der holländischen (Art. 15Ff.), der däni- 
ichen (Thronfolgegefeb vom 31. Juli 1853, Art. 1), öfter- 
reichiihen (pragmatiihe Sanftion), rufen Berfaffung 
(Aft vom 5. April 1797, fiehe Korkunom a. a. D. I, ©. 232Ff.), 
werden die Frauen durch den gefamten Mannezitamm aus- 
geichkoffen, erjt nach dem Ausflerben der Ngnaten tritt Die 
Kognatenfolge ein (jog. außerordentlihe TIhronfolge). Hier- 
bei gilt der Grundjab, Daß die Erbtiochter (die dem lebten 
Throninhaber nächflverivandte Frau) der Negredienterbin (der 
dem erjten Erwerber nädhjflverivandten Frau) vorgeht. Doc) 
gibt”es auch Thronfolgeordnungen, welche den umgekehrten 
Grundfaß vertreten. So das dÖfterreichiiche Teopoldinische 
pactum mutuae successionis bon 1703, Das bor der pragmati= 
fchen Sanftion galt, dann da3 Heute in Baden gültige Haus- 
gefeg und Familtenftatut (4. Oftober 1817, $ 3). 

Das dritte Shftem der Thronfolgeordnungen, das Frauen 

gegenüber zur Anwendung fommt, ift das fogenannte Fajti- 
Tifche, die successio cognatorum promiscua. Danad) befteht



64 Das monardifhe Staatshaupt. 

fein Unterfchied zwifchen Agnaten und Kognatenerbfolge. 

Die Töchter fchließen alle entfernten Verwandten aus, dei 

Vorzug des Mannezfiamms befteht nur unter den Gejchmiftent. 

Diefes Shyftem gilt in England (fiehe mein engl. Staatsredit 

1, ©. 598), Spanien (Art. 60 der Berfaffung), Portugal 

(Art. 87 der Verfajfung). 

Der Berluft der Krone erfolgt dur) Tod, Berzichtleiftung, 

Abdankung und Abfegung. Lebtere wird aud) fogenamnte un- 

freiwillige oder „fllfcgweigende” Berzichtleiftung genannt, 

ift aber, wie Die auch con feinerzeit in der franzöfijchen 

Konftituante (Archives parlementaires I. Serie, BD. 28, 

©. 374) anerfannt wurde, eine Abfegung und Tein Verzicht. 

az den Thronverzicht anlangt, jo vollzieht er fi) in der 

abfofuten und Tonftitutionellen Monarchie ohne Smiervention 

de3 Parlaments, in der patlamentarifchen Monarchie nur 

unter Intervention des Parlaments. Wo in folchen Ber 

faffungen davon die Rede ift, wird die Mitwirkung entweder 

eine bloße Kenntnisnahme fein, twie in ber Berfaffung Hollandz, 

wo die Kammern fich in dem Falle des Thronverzichts zu dei- 

fammeln haben (Art. 102), und in der von Ungarn (fiehe Radö- 

Rotfeld, Die ungarische Verfaffung, Berlin 1898, ©. 32). u 

anderen Staaten ift hingegen noch mehr gefordert, eine Be- 

träftigung de3 Verzicht durch Gefeb. So in England (fiehe 

mein engl. Staatsrecht I, ©. 598), Spanien (At. 55 Der 

Verfaffung von 1876). Zn jenen parlamentarischen Monar- 

dien, wo die Verfaffung fehtweigt, wird aber jedenfalls das 

gleiche gelten müflen. 
Die „unfreiwillige Verzichtleiftung” (abdication legale der 

franzöfifchen Verfaffung von 1791, Tit. III, Kap. II, Gelt. 1, 

Art. 3), richtiger Abfegung, wird nicht präfumiert, fie muß 

ausdrüdlich im Verfajfungsgejege vorgefehen fein; als folcher 

Grund wiid 3. B. von der holländischen Berfaffung (Art. 18) 

Berheiratung des König oder eines Mitgliedes de3 Iande’
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herrlichen Haufes ohne Zuftimmung der Generafftanten ge- 
nannt. Chenfoverliertin Spanien (Art.56und64),in Schweden 
(Art. 36) und in Norwegen (Art. 44) ein Prinz, der ohne Zu- 
ftimmung der parlamentarifchen Körperichaften heiratet, die 
Zhronfolgefähigfeit. Aud) Entfernung aus dem Königreiche 
über eine beftimmte Zeit hinaus wird zumeilen al Abdankung 
aufgefaßt (jo 3. B. Norwegen, eine über 6 Monate dauernde 
Entfernung aus dem Königreiche. Verfaffungsänderung von 
1908); desgleichen Übertritt zu einem anderen al8 dem 
proteftantifchen Glaubensbefenntnis in England, Dänemark, 
Schweden und Norwegen, ferner gleichzeitige Übernahme der 
Herrichaft eines anderen Staates (Verfaffung von Eohurg- 
Gotha, St. &r.-Gef. 8 19). Ähnliche Verbote wie das Iekt- 
genannte finden fich noch in Preußen (Art. 55), Belgien (Art. 
62), Holland (Art. 23), Dänemark (Art. 4), Rumänien (Art. 91), 
Griechenland (Art.48). Hier wird menigftens Zuftimmung der 
Kammern, mitunter aud) eine qualifizierte Majorität derjelben 
(Belgien, Rumänien) verlangt. Thronverzichte im eigentlichen 
Sinne des Wortes fönnen niemals rückgängig gemacht werden, 
jelbft nicht in dem abfolut regierten Rußland (fiehe Korkunom 
a.a.D. 1, ©.243). Abmachungen der Sufzeffionsberedhtigten 
untereinander über fünftige Verzichtleiftung haben gar feine 
die Thronfolgeorönung abändernde Wirkung. Deshalb ift der 
nicht al® Gefeb publizierte Thronanwartjchaftäverzicht felbft in 
Rupland al ungültig angefehen worden (fiehe die Haltung 
de3 wuifiihen GStaatsrats anläßlich des Thronverzichts des 
Gropfüriten Konftantin 1823/25 bei Korkunob I, ©. 2527.). 

III. Regentihaft und Stellvertretung. 
Während die lebtere auf perfünlichem Auftrage des Monar- 

chen beruht, ift exftere ein rein ftaatsrechtliches Verhältnis, 
da3 durch die Berfaffung angeordnet fein muß und nicht ein- 
tritt, wenn leßtere jchmweigt (fiehe aber für Baden Meyer- 
Unihüg, Staatsreht ©. 89 N. 26 ud ©. N. 3). 

Hatjchet, Allgemeines Staatsrecht I. 5
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Grimde ihres Eintritts find mangelnde Bolljährigkeit des 

Monarchen, die in den meilten Gtanten mit dem 18., in 

Auflond (Staatögrundgefes, Art. 40) und Spanien (rt. 66) 

mit dem 16. Lebensjahre eintritt, fodann förperliche oder 

geijtige Regierungsunfähigfeit. Keine Regentjchaft, jondern 

Bwifchenregierung (Interregnum) liegt vor, imenn bei 

Thronerledigung eine [hwangere Königsmwitiwe vorhanden und 

für den Posthumus eine Regentfchaft eingefegt wird. Zur 

Regentjchaft ift in den Tonftitutionell regierten Staaten der 

nächte Agnat meift berufen, jedenfalls eine von det Verfaffung 

oder vom Monarchen unter verfaffungsmäßiger Ermächtigung 

beitimmte Berfon. Jr parfamentarifchen hoird zur Beltellung 

des Regenten Mitwirkung des Parlament? von all zu Fall 

erforderlich, fo in England (fiehe mein engl. Staatsredit I, 

©.660ff.), Belgien (Art. 81, 82), Holland (Art. 37, 38, 40). 

Sn abfoluten Staaten hingegen wie in Rußland Tann der 

Zarjduch Manifeit einen Regenten beftelfen, ohne hierbei 

an die Familienmitglieder und bie Beitellung eines Re- 

genten aus ihrer Mitte gebunden zu fein (Urt. 43, 52 de3 

Staatsgrundgejeges, fiehe auch Korkunod I, ©. 259). Die 

Gemwalt des Regenten ift faft in allen Monarchien ebenfo groß 

tie die des Monarchen. Bumeilen ift aber eine Beichrän- 

fung gegeben, 3.8. in England (mein engl. Staatsrecht 1, 

©. 663) und Belgien (Art. 89), daß feine Berfaffungsände- 

rung während der Regentihaft porgenommen werden darf. 

Der Regent ift jedenfalls während der Negentichait ebenjo 

foie derMonard) unverantmwortfich. Auzdrüdlich ausgejprochen 

ift dies nur in der Verfalfung von Portugal (Ari.99), ver- 

fteht fi) aber für die übrigen von felbfl.
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$ 7. Die Nepräjentatividee in der modernen 

Bollödertreinng. 

1. Hiftorifche Entwicdlung. 
Der antiten Welt, inzbejondere der römischen, war der 

Repräfentativgedanfe d. i. die Anfchauung, Daß das Volk duch 
eines der Staatdorgane vertreten wird, durchaus nicht fremd. 
eur bezogen fie ihn vornehmlich auf das Verhältnis der Magi- 
ftraturen, in&bejondere der oberjien Magiftraturen zum Volfe. 
Die Bolßverfammlung galt den Römern ebenjowenig tie 
den Griechen al ein repräfentierendes Organ, da das Bolf 
felbft a8 Hier Handelnd aufgefaßt wurde. Erft der mittel- 
alterliche Flächenftant macht den Nepräfentativgedanfen nötig. 
Zreilihh einer Zeit, in welcher der Staat nur dDualiftisch 
zwilchen König und Bolt aufgeteilt erfchien und da3 Wolf 
feine homogene Majfe, jondern eine in Verbände und 
Stände aufgeteilte Bevölferung darftellte, Yag der Gedanke, 
die Vertreter eined Standes oder einer Korporation als Ver- 
treter des gejamten Volfes aufzufaffen, jehr fen. Wo aber, 
wie in England, die Königdgemwalt frühzeitig zu einer Kraft 
gebieh, der fich alfe anderen Gemwalten im Staate beugen 
mußten, da fam man viel früher dazu, und fo entiidelt 
fid) hier die Repräjentatividee zuerft unter den europäifchen 
Staaten. Sie fnüpft an die mittelalterliche Steuerbetvillfigung 
an. Grundjab de Common Law ivar feit jeher, daf; jeder 
Zreie, abgejehen von den durd) Lehenzrecht vorgejchriebenen 
Abgaben, jeder Steuer zuftimmen müßte. M8 wegen der 
Kriege mit Frankreich und Schottland Die Fönigfichen Aus- 
gaben immer größer wurden, bejchäftigte man fich immer 
eingehender mit der Frage, wie die von den Baronen im 

Magnum coneilium zur Befleuerung erteilte Zujlimmung 
auch die anderen Staatsbürger binden fünnte. Die Fiftion 
war da3 erjie Auskunftsmittel, Art. 14 Der Magna Charta 

5*
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jagt, daß ein dom Commune concilium erlangter Steuer 
beichtuß alle Diejenigen bände, welche geladen twaren, gleid)- 
viel ob fie erfchienen wären oder nicht. Aber damit war auf 
die Dauer bezüglich der nicht zum Magnum concilium Gela- 
denen nicht auszufommen. Da Fam ein anderer Gedanke 
zu Hilfe. Sn den Graffhaftsgerihten und Graf- 
fhaften war der NRepräfentativgedanfe fon zu 
Beginn, jedenfalls um die Mitte des 13. Yahı- 
hundertS durch das Juryfyftiem voll entwidelt. Hier 
war e3 beinahe Gemeinplas, daß die 12-Männerjury und das 
Grafichaftsgericht die gefamte Grafichaftsbevöfferung re- 
präfentierten. Nichts Iag nun näher, als Spezialtommiffionen 
in die Grafjchaften zu entfenden und entweder in der Graf 
Ichaftzverfammlung die Steuerbemwilfigung direkt zu erwirfen 
oder indireft Durch Beteiligung der Jury an der Steuerein- 
jchägung die Zuftimimung zur Steuer zu erlangen. Aber man 
fonnte noch weiter gehen, das ganze Reich al3 die große Graf- 
Ichaft, Die Communitas communitatum, da3 Parlament als 
da3 große Grafjchaftsgericht bezeichnen und fich jo das Detail- 
geihäft provinzieller Steuerhemilligung erjparen. Dies ge- 
cha auch im Laufe de3 13. Jahrhunderts. Seit Chun T, 
der in Sahre 1295 das erfte fogenannte Modellparlament 
jchuf, zu welchem außer den großen Baronen zwei gewählte 
Ritter von jeder Graffchaft, zwei Bürger von jeder Stadt ge- 
laden wurden, galt das Parlament als großes Grafichaftsgericht 
d.i. al repräjentatives Staat3organ. m Laufe des 14. Sahr- 

hunderi3 war der Nepräfentativgedanfe derart zur Bolfg- 
überzeugung geworden, dab zu Beginn des 15. Sahıhunderts 
(im dritten Regierungsjahre Heinrichs V.) den auf gutsherr- 
Gchen Immunitäten wohnenden Freibauern, welche die Bei- 

traggleiltung zu den Diäten der Grafjchaftsahgeordneten ver- 
weigern, entgegengehalten werden fonnte, daß die gewählten 
Unterhausvertreter nicht etwa für eine Graffchaft oder Im-
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munität, fondern für das ganze Reich gewählt würden (fiehe 
mein engl. Staatörecht I, ©. 238). Unter den Tudors jagt 
ihon Thomas Smith, daß im Parlament jeder Engländer 
ald antvejend gedacht werde. (De Republica Anglorum 1583; 
„Quidquid in centuriatis comitiis aut in tributis populus Ro- 
manus efficere potuisset, id omne in comitiis Anglicanis, tan- 
quam in coetu Priniecipem populumque repraesentante, 
commode transigitur, interesse enim in illo conventuomnes 
intelligimur.“). So ift zu Beginn der Neuzeit in Eng- 
land der Repräfentativgedanfe in volfer Birkfiamkeit. Um ihn 
aber dem Kontinente näher zu bringen, bedunfte es eines Erx- 
eigniffe3 von jener umtwälzenden Bedeutung mie die franzö- 
füche Revolution. Die Abgeordneten zur Konftituante waren 
auf Grund bon fogenannten cahiers d. i. imperativen Winz- 
hen und Mandaten der Wähler entfendet worden. Aber der 
König felbft ift e3, der die Bindung an diefe cahiers verbietet. 
Sieye3 und die Gedanken Rouffeaus wirken nad) der gleichen 
Richtung, daß der Herricher im Staate der Gemeintwille des 
Volkes fei, vor allem aber ift e3 die durch Montesquieu (esprit 
des lois XI. Buch, VI. Kap.) und durd) Delofme vermittelte 
Kenntnis der engliichen Berfaffung, welche ven Repräfentativ- 
gedanfen al3 notwendige Vorausfegung des Eonftitutionellen 
Regimes bezeichnet. Daher verbietet das Gefeb vom 22. De- 
zember 1789 da3 imperative Mandat und die Snfteuftion 
der Ubgeoröneten: die Berfaffung vom 3. September 1791 aber 
fpricht mit Haren Worten aus, daß die Abgeordneten nicht ein 
einzelnes Departement, jondern die ganze Nation vepräfen- 
tieren (Titre III, ch. I, sect. 3, Art. 17: „Les representants 
nommes dans les departements ne seront pas representants 
d’un departement particulier, mais de la nation entiere, et 
il ne pourra leur &tre donne aucun mandat“). 

I. Die juriftifche Bedeutung des Repräjentativ- 
gedanfeng,
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Dur Montesquieu und die franzöfifche Revolution kam 
die Nepräfentatividee auch nad) Deutjchland und in bie 
übrigen Staaten des Kontinents. Die juriftiiche Formel für 
fie ift der Verfajfungsfa, der fich in allen monarchifchen Ver- 
faffungen findet, daß die Abgeordneten Fein imperatives Man- 
dat von ihrer Wählerjchaft annehmen dürften, oder wie e3 
in anderen Berfafjungen Heißt, daß die, Abgeordneten nur nad) 
ihrer Überzeugung ftimmen follten (fiehe 3. B. Art. 83 der 
preußiichen Verfaffung, Holland Art. 82, Stalien Art. 4, 
Schweden Art. 56 des Gejehes vom 22. Juni 1866, Ruß 
land Art. 14 de3 Dumaorganifationsgefebes, Türkei Art. 47). 

Einige Verfajfungen, wie 3. B. Die preußifche, belgiiche 
(Art. 32), italienische, türfifche (Art. 71) jagen ausdrüdlich, 
daß die Abgeordneten Verireter de3 ganzen Wolfes find, 
d. I. daß fie feine Sonderinterefjen, fondern die des allge- 
meinen Beften zu vertreten haben. 

IM. Die juriftiiche Theorie der Repräfentation. 
Über Diefe jind Drei Lehrmeinungen in Deutjchland zu 

verzeichnen. Die eine, die fie) außerdem noch in der aus- 
indischen Literatur vorfindet, in Deutichland namentlich von 
der älteren liberalen Schule (Klüber, Aotted) vertreten wurde, 
fieht in der Volfsvertretung eine Delegation des Volkes an 
die Repräfentanten, tmobei die Subftang der Delegierten Rechte 
beim Wolfe verbleibe, ihre Ausübung den Repräfentanten 
überlaffen fei. Diefe Auffaffung widerfprieht dem Verbot des 
imperativen Mandats, da beinahe alle Verfafjungen ent- - 
halten. Die neuere herrichende Meinung geht dahin, daß 
zwilchen Bolföpertreter und Wählerjchaft ein vechtliches Band 
beitünde, daß Durch den Krentionsaft niemals ein Necht auf 
den Gewählten übertragen werde, daß diefer vielmehr Recht 
und Pflicht aus der Verfaffung herleite. Diefer Meinung ift 
nicht mit Unvecht entgegengehalten worden, daß fie zu der 
logifchen Konfequenz führe, den Tonftitutionellen Staat in
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der Zwifchenzeit von einer Barlamentstwahl bis zur anderen ' 
in einen abfoluten Staat umzuwandeln. Die dritte LXehr- 
meinung ($ellinet) erblict in dem mählenden Volk ein Staat3- 
organ, das al primäres Die VolfSpertretung als jefundäres 
Staatsorgan fchaffe. Bollivertreiung ift aljo Organ eines 
Organs. Diefe Meinung erjcheint durchaus zutreffend. Sie 
bat in der ftaatlihen Behördenorganifation ihr Gegenftüd. 
Auch die Bureaukratie fennt folche jefundäre Stantsorgane. 
So mird in der preußifchen Umtzjprache der Landrat als 
„Drgan” de3 Negierungspräfidenten, der Amt3vorfteher als 
„Drgan” des Landratz für gemijje Berwaltungsgeichäfte be- 
zeichnet. 

Nur od) eine Frage bleibt übrig: ft die Volfsnertretung 
wirklich Organ eines anderen Drganes, nämlic) des Volkes, 
wie it Died mit der Tatjache zu vereinigen, daß jeder Wahl- 
bezirt nur feine Abgeordneten wählt? St durch die Iofale 
Begrenzung des Wahlbezirks richt die Unmöglichkeit herbei- 
geführt, die Summe aller Abgeoroneten al3 Digan des ganzen 
Staates aufzufaffen? Die Antivort Hierauf, wie fie von der 
Theorie (Sellinef) gegeben rird, lautet, daß die Wähler 
durch) die Wahl den Willen äußern, nicht bloß ihre Vertreter 
in da8 Parlament zu entfenden, jondern gleichzeitig an der 
Bildung eines Staat3organs, der Bolfivertretung, mitzu- 
wirken. Dies hat jchon der geniale Sieyes eırfannt, wenn er 
fagt: Ein Deputierter gehört der ganzen Nation; alle Bürger 
find „jeine Auftraggeber” (Arch. parl. 1. Serie, Bd. VII, 
©. 583). 

IV. Der duch, Montesquieus Dreitungzlehre veranlaßte 
Srrtum. 

Sn feinem berühmten 6. Kapitel ded XI. Buchs (Esprit 
des lois), in welchem er da3 Modell des Verfafjungzftaates, 
nämlic) die idenlifierte Berfaffung des engfifhen jehildert, ent- 
widelt Montezquieu zwei Boftulate. Das eine ift Die Gemalten-
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teilung, wonad) in jedem Berfafjungsftaat die drei Teile der 
Staatgemalt, die legislative, erefutive und die richterliche Ge- 
walt, voneinander getrennt und verjchiedenen Organen über- 
wiefen werden müßten. Die erefutive Gewalt dürfe an der 
Gejebgebung siiemalsbeteiligt fein, jondern nur der gejebgeben- 
den Getvalt alS facult& d’empöcher, al3 Betogemwalt gegen- 
übertreten. Auch fonft follten fich die Drei Gemwalten gegenfeitig 
hemmen, um die freiheit im Stantömwefen zu beibürgen. 
Dad andere Boftulat if, daß der Berfaffungsftant aus 
einer glüclichen Mifhung von Monarchie, Ariftofratie und 
Demofratie beftünde, weshalb nach dem Vorbild Englands ge- 
fordert wird, daß die obeifte Gewalt in die Hände bes 
Monarchen, einer Bolfsvertretung und eines Oberhaufes ge- 
legt ei. Die erefutive Gewalt wird dem Monarchen über- 
tragen, Die gefeßgebende zwijchen Ariftofratie und Demo- 
fratie aufgeteilt. Auch diefe drei Beftandteile der oberjten 
Gemalt follen fich gegenfeitig hemmen und die Wage halten. 
Auf diefe Weife hoffte er vor allem gute Gefeße zu er- 
langen, weil „alle Bejtandteile des Vollzlebens auf ihren 
Inhalt einwirken” (Mohl). Unter den Händen ver Nachfolger 
veriehinammen die Boftulate in eins. Man identifizierte fon- 
ftitutionell-monarchifche Staatzform und Repräfentativverfaj- 
jung. ©o fordert z.B. Art. 13 der deutfchen Bundesafte eine 
Repräfentativverfaffung und meint Eonftitutionell-monacchi- 
Ihe Verfaffung. Dies ift ein großer Jrrtum. Die Repräfen- 
tatividee, in der Bolfsvertretung wurchgeführt, ift fein 
Kriterium für die Staatsform felbft. Auch die abjolute Mon- 
arhie wie Rußland Hat jet eine Volfsvertretung. Wefent- 
lich für den Verfaffungsitaat im Tonftitutionell-monarchifchen 
Sinne it, wie wir oben (&.58) gefehen haben, einzig und 
allein da3 Mak, wie die Dreiteilung der Staatsgewalt al 
deal durchgeführt erfcheint und ob der fog. Vorbehalt des 
Gejeges durch) die Verfafjung anerfannt ift.



Das Barlament. 73 

$8 Da8 Parlament in der modernen Monnrihie. 

I. Ei» und Bweifammerihftien. 
Eine der wihtigften Fragen bei der Eintichtung moderner 

Berfafjungsverhältniffe war und ift die Frage, ob das Barla- 
ment aus einer oder zwei Kammern bejtehen joll. Für das 
Zweifammerigfiem Hat Miontesquieu im „esprit des lois“ 
die entjcheidende Begründung gegeben. Das Biweilammer- 
foftem foll gegenüber dem leichtbeweglichen Clement der 
Bollsfammer das zum Beharren hinneigende Element der 
Erften Kammer, das Oberhaus jchaffen. Diejes Motiv war 
ftet3 bei Einrichtung des Zmweilammerigftems maßgebend. 
Aber auch für das Einkammerfyften find wichtige Argumente 
vorgebracht worden, jchon zur Zeit, ala man zum eriten Male 
vor Die Zöfung jener Frage geftelft war, nämlich in der fran- 
zöjiihen Konftituante von 1789. Das eine lief darauf hinaus, 
daß Durch Das Biweilammerigften . Die Souveränität Der 
Nation geteilt würde, was dem Gedanfen der unteilbaren 
Souveränität twiderjpräche (Rabaud Saint-Etienne s. Archi- 
ves parlementaires 1. serie, VIII, p. 569). Das andere war 
die Anjchauung, daß ein Senat, wern er auf der gleichen 
Wahlbafis wie die Vollsfammer eingerichtet werde, über- 
flüffig, wenn nicht auf Diefer Bafts ruhend, jedenfallß dahin 
tendiere, eine Ariftofratie zu jchaffen, die fich gegen das Volt 
tehren fönnte (Archives parlementaires a. a.D., VIII, ©.585: 
„Si les deux chambres ont la m&öme formation, l’une d’elles 

devient inutile, puisqu’elle ne serait plus qu’un bureau 

necessairement toujours influence par l’autre, si leur for- 

mation n’est pas la möme et qu’on adopte l’idee d’un senat, 

il Etablira l’aristocratie et conduira & l’asservissement du 

peuple“). Man jieht, beide Argumente halten nur dann 
Stich, wenn man unter dem Schein de3 Königtumß die Demo- 
fratie einrichten will. Deshalb ift, abgejehen von den deut-
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hen Stleinftaaten, mo Dies fi) fehon aus der Natur der 
räumlichen - Befchränftheit ergibt, dad Einfammerjyften nur 
in jenen Monarchien eingeführt, Die der Demokratie zuneigen. 
&3 war jeinerzeit durch die Verfaffung der franzöfifchen Kon- 
ftituonte von 1791 etabliert und findet fich heute mer in 
Griechenland (Bule), in Serbien (Skuptschina), in Bulgarien 
(Sobranje) und in Norwegen (Stortking). Biejed lebtere 
Land rechne ich auch zu den Typen des Einfammerjyftems, 
weil die Wahlen zu feiner Legislatur, dem Storthing, fich auf 
einer einzigen Wahlbafis vollziehen und die beiden Abteilungen 
de3 Storthing, nämlich der Lagthing und der Odelsthing, al3 
Auzihüfe des Storthing in der Weife gebildet werden, daß 
leßterer auß feiner Mitte ein Viertel der Volksvertreter als 
Odelsthing, dreiviertel ald Lagthing wählt (Art. 73 der Ver- 
foffung). Dazu fommt noch, daß die Verfaffung den Storthing 
nur al ein Organ, beftehend aus zwei Abteilungen, bezeich- 
net (Art. 49). Ein fihließliches Argument für die obige Anjicht, 
das aber nur in Verbindung mit dem eben Angeführten Be- 
weis Schafft, ift Die Tatjache, daß zur Beichlußfafjung über 
Gejege eine gemeinfame Abftimmung beider Abteilungen des 
Storthing vorgefehen ift, wenn fie fich nach zmeimaligem ver- 
geblichen Verfuche über die vom Lagthing ftets zuerft zu 
machenden Amendements nicht einigen fönnen (Art. 76). Ge- 
wicht erhäftfaber das Yegigenannte Argument noch durch die 
Tatjache, daß, abgefehen von gefeßgeberifchen Angelegenheiten, 
die in Der vorgebrachten Weife zu erledigen find, von Minifter- 
anflage und Nechnungstontrofle, die auzfchließlich dem 
Dpelsthing zuftehen, die übrigen Gemeinmwillensäußerungen 
de3 Storthing in gemeinfamer Situng beider Abteilungen 
erfolgen. 

Das Zmeilammerfpftem haben folgende monarchifche Ver- 
faffungen: Preußen (Herven- und Abgeordnetenhaus), Bade 
(Kammer der Reicheräte und der Ahgeoroneten), Sadjen,
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Baden, Helfen (Exfte und Zweite Kammer), Württemberg 
(Kammer der Standezherren und der Abgeordneten), Öfter- 
reich (Herren- und Abgeordnetenhaus, Reichtrat: beide Kant- 
mern al Ganzes), Inga (Magnaten- und Repräfentanten- 
tafel), England (Parlament: House of Commons, House of 
Lords), Stalien (Senato del Regno, camera dei deputati), 
Belgien (senat, chambre des representants), Niederlande 
(staaten generaal: Eerste en Tweede Kamer), Dänemarf 
(Nigsdag: Landsthing und Folkething), Schweden (Nilgdag: 
erite und zweite Kammer), Spanien (Cortes: Senado, Con- 
greso de los diputados), Bortugal (Cortes: camera dos pares, 
camera dos deputados), Rumänien (Senat, Deputierten- 
fommer), Nupland (Ssowiet und Duma), Türkei (Barla- 
ment: Medjiifj-um-umi, 1. Kammer: Hejetsisajan; 2. Kamı- 
mer: Hejet-ismebuan). 

H. Die Erjte Kammer (da3 Oberhaus, der Senat) und 
feine Sujammenfegung. 

Die ältere Tonftitutionelle Doktrin, die Montezquieu führte, 
erblidte in der Exrjten Kammer ein mwejentliches Glied der 
fog. Gleichgewichtslehre. Diefe Theorie, die von englifchen 
Berhältnijfen ausging und fie zu rationalifieren ftrebte, ah 
in dem Oberhaus ein notwendige3 Gegengewicht gegen bie 
beiden anderen Teile der LZegislatur, König und Unterhaus. 
Um zu verhindern, daß zivei diefer Teile fich zufammentiin, 
um die Bolföfreiheit zu unterjochen, jah jene Theorie aud) 
eine Dreiteilung der Legislatur, nicht bloß der Stantgemalt 
vor, jo daß der dritte Teil immer einen Einfpruch gegen ber- 
faffungswidriges Vorgehen der beiden anderen Teile erheben 
könnte. (Montesquieu jpricht von den beiden Kammern einer 
Zegisletur wie folgt: „Le corps legislatif y &tant compose 
de deux parties l’une enchainera l’autre.“) Unbemerft hat 
fi) aber im Laufe des 19. Jahrhunderts an Stelle Diefer 
Auffaffung eine andere eingefchoben, wonad) dad Oberhaus
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bei tadifaler Ummgeflaltung des Wahlrechts für Die zweite 
Kammer indbejondere durh Einführung des allgemeinen 
Wahlrecht?, zur Snterejfenvertretung umzugeflalten ift. So 
fagte Abbe Lemire 1894 in der franzöfiihen Deputierten- 
fammer ((Journ. officiel 1894 Debats parl. chambre ©. 562): 
„A cöte de la chambre des deputes, issue du suffrage uni- 

versel direct, je voudrais une autre chambre nommee par 

les divers &tats, professions, corps de metiers...“ Ähnliche 
Gedanfengänge Yagen auch der jüngften Berfaffungsreform 
in Belgien von 1891—, in Baden von 1904 zugrunde. 

©» fagte der Minifter Bernaert in der belgifchen Repräfentanten- 
fammer (Ann. parl. Chambre, 30. März 1891): „En Belgique on 
a soutenu, avec une grande force d’arguments, que le Senat 
devrait constituer une Chambre representative des divers in- 
teröts, et ce serait assurement l& une combinaison dont le prin- 
cipe serait excellent.“ 

Sm Negierungsentwurf de3 Berfaffungsreformgejeges in 
Baden (Drudfache des Badifchen Landtags, 1904, Nr. 26a, ©. 10) 
heißt e8: „andererjeit3 aber fonnte fie (d. i. Die Regierung) fi au) 
der Beforgnis nicht verfchließen, eg möchten eine Anzahl der im 
geiftigen und wirtjchaftlihen Leben des Voll wirffamen und für 
die Entwicdlung des Ganzen bedeutungsvollen Kräfte nicht in ihrem 
wirklichen Stärfewert im Landtag zum Ausdrud gelangen, jofern 
die der VBolfövertretung durch Wahlen angehörigen Mitglieder aut3- 
Schließlich im Wege der unmittelbaren und allgemeinen Abftiimmung 
berufen würden. ... Der Entwurf verfucht daher jenes Ziel auf 
eine andere Weije zu erreichen, nämlich auf dem in jenen Be- 
ichlüffen der Zweiten Kammer (d. i. vom 4. uli 1902) angedeuteten 
Wege einer Reorganifation der Erften Kammer im Sinne einer 
ftärferen Vertretung der auf Gefeb beruhenden fommunalen und 
wirtichaftlichen Körperfchaften.“ 

Damit find Unfang- und Endpunkt der Oberhausentmwid- 
fung im 19. Jahrhundert gezeichnet, daher Die gegenmmärtige 
Zufammenfeßung dev Oberhäufer!) europäifcher Monarchien 
folgende Ubergangsftufen aufmeilt: 

ı) über die Detaif3 fiehe H. Desplaces, Senats et Chambres Hautes 1893.
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.1. Oberhäufer, deren Zufammenfegung auf rein Hifto- 
tiichen Gründen wuht, die alfo vorwiegend erbliche Mitglieder 
haben oder fich nach Art der alter Stände (Adel, Geiftlichkeit, 
Städte) zufanmenfegen. Bon Bertretung verichiedener Arı- 
terejjen ift hier feine Rede. Nur findet fich hier weniger um 
Sinterejjen zu vertreten alS aus rein Hiftorifhen Gründen mit- 
unter die Vertretung der Univerfitäten oder einzelner, Iofaler 
Autonomie zuneigender Zandesteile, wie 3. B. in Englands 
Dberhaus die Vertreter der fchottiichen und irifchen Beerz, 
in Ungarms Magnatentafel die Vertreter Kroatiens. Zumeilen 
ift auch) dem Monarchen zur Einführung verichiedener Syu- 
terefiengruppen die Möglichkeit der Ernennung von Meeıs 
auf Lebenszeit gewährt. Die Staaten, welche diejer Zır- 
fammenjegung der Erften Kammer anhängen, find außer 
den genannten noch Ofterreich, Preußen, Bayern, Württem- 
berg, Sachen, Portugal. 

2. Die zweite Gruppe umfaßt jene Staaten, welche neben 
den erblichen Elementen noch bejondere Snterefjenvertretun- 
gen und in überwiegender oder menigftend annähernd 
gleicher Zahl einführen und folche Sntereffenvertreter wenn 
auch nicht alle auf eine Wahlbafis Stellen. Hierher gehört 
Baden (feit der Verfafjungsreforn von 1904), Spanien, 
Nußland (feit dem allerhöchften namentlichen Ufas vom 
20. Februar 1906). 

3. Die dritte Gruppe umfaßt nur oder faft nur Durch 
Wahl beitellte Sntereffenvertreter, mobei e3 fi um die Ver- 
tretung von Lofal- oder Berufzintereffen handelt. Hierher 
gehört in3befondere Belgien, Rumänien, die Niederlande und 
Schweden. Wud) Stalien könnte man hierher rechnen, trogdem 
e3 der König ift, der die Senatoren auf Lebenzzeit eınennt, 
denn er ift bei ihrer Auswahl an beftimmte, durch Die Ver- 

fafjung genau beftimmte Sntereffengruppen gebunden (Art. 33 
der Berfaffung); au dem gleichen Grunde die Türkei
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(Art. 62). Doß es fi, hierbei wirklich um Sutereffenver- 
tretungen handelt, Dafür bürgt das Vorbild diefer Verf 
jungsbeftimmungen: das franzöfiiche Gejeg vom 29. Der | 
zember 1831. 

Die in der Literatur lebhaft Disfutierte Frage, ob auf die 
Würde eine Oberhausmitgliedes verzichtet werden fann, 
wenn gejeglich nichts Näheres beftimmt ift, wird ungefähr 
dahin zu beantworten fein, daß dort, too die Exfte Kammer 
in ihrer Üiberwiegenden Zufammenfegung aus erblichen Ver- 
tretern befteht, ein folher Verzicht nicht angeht, da hier die 
unttion des Mitglieds mehr den Charakter eines Amtes hat, 
auf das man gemöhnfich auch nicht einseitig verzichten Tann. 
Dort aber, wo die Zufanmenfebung zu gleichen Teilen oder 
überwiegend aus Sntereffenvertretern erfolgt, wird folder 
Verzicht dem auf ein Mandat fürjdie Zweite Kammer wenig 
fteng im Prinzip gleichlommen. So hat auch Die badifche Ver- 
faffung (8 39 der Verfaffung) die Frage entjchieden. 

III. Die Bmeite Kammer (Volishaus, Repräfentanten- 
haus, Deputiertenfammer)!). 

Sie fest fich Heute allenthalben aus Wahlen zufammen, 
meift gehen alle Abgeordneten aus Volfgmahlen heroor. Die 
Stage, die fich num erhebt: wie ift daS Wahlrecht, die Wähl- 
barfeit, wie Wahlverfahren und Wahlkreife eingerichtet? 

1. Da3 aftive Wahlrecht. Man unterfcheidet zunädft all- 
gemeine und bejchränftes Wahlrecht. Erjteres ift dann ge- 
geben, wenn alle PBerfonen bis auf Frauen, Minderjährige, 
Geiftestranfe, Perjonen, denen die bürgerlichen Ehrenrechte 
durdy Richterfpruch entzogen find, die unter Bormundfchaft 
ober im Konkurfe fich befinden oder Armenunterftügung ge- 
nießen, am Wahlrecht beteiligt jind. Befchränftes Wahl- 
recht it dann vorhanden, wo ein beftimmter Bildungs- oder 
Vermögensnachtveis (früher auch die Zugehörigkeit zu einer 

1) Siehe dazu namentlich &. Meyer, Das parlomentariiche Wahlceht 1901.
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beftimmten Konfeifion, 3. B. in Deutfchland bis 1848 Das 
Hriftlihe Glaubensbefenntnis) verlangt wird. Das all 
gemeine Wahlrecht fan ein gleiches oder abgeftuftes fein, 
je nachdem den Wählern ein gleiches oder verichiedenes 
Stimmgewicht (je nad) der Zugehörigkeit zu gemwillen Stän« 
den oder Gteuerflaffen, oder Wluralftimmen) beigelegt it. 
Freilich Tarın auch unvermerft da3 gleiche in ein abgeftuftes 
übergehen, dort namentlich, mo auß politiichen Gründen 
fogenannte Wahlfreisgeometrie betrieben wird. 

Allgemeines und gleihes Wahlrecht gilt gegenwärtig in 
Ofterreich, einen: Teil der deutjchen Einzefftanten, in Spanien, 
Norwegen, Dänemarl, Griechenland und Schweden (feit 
der Wahlceform von 1907). Ein allgemeines und abgejtuf- 
te8 Wahlrecht haben Preußen und einige andere deutichen 
Staaten wie 3. B. Sadjlen, ferner Belgien und Rumänien. 
Belgien Tennt das Pluralftiimmrecht. 

Beichränttes Wahlrecht, meift Anfnüpfung an einen 
BZenfus, ift in folgenden Staaten gegeben: Ungarn, Kıoa- 
tien, Zuremburg, Niederlande, Rukland und Serbien. Im 
England ift da8 Wahlrecht zum mindelten an die Führung 
eine3 eigenen Haushalts gefnüpft, im übrigen ein ausge 
iprochene3 Zenjuswahlrecht. An den Nachweis einer be- 
ftimmten Bildung ift das Wahlrecht in Portugal und Stalien 
gefnüpft. 

Einige Staaten fennen fogar eine Wahlpflicht, fo 3. ©. 
Belgien (Art. 48 der Verfaffung) md feit 1906 einzelne 
Kronländer der öfterreichiichen Monarchie, ferner einige 
Demofratien (doc darüber BD. IT). 

MS Mlersgrenze gilt in Ungarn das 20., in England, 
Stalien, Portugal, Schweden, Bayern, Sachjen-Weimar das 
21., in Preußen und Öfterreich da3 24., in den meiften deutfchen 
Einzelftaaten, in Belgien, Niederlande, Spanien, Rumänien, 
Norwegen das 25. Lebensjahr, in Dänemarfdas 30. Lebenzjahr.
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2. Die Wählbarfeit. Die vor 1848 meift überall vorhandene 
Borauzfehung eines beitinmten Vermögens refp. Bildungs 
nachweifes für die Wählbarfeit ijt heute bis auf Portugal und 
Sachen überall weggefallen. Yın allgemeinen gilt die Regel, 
daß jeder aktive Wähler auch wählbar ijt. AS Beichränkungen 
der Wählbarfeit gelten heute nur noch höheres Alter, ald 
für das aftive Wahlrecht verlangt wird; da two Zmeilammer- 
ipftem befteht, meift der Grundjab, daß niemand Mitglied 
beider Kammern fein fan (fo jeßt auch in Rußland. Manifeit 
bom 20. Februar beir. die Organijation der Duma), ein 
Grundfaß, der jet in Öfterreich feit der Wahlreform von 
1907 durchbrochen if. Bereinzelt ift die Beftimmung der 
türkifchen Berfaffung (Art. 72), daß der Gewählte derjelben 
Brovinz angehören muß, der feine Wähler angehören. 
Ferner beftehen in einzelnen Staaten Bejchränkungen der 
Wählbarfeit für Beamte und Geiftliche. 

Adgejehen von der Unzuläfjigfeit der Wählbarfeit von 
Beamten in ihrem Amt3bezirke, die fich namentlich in Sid- 
deutfchland vorfindet, muß man das franzöfiihe von dem 
deutschen Brinzip unterfcheiden: erjteres jchließt die Beamten 
grundfäßlich aus, Teßteres nicht. Auf einem mittleren fom- 
binierenden Standpunfte fteht das englische Recht. 

Den deutfchen Grumdjab haben fich angefchlojfen Sfter- 
reich und die jfandinavifchen Staaten. Auf dem franzöfifchen 
Standpunkte fieht Belgien, Quremburg, Jtalien, Spanien, 
Ungam und neueftens Rußland und die Türkei (Mit. 67). 
Die Niederlande und Portugal ftehen auf dem mehr fombi- 
nierenden Standpunkt von England, für gewilfe Gruppen 
bon Beamten Unvereinbarfeit der Bearmtenqualität mit dem 
Abgeoronetenmandat vorzufchteiben, für andere nicht. Der 
Grumdfab, dak Abgeordnete, die ein Staatsamt erhalten 
oder im Staatädienjte befördert merden, fich einer Neumahl 
unterziehen müffen, findet jid) aud) in einigen Staaten. Er  
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gilt in dem größten Teil der veutjchen Einzelftaaten, dann 
in den Niederlanden, PVortitgal, jerner auch in Belgien, 
Zuremdurg, Ungarn, Spanien, Stalien für diejenigen Amt3- 
ftellen, die ausnahmaweife zur Zweiten Kammer zugelafjen 
find. 

Die Geiftlichen find nicht wählbar in England, Belgien, 
Zuremburg, Stalien, Spanien, die Mönche nicht in Ungarn. 

As Beichränktung der Wählbarkeit ift auch die Nicht 
gewährung von Entichädigung an die Abgeoröneten zu be- 
ttadhte ‚wie fie gegenwärtig in Stalien, Spanien und Eng- 
ang fectens üt. 

Bei der Gewährung von Entichädigungen muß man 
zwoiichen Taggeldern und Paufchjummen für Die Selfion 
unterjeiden: 

Baufhfummen gemähren: das deutfche Reich (3OOOMH, 
Ungarn (6400 Kronen), Belgien (4000 $r.), Griechenland 
(1800 Drachmen), Japan (2000 Zen), Niederlande (2000 Gul- 
den) und die Türkei (20000 Piafter). Taggelder getväh- 
ren: Dänemark (10 Kronen), Baden (12IME.), Bahern (LOME.), 
Hefjen (I ME), Preußen (15 ME), Sachjen (12 ME.), Würt- 
temberg (über I ME), Norwegen (12 Kronen), Ofterreich 
(20 Kronen), Rumänien (25 Lei), Serbien (15 Dinar), 
Schweden (10 Kronen), Bulgarien (15 bis 20 Leva), Auß- 
Yand (10 Rubel). Ir Portugal werden die Diäten in der 
leten Seflion für die folgende Legisfaturperiode feitgeftellt. 

3. Wahlverfahren und Wahlkreife. Minoritätenvertretung, 
Proporz. 

. Die Wahlen find entweder Direkt oder indireft. Gegen- 
wärtig herrjcht das Syftem der direkten Wahlen vor. Sji= 
direfte Wahl beteht jebt nur nod) in einer Reihe Deutjcher 
Einzelftanten, insbefondere Preußen und in Rußland. Eine 

Mifhung von diveftem und indireftem Wahlrecht befteht in 

Kivatien und Rumänien. 

Hatfcel, Allgemeines Stantsret I. 6
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Die Abftimmung ift eine öffentliche oder eine geheime. 
Die öffentlihe Stimmabgabe findet fid) nur in einer Heinen 
Zahl deutfcher Einzelftaaten, nämlich Preußen, Braunfchtmeig, 
Schwarzburg-Sonderöhaufen und Walded, jemer in Ungarn 
und Dinemarf. Die Wahlen finden auf Grund von Wähler- 
liften ftatt, die in einigen Staaten permanent find, in anderen 
für jede Wahl neu angelegt werden. Permanente Wähler- 
tiiten beftehen in England, Belgien, Luxemburg, Niederlande, 
Dänemark, Stalien, Spanien, Ungarn, Norwegen. Bis auf 
Spanien und Norwegen ift überall richterliche Nachprüfung 
der Anlegung jolcher Wählerliften vorgefehen. Bon deutfchen 
Einzelfiaaten Hatte nur Bayern permanente Mählerliften 
für alle Wählerklaffen. Sebt (jeit Landtagswahlgefeg von 
1906, Art. 9) find fie abgefchafft. 

Die Wahlbezirfe Fönnen enttweder unter Zugrundelegung 
der alten hiftoriichen Einheiten von Stadt- und Landbezirfen 
oder ohne Kücficht darauf nad) der Benölferungsziffer an- 
gelegt werden. Daneben find Modififationen des rein terri- 
toriafen Wahlbezirfs herbeigeführt durch zwei ınoderne Ge- 
danken: Den der Proportionalmahl und den des fogenannten 
nationalen Befibftandes. 

Minoritätenvertretung ift von Proporz wohl zu unter- 
feheiden. Erftere fucht den Winoritäten neben den Majori- 
täten zur Repräfentation zu verhelfen, Iebterer erfirebt eine 
Verteilung der Abgeordneten auf die einzelnen Parteien im 
Verhältnis zu der von ihnen aufgebrachten Stimmenzahl. 

Zur Minoritätenvertretung rechnet man 
a) die bejchränfte Stimmgebung (vote limite). Gie be- 

fteht darin, daß in Wahlkreifen, die mehrere Wbgeoronete 
entjenden, der Wähler nur für einen Teil derjelben ftimmen 
darf. Sie beiteht heute nur noc) in Spanien und Portugal. 
Eine Unterart diefer Stimmabgabe ift die Einzelftimmabgabe 
(vote unique), ivo, troßdem mehrere Perjonen zu wählen
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find, jeder Wähler nur eine Stimme abgeben fan. Das Shyftem 
it gegentvärtig namentlich in Sfterreich (fpeziell Galizien: 
8 34 de3 öfterreichiichen Wahlgejebes vom 26. Sanırar 1907, 
REBEL. Nr. 17) eingeführt. 

b) Das Syftem der Stimmenkumulierung. Ihr Wefen 
ruht Darin, daß in einem Wahlfreife, mo mehrere Abgeord- 
nete zu wählen find, jeder Wähler alle ihm zuftehenden 
Stimmen einem einzigen Kandidaten zuwenden kann. Dies 
Syitem findet fi) heute nur bei den Wahlen zu den eng- 
Kichen Schufräten. 

Der Proporz ift entweder mit Einzelmahl oder mit Liften- 
wahl verbunden. 

Der Proporz mit Eimzelmahl, da3 fogenannte Hareiche 
Syftem, gegenwärtig in Tasmania eingeführt, macht das 
ganze Land zu einem einzigen Wahlkreis. Zunächit mird 
der fogenannte Wahlquotient (quotient Electoral) bejtimmt, 
indem die Zahl der abgegebenen Stimmen mit der Zahl 
der Wahlfibe dividiert wird. Jeder Kandidat, der den Duo- 
tienten erreicht, ift al3 gewählt zu betrachten. Diefes Hare- 
fche Syftem Hat der dänifche Minifter Andrä in den Jahren 
1855—1867 zur Geltung gebracht. &3 unterjcheidet fich von 
dem reinen Harefhen Syftem dadurch, daß e3 dem Duotienten 
noch die liste de preference Hinzufügt. Der Wähler beftimmt 
die Reihenfolge der Kandidaten, denen er feine Stimme 
zuzumenden wünfjcht. Hat nämlich z. ®. der erfte von ihm 
nominierte Kandidat ohne ihn fchon den Quotienten er- 
reicht, jo wird feine Stimme dem zweiten von ihm romi- 
nierten zugemwendet ujw. 

Sm Gegenfag zum Proporz mit Einzelmahl fteht Das 
Shitem de3 Proporzes mit Liftenwahl. Der Wähler gibt jeine 

Stimme für eine ganze Kandidatenlifte, auf welcher fo viele 

Abgeordnete vorgezeichnet find, al von dem Lande bzw. 

dem Bezirke zu wählen find. Man unterjcheidet das Spitem 
6*
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der gebundenen Liften von dem der freien. Bei der ge 

bundenen Lifte darf der Wähler nur für eine der von bei 

Parteien vorgeschlagenen Liften ftimmen (fo jebt 3. B. in 

Schweden feit 1907 fog. Thiele-Syftem). Jede Partei ftelft für 

jeden Wahlkreis (dem eine nad) der Bevölferung entjprechende 

Zahl von Abgeordneten zugemwiejen it) eine Kandidatenlifte 

auf. Nac) der Wahl findet eine Verteilung ber Site auf 

die einzelnen Parteien nach der für fie abgegebenen Stimmen- 

zahl ftatt. Wären 3. B. 200000 Stinmmen abgegeben und 

10 Site zu vergeben, fo ift der Wahlquotient‘20 000. Wären 

num vier Parteififten, für die eine 80000, für bie zweite 

60 000, für die dritte 40.000, für die vierte 20 000 Stimmen 

abgegeben, jo exhält die erfte vier, die zweite drei, die dritte 

zwei und die vierte einen Wahljik zugemwiejen. Snerhalb 

der Parteilifte gelten dann diejenigen Kandidaten ala geroäßit, 

die Die größte Stimmenzahl auf fich vereinigt haben. ©o 

ftimmt jeder Wähler für die Lifte und innerhalb der Lijte 

gleichzeitig für einen oder mehrere Barteifandidaten. Man 

nennt deshalb diefes Shflem „la concurrence des listes et 

le double vote simultane.“ 

Diefes Shftem bildet einen Übergang zum Shitem der 

freien Lifte, nach welcher der Wähler enttweder für eine 

porgefchlagene Lifte flimmen oder von einer Lifte einzehte 

Namen freichen und durch andere erfegen oder aus berjchie- 

denen Liften eine eigene bilden fann. Lebteres heißt pana- 

fchteren. Das angefehenfte unter den Syftemen dex freien 

gifte ift das des Belgiers d’Hondt. ES hat aud) in Belgien mit 

einigen Modifikationen Anklang gefunden. Das Shitem heikt 

aud) Da8 de commun diviseur und der chiffre repartiteur. 

63 bejteht zunächft darin, daß jeder Wähler troß der 

Panafchierung feine Stimme gleichzeitig für einen Kandidaten 

und für die Lifte, auf der der Kandidat fieht, abgibt. Um 

nun die Wahljige auf die einzelnen Liften zu verteilen, muß
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der Wahlquotient (chiffre repartiteur, im württembergijchen 
Landtagsmahlgefeb vom 16. Zufi 1906 „Höchitzahl") gefunden 
werden. Zu diefem Ymede wird die Zahl der für jede Lifte 
abgegebenen Stimmen mit 1, dann mit 2, dann mit 3 imd 
dann mit 4 geteilt, wenn ein vefp. zivei, rejp. drei, vefp. 
vier Abgeordnete zu wählen find. Angenommen, e3 find 
vier Abgeordnete zu wählen und vier Lilten aufgeftellt, tuo- 
bei auf die erfte 1200, auf die zweite 1008, auf die dritte 
612, auf die vierte 360 entfallen, fo findet folgendes Rechen- 
erembel ftatt: 

Divifion mit 1,1200 1008 612 360 
n „2 600 504 3806 180 
n „8 400 326 ujw. um. 
n „4 30) 252 um. ufw. 

Wäre bloß ein Abgeordneter zu wählen, fo fäme nur die 
erjte Wahllifte (Wahloorfhlag nach dem mürttembergijchen 
Gefebe) in Betracht. Kämen zwei Abgeordnete zur Wahl 
und wollte man beide der exften Lifte zuteilen, dann würde 
für fie [on ein Wahlquotient von 600 genügen, die Lifte 2 
mit ihren 1008 Wählern außer Betracht bleiben, mas ein 
Unrecht wäre. Deshalb mühte hier auch die zweite Lifte einen 
Abgeordneten befommen. Wären drei Abgeordnete zu wäh- 
len und wollte man zwei der erften Lifte zumeifen, fo daß 
auf ie 600 Wähler 1 Abgeordneter fäme, jo wäre das ein 
Unrecht gegenüber der dritten Lifte mit 612 Wählern. Alfo 
müßte dieje eher einen, als die erjte Lifte zwei erhalten. 
Sind aber wie faktifc, vier zu wählen, fo füme, da die drei 
eriten jchon verteilt, wie oben angegeben, noch in bezug 
auf den vierten Gib die vierte Lifte in Betracht. Sie hat 
aber bloß 360 Wähler. Man muß nun fragen, ob ihr durch 
Nichtgewährung eines Abgeordneten ein größeres Umvecht 
gejchähe al3 der erjten Lifte, wenn man ihr nicht da3 ziveite 
Mandat überwiefe. Darauf ift die Antivort: Nein. Denn
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die erfte Lifte hat, mern man ihr den zweiten Abgeordneten 

zumweift, einen Wahlquotienten von 600, der jedenfalls größer 

ital die Zahl fämtlicher, auf die vierte Lifte gefallener 

Stimmen. Dieje fjcheinbar Tomplizierte Nechenprogedur 

fieht in der Praris Höchft einfach aus, denn diefe hat die 

Kegel aufgeftellt: Wahlquotient, Chiffre repartiteur, Hödjlt- 

zahl, ift diejenige Zahl, welche nad Yornahme obiger Divifion 

ihrer NReihenftelle nad) der Ziffer der Abgeorbneten entipricht. 

Sind alfo vier Abgeorönete zu wählen, fo ergibt fi als 

Reihenfolge 1200, 1008, 612, 600. Lebte Ziffer ift der Wahl- 

quotient. && fommen daher auf Die.erite Lifte zwei, auf die 

zweite und dritte je ein Abgeoroneter, die vierte geht leer aus. 

Eine Modifikation des angeführten Syftems ijt das der 

perbumdenen Liften, wie e3 gegenwärtig für die jeds Ab- 

geordneten der Stadt Stuttgart zur Bmeiten mwürtten- 

bergijchen Kammer ftatthat?). Die verbundenen Kiften 

werden bei der Berechnung des Wahlquotienten (Höchftzaht) 

zunächft al8 Einheit behandelt und fo Die auf fie entfallenden 

Wahlfibe ermittelt. Dann wird aber Dieje Zahl durch einen 

in analoger Weife gefundenen Wahlquotienten zwijchen dei 

verbundenen Liften aufgeteilt. Durch diefes Shftem wird 

namentlich betvirkt, daß Heinere befreundete Parteien oder 

die Ortsausichüffe einer und derfelben Partei ihre über- 

fchüffigen Stimmen einander zumeifen Eönnen, die jonft ohne 

die Verbindung der Kiften verloren gehen müßten. 
Gerade diejes Iebtere Shftem der verbundenen Liiten 

(zueift vorgeschlagen von R. Siegfried, Die Proportional- 
wahl, 1898) zeigt deutlich, tie jehr die Broportionalmahl die 
territoriale Wahlfreiseinteilung umgeftalten will. Denn die 
Anhänger der Proportionalwahl fajfen mit orliebe den 

bes De ieeniijtianfebes vom 29. Geptember 1901 Bun Grlak be 
Minifters für Handel und Gewerbe vom 12, April 1902 (©, 164) 
(fiehe preuß, Verwaltungsblatt 3. 23, ©. 513 ff., 538 m). > empfohlen worden
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Wähler al Anhänger einer polttiichen Partei auf, für jie 
gibt e8 Feine Gliederung der ftaatlichen Gefellichaft nach ört- 
lichen Bezirfen. Das Shftem der verbundenen Liiten macht 
Hingegen aud dem ganzen Rande einen Wahlfveiß und ver- 
teilt die Site nad) der Stimmenzahl der VBarteien ohne Rücd- 
fiht auf die territoriale Bevöfferungsziffer. Das Iektere Yäht 
fi} aber von allen Proportionalwahligftemen jagen. 

Eine andere Art der Emanzipation vom territorialen Wahl- 
freife ift neuerdings durd) die öfterreichiiche Wahlreform von . 
1907 gemacht worden. $ 1 (Gejeh vom 26. Sanuar 1907, 
RED. Nr. 17) beftimmt, daß wenn in einem Ktronlande für 
die Wahl in den Landtag eine allgemeine Wählerffaife be- 
fteht und die Abgeordneten diefer Wählerflajfe von nad 
Nationalitäten getrennten Wahlförpern gewählt werden, 
in diefem Fronlande die Wähler aud) für die Reichgratswahlen 
nad) Nationalitäten getrennte Wahlförper bilden. Diejes 
Shftem ift vorläufig bloß für Mähren eingeführt. &3 it 
das Syftem der „nationalen Katafter”. Die Wahlbezirte 
(deutjche und tichechifche) find nicht etiva nad) territorialen 
und populationiftiihen Gejichtspunften gejchieden, fondern 
mitten durch eine territoriale Einheit geht die Scheide- 
Knie, indem die einer Nationalität angehörigen Wähler zu- 
fammen einen Wahfförper bilden. Die nationale Yugehörig- 
feit wird durch ein Katafter fejtgeftell. Die Eigentümlichkeit 
diefer Wahlfreißeinteilung ift daher die, daß ausichließlic, 
die Verteilung der Volksftämme innerhalb des Landes für 
die Wahlkreizeinteilung maßgebend ijt und daß daher das 
Land einer doppelten Wahlfreiseinteilung für die tichechiiche 
und für die deutiche Bevölkerung unterworfen ift. Dieje 
Snftitution bewirkt, daß eine Majorifierung des einen Bolf3- 
ftammes durch den anderen infolge de3 zufälligen, in einem 
gemeinfamen Wahlbezirfe gegebenen Stimmenverhältniffes 
verhindert wird. Die Zahl der Vertreter de einen und des
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anderen Bolffiammes twird von der territorialen Wahlbezivi- 
einteifung und ihrer Willkür emanzipiert. Dadurch erlangt 
diefe Einrichtung nationaler Katafter jehr viel Ahntichfeit 
mit der Proportionalwahl, unterfcheidet fi aber von ihr 
dadurd), daß die auf die einzelnen pofitifchen Parteien ent 
fallenden Wahlfite wechfeln, die auf die einzelnen Nationa- 
titäten entfallenden aber gejeßlich firiert find. 

IV. Die Legislaturperiode. 
Einen Unterfchied zwifchen Wahl- und Legisfaturperiode 

wird man nicht anerfennen. Sm allgemeinen datiert die 
Einrichtung von Legisfaturperioden aus der Zeit der Stuarts 
in England. Die Kürze der Legifaturperioden ift jeit jeher 
ein Kredo demofratijchen Programms. Übrigens wird man 
aud in den Monarchien die Tendenz veifolgen fönnen, 
die Wahlperioden zu fürzen. Während vor dem Zahre 1843 
auch zmölfjährige Legislaturperioden vorfamen, find dieje 
gegenwärtig mejentlich finzer. In den deutfchen Ginzel- 
ftaaten fommen dreijährige, vierjährige und fünfjährige vor. 
Dreijährig ift die Legisfaturperiode in Belgien, Portugal, 
Dänemark, Schweden, Norivegen;’vierjährig in den Nieder- 
anden und in der Türkei; fünfjährig in Stalien, Spanien 
und Ungarn; fechsjährig in Öterreich und Lugemburg; fieben- 
jährig in England. Man unterfcheidet Wahlperioden mit 
Sntegral- oder Bartialerneuerung, je nachdem für alle Wahl- 
fie oder bloß für einen Bruchteil derfelben Neuwahlen 
ftattfinden. Die lestere wird jest immer feltener, da fie 
co reaftionäres Mittel galt und gilt, und ift beinahe überall bei 
den Zweiten Kammern fallen gelaffen (Uusnahne Lırremburg 
und Reuß ä.2., die übrigens nur eine Kammer haben, ferner 
Sachjert und Hefjen), bei den Erxjten Kammern findet fie fic) 
in den Niederlanden, Belgien, Dänemarf, Spanien, Portugal. 

Dort, wo die Exften Kammern gewählt werben, haben fie 
aud) eine längere Dauer al3 die Zweiten: Spanien zehn-
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jährige Dauer, Niederlande mit neun“, Belgien und Dänemarf 
mit achtjähriger, Portugal und Schweden (feit 1907) mit 
jechsjähriger Dauer des Senat2. 

Eine Unterabteifung der Legislaturperiode ift die Seifion. 
Shre Bedeutung liegt insbejondere darin, daß mit ihrem 
Schluffe alle Parlamentsgeihäfte, insbefondere die Gejeh- 
entmwürfe, Kommifjionsberatungen zu Ende fommen und in 
der nächten Seffion von neuem begonnen werwwen müffen. 
Das ift daS jogenannte Prinzip der Diskontinuität der 
Barlamentsfeffion. & ift von England aus in die meiften 
Gejhäftzordnungen des Kontinents gefommen. Einige haben 
jich von ihm in nenefter Zeit emanzipiert, jo Belgien (Gejeb 
vom 1. Zuli 1893), Spanien (Geid.-D. des Deputierten- 
fongreffe3 Art. 91), England (mein englifches Staatsrecht 1, 
©. 361), Norwegen (Gefh.-D. de3 GStorthing Art. 29), 
Griechenland (Geich.-D. Art. 47). 

v. Die Barlamentsprivilegien find teil jolche, welche 
dem Haufe al Ganzem zufommen, teil jolhe, die den ein- 
zelnen Mitgliedem zuftehen. Unter den exjteren find ins- 
befondere zu nennen das Necht der Geldftionftituierung 
(Wahl des Bureaus), der Legitimationsprüfung feiner. Mit- 
glieder, Feftftellung der Gejchäftsordnung (darüber noch aus- 
fünrlich im näcjften Paragraphen), jchlieglich nach manchen 
Berfaffungen auch) das Recht, zur ordentlichen Sejjion ohne 
Königliche Einberufung fich zu verfammeln. Dies ift meilt 
in parlamentarifch regierten Staaten der Fall (jo in Belgien, 
Berfaffung Art. 70, Griechenland Art. 54, Schweden Akt. 
49, Dänemark Art. 41, Norwegen Art. 68, Niederlande 
Art. 100, Rumänien Art. 9). 

Die Parlamentzprivilegien der einzelnen Abgeorneten 

find insbejondere Freiheit der Meinungsäußerung (parla- 

mentarifche Redefreiheit), monad) Fein Parlamentsmitglied 

twegen feiner in Augübung feines Berufs getanen Üußerung



90 Da3 Parlament. | 

zur Verantwortung gezogen werden darf (weder gerihtlih 
noch, wenn er Beamter ift, difziplinär), fodann die jogenannte 
parlamentarische Immunität, die die zivil- oder firofredt- 
lihe Verhaftung (felbft tmegen eines Verbrechens!) eines 
Abgeordneten während der Geffion an die vorhergehende 
Genehmigung der parlamentariichen Körperichaft Fnüpft, den 
Sal der Ergreifung auf frifher Tat ausgenommen. St in 
der Berfaffung, wie bisweilen der Fall, vorgejehen, daß das 
Strafverfahren während der Sefjionsdauer und die Haft auf 
Verlangen der parlamentarijchen Körperfchaft fuspendiert 
werden fünnen, fo ift meift auch) die Verjährung der Straf- 
age und des Strafverfolgungsrecht3 daduch unterbrodhen. 

Selbft in Nußland ift die parlamentarifhe Immunität 
in diejer Weife durch den Art. 16 des Gefeges über die Drga- 

nifation der Duma vom 20. Februar 1906 vorgejehen: 

„Wenn ein Mitglied der Reichsduma mährend der Zeit 

ihrer Seffion feiner Freiheit verluftig gehen foll, fo muß die 
vorherige Erlaubnis der Duma eingeholt werden... Aus- 
genommen der Fall, wenn jenes Mitglied bei Verübung 
der verbrecherifchen Tat oder an dem darauffolgenden Tag 
ergriffen wird." 

Hingegen ift in Rußland die parlamentarifche Rebefreiheit 
nicht ohne weiteres anerfannt, da die Mitglieder der Duma 
nad) Art. 22. des zitierten Gejeße3 für verbrecherifche Hand- 
Yıngen, die fie bei Ausübung oder aus Anlaß der Ausübung 
ihrer Amtspflichten verübten, „in der Ordnung und auf den 
Grundlagen zur Verantwortung gezogen werden, wie Jie 
für die VBerantivortung der oberften Chargen der Staats- 
verwaltung feitgejegt find”. Diefe Einfchränkung hängt 
offenbar mit der Tatfache zufammen, daß, wie oben be- 
merft, die Duma ald Staatsbehörde aufgefaßt wird. 

Zum Schluffe fei noch bemerkt, daß die beiden Parlament?- 
privilegien in England durch die Auffaffung geboten waren,
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daß jeder Abgeordneter, weil er zum High Court of Parlia- 

ment fi) begebe, denjelben Schuß wie ein Richter genießen 
müffe und zwar auf der Hin- und Nüdfahrt und während 
der Geifion (eundo, morando et redeundo, jiehe mein erig- 

Yifche8 Stantsreht I, ©. 420f.). 

89. Bie parlamentariiche Gejhäftsordnung. 

I. Geichichtlicher Urjprung. 
Das Land, das am früheften ein Parlament im modemen 

Sinne gejehen Hat, Hat auch dem Kontinente die Formen 
für die Behandlung feiner parlamentariichen Gejchäfte ge- 
wiejen. Freilich) waren die Emrichtungen des engliichen 
Parlaments um die Zeit, too der Kontinent, namentlich 
Frankreich, ihrer als Vorbild bedurfte, idm Ducchaus unbelarınt 
und fehwer zugänglich. Deshalb bedurfte e3 der Vermittlung 
eines Theoretiferz, der fie in rationalifierender Weile, Ios- 
gelöft von dem Hiftoriichen Untergrund, auf dem fie eı- 
machjen waren, den franzöfiichen Politifern der Konitituante 
von 1789 mundgerecht machte. Dies war Yeremiad 

Bentham, der Mirabeau einen Abriß der englischen Geichäftz- 

ordnung überfandte. Später, 1816, ließ er dann eine um- 

faffende Monographie über „Parlamentarijche Taktik” („An 

essay on Political Tactics“, zuerft ftanzöfiih: „Tactique 

des assemblees lögislatives“) erjeheinen, in welcher er die 

engliiche Parlamentspragis unter dem Gefichtöpunfte einer 

für alle Zeiten und Länder maßgebenden und anwendbaren 

Drdnung tationalifierte. Nach diejer Taktif wurden alle fran- 

zöfifchen Gejchäftsordnungen, die belgifche fowie durch) deren 

Verbreitung auch die des übrigen Europas wefentlid) beein- 

fußt (f. mein englifhes Staatzredht I, ©. 126ff.). 
II. Die rechtliche Natur der Gejchäftzordnung. 
Die Form, in welcher Gefchäftsordnungen erlafjen wurden, 

rar früher entweder die der autonomijchen Sagung durch
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die Körperfchaft felbft oder, namentlich dort, mo veaktionäte 

Abfichten mituntexliefen, die der gefegfichen Firierung. Die 

Form der Autonomie war fehon der Konftituante geläufig, 

die zu ihrer Begründung den naturrechtlichen Sa anführte, 

daß jeder Verein fi) Sagungen, auf dem Prinzipe bet 

Majoritätsbefchfüffe ruhend, geben dürfe. Go fagte Mirabenu 

damal8 (Archives parlem., vol. 8, ©. 298): „Wenn Sie, 

meine Herten, die Natur der Sache zu Rate ziehen, jo 

werden Sie fehen, daß jede Berfammlfung (rdunion) in der 

menjchlichen Gejellihaft von dem Willen der Majorität ihrer 

Mitglieder beherrfht werden muß. Das ift aud eine not- 

mwendige Vorbedingung für jeven Verein (association), ohne 

welche Sie ihn der Untätigfeit und ftets neuauftauchenden 

Schwierigkeiten überantworten.” 
Die gefegliche Form für Gejchäftsordnungen finden wir 

in der Zeit der Charte von 1814, die teil in der Verfafjung, 

teils in anderen Gefegen vorgejchrieben waren. Auf 

diefem Standpunkte fanden au) die füodeutichen Berfaf- 

fungen bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts, ind» 

bejondere in Baden, Bayern und Hefjen. Heute ift in der 

Mehrzahl der europäiichen Staaten die autonomijche Zeit- 

feßung der Gejchäftzordnung anerkannt (auögenommen in 

Öfterreich und in einigen deutfchen Eingelftaaten, zu denen 

aber Preußen und Württemberg nicht gehören, ferner 

NAußfand und Schweden). Jr einigen Staaten tritt aber 
dazu noch gejefiche Regelung erweiterter Bejugnilie, Die 
dem Parlamente gegeben werden, und die es. durch 
eigene Autonomie nicht jegen fünnte, 3. B. Die Ber- 
leihung gemiffer Zmangöbefugniffe und das Recht der 
Beugenvermehmung unter Eid durch parlamentarische Kom- 
miffionen. Solche, die parlamentarifhe Autonomie er 
gänzende Gefebe finden wir in Belgien, Holland, Stalien 
und England.
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III. Der Inhalt der Gefchäftsordnungen. 
Die wichtigften Beitandteile einer parlamentarischen Ge- 

Tchäftsordnung find die Art der Zufammenjegung des Bureaus, 
die Beltimmumngen über. Die Legitimationzprüfung, die über 
Difziplin, Debatteordnung, Smterpellationg- und Petitiong- 
recht. 

1. Die Konftituierung des Bureaus. 
Unter diefent verftehen die meiften Gefhäftsordnungen 

den Bräjidenten, ven oder die Vizepräfidenten und Sefretäre 
der parlamentariihen Körperjchaft. Ausnahmsweile rechnet 
die griechifche Geichäftsordnung (Art. 8) und die de ita- 
lieniihen Senats (Mt. 1) auch die jogeramnten Duäftoren 
dazu. Dieje leßteren haben fiberall die interne Verwaltung 
(in3befondere Kaffen- und Rechnungswejen) zu überwachen, 
ohne daß ihnen irgendein Imperium zufteht. Diejes tibt 
allein der Präfident in Fragen der inneren Verwaltung. 
Derielbe wird für die Volfsfammern überall gewählt, nur 
in Schweden (Art. 52 der Berfaflung) und den Niederlanden 
mählt nad) der Verfaffung der König den Vorfiberden aus 
einer Dreierlijte, die ihm die Bolfzfammer vorichlägt (Art. 88 
der Verfajlung). Sr der Brariß kommt dies aber auch in 
den Niederlanden (fiehe Yohman: Onze Constituttie 1902, 
©. 373) auf ein Wahlrecht der Kammer jelbft hinaus, da 
der König fich genau an die Borfchlaggreihe hält. Ir. der 
Türkei gilt die gleiche Verfaffungsvorschrift, wie in den 
Niederlanden, nur daß Die Vorjehlagätiite 9 Namen unt- 
faffen muß (Art. m). 

Die Borfibenden der Exften Kammern: werden gewöhnlich 
vom Monarchen ernannt, ausnahmöweife aber in Preußen 
(Art. 78), Belgien, Rumänien und Dänemark bon der Kammer 
jelbft gewählt. In Ungarn erfolgt die Nomination auch durch 
den König, aber auf Borfchlag de3 verantwortlichen Minifter- 
präfidenten ($ 15 de3 Gejeg-Art. 7 vom Jahre 1885).
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Der PBräfident vertritt die Kammer nach außen und übt 

innerhalb der VBerfammlung eine bald mehr, bald weniger um 

fangreiche Sigungspolizei aus. Seine Funktionsdauer ift für 

gewöhnlich die Geffion, feltener Die Zegisfaturperiode. Nad) 

den Gejchäftsordnungen mander Staaten wird zunädjft für 

eine kurze Zeit zu Beginn der Zegislaturperiobe oder Seflion 

ein propiforifcher Präfident gewählt, dem ba der definitive 

nachfolgt, fo, abgejehen vom Deutjchen Reich, in PBreußen 

(Abgeordnetenhaus, Gefh.-D. 59, in Ofterreich (Geih.-D. 

des Abgeoronetenhaufes $ 5), in Norwegen (Seh.-D. $ A. 

2. Die Legitimationspräfung. 

Seder parlamentarijchen Körperichait fteht Das verfaflung®- 

mäßige Necht zu, die Legitimation ihrer Mitgfieder jeld- 

ftändig zu prüfen. Jin der Segitimationzprüfung ift die jo» 

genannte Wahlprüfung miteingefchloffen d- b. die Befuguiß, 

zu fontrollieren, ob die Wahl eines Abgeordneten gejeb- 

mäßig erfolgt ift. Im bezug auf Dieje KRontrolfe wird man 

wohl drei Syiteme unteriheiden mülfen: 

a) Entweder ift diefe Wahlprüfung Kommmilfionen det 

parlamentarifchen Körperichaft anvertraut mit notwendiger, 

nachträglicher Genehmigung ihrer Beichlüffe. Dies it der 

Fall in Belgien, Preußen, Griechenland, Öfterreich, Spanien, 

Dänemark. Eine befondere Art diefes Typus ill in Not» 

wegen feit dem Gefeg vom 13. März 1903 eingeführt. Em 

am Beginne der dritten Geffion einer Legislaturperiode ein- 

gefegte3 vorbereitendes Komitee prüft die Neumahlen zum 

Storthing, die alle drei Jahre ftattfinden, im Monat Gep- 

tember, und überträgt, wenn e& mit allen Arbeiten no 

nicht bi8 zum Bufammentritt der neuen Legislatur fertig 

geworden, diefe dem font zu Beginn der Zegislaturperiode 

zufammentretenden Keuner-Aufchuffe. 

b) Oper die Wahlpritfung ift einer permanenten Kom 

miffion für die Dauer der Legizlaturperiode übertragen, Die
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dann jelbjtändig über die Gültigkeit oder Ungüftigfeit der Wahl 
enticheibet, fo in Ungam für die Deputiertenfammer (to aber 
aud) ein Gerichtshof für gemwilfe Wahlvefikte befteht), in Stalien 
für die Deputiertenfommer (hier junta d’elezione genannt). 

e) Oder die Rahlprüfung ift einem felbfländigen Gerichtz- 
hofe übertragen, wobei entiweber mwie in England und Schtve- 
den die parlamentarische Körperichaft jich trokden über die 
vom Gerichtshofe gefällte Entfcheidung Hinwegjegen famıı 
oder wie in Portugal und Ungarn an die Entieheivung des 
Gerichtshofes in der Regel gebunden ift. 

Der jchvedifche Wahlprifungsgerichtshof beiteht aller 
dinge, was Hier gleich bemerft jei, Durchaus nicht aus un- 
abhängigen Richtern, fordern aus dem Juftizminifter, drei Bei- 
fißern der Reichöbanfverwaltung und drei Beiligern der Staat3- 
ichuldenvermwaltung (Art. 32 des Gefeßes vom 22. uni 1866). 

Mitunter Tommt e8 vor, daß neben den Sammern noch) 
andere Gerichte zur Enticheidung über die Gültigkeit von 
Wahlen deshalb berufen find, weil fie über da3 Necht des 
Gemwählten entiheiden. So nad) früherem Recht in Eng- 
land, in Belgien und gegenwärtig in Ofterreich, tvo das 
Neichögericht neben den beiden Häufern über Das Necht des 
Gemwählten entjcheidet. Sm allen diefen Fällen wird man 
immer troß der Möglichkeit, daß jedes der berufenen Organe 
ven Gtaatswillen anders äußere, die Entjcheivung beider 
Organe innerhalb ihrer Kompetenzfphäre für gültig erklären 
müffen (jiehe für Belgien Beltjen3 a. a. D. ©. 345; für 
fterreich: die Wahlen des oberöfterreichiihen Gropgrumd- 
befiße3 vom 11. November 1880 und die Enticheidung des 
öfterreichifchen RO. vom 24. April 1881 |. Kelfen, Kommentar 
zur öfterr. Neichdratsmahlordnung 1907, ©. 152 ff). 

3. Die parlamentarifche Disziplin wird in der -Negel 
bom Präfidenten, in fchmereren Disziplinarfällen vom Haufe 
jelbft gehandhabt. Die einfacheren Bergehungen der Mit-
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glieder werden durch, Entziehung des Wortes und den Ord- 
nungdruf, ohne oder mit PRrotofollierung geahndet. Sn den 
Vollzfanmern namentlich der parlamentarifchen Monardie, | 
aber auch in der Gejhäftsordnung des Deutichen Reichs 
und einiger deutjcher Einzelftaaten finden wir den Aus- 
Ihluß und zwar gemöhnlich für die betreffende Gikung, 
mitunter aber auch für längere Zeit. 

Die deutjchen Einzelftaaten, welche den Ausihhluß von 
der oder den Gitungen fennen, find Bayern, Helfen, Sacıfen, 
Weimar, Sachjen-Meiningen, Coburg-Gotha, Braunjchweig, 
Ohenburg, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, Neuß ältere 
Linie, Walded, in meld leteren Staaten Dieje3 fogar durd) 
Berfajlungsgejeg geordnet ift. Die Staaten, welche bloß auf 
dem Wege der autonomifchen Gejchäftgordnung den Aus- 
ihluß fennen, find: England (StD. 18) mit einer, Wusihtuß- 
möglichfeit für die Dauer eines Monats, allerdings erft nad) 
der dritten gleichartigen, den Auzfchluß herbeiführenden Ber- 
fehfung, Belgien (Art. 36ff.) mit einer Höchfidauer bon 
15 Situngen, Ungarn (Art. 255), Rußland ($ 38 de3 Duma- 
DOrganifationsgefeges vom 20. Februar 1906) ohne Höchit- 
dauer, Stalien (Art. 41), mit einer Höchfldauer von acht Tagen. 
In Belgien befteht noch die Eigentümlichfeit, daß der von dem 
Ausflug betroffene Abgeordnete tags darauf fein Bedauerit 
fehriftlich der Kammer gegenüber zum Ausdrud bringen Tann, 
mwoducch fein Auzfchluß hinfällig wird (Art. 39). Bemerfens- 
tert ift übrigens auch die Tatfache, daß die meijten Staaten 
dies draftiiche Mittel des Ausfchluffes, das doch für. eine Zeit 
die Wählerfchaft ihres Vertreters beraubt, exft in den lebten 
Sahızehnten eingeführt haben, was jedenfalls nicht darauf 
hindeutet, daß fich Die parlamentarifchen Sitten vexbeffert 
hätten, Empfehlenswert fcheint, da die Wählerfchaft von 
dem. Ausihfuß ihres Abgeordneten mitbetroffen wird, Die 
Norm der ungarifchen Gefchäftsordnung, die vor dem NuS-
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Ihluffe ergriffenen Disziplinarmaßregen noch im Wahlkreis 
des Abgeordneten Ducch Öffentlichen Anfchlag zur Kenntnis 
zu bringen, 

4. Die Rede- umd Debatteordnung, der Weg der Gejed- 
gebung. 

Die Feltftellung der Tagesordnung gebührt in der Regel 
dem Borjibenden. In- parlamentarifch regierten Staaten ge= 
Iieht es meijt im Einvernehmen mit der Regierung und mit 
der parfamentarifchen Körperfchaft: jo namentlich in England, 
Belgien (Urt. 12 der Gefch.-D. beider Häufer), Griechenland 
(Art. 168. Geich.-D.), Stafien (DVeputiertenfammer Art. al), 
Sfterreich (8 32 Herrenhaus, 848 Abgeordnetenhaus), Preußen 
($ 36 Abgeoronetenhaus). Ausnahmsweife findet ji das 
Recht bloß in den Händen des Präfidenten, jo in Preußen 
(Herrenhaus $ 32), Ungarn (Magnatenhaus Art. 35), Spanien 
(Senat Art.41 Ziff.3, Deputiertenfongre Art.45), Norwegen 
(Storihing Art. 31) und den Niederlanden (Exfte Kammer At. 5, Biveite Kammer Art. 8). In der ungariichen Depu- 
tiertenfammer ftellt da8 Haus die Tagesordnung feft (Art. 203 der Geih.-D.), in dem itafienifchen Senat der Senat jelbt 
auf Vorfchlag des Präfidenten (Art. 39), in Schweden verab- 
reden die Bräfidenten beider Häujer die Anorönung der Ge- fehäfte (Art. 51 des Geih.-D.-Gei.: Rifsdagsordningen bom Jahre 1866). Ein Unterfchied in der gejhäftsordnungs- mäßigen Behandlung zivifchen Gejebentwürfen und ein- fachen Anträgen findet gewöhnlich nicht ftatt. Nur in Ungarn werden die Ießteren bon der jonft üblichen Kommiljions- 
beratung in der Deputiertenfammer ausgenommen (rt. 200 der Geih.-D.). Die Negierungsanträge genieken überall eine getvijje Privilegierung. Der Weg der Gefebgebung ift in den berjchiedenen Ländern von zivei Hauptprinzipien be- herrjcht. Das eine Shflem it da3 belgifche — entlehnt der jrangöfifchen Konftituante bon 1789 —, wonach ein Gejeb- 

Hatj Het, Wlgemeines Stantsreht L. 7
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borfchlag zueift an eine Kommiljion vertiefen wird, hierauf 
das Haus in die Generaldehatte über das Prinzip, fodarın 
in die GSpezialdebatte über die einzelnen Artikel eingeht. 
Dieje3 Syitem ift gegenwärtig außer in Belgien im preußifchen 
Herrenhaus, in Norwegen, Schweden, in dem italienifchen 
Senat, in den Niederlanden und in Spanien in Übung. 
Hingegen wird im preußischen Abgeordnetenhaus und in einer 
Reihe anderer deutfeher Oliedftaaten, in Öfterreich, Ungarn, 
und Griechenland ein anderes Syftem befolgt. Hier wird die 
Kommiffionzberatung zmwijchen die erjte und zweite Lefung 
eingejchoben. Ar England fällt die Kommilfionsberatung 
ziichen Die zweite und dritte Lefung. Sn ber italienifchen 
Deputiertenfammer Tan diefe jedesmal wählen, ob fie den 
einen oder anderen Weg befchreiten till (Art. 50 der.eih.-D). 

Zur Abkürzung der Debatten find namentlich drei Mittel 
gegeben: 1. Der Übergang zur Tagesordnung, der beinahe 
in allen Ländern üblich ift. 2. Die Vorfrage (question pre- 
alable). Sie ift in England, Belgien, Stalien, Griechenland 
und in der ungarifchen Delegation für Die gemeinfamen 
Angelegenheiten der öfterreich-ungarifchen Realınion üblich. 
3. Die Motüre. Sie findet fich in England umd Belgien, 
Spanien, Ofterreich, alien, Ungam und Rußland. Per 
Antrag muß gewöhnlich von einer bejtimmten Anzahl von 
Mitgliedern unterftüßt werden. Die Vorfrage unterjcheidet 
fi von der Mlotüre dadurch, daß erftere die Debatte ab- 
bricht, noch ehe die Diskuffion über den Gegenftand begonnen, 
die leßtere eine begonnene Debatte zum Abfchlujfe bringt 
(Schluß der Debatte), wobei entweder die Debatte fofort 
abbricht, nachdem der Antrag geftellt und angenommen 
worden ift, oder exit, bi3 die bei diefer Antragftellung nod) 
angemeldeten Redner zu Worte gefommen find (Schluß der 
Nednerkifte). Während jeder parlamentarifhen Debatte ge- 
nießen die Mitglieder der Regierung (Minifter) eine befonders



Das Betitionsredt. 99 

prioilegierte Stellung, insbefondere müffen fie gemöhnlich 
jederzeit gehört werden. 

5. Das Betitionzrecht. 
Schon dem Ständeftaat ift ein Betitionieren der Stände, 

da3 ift die Bejchwwerde gegen Amtshandlungen der Regierung, 
befannt. Nur unterliegt e8 zwei Befchränfungen, 8 Tann 
zunächft nur von den Ständen al Korporationen oder 
Vertretern Tommunaler Einheiten (communitates in Eng- 
land) petitioniert tverden. Sodann darf man nur über parti= 
fulare, d. i. jeden Stand refp. eine Rofafität angehende Mik- 
fände Bejchwerde führen. Die Entwicklung zum modernen 
Petitionsrecht, das jowohl individuell als auch univerfelt it, 
d. 9. daS Gemeinwejen angeht, erfolgte in England. Das 
individuelle Petitionsrecht ift Duxch die Bill of Rights (Art.L,5): 
„That it is a the right of the subjects to petition the King“ 
Tetgejeßt. Allgemeine, da3 ganze eich betreffende PBeti- 
tionen find feit 1728 geftattet (mein englijches Staatsredt I, 
©. 332, Anm.). Nach engliihem Vorbitde ift num in allen _ 
europäischen Staaten da3 Petitionsrecht etabliert. Allerdings 
hat auch die moderne Zeit dem überhandnehmenden Beti- 
tionieren gewilfe Schranfen gejegt, und zwar ach englifchem 
Vorbilde. Zunächt ift das Betitionieren unter Kolfektiv- 
namen entweder überhaupt, oder wie nach der fpanifchen 
Verfaffung, nur den Mitgliedern der bewaffneten Macht 
(Art. 13) verboten oder nur einer Höhftzahl (3. B. zehn 
Perjonen in England nad) dem Gefebe 13 Car. c. 65, jebt 
übrigens obfolet), oder nur Behörden und Korporationen (mie 
3. ®. Ofterreich, Art. 11 des Staatögrundgejebes von 1867, 
Nr. 142 RGBL, Preußen, Art. 32 der Berfaffung), oder 
nur Behörden geftattet (Belgien Art. 21, Stalien Art. 58 
der Verfaffung). Sodann Tönnen Petitionen nur dureh 
Vermittlung eines Abgeordneten an das Haus gelangen. 
Diez gilt jo ziemlich überall, Schließlich ift zur Vereinfachung 

7x
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de3 Modus procedendi in der Majorität der monarchiichen 
. Staaten (Ausnahme: Öfterreich, Griechenland, Ungam Mag- 

natentafel) eine ftändige Betitionzfommiffion (mit Erneuerung 
in jeder Geffion oder wie in Spanien und Belgien mit all- 
monatlicher Erneuerung) eingerichtet, die fich nur mit PVeti- 
tionen bejchäftigt und nach deren Bericht das Plenum ent- 
weder die Petition der Regierung überweift oder darüber 
zur Tagesordnung hinweggeht. 

‚sn einigen Staaten finden fich Überrefte der alten ftän- 
diichen Auffaffung in der Art, dap die Petitionen über all- 
gemeine &egenftände nur der ganzen parlamentarifchen 
Körperfchaft, Hingegen dem Staatsbürger nur Beichwerden 
über Verlegung individueller Intereffen oder Rechte (ver- 
faflungsmäßige oder andere) äuftehen (jogenannte Ver- 
fajfungs- vejp. Nechtsbejchtwerde). Auf diefem Standpunfte 
ftanden und ftehen zum Teil noch heute indbefondere die 
badifche ($ 67), die bahrifche (VII, $ 21), die mürttembergijche 
($ 38) und früher die heffiiche Berfaffung (bis zum Sahre 1848, 
$81 Abj.3 der Verfaffung von 1820)1). Die Stände machen 
durch Entgegennahme der Sndividualbeichwerden die Sache 
zu ihrer eigenen (fiehe die Worte de3 Stantsrats Hofmann 

‚in den heififchen Zerfaffungsverhandlungen von 1820, ins- 
befondere bei van Calter a. a. ©. ©. 378). Nur den Ständen 
fteht das Petitionsrecht in der Ihmwedifchen Verfaffung (Art.89) 
und in der ruffifchen zu (Art. 58ff. des Drganifationsgefeges 
für Die Duma vom 20. Februar 1906). Den einzelnen ruf-. 
fiihen Staatsbürgern ift e8 verboten (At. 61 leg. cit.). 

3m allgemeinen wird man jagen müffen, daß der parla- 
mentarifche Staat mur die Petition an das Parlament, der 
abjolute Staat nur die Veraltungsbejchwerde, der fonfti- 
tutionell regierte monarchifche Staat Petition und Rerwal- 

1) Die intereffante Entftehungsgefchicte bei W. van Calfer in den Staats» 
redtlihen Abhandlungen, Feflgabe für Laband 1908, I, ©. 375 f,
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tungsbejchwerde (d. i. Bejchwwerde bei den borgefebten Dienft- 
behörden) als Mittel zur Abhilfe von Verlegungen der In- 
dividuen feitens der Staatorgane Fennt. 

6. Das Interpellationzrecht. 
Man berichtet gewöhnlich von. einer Snterpellation, die 

fon 1721 im englifchen Oberhaufe ftattgefunden haben joll. 
Doc hat Dies nicht? mit den modernen Snterpellationen in 
parlamentarifchen Staaten zu tum, die Gegenftände der 
Staatsmaßnahmen und Gtaatsverwaltung parlamentarifcher 
Kritif unterwerfen. Diefe ftammen aus Srankreih und find 
hier in der Zeit des Zulifönigtums entftanden (1830). Sinter- 
pellationen begegnen ung auch um diefelbe Zeit in Belgien, 
während der Nationalfongreß tagte (fiehe Huptten3 Discus- 
sions du Congres National de Belgique, 5. ®. II, ©. 228, 
I, ©. 107, 108, III, ©. 47, 50). In Spanien begegnen 
uns Die erjten Snterpellationen um 1838 (Titulo X des 
Reglamento de 1838; jiehe Pons y Umbert, Organizaciön 
y Funcionamento de las Cortes, Madrid 1906, p. 436). Sn 
Preußen findet fich Die Regelung der Snterpelfationen fchon 
1849 in der Biehbahnschen vorläufigen Geichäftsordnung des 
Abgeordnetenhaufes. Auch in England findet fie fi) feit 
1830 im Unterhaufe, da8 Oberhauß Tennt bi auf den heutigen 
Zag feine Snterpellation. Die exfte offizielle Anerfennung 
der Snterpellation in England erfolgte im Handbuch der 
rules and orders de3 Sprecher von 1854 (ntein englijche3 
Staatsreit 1, ©. 3%). 

Da3 nterpellationsrecht d. i. das Net eines Mitgliedes 
oder eined mit Unterftügung mehrerer Mitglieder oder des 
ganzen Haujes, über getwilje Vorkommniffe der Stants- 
verwaltung aufgeflärt zu werden, findet fi in dem Rechte 
aller Monarhien, doch ift e3 nur in einigen Staaten gejeglich - 
oder verfaffungsmäßig feftgelegt. Jr diefen befteht natürlich 
die Pflicht der Regierung, auf die Interpellation einzugehen,
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fie zu Beanttoorten oder ihre Beantwortung unter Angabe 
bon Gründen abzulehnen. Der Kreis der Gegenftände, über 
welche interpefliert werden darf, ift meift ein unbegrenzter, 
nur jind verfaffungs- oder gejebtwidrige Snterpellationen 
jedenfalls ausgejchloffen. Ein Recht, darüber zu wachen, ift in 
den mwenigften Staaten dem Präjidenten eingeräumt (3. B. 
England, Unterhaus; Stalien, Deputiertenfammer). Eine 
vrift zur Beantwortung der Snterpellation, die jemand an- 
der3 al3 der interpellierte Minifter felbft zu beftimmen hätte, 
findet fich ebenfalls nur in fehr wenigen Staaten (fo in Un- 
gar, Deputiertenfammer, Art. 204, Frift 30 Tage; Stalien, 
Art. 88, Senat, der felbft die Frift beftimmt). Eine Fuft, inner- 
halb welcher die Snterpelfation parlamentarifch erledigt fein 
müßte, jchreiben einige Gejchäftzordnungen vor, fo die der bel- 
giihen Deputiertenfammer, des fpanifchen Senats (Art. 184der 
Gejd.-D.) und Deputiertenfongreffes (Art. 167 der Gefh.-D.) 
An die Znterpellation und ihre Beantwortung Fann fich nach 
der patlamentarifchen Brazis der meiften Länder eine Debatte 
anfnüpfen. Zn den parlamentarifchen Monarhien fanrı die 
Debatte in eine fogenannte motivierte Tagesordnung aus- 
laufen d. 9. in ein Mißtrauensvotum, das den Minifterwechiel 
herbeiführt. Ir Tonftitutionell vegierten Staaten ift dies aus- 
gejchlofjen. Keine Ausnahme macht die Türfei, da hier nad) 
Annahme der motivierten Tagesordnung dem Gultan das 
Recht zufteht, entweder die Minifter zu entlaffen oder das 
Bollshaus aufzulöfen (Art. 35). Im übrigen ift in fonfti- 
tutionellen Monarhien die Möglichkeit einer Debatte an 
den Antrag einer größeren Zahl von Mitgliedern gebunden 
(8. 8.50 Mitglieder nach der Gefchäftgordnung des preußifchen 
Ubgeorpnetenhaufes, $ 31). 

7. Das Recht der Engqueten oder Unterfuchungsfomif- 
fionen, die vom Parlament eingefegt werden, ift in einer 
Reihe von Staaten ausbrüdlich durch die Verfaffung zu-
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gejtanden (jo in Belgien, Art. 40, Preußen, Art. 82, Griechen- 
fand, Art. 58, Stalien, Urt. 57, Niederlande, Art. 95). Aber 
jeldft in anderen Staaten, mo dies nicht durch Gefehesterte 
ausgejprochen it, gilt e3 wenigjtens nad) der Geichäfte- 
ordnung. Doch ift nur in parlamentarifch regierten Monarchien 
dies Recht bon Bedeutung geworden, dadurch, daß hier die 
Unterfuchungsfommiffionen das Recht zur Zeugenvernehmung 
auch unter Eid haben (jo in England, Belgien, Gejeb vom 
3. Mai 1880 passim, Ungarn, Gejeg-Art. XV des Jahres 1899, 
$ 138f., Stalien, Geih.-D., Art. 24, Deputiertenfammer, 
Niederlande, Gejet vom 5. Auguft 1850, 2. Kammer, Geih.-D. 
$ 124, 12855). In der abjofuten Monardie Rußland fo- 
tie in der Türkei fehlt diefes Recht bolfitändig. 

$ 10. Die Zunktionen des Parlaments in der modernen 

Monarihie. 

Die mwicjtigften diefer Funktionen find: Gefeßgebung, 
Budget- und Nechnungsfontrolle und die Genehmigung von 
Staat2verträgen. 

1. Die Gejeßgebung. 
Die herricherde Stantsrechtstheorie unterfcheidet zwifchen 

©ejes im formellen und Gejeß im materiellen Sinne. Exjteres 
ift jene Gemeintillensäußerung, die unter Zuftimmung der 
legislativen Körperfchaften erfolgt, Teßtere3 die Sebung von 
Rechtsregeln. Das Normale ift, daß beide Begriffe zufammen- 
fallen d.h. daß das, was Rechtfegung ift, auc) in Form des 
Gejeges erfolge. Aber wir fermen zwei bedeutfame Aus- 
nahmen davon: 

1. & gibt eine Reihe von Verwaltungsaften, die in Form 
des Gejebes ergehen. Ir allen Staaten erfolgt die Feft- 
ftellung des Staatshaushaltes, alfo ein Verwaltungsaft, in 
Horm des Gejebes. Andere Beifpiele find Die Erteilung der
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Naturalifation in der Form des Gejebes (belgifche Verfaffung, 
Art. 5, holländifche Verfaffung, Art. 6, Qugemburg, Art. 10, 
England), die Teftfegung des Präfenzzuftandes der Armee 
durch jährliches Gefeß (fo bejonders Belgien, Art. 119, Zurem- 
burg, Art. 96, Stalien, Art. 75, Rumänien, Art. 120, Spanien, 
Art. 88), die Geftattung des Durchzugs fremder Truppen und 
thre3 Aufenthaltes innerhalb des Stantsgebiet3 (Belgien, 
Art. 121, Holland, Art. 182, Rumänien, Art. 122, Grie- 
henland, Art. 99), die Mobilifierung der heimifchen Bürger- 
miliz durch Gefeß (Belgien, Art. 123). 

2. & gibt eine Reihe von materiellen Gefesen, die in 
Form der Verordnung ergehen. Jedenfalls fordert aber die 
herrichende Staatsrechtzlehre für diefen Fall ein zu Ddiejer 
Ausnahme ermächtigendes Gejeg!). 

Den Gegenjab zwijchen formellem und materieflem Sejeb 
finden mir jchon in der antifen Staatenivelt. Syn neuer For- 
mulierung ift er unter dem Einfluffe antiker Borftellungen 
durch das Naturrecht verbreitet worden, in3befondere hat 
Rouffeau Die Bedeutung des Gefebes, „loi“ al Ausdrud des 
„volonte generale“, vertieft, und während der Art. 7 des ftan- _ 
zöliihen Gejeges vom 12. Dftober (9. November) 1789 zum 
eriten Male auf dem Kontinente den Begriff des formellen 
Gejeges einführte (Les decrets [sc. de I’Assemblee nationale] 
sanctionnes par le Roi porteront le nom et P’intitule de lois‘“‘), 
hat der Verfafjungsgefehgeber von 1791 jedenfalls aud) den 
materiellen Gefegesbegriff vor Yugen gehabt, indem er bei 
Abgrenzung der Kompetenz der Legislatur 12 ihrer Zunt- 
tionen aufführt, wobei al erfter Punkt dag Necht, Gejeke vor- 
zuchlagen und zu bejchfießen, erjcheint, während die folgenden 

2) MS Ausnahme Lönnte auch die fog. Notverordnung, bie Rechtfäge unter dem Vorbehalte nacjträglicher Genehmigung des Parlaments fchafft, ‚angeführt werden. Sie Tarın vom Monarchen in der Regel dann erläffen werden, wenn Gefahr im Verzuge und das Karlament nicht berfammelt ift, Berfaffungd- Anderungen, Belaftung de3 Staatsvermögens auf diefem Wege find unzuläflig.
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Punkte eine Reihe von Angelegenheiten aufzählen, welche 
überwiegend den Charakter von Verwaltungsaften haben. 

Bon Frankreich hat auch die Deutfche Tonftitutionelle Dion» 
archie den Gegenjag übernommen. Er hat in der fonftitutio- 
nellen Monarchie eine ganz befonder3 praftiiche Wichtigfeit, 
die darin befteht, Daß NRechtsfäge gewöhnlich nur in der Form 
des Gejees ergehen fünnen, und wenn fie in anderer Form, 
3.8. der der Föniglichen Verordnung, ergehen follen, dazu 
gejeliche Ermächtigung nötig ift. Das ift der fogenannte Bor- 
behalt de3 Gejebe3. 

Sn der parlamentariihen Monarchie hat der Gegenfab 
deshalb feine große Bedeitung, weil das Parlament von 
bornherein eine große Anzahl von Verwaltungshandlungen 
fest und immer mehr an fi zu reißen bemüht ift, jo daß hier 
fein Bollwerk gegen Übergriffe der Exekutive — und jolches 
ftellt | ja der jogenannte Vorbehalt des Gejees dar —, fondern 
eher ein Schuß gegen Übergriffe des Parlaments nötig ift. 

In der abfolıten Monarchie Hingegen wäre er nötig, if 
aber nicht Ducchgeführt, mas eben das charakteriftiiche Merkmal 
der abjoluten Monarchie in Der Gegenwart bleibt. Den Unter- 
Ichied zwifchen formellem und materiellem Geje erklären des- 
Halb ruffiiche Schrififteller für praftifch undurhführber (fiehe 
Korkunov a.a.D. II, ©. 11). Sn der abjoluten Monarchie 
ift demnad) eine praftifche Bedeutung des materiellen Gefebes- 
begriffe3 nicht gegeben. Mber auch die formelle Gejebesfraft 
und der formelle Gejebesbegriff, monad) ein Gejeß nur in der 
als Gejegesform feftgeftellten Weife erlafjen, abgeändert und 
aufgehoben werden Tarın, ift unvollfommen durchgeführt, 
weil der Monarch auch in anderer Form ald der gejeglich 
borgefchriebenen, Gejeßesbefehle erlajfen darf. So waren im 
borkonftitutionellen Preußen die Kabinettsordres neben der 
durch die Verordnung vom 27. Oktober 1810 (©. ©. 8) vor- 
geichriebenen Korm, wonach) der Untrag dem Könige Durch
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den Staatsrat vermittelt werden folite („jedoch find folgende 
Gegenjtände an unjere Allerhöchfte Genehmigung gebunden, 

die alfo eingeholt werden mu: 1. Alle Gefege, Verfafjungd- 
und Bermwaltungsnormen, ed mag auf neue over Aufhebung 
und Abänderung der vorhandenen ankommen; der Antrag 
gelangt an uns durch den Staatsrat”) zuläjfig, fo erfolgte 
in Rußland der Gejebesbefehl in der früheren Korn, nach 
Anhörung des Stantsrates, in der jegigen nad) Geneh- 
migung de3 Staatsrat? und der Duma, neben der auch 1lfafe 
mit Gejebesfraft in der Praris zuläffig waren und felbit jet 
noch zuläffig fein werden. Die wichtigjte Bedeutung de3 
Gejetes it deshalb in Der abfoluten Monarchie nicht jeine 
formelle Gefeßeskraft, fondern feine formelle Bemweis- 
fraft (fiehe Korkunon für Rußland II, ©. 19f., für das vor- 
Eonjtitutionelle Preußen die Notififation vom 25. März 1719 
bei Mylius N. EC. II,1, ©. 671, Verbot des Königs, Patente 
„ohne feine eigenhändige Unterfchrift, nur unter der Unter- 
fchrift der Negierungen oder anderer Kolfegien Dur) den 
Drud befanntzugeben”; über ein ähnliches Verbot zur Zeit 
Katharinas I. vom 5. Auguft 1726 bei Korfunov a. a. D.). 

St der vorfonftitutionellen Epoche erfebt den Gegenfab 
zwiihen formellem und materiellem Gejeße, allerdings ofne 
fi) mit ihm ganz zu deden, der Gegenjab zwifchen Recht3- 
gejeb und Poligeigefeg. Durch das erftere ift der ab- 
folute Monarch folange gebunden, alß ex e3 nicht abändert, 
was gewöhnlich nur unter Mitwirkung der Stände möglich 
it, durch das Polizeigefeß ift er nicht fo ftarf gebunden, 
daß er im Tonkreten Falle nicht auch ander Handeln Fünnte, 
bor allem Tann der Monard) e3 jederzeit abändern (Otto 
Mayer, Deutiches Verwaltungsrecht I, ©. 43). Diejen 
Gegenfag finden mir in England unter den Stuart (jiehe 
mein englijche3 Staatsredt, Bd. I, ©. 6127.), er ift in 6 II, 
13 AL.R. mwiederzufinden („Das Recht, Gejege und all-
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gemeine Polizeigefege zu geben, ift ein Majeftätsrecht”). 
Ünnfich unterfcheidet das öfterreichiiche B.G.B. da3 bür- 
gerliche Recht, gegeben durch das bürgerliche Gejegbuch, von 
den jogenannten „politiichen Gefegen” (4.8. $ 27 de3 öjter- 
reichischen X. BGB. von 1811 und der $1 desfelben Gejebes). 
Sr der heutigen Staatenielt findet fich diefer Unterjchied nur 
nod) in Schweden, wo ziwijchen bürgerlichen ımd Gtraf- 
gejegen einerjeit ($ 87 der Verfaffung) und öfonomilchen 
Gefegen ($ 89 der Verfaffung), welche inzbejondere Volizei- 
orönungen umfaljen, unterjchieden wird. Erftere bedürfen der 
Mitwirtung der parlamentariichen Kötperichaften, Tebtere 
werden vom König allein erlajjen. 

Den Unterfchied zwifchen NRecht3- und politiichem Gejebe 
annte al Exbitüd de3 ancien regime auch) die franzöliidhe 

Konftituante von 1790 (Archives parl. XII, ©. 408ff.). Aber 
fie unterfchob ihm eine andere Bedeutung. Damal3 jagte 
der Abgeordnete Deport in der Sigung vom 29. März 17%: 
„Mar muß zwei Arten von Gejegen unterjcheiden, die poli- 
tifchen und die bürgerlichen; die erfteren umfafjen die Rechtö- 
beziehungen ded Individuums zur ftantlihen Gejellihaft oder 
die der verjchiedenen politiichen Einrichtungen zueinander. 
Die Yegteren beftimmen die Beziehungen der Jndividuen zu- 
einander.” Aus diefer Unterfcheidung der Konftituante ift der 
folgenfegwere und für unfere Zeit höchft bedeutfame Unter- 
{chied zwifchen bürgerlichen und „politiichen" Rechten heraus- 
gewwachien. Lebtere bezeichnen aljo alle Rechte, melche dem 
Stantbürger gegeben jind, um ihn an der Staatsherrichaft 
zu beteiligen. 

Die Gefebgebung wird in alferı Monarchien durch den 

Monarchen in Verbindung mit der parlamentarifchen Körper- 
ichaft ausgeibt. Beide Häufer ftehen fich hierbei gleich, 

nur in der Türkei muß jeder Gefeßentwwunf zuerft im Voll 

haufe beraten werden (Art. 54). Die Gejeginitiative it in
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faft. allen Verfaffungen dem Monarchen und beiden Häufern 
Üüberantiwortet. Nur in Rußland (Art. 8 der Reichsgrund- 
gejege) und in der Türkei (Nrt. 53) gebührt fie auzjchließ- 
ih dem Monarchen vefp. feinen Miniftern, in den Nieder- 
landen dem Könige und der Vollzfammer, in Norwegen dem 
Könige und dem Odelehing. Zr England überwiegt aber 
infolge der Parlamentspraris die Smitiative der Regierung 
(fiehe mein englifches Staatsrecht I, ©. 445), in Schweden 
die des Neichötages (fiehe Fahlberf, La Constitution Suedoise, 
1%5, ©. 251). Man unterfcheidet in der Theorie (Laband) 
die Feititellung de3 Gejebinhaltes durch Die Tegislativen 
Körperichaften von der Sanftion d. i. der Erteilung des 
Gejebesbefehls. Diefe Unterfcheidung hat in abfoluten und 
Tonftitutionellen Monarchien fichexlich ihre Bedeutung, in 
den parlamentarifhen hat fie jedoch gar feine, da bier 
der Wille des Monarchen und feine Teilnahme an der Ge- 
feßgebung zu einem bloßen Beto herabgedrückt if. Selbft 
da3 Beto ift hier ziemlich fragmürdiger Art, mern e3 als 
abjolutes gedacht ift (Minifter Bernaert in der belgijchen 
2. Kammer am 2, Februar 1892: „Le veto west, .... 
entre les mains du Roi, qu’un droit pour ainsi dire th&o- 
rique‘). Denn der Monarch) beivirkt höchitens einmal einen 
Miniftertvechfel und den Appell an das Volk d. i. Neu- 
tahlen. Sprechen fich diefe für das mit Yeto belegte Gejeß 
aus, dann wird der Monarch nachgeben müffen, da ex jonft 
feine Minifter findet. larhaben das Ichon die fpanifchen Cortes 
bon 1837 erkannt. Hier war ziwar dem Monarchen das un- 
bedingte Sanftiongrecht eingeräumt, nachdem zuvor die Ver- 
faffung von 1812 nur das fuspenfide Veto eingeführt hatte. 
Aber daß e3 in feiner Kraft durch Die parlamentarische Re- 
gierung abgefchwächt würde, fagte fchon der Kommiffionzent- mwurf ber Berfaffung (fiehe Pons y Humbert a.a.D. ©. 266 f.). 

So fommt e3 aud, daß die meiften parlantentarifchen
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Monardien, trogdem fie das fuspenfive Veto gegenüber Ge- 
jegen faktifch aufweifen, dies in ihren Verfafjungen nicht 
ausdrücklich ausfprechen, ausgenommen Norwegen (Art. 70 
der Berfaffung). 

Das Gejeb wird durch Verkündigung (Publikation) rechtz- 
verbindlih. Mitunter ift für den Eintritt der Nechtsver- 
bindlichfeit ein gemifjer Zeitraum von der Verkündigung an 
borgeichrieben, Den man vacatio legis nem. Won der 
PVublikation ift die Bromulgation feharf zu unterfeheiden d. i. 
die Erklärung des Gefegestwillens als verfafjungsmäßig zu- 
ftande gefommen. Diefe Promulgation fteht meilt dem 
Monarchen zu. Jr parlamentarifch regierten Staaten fällt 
Bublifation und Promulgation meift zufammen oder Iektere 
it al® minderwichtig niederen Organen überiviefen, 3. B. dem 
Clerk of the Parliaments in England. Das erklärt fi) daher, 
daß die in abfoluten Staaten porherrfchende formelle Bemeig- 
Traft de2 Gejebe3 in der parlamentarischen Monarchie fiir ganz 
überftüffig gilt, weil hier jeder Untertan a im Parlament 
anmejend fingiert rwird. Die ejeinterptetation in Ziveifels- 
fällen fteht namentlich in parlamentarifch regierten Staaten 
ausichlieglich vem Parlament zu, fo in Belgien (Art. 28), 
Griechenland (Art. 26), Lugemburg (Art. 48), Württemberg 
(Art. 88), Jtalten (Urt. 73), Rumänien (Art. 34). Nach der 
Ichtwedijchen Verfaffung hat Hingegen der oberfte Gericht3hof 
des Reiches in Verbindung mit dem Monarchen da8 Gefek 
zu interpretieren, tmobei der Monarch 2 Stimmen hat (Art. 19). 

11. Die Teftitellung des Gtaatshaushaltes umd die parla- 
mentarijche Rechnungsiontrollet). 

Die Anteilnahme der parlamentarifchen Körperfchaften an 
diefem Berwaltungsafte, der gewöhnlich in Form des Gejehes 
ergeht, ift in der abfoluten, in der Eonftitutionellen und parla- 

3) Dazu insbe. Schwarz, Formelle Finanzverwaltung im Preußen und im 
Reich, Berlin 1907.
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mentarifchen Monarchie eine durchaus verfchiedene. Während 
in der Tonftitutionelfen Monarchie wie 3.8. in Deutfchland 
da3 Parlament entweder nur ein Einnahmebemilligungsrecht 
(3. B. in den füddeutfchen Staaten) oder nur ein Ausgaben- 
bemilfigungsrecht hat, aber nur foweit alS beftehende, durch 
Gejeße feitgelegte Verpflichtungen nicht tangiert werden (fo 
3.B. in Preußen, im Reich, in Sfterreich), Hat in den parla- 
mentarifchen da8 Parlament meift ein unbejchränktes Aus- 
gabenbemilfigungs- und Einnahmebemilfigungstecht. Das ift 
eben da3 ultimum refugium für die parlamentarifche Negie- 
rungsform (3. B. in England, Belgien, Schweden, mo aller- 
dings das Einnahmeberilligungsrecht fich nicht auf die gemöhn- 
Yich hergebrachten, fondern bloß auf die „Neubewilligungen”, 
jog. bevillningar bejchränft, in Norwegen, wo übrigens die 
gejeßlich feftftehenden Ausgaben nicht befonders neu bewilligt 
zu werden brauchen, in Stalien, Rumänien, Griechenland und 
Dänemark). Sm der abfoluter Monarchie wird das Budget 
gemöhnlich Durch den Monarchen feftgeftellt; two aber jelbit 
wie in Rußland die Duma und der Reich3-(Staat3-)rat an der 
Seftftellung mitwirken, find doch der pallamentarifchen Anteil- 
nahme nad) doppelter Richtung Schranken gejegt. Die parla- 
mentarifchen Körperfchaften müffen bis zu einem beitimmten 
Termine mit ihren Beratungen zu Ende fommen (1. Dezember 
des dem Budgetjahre vorausgehenden Jahres, Art. 10 der 
durch Allerhöchiten Befehl vom 8. März 1906 erlaffenen 
Budgetordrung). Gelingt dies nicht, jo tritt Die vorjährige 
Budgetordnung bis auf weiteres in Kraft (Urt. 13). Sodann 
fan, wenn eine Ausgabe unaufichiebbar und zu ihrer patla- 
mentarifchen Genehmigung feine Zeit ift, ein Minifterrats- 
beihluß für ausreichend erachtet (Art. 16) werden, ohne daß 
parlamentarische Sndemnität nachgefucht zu werden brauchte. 
Wie in Der Tonftitutionellen Monarchie gilt auch in Ruklanıd 
der Grundfab, Daß von den gejelich jeititehenden Ausgaben
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und Einnahmen durd) die Budgetfeftftellung des Parlaments 
nicht3 abgeändert werden darf (Art. 6 und 8 leg. cit.). 

In einer großen Zahl von Berfaffungen (Belgiens, Spa- 
nieng, Ofterreich®, Badens, Württernbergs, Hefjens, Preußens, 
der Türfei und anderer Staaten) ift die Vorichrift vorhanden, 
daß Finanz und Budgetgejege zuerit in der Vollsfammer 
eingebracht werden müßten. Diefe Vorfehrift ftammt aus 
Snaland, mo fchon 1593 Francis Bacon die Begründung hier- 
für gab: „And reason it is, that we should stand upon our 

privilege, seeing the Burden resteth upon us the greatest 

number.“ Doch hat diefes Privileg der Volfsfammer nur in 
England, Breußen (Art. 62) und der Türfei (Art. 99 in Verbin- 
dung mit Art. 80) größere Bedeutung (fiehe Jelinek, „Der 
Anteil der Erften Kammer an der Sinanzgefeggebung”, in der 
Zeitgabe für Laband 1908, BD. I, ©. Illff.), wo es mit 
dem an die Eifte Kammer gerichteten Verfaffungsverbot ver- 
bunden ift, da3 von der Volfsfammer guigeheißene Budget 
zu amendieren. Dadurch wird nämlich bemirkt, daß bei Kon- 
fliften und Meinungsverichiedenheiten zwiichen beiden Kam- 
mern über das Budget der Wille der Volfsfammer prä- 
valiert. Sm abgefehwächter Form ift diefe tausichlaggebende 
Stellung der Zweiten Kammer bei der Budgetgejebgebung 
felbft nach der neuften Berfaffungsreform auch in Baden 
($61) und Württemberg (Art. 181) erhalten. Andere Staaten 

haben andere Mittel erfonnen. u Öfterreich (Art. 13 des 

SGG. vom Jahre 1867, REBL. Nr.141 und Gejeß vom 
12. Mai 1873, $ 11) und Rußland (Art. 11, 12 1eg. eit.) jollen 

zunächft gemeinfame Konferenzen von Auzichüffen beider 

Häufer über die Schwierigkeit Hinmweghelfen. It dies aud) 
dann nicht möglich, jo gilt in DOfterreich von beiden Bor- 
ihlägen die Heinerejgiffer, in Rußland die dem vorjährtigen 

Budget zunächtfommende. Ir Schweden findet eine gemein- 

iame Beihlußfaffung beider Kammern ftatt, was natürlie
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auch der zahlreicheren Mitgliederzahl der Vollzfammer zur 
ftatten fommt (Art. 65 des Gejebes vom 22. Juni 1866). 

gu erwähnen märe fchlieklich noch, daß al3 Erfordernis 
eine3 jeden Budgets die Einheit und Vollftändigfeit angefehen 
wird: Einheit infofern, alö nur ein Etat für den -Gtant auf- 
gejtellt (in England werden felbft Heute noch drei Etats auf- 
gejtellt, Army, Navy und Civil Service) und Bollftändigfeit, 
injofern unfontrollierbare Nebenfonds außerhalb ded Etats 
nad) Möglichkeit vermieden werden follen. Außerdem gilt 
beinahe überall das fogenannte Bruttoprinzip, toonad) die 
Koften eines Verwoltungszweiges nicht vorweg von feinen 
Einnahmen abgezogen werden dürfen, fondern die Koften aus 
der Staat3faffe verausgabt, die Einnahmen (Bruttveinnahmen 
aljo!) in die GStantsfaffe eingezahlt werden müffen. 

Außeretatmäßige Ausgaben und Mehrausgaben bedürfen 
falt in allen Staaten einer Sndemnität, die da3 Parlament 
der Regierung gibt. 

Während die nordifhen Stanten (Dänemark, Norwegen, 
Schweden) eigene von dem Parlamente gewählte Renijoren 
haben, wird die parlamentarifche Nechnungskontrolle 
heufe in den meiften Staaten (Belgien, Bulgarien, Spanien, 
Griechenland, Lugemburg, Niederlande, Portugal, Preußen, 
Ofterreich, Rumänien umd in der Türkei) duch einen Ober- 
ften Rechnungshof (in England ein Einzelbeamter: Comp- 
trollor und Auditor General), d. i. eine ftaatliche Behörde, 
beftehend aus mit richterficher Unabhängigkeit ausgeftatteten 
Beamten, und eine Kontrolfefommiffion des Parlaments 
erledigt, auf deren Beichlüffe hin das Parlament der Ne- 
gierung die Decharge erteilt entweder in Form eines Be- 
Ihlufjes oder (mie z.B. in Belgien) in Form eines Gefebes. 
Diefe Verfaffungsfontrolle des Parlaments befchränkt fich in 
den Tonftitutionelfen Monardien auf Prüfung der Gejeb- 
mäßigfeit der gemachten Ausgaben nad den Bemerkungen
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de3 Nechnungähofes, in den parlamentarifchen Staaten aber 
erftredt fie fi auch auf die Zmedmäßigfeit der von der Ber- 
waltung gemachten Ausgaben, was eben der parlamenta- 
rüchen Regierung einen ganz befonderen Einfluß auf Die 
ftaatlihe VBerwaltungstätigfeit gibt. Neben der parlamen- 
tariihen Recdnungsiontrolle bejteht in allen Monarchien 
auch Die abminiftrative Rechnungsfontrofle, Die im Snter- 
ejie de3 Monarchen die Verwaltung Tonirolliert. Der 
Oberfte Recdinungshof (cour de comptes, daher „Kompta- 
bilitätägefeß” das Gejeb, Das jeinen Enilcheidingen Nic 
tung mweift) übt auch diefe Berwaltungsfontrolle, und zmar 
in oberiter Inftanz a8. . 

III. ©taatsverträge. 
Während in der abjoluten Nionarkhie (aber au in 

der Türkei, Art. 7) der Monardy bei Abichluß völferrechi- 
liher Verträge allein Tompetent it, dies zu tun, it in 
der Eonftitutionellen und parlamentariihen Monarchie die 
Mitwirfung der parlamentarijchen Körperichaften außer- 
dem nötig, um den Gtaatövertrag "zwar richt bölferrecht- 
lich giltig jein zu lafjen, denn Das ift er jhon Durch ven 
Bertragsabichluß feitens des Staatsoberhauptes, des Morar- 
chen, jondern um ihn ftantsrechtlich nach innen wirken zu lajjen 
d.h. einzuführen. Denn der hier geltende Grundfab, daß dem 
Untertanen neue Laften und neues Recht nur durch die Gejeb- 
gebung zugeführt werden können, ift unverbrüchlich jeftzuhalten. 
Die parlamentariihe Mitwirtung Tann doppelter Art fein: 

1. Syftem: Die für den Vertrag notwendige Gejebes- 
unterlage oder Budgeivorlage wird eingebracht, der Vertrag 
im ganzen aber unterliegt feiner parlamentarifchen Ge- 
nehmigung. Dies ift z.B. in England. für alle Verträge bis 

auf Poft- und Telegraphenderträge der Fall, Die nad) der 

Geichäftzordnung (St. D. des Unterhaufes 727.), ehe fie echt3- 

verbindlich werden, vem Parlament zur Genehmigung dvor- 

Hatjef, Allgemeines Staatöret I. 8
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gelegt werden müjlen, borausgejebt, daß fie den Staat auf 
eine Reihe von Sahren binden und belaften. Auch einige 
deutihe Einzelftaaten ftehen auf diefem Standpunfte. 

2. Syitem: Der Vertrag muß, abgejehen von notwendigen . 
gejebgeberifchen Veränderungen, dem Parlament zur Geneh- 
migung vorgelegt werden, namentlich wenn er ein Handelö- 
vertrag ift oder das Necht abändert oder neue Staatzlaften 
auferfegt oder Stantögebiet zediert. Hierher gehören einige 
deutfche Einzelftanten, namentlich Breußen und Württemberg. 
Zerner Belgien (Art. 68), Öfterreich (Art. 6 des Staatögrund- 
gejeßes von 1867, REB. 145), Niederlande (Aıt. 57), Spa- 
nien (Art. 54), Portugal (Art. 75, Abf. 8), Dänemark (Akt. 18), 
Schweden (io formel! dem Monarchen allein der Bertrags- 
abichluß zufteht, faktifch aber der parlamentarifchen Körper 
ichaften vorgelegt wird), Griechenland (Art. 32), Rumänien 
(Art. 93), Norwegen (Art. 75, g), Stalien (Art. 5). Ein Teil 
diefer Staaten läßt den Bertragsabichluß und die Ratififation 
vor der parlamentariihen Genehmigung zu, in anderen 
Staaten, namentlich in parlamentarifch regierten, it vor der 
Ratififation der Vertrag von der parlamentarifdhen Körper- 
fhaft zu genehmigen. 

Sr einigen Berfaffungen, namentlich die unter belgifchem 
Einfluffe ftehen, ift nod) die Beflimmung aufgenommen, daß 
durch Geheimartifel eines Vertrages Tein Bunft de3 offiziellen, 
den Kammern zur Genehmigung vorgelegten VBertragstertes 
derogiert werde. Dieje Beitimmung fand fich zuerit in der 
Berfaffung Frankreich vom Jahre III. und dann in der 
Konfulatzverfaffung, von wo fie in die belgische VBerfafjungs- 
urfunde überging. Jrden meiften der parlamentarifch regierten 
Monarhien findet fi) überdies der Sat, daß der Monard) 
von allen Verträgen, die er abjchließt, dem Barlamente 
Nachricht gebe, fobald es tunlich ift und wenn die Sicherheit 
de3 Staate3 durch die Publikation nicht gefährdet wird.
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$ 11. Behördenorganijation, Minifter und Minifters 

derantivortlichkeit. - 

IL. Die Behördenorganifation 
der Monarchie hat zweimal von dem monardischen Frankreich 
Anregung und Form empfangen: einmal an der Wende des 
15. zum 16. Sahrhundert, da8 zmeiternal unter dem erjten 
Napoleon zur Zeit der Konfulatsverfaffung. Das erjtemal 
wurden die neuen Formen al Kampfmittel gegen die ftän- 
difche Verwaltungsmafchine eingeführt: fo in OÖfterreich und 
Deutfchland unter Magimiltan I., in Spanien unter Karl L, 
in England unter Heinrich VIII. Von diefen Ländern ver- 
breitete ich daS franzöfifche Vorbild (aud) Franzöfifch-hurgun- 
diihes genannt, weil in Burgund der Urtypus entjlanden 
mar) über alle europäifchen Länder: die Einrichtung eines 
Geheimrats als oberfte Spige der Verwaltung, die Schaffung 
von Mittelbehörden und einer Finanzfontroffbehörde find 
neben der Einführung von Kollegiatität (d.h. Mehrföpfig- 
feit des Amtsträgerd) und Berufsbeamtentum die charafte- 
riftifchen Kennzeichen diefer Behördenorganifation. Bi8 zum 
Husgange des 18. Zahrhundert3 erhielt fie fich in diefer ihrer 
Harakteriftiichen Geftalt. Ihre Mängel waren: 

1. Die Kollegialität der wichligjten Behörden, weil fie 
eine für die Amtshandfung verantwortfihe Perjönlichkeit 
nicht auffommen Tieß und mweil dies wefentlidh zur Schwer 
rätigtel! de3 ancien regime beitrug. 

Das mitunter ftarf vorberrfchende Probinzialfiyiten, 
d.h. "bie Einrichtung von Zentralbehörben nicht für den Gejamt- 

ftaat, jondern für einzelne Provinzen desjelben Staates, was 

jede Harmonie der inneren umd äußeren Gtantzverwaltung 
fehlen Tieß. 

3. Das Nebeneinanderbauen von Zentralftellen, ohne 

daß die Verivaltungsgeichäfte nach einem beftimmten Plane 
8*
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unter fie aufgeteilt worden wären. Das bewirkte, daß 
die wichtigften Behörden fid) in ihren Kompetenzen durdj- 
freuzten, ein bedeutende3 Hemmmis jeder Stantsverwaltung. 

Mit all diefen Übeln räumte man feit Beginn de3 19. Jahr- 

Hunderts überall auf, jelbft in Außland, das auf dem Wege 
über Schweden zur Nachahmung des franzöfiichen Vorbildes 

gelangt war. Überall tritt 
1. da3 Bureauprinzip an Stelle de3 Kollegiafigitems, 

d.h. an Gtelfe der vielföpfigen Amtsträger namentlich in 

den Bentrafitelfen, aber auch, in den Mittelftellen, die Ein- 

führung des Burenuchefs al@ oberften Leiterz und oberfter 

Entiheidungainftanz; 
2. das Realfyftem an Stelle des Provinzialiyftems, d. 9. 

die Aufteilung der Verwaltungsgefchäfte nicht nad örtlichen 

und provinziellen Gefichtpunften, fondern nad, jachlihen; 
3. die volfftändige Aufteilung aller Berwaltungsgeichäfte 

unter. bejtimmte Zentralbehörden. 
Die Durchführung diefer Prinzipien dankt der. Kontinent 

Napoleon. Sr England find fie exit fpät im 19. Jahrhundert 
und auch nicht vollftändig eingeführt worden (fiehe mein eng- 
liches Staatsrecht II, ©. 125ff). Das zuerft in der franzöli- 
ihen Konfulatsperfaffung vom 13. Dezember 1799 und dann 
in dem berühmten Pluviösegejeb dejelben Jahres VIII ver- 
tirklichte Modell zeigte einen Staatsrat a8 oberfte, das 
Staatsoberhaupt beratende und aß Berwaltungsgerichtähof 
fungierende Behörde, unter ihm fünf 613 fieben Minifterien, 
nämlich Zuftiz,; Auswärtiges, Smmeres, Finanzen, Krieg, 
Marine und Kolonien, und Polizei. Polizei mar gemöhnlich 
in den Tontinentalen Nahahmungen mit dem Inner, Srieg 
mit Flotte vereinigt. U Mittelbehörden unter den Miniftern 
die Präfekten, Uinterpräfekten und die Bürgermeifter (maire), 
die aber nur für beftimmte Verwaltungsgeichäfte an die 
Meinung beratender Räte (Präfektur, Arrondiffementrat,
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Gemeinderat) gebunden waren. — Der Kontinent, jelbjt Rup- 
land (1802 und 1811), folgte diefem Vorbilde. 

II. Die rehtlihe Stellung der Minilter. 
Die konftitutionelle Doktein, geführt von Montezquieu, hat 

die rechtliche Befonderheit der minifteriellen Stellung in der 

Minifterverantwortlichkeit gegenüber dem Parlament erblidt. 
Die Minifter find, da der Monard) felbft nicht unrecht tum 
fonn und daher unverantwortlich ift, Dazu da, um ihn zu 
deden, dadurch aber die Verantwortung für dad Handeln der 

Verwaltung entfprechend den Gejegen auf jich zu. nehmen 
(Esprit des lois liv. XI chap. VI: „Aber wenn auch in einem 

freien Staat die gejeßgebende Gewalt nicht dad Hecht Haben 

darf, die Negierungsgewalt aufzuhalten, jo darf fie doc 

unterfuchen, in welcher Weie die erlajjenen Gejege aus- 

geführt werden.... Wie aber derjenige, der fie ausfühtt, 

nichts -Böfes ausführen Tann ohne fchlechte Ratgeber und 

Berfonen, twelche al® Minifter die Gefebe halfen, mögen fie - 

fie .auch al Menfchen begünftigen, fo können diefe verfolgt 
und geitraft werden”). Überall fehrt Diefe Auffajjung wieder, 

in Rußland vertritt fie der die Berwaltungsteform Mleganderz1. 

Yeitende Speransfi (fiehe Korkunov II, ©.242ff.). Diele Auf- 

faffung ift falfceh, dem auch in der abjoluten Monarchie gibt 

esdem Monarchen verantwortliche Minifter, und diefe Minifter- 

veranttvortlichfeit unterjcheidet fich in nicht? von der gewöhn- 
üichen Beamtenverantmwortlichkeit. 

Eine andere von Benjamin Conftant: geführte Anficht er- 

hliete in den Miniftern einen der drei Teile der Staatsgemwalt 
(pouvoir ministeriel) und feste dem Monarchen mr eine 

Aufgabe, die eventuelle Disharmonie, Die zwwijchen der legiö- 

Yativen, vichterlichen und egefutiven oder miniftriellen Geralt 

entftände, auözugleichen. „Leroi regne, mais il ne gouverne 

pas.“ Der Monarch ift alfo die vierte Getalt im Staate, das 
pouvoir neutre; oder pouvoir moderateure (Cours de poli-
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tique constitutionelle I, ch. II). Auch diefe Auffaffung ift 
falich, felöft im Hinblicde auf jene Monarchie, von der fie 
ihre Lehren abftrahiert, nämlid) die englifche parlamenta- 
tifhe Monarchie. Ein folcher roi faineant ift jelbjt dem eng- 
Yiichen Rechte fremd. Sn allen Monarchien nimmt der Mo-, 
nard) Einfluß auf die Verwaltung und ift nicht, wie Conftant 

e3 will, nur bei Staatökrifen tätig. . 

Wenn man auch die Minifter der abfoluten Monarchie in 
Betracht zieht, wird man fagen müffen, daß ihre harakteriftiüche 

Stelfung durch zwei Momente beftimmt wird: 1. durd) ihre 
Verwaltungstätigfeit und Oberaufficht tiber die ihnen unter- 
geordneten Behörden; 2. durd) ihre Regierungstätigfeit, Die 
fie mit dem Monarchen teilen und jo zwischen ihm und den 
untergebenen Behörden vermitteln. Diefe Tätigfeit ift „Das 
einheitliche Richtunggeben für die politifchen Gejchide des 
Staates und die Aulturentwidlung im Innern” (fiehe Otto 

. Mayer, Deutfches Verwaltungsrecht I, ©. 4f.). Hier jind wir 
an einem charakteriftifchen Unterfchiede der drei Gattungen 
bon Monardhien angelangt. Während in der parlamentariichen 
Monarchie die jeweilß am Ruder befindliche politiiche Partei 
dieje Regierungstätigfeit beinahe vollftändig in Händen hat 
und durch das Kabinett volfitreden läßt, ift in der abjoluten 
Monarchie die Bureaufratie allein die Trägerin diefer Tätig- 
feit, in der fonftitutionellen Monarchie find e3 der Monarch 
und die Minifter. Txoßdem diefe Regierungstätigfeit nicht arı 
Rechtsformen gebunden ift, troßdem fie dem Rechte unbefannt, 
nicht in das Rechtsgebiet fällt, fondern bloß nach Konventional- 
regen erfolgt, Hat fie in der modernen Verwaltung eine be- 
fonder3 große Bedeutung. Denn diefe moderne Bermaltung 
ift an Stelle der „Kanzleiverwvaltung” des Polizeiftaates ge- 
treten. Ranzleiverwaltung ift die Verivaltung vom grünen 
Tiieh dur; Kommiffionen, Kollegien. Diefe ift an beitimmte 
Formen gebunden, melche Die einzige Gewähr für ihre Zu-
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verläffigfeit abgeben jollen, fodann ift bei ihr der Autor de3 

Verwaltungsgedanfend dom nominellen Träger (board, 

Kollegium) verichieden, daher fehlt die Verantwortlichkeit des 

eigentlichen Autors, der immer unfakbar bleibt. Die mo- 

dee Verwaltung läßt die alten Sanzleiformen fallen, fie jebt 

das fubjeftive Ermefjen des adminiftrierenden Bureauchefs an 

ihre Stelle, fie macht ihn für den von ihm gejeßten Ber- 

waltungsaft verantwortlich. Daher wird ed aber, weil die 

alten Kormen gefchtvunden find, nötig, das freie Ermefjen 

der adminifttierenden Ober-, Mittel- und Unterbehörben, die 

ohne Kontrolle nur einen Turmbau zu Babel varitellen 

totirden, fein einheitliches Verwaltungsmerk zuftande brächten, 

zu Tontvoffieren, mit bejtimmten Verwaltungsmazimen zu 

verjehen, auf die Einheitlichfeit und Harmonie diejer Ber- 

waltungsgrundfäge zu achten. Diefe Aufgabe hat nun bie 

Regierungstätigfeit. Nur durd) fie ift die nötige Grundlage 

für die Beamten- und Minifterverantwortlichfeit geichaffen. 

IM. Die Minifterberantwortlichkeit. 
1. Gejhichtfiche Entwiclung. Der Kanzleiverwaltung 

de3 Mittelalters und des abfoluten Staates entfpricht eine Art 

der Minifterverantivortlichfeit, die duch äußere Formen, ind- 

bejondere Giegelbeidrüdung herbeigeführt wird. Der das 

Siegel beidrüdende Minifter macht fich für den Shall der 

Urkunde verantwortlich, gleichzeitig macht ex fie authentifch. 

63 war die altdeutfche Rechtöidee, daß derjenige, der eine 

Urhmbde unterfchteibt, die Verantrortlichkeit auf fich nimmt. 

Der Schreiber einer Charta wird Bürge und Garant des be- 

urkundeten Rechtsgejchäftes. Er „erklärt fo im eigenen Namen, 

nicht etron bloß ald Mandatar eines fremden Willens, und ift 

für die vollgogene Handlung verantwortlich, bei Anfegtung 

de3 Rechtsgejchäftes wird er in Anfpruc) genommen” (b. Tulc), 

Verantmwortlichfeit der Monarchen umd Höcjiten Magiftrate, 

©. 51). Diefe Rechtsidee Yiegt der mittelafterfichen Minifter-
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verantmortlichkeit nicht bloß in Deutfchland, fondern namentlich) 
in England und Frankreich, aber auch in anderen Staaten 
zugrunde. So fagt für England der berühmte &. Cofe (Ober- 
tihter 15491634): „So groß ift Die Weisheit der Hlugen 
Bergangenheit, daß nichts das Große Siegel pafjiert, mas 
wider das Recht und unzwedmäßig ift“ (2 Inst. p. 556). Und 
ungefähr um diefelbe Zeit zitiert der franzöfiihe Nechts- 
gelehrte Loyfeau die folgenden Dichterwvorte unter Bezug 
auf die Veidrüdung des Großen Siegelö: 

Hie est, qui Regum leges cancellat iniquas 
. Et mandata pi Prineipis aequa facit; 

Si quid obest populo, vel legibus est inimicum 
Quidquid obest, per eum desinit esse nocens. 

Wie in England haftet alfo auch in Frankreic) der Kanzler 
nicht bloß für die Rechimäßigfeit, fondern auch für die Zived- 
mäßigfeit de3 beurfundeten Altes. Die franzöfiihe NRevokı- 
tion, die mit den alten Kanzleiformen aufräumt, hat dach das 
Mefentliche der mittelalterlihen Miniflerverantivortlichkeit, 
nämlich die Übernahme der Verantiortlichfeit durch die 
Unterschrift des Minifters refp. Siegelbeidrüdung, beibehalten. 
Sie verlangt in ihrem neuen Berfajjungsweirt, dak der Mi- 
nifter durch Kontrafignakur die Beranimortlichfeit übernehme, 
erblickt fogar in ihr das einzige Mittel zur Konftatierung diefer 
Berantwortlichkeit. Daher hat die franzöfifche Verfaflung 
vom 3. September 1791 (IV. Wbfchnitt, Art. 45) zuerft die 
Pinifterverantwortlichfeit mit obligatorifcher Kontrafignatur 
eingeführt. Das Neue diefer ganzen Entwicklung Tiegt aber 
nicht darin allein, fondern in der Tatjache, Daß rummehr im 
Andhluffe an die Lehren Wiontesquieus (fiehe oben) die 
Hänifterverantivortlichlett dem Parlament gegenüber ein- 
gerichtet worden ift. Die frühere Minifterveranttwortlichfeit 
des abjoluten und ftändijchen Staates hatte meift nur gegen- 
über dem Monarchen gegolten. —
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2. Die heutige Zorn der Minifterverantivortlichfeit ift in 

den meiften Verfaffungen durch zmeierlei gegeben. Einmal 

durch den Rechtejab, daß alle Regierungsafte des Monarchen 

durch minifterielle Kontrafignatur gedect jein müfjen und nur 

dann rechtöverbindlich find, jodann Durch die Borierift der 

Minifteranklage und des Hierbei zu befolgenden Verfahrens. 

Doch hat bio die Tonftitutionelle Monarchie ein bejondere3 

Smtereije an der Minijterverantwortlichleit in dem oben be- 

zeichneten Sinne. m der abjoluten Monarchie Herriht nach 

wie vor nur die Verantwortlichkeit der Minifter gegenüber 

dem Monarchen, in der parfamentarifchen Hingegen ift.Die 

Minifterverantwortlichfeit al Impeachment. erjegt worden 

durch Die weniger drafonifche Form des Miptrauenzvotumd 

und der Notwendigfeit des Minifterwechfels, wern das jetveils 

regierende Minifterium mit der jeweiligen Parlament3- 

majorität nicht harmoniert. Natürlich Haben auch die Minifter 

als Gegeniwehr da3 Recht, dem Monarchen die Auflöfung des 

Barlament3 rejp. der hier jedenfalls mehr ins Gericht fallen- 

den Vollzfommer anzuempfehlen, wenn fie nämlich der Mei- 

nung find, daß das ihnen übelgefinnte Parlament nicht ge- 

nügenD die Volfsmeinung vepräfentiete, und wenn fie Beijeres 

von einem neuen Parlament erhoffen: oo 

Die parlamentarifche Regierung hat gewöhnlich die Entwid- 

Yung der Kabinettregierung im Gefolge d. i. des Iogenannten 

Minifterrates, der allein die Bügel der Regierung in Händen 

hat, der Barlamentsmajorität entiprechen muß und Tolleftiv 

geichloffen jorwohl dem Monarchen gegenüber al3 auch dem 

PBarlamente gegenübertritt. Das ift Die bielgerühmte Solidari- 

tät des Minifteriums. JHr unterliegen alle Minifter, nicht bloß 

die wirffichen Verivaltungschefs, fondem auch die Minifter 

ohme Portefeuilfe, d. h. ohne eigenes Departement, wie jie 

das Frankreich der franzöfifchen Reftauration zuerit ge= 

ichaffen hat.
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Die Minifterverantwortlidfeit in der Fonftitutionellen 
Monarchie erftreckt fich nicht bloß auf die fontrafignierten Afte 
des Monarchen, fondern reicht natürlid) weiter, jomeit alö der 
Kat der oder des Minifters in Frage fommt. Der Minifter 
haftet in der Eonftitutionellen Monarchie nur für die Redt- 
mäßigfeit feiner Handlungen, in der parlamentarifchen auch 

für deren Zmechmäßigfeit. 
Zur Durchführung der Minifterverantwortlichteit it ein 

eigenartige3 Verfahren meift vorgefchrieben. AS Gerichtähoi 
über jcjuldtragende Minifter fungiert: a) enttveber die Exfte 
Kammer, fo in England, Spanien (Verf. Art. 51), Portugal 
(Art. 41), Stalier (Art. 36, 47 der Verf.), in Ungarn, mo aber 
nur einzelne Mitglieder des Oberhaufes judizieren (Gejeb- 
arfifel III des Jahres 1847/48, $ 34), in Baden, tvo aber der 
Erften Kammer noch ordentliche Richter beigefellt werden 
(Berf. $ 67b); 

b) oder der obeifte Gerichtähof des Staates, fo eine Reihe 
deufjcher Einzelftaaten, darunter Preußen (Art. 61), two aber 
die Minifterverantmortlichfeit vorläufig lex imperfecta ift, in 
den Niederlanden (Art. 157), in Belgien (Art.90,134), Däne- 
mark (Art. 69), Norwegen (Art. 86), Aumänien (Art. 101), 

Schweden (Art. 106); 
c) oder ein: bejonderer Staatögerichtähof, fo in einigen 

deutfchen Einzelftaaten, in Öfterreich, in Öfterreidh- Ungarn 
für die fogenannten gemeinfamen Minifter der Nealunion, 
in Gtiechenland (Art. 80) und in der Türkei (Art. 92). 

In der abjoluten Monarchie, wie Rußland, ift zwar eben- 
falß eine Art Minifterveranttwortlichfeit vorhanden, aber fie 
unterjcheidet fich in nicht3 von der übrigen Beamtenverant- 
wortlichfeit gegenüber dem Monarchen. Nach dem Uezre- 
schdenij Ministerstw bon 1811 wird der Minifter nur wegen 
Überjchteitung feiner Gewalt und Untätigfeit zur Verant- 
mwortung gezogen, aber auch nur dann, wenn diefe Tiber-
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ichreitung, diefe Untätigfeit dem Staate Schaden gebracht 

hat (8 279). Gededt ift er aber jelbft in Diejem Falle durd) 

einen unvorhergejehenen Notftand, det ihn zum Handeln ver- 

anlaßte, oder durch höheren Auftrag de3 Monarchen rejp. Des 

Senats ($ 281ff.). Dies Iegtere charakterifiert zur Genüge 

die ruffifche Minifterverantivortlichfeit als Berantwortlichfeit 

gegenüber dem Monarchen. Dazu fommt, daß die Erhebung 

der Anklage vor dem Genatsdepartement der bürgerlichen 

und geiftlichen Angelegenheiten bloß auf Znitiative des Mon- 

archen ftattfinden farın, mögen aud) Bejchwerden bon Privat- 

perjonen der Anlaß Hierzu fein (fiehe Korkunod I, ©. 59). 

Da3 Senatödepartement beichließt dann unter Vorausfegung 

der monarhiichen Billigung die Verfolgung vor dem Departe- 

ment oder vor einem bejonderen Staatsgericht&hof, der auß 

den oberiten Richtern des Senat3 und Staatsrat3mitgliedein 

* zufammengefeßt ift. (Dies fowie dad Verfahren regelt nun 

ein Gefeh von 1889, nicht das alte Uczreschdenij, welches da3 

Plenum des Staatsrates al die fompetente Zuftanz zur Ab- 

urteilung der Anklage angejehen hat.) 

Man ftreitet in der Theorie darüber, ob die Minifter- 

vevanttvortlichfeit ftrafrechtlicher, dilziplinärer oder taat- 

rechtlicher Natur fei. Die Antwort auf Dieje Frage Yäbt fich 

nicht für alle Staaten gleichmäßig geben, jondeın e3 wird auf 

die pofitive Gejehgebung de3 betreffenden Staates anfommen 

und danadı bald die eine oderlandere Antwort gegeben werden 

möüffen. Hierbei wird folgende Rechtzericheinung zu beobachten 

jein: 
Mitunter tritt nämlic) in der Rechtsordnung eine joge- 

nannte Rechtsfpaltung ein, d.h. die Herausbildung einer 

neuen, mit der geltenden meift im Widerfpruch ftehenden 

Rechtsordnung unter der Borauzfegung, daß eigene Behörden, 

die vor jeder Nachprüfung oder Konkurrenz durch bie ordent- 

fihen Gerichte gejchüht find, ihre eigene Sprucjpragis als
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Gerichtögebrauch zunächjt und fpäter al Recht flabifieren. 
Dies Fönnen fie dann um fo befjer, wenn für ihr Handeln zu- 
nächft fein Eodifiziertes Necht vorhanden ift. Eine der groß 
artigften Nechtsipaltungen war die Herausbildung des fran- 
zöfiichen Verwaltungsrecht3 feit den Zeiten de3 erjten Napo- 
leon. Eine Rechtöfpaltung Diefer Art, wern auch nod) nicht 
abgejchlofjen, ift das Recht der Minifternerantwortlichteit. Wo, 
wie nach den deuifchen Reichsjuftiggefegen die frühen Be- 
flimmungen des Landesjtaatsrechtes, welche die Handhabung 
des allgemeinen Strafrecht3 gegenüber Miniftern den ordent- 
lichen Strafgerichten entzogen hatten, aufgehoben jind, da 
findet eben eine Konkurrenz zwifchen ordentlicher Strafrechts- 
pflege und der Gerichtöbarkeit de3 Staatögerichtähofes flatt. 
Hier ift, weil feine Barriere zwijchen diefen beiden Gerichts- 
arten befteht, von einer Rechtöipaltung feine Rede, fonderm die 
Minifterveranttvortlichfeit durchaus ftrafrecitliher Natur. 
Anders aber in Staaten, two der Staatögerichtähof refp. Die 
ihm gleichfommenden Gerichte eine ausfchliegliche Kompetenz 
zur Aburteilung der in Frage fommenden Delikte, jelbft mern 
fie in den Strafgefegen vorgejehen jind, für fich in Anfpruc) 
nehmen (fo Öfterreich, Staatögrundgefeß vom 25. Juli 1867, 
RED. Nr. 101 88 Abjah 2, Belgien fiehe Beltjens, La Con- 
stitution Belge 1894, ©. 397 Nr. 9, England mein englifches 
©taatörecht 1, ©. 532Ff.). Hier ift die für die Rechtzfpaltung 
notwendige Barriere, auf Die e3 allein ankommt, gegeben, die 
Minifterverantiortlichkeit ift eine -fantsrechtliche. Wir fehen 
demnach, entjcheidend allein ft nicht ettva das Beltehen oder 
Nichtbeftehen bejonderer Stantögerichtshöfe, fondern die 
zwilchen ihnen und den ordentlichen Gerichten beitehenden 
Barrieren. Die hier berühtte Frage von der juriftifchen Natur 
der Minifterverantwortlichfeit ift infofern praftifch wichtig, als 
für den Fall der bloß ftrafrechtlichen Natur nur die in den 
Strafgefegen oder ordentlichen Gejeen vorgejehenen Delikte
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in Betracht fommen, während bei einer ftaatsrechtlichen Natur 

der Minifterveranttvortlichfeit der Gerichtshof nicht an ben 

Sab gebunden ift: Nulla poena sine lege. 

$ 12. Die richterliche Gewalt in der modernen Monarkhie, 

I. Lange vor Montesquieu tritt in den deufjchen Terri- 

torien die Forderung der Trennung von Juftiz und Bet- 

waltung in den oberjten Zentralftellen auf. Schon am Aus- 

gange de3 17. Jahrhunderts gilt e8 als ausgemachte Tatjache, 

daß der Lamdeshere vor den ordentlichen Gerichten Recht 

jtehen müfje, wenn e3 fich um fogerannte Kameraljachen, 

d.h. Angelegenheiten der Iandezfüritlihen Domänen und 

niederen Negalien handelte. Diefer Nechtzjag mird al3 bei 

‚Natur der Sache" entiprechend Hingeftellt und bietet al3 

naturrechtliches PBoftulat die Grundlage für alle Reform- 

beftrebungen in deutjchen Landen, inöbejondere Brandenburg- 

Preußen. Er ift insbejondere die Triebjeder aller ZYujtiz« 

teformen des 18. Jahrhunderts. ©o jagt beinahe 100 Sahre 

por Montesquieu der befannte Zurift Mevius (geb. 1609, 

geft. 1670; Pars IV, Decisio 220): „Jurisdictioni dicatum 

est dicasterium, publicae vero eorum que ad reipublicae 

corpus pertinent curae regimen ...non est auditum unquam, 

regiminis et dicasterii concurrentem esse jurisdictionem... 

Ita confundere est non parum justitae cursum turbare.“ 

Hier Haben wir im wejentlichen die Grundforderung der 

Trennung von Yuftiz und Verwaltung in den oberiten 

Bentrafftellen. Sn vollendeter Form hat evit die franzöfiiche 

Kevokution nach den Anmeifungen Montesquieus diejem 

Voftulate Rechnung getragen, und das hierdurch) gegebene Bei- 

fpiel hat in den fontinentalen Staaten Nadahmung gefunden. 

Entfprehend feiner Dreiteilungslehre fordert Montes- 

quieu die jeharfe Sonderung der tichterlichen von der legiö-
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Yativen Gewalt. Cr fagt (Esprit des lois XI, 6): „& gibt 
feine Sreiheit mehr, went die richterliche Gewalt nicht von 
der legiälativen und der erefutiven getrennt ift. Wenn fie mit 
der legißlativen Gewalt verbunden ift, wäre die Gewalt über 
Leben und Sreiheit der Staatsbürger willfürlich, denn der 
Richter märe zugleid, Gejebgeber.” Aus diefer Forderung 
hat num zunächft die franzöfifche Konftituante und nad) ihr 
die Gefeßgebung Europas folgende Poftulate und Grund- 

- dogmen des allgemeinen Staatzrechts entwidelt: 
1. Die tichterliche Gewalt darf fich Feine gefeßgeberijchen 

Funktionen anmaßen, fei e3, daß fie ihre Urteilöfprüche in 
Geftalt von Präjudizien oder Verordnungen zur Danad)- 
achtung für fünftige Fälle aufftellt, oder daß fie die Gejebe 
auf ihre Verfaffungsmäßigfeit hin prüft oder von Gelegen, 
die ihr ungwedmäßig fcheinen, entbindet. 

Bon der größten Wichtigkeit ift hier die Einengung des 
tichterlichen Prüfungsrechtes gegenüber Gefegen. Die Theorie 
de3 allgemeinen Staatsrechtd der modernen Monarchie ge- 
ftattet deshalb dem Richter nur, die Gejege auf ihre formellen 
Erforderniffe Hin zu prüfen d. h., ob in ihrer Ausfertigung 
durch den Monarchen die Zuftimmung der parlamentariihen 
Körperschaft erwähnt ift, fodann, ob die Unterjchrift Des Mon- 
archen und die Kontrafignatur Der oder des in Betracht 
fommenden Minifters vorhanden ift, ob das Gefjeb gehörig 
publiziert if. Niemalö aber darf der Richter in die Frage 
der fogenannten materiellen Berfaffungsmäßigfeit eindringen 
d.h. fi) damit bejchäftigen, ob nicht der Srihalt des Gejeßes 
berfafjungswidrig jet. 

2. Die gejebgebende Gewalt darf ihrerjeit3 nicht richter- 
lihe Funktionen übernehmen, wenn ihr die Verfaffung nicht 
ausdrüclich folche überweift, in3befondere darf die gejeßgebende 
Gewalt feinen jehwebenden Prozeß an fidh ziehen und 
dem ordentlichen Richter entziehen. Sie darf nicht einmal in
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Form der Enticheidung über eine Petition det tichterlichen 

Entfcheidung vorgreifen. 
HM. Die Trennung der richterlihen Gewalt von der 

Erefutive fordert Montesquieu in folgender Weile: „Wenn 

fie (die richterliche Gewalt) mit der erefutiven vereinigt Üft, 

dann hat der Richter die Gewalt eines Bedrüder.” Daraus 

ergeben fich folgende Säbe: 
1. Die ichterliche Gewalt darf fich feine verwaltende Tätig- 

feit anmaßen, fie darf inZbefondere nicht Verwaltungsafte 

auf ihre Awecmäßigfeit prüfen, fie nicht annullieren. Sie 

darf höchitens ihre Gejeßmäßigfeit anzmweifeln, fie für den 

fonkreten Einzelfall, 3.8. Polizeiverordnungen im Einzelfalle, 

als nicht egiftent anjehen und daher nicht zur Anmendung 

bringen. Da die richterfiche Gewalt in diefer Hinficht in bezug 

auf die Nechtöfontrolle der Verwaltung bejchränft ift, muß 

e8 bejondere Gerichte geben, welche die Verwaltung fontrol- 

fieren, nämlich die fogenannten Verwaltungsgerichte. 

2. Die tichterliche Gewalt foll nicht ohne weiteres Beamten 

der Verwaltung, die in rechtmäßiger oder in unrechtmäßiger 

Weife bei Ausübung ihrer Amtögewalt dem Staatsbürger 

Schaden zugefügt Haben, verfolgen dürfen, jondern die Ber- 

mwaltung fol die Möglichkeit haben, Einfpruch zu erheben, um 

durch eine bejondere Höhere nftanz Feitzuftellen, ob der Be- 

amte wirflic) eine Überjchreitung feiner Amt3gemwalt jich hat 

zufchulden kommen laffen, ja mitunter joll Die Verwaltung 

d03 Recht haben, die Genehmigung zur gerichtlichen Ver- 

folgung de3 Beamten zu verweigern. Man nennt die erjie 

Form des Einfpruch® der Verwaltung Die Erhebung des jo- 

genannten Konflikts. Wir finden fie in einigen deutichen 

Einzelftaaten, insbejondere Preußen und Bayen. Die Form 

der Genehmigung ift in Spanien und Italien noch heute 

übfich (Vorbild ift Art. 75 des franzöfifchen Pluviösegejeßes 

vom Sahre VI).
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Manche Staaten ftehen überhaupt auf dem Standpunfte, 
daß eine gerichtliche Verfolgung von Beamten megen ihrer 
Amtshandlungen ausgefchloffen ift, fo 3.8. die abjoluten 
Monardhien, namentlich Aukland. Dies gilt hier unbedingt 
für die ftrafgerichtliche Verfolgung (Korkunov II, ©. 5597), 
trifft aber auch für die zivilgerichtliche infofern zu, al die zu- 
ftändigen „©erichte” aus einem borfigenden ordentlichen 
Richter und aus VBerwaltungsbeamten, darunter der Bor- 
gejeßte des beflagten Beamten, zufammengejegt find und 
nicht bloß über die Frage, ob eine Gejebesübertretung bor- 
Tiegt, jondern ob die Verfolgung aus Staatsrüdjihten an- 
gemejfen ift, zu entjcheiden haben (Rorfunoo II, ©.555f.). In 
der parlamentarifchen Monarchie, welche e3 "mit der Drei- 
teilung der Staatögervalt überhaupt nicht genau nimmt, ift 
die unbejchränkte Verfolgbarfeit der Beamten vor den ordent- 
lichen Gerichten zugelaffen, 3. B. in England, Belgien (Art. 24 
der Berfaffung), Griechenland, Lugemburg, Rumänien. 

3. Die richterliche Gewalt darf nicht ihre Entfheidung an 
Stelle der Tompetenten Berwaltungsenticheidung jeben 
wollen. Sie darf aber auch nicht umgekehrt eine ihr allein 
zuftehende Entjcheidung auf die Schultern der Verwaltung 
abwälzen. Um beides zu verhindern, dient die Erhebung des 
Kompetenzkonflifts. Diefer ift entiweder pofitiv, wenn 
e3 gilt, einer untechtmäßigen Cntjcheidung durch das infompe- 
tente Gericht zuborzufommen, oder ein fogenanmter negativer 
Kompetenztonflilt, wenn weder da3 Gericht noch die Ver- 
waltung einfchreiten wollen. Zur Erhebung des pofitiven 
SKompetenzfonfliktes find gewöhnlich nur die mittleren und 
oberiten Verwaltungsbehörden berufen; den negativen erhebt 
gewöhnlich Die betroffene Partei. Die Konftituante hatte als 
über den Rompetenzlonffitt enticheidende Snötariz den König 
im Gtaatzrat mit Refurs an die legislative Körperjchaft ein- 
geführt. Dies änderte fih dann |päter. Franzöfiiche Ein-
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richtungen des erjften und zweiten Statferreichs find für Die 
Ausbildung ded Hier in Frage kommenden Tontinentalen 
Rechtes maßgebend geworden. Der heutige Rechtszuftand ift 
wohl ver, daß gegenüber der abfoluten Zeit in einer großen 
Zahl von Monarchien ein eigener Gerichtshof eingerichtet ift, 
der entweder durchweg auß unabhängigen Richtern zufammen- 
gejeßt ift (Öfterreich) oder aus Richtern, die teils dem ordent- 
fihen NRicgterftande, teil3 der Verwaltung angehören, jo in 
den heutigen deutjchen Königreichen, in Baden, Oldenburg, 
beiden Medlenburg ufm. Aber auch) in dem lebteren Talle 
müffen die dem SKompetenzgerichtähofe angehörigen Mit- 
glieder der Verwaltungsbehörden für die Dauer des zur Zeit 
ihrer Emennung bon ihnen befleideten Amtes, oder falls fte 
damals fein Amt befleideten, auf Lebenszeit ernannt werden. 
Au) ihrer Enthebung find diejelden Schranfen gejebt wie 
den Mitgliedern deö Reichsgerichts. Eine Reihe von Staaten, 
namentlih die barlamentarifch regierten, wie Belgien, 
Griechenland, Stalten, Luremburg, Rumänien, aber aud) ein 
deuticher Kleinftaat wie Bremer haben die Kompetenzkonflikt3- 
gerichtöbarfeit dem oberjten Gerichtshofe des Neichd über- 
tragen. England, die Türkei (Art. 85) umd einige Deutiche 
Kleinftanten fennen überhaupt nicht die Bedeutung des 
Rompetenzfonfliftes. Hier entjcheiden die Gerichte jouverän 
über die Zuläffigfeit des Rechtswegs. Vereinzelt enticheidet, 
wie feimerzeit auch im deutfchen abfolıten Gtaat, der 
Monard) im Staatsrat Die Kompetenzkonflikte, fo abgejehen 
von Rußland no in Spanien. 

4. Uber auch die erefutive Gewalt muß fid) aller Eingriffe 
in die Rechtspflege enthalten. Zur Durchführung Diejes 
Grundfabes gelten zwei Smftitutionen: die gejegliche Drgani- 
iation der Gerichte und die Unabhängigkeit der Richter. 

II. Die gefegliche Organijation der Gerichte. 
Der Grundfab, daß die ordentlichen Gerichte nicht durch 

Hatjchet, Allgemeines Staatsreit I. 9
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Verordnung der Exekutive, jondern durch Gefeb allein ein- 

gerichtet werden müßten, tyurde zum exjten Male in England 

nach der „glorreichen" Revolution gejeglich anerkannt, war aber 

ichon unter Eduard III, alfo im 14. Jahrhundert, Gegenftard 

parlamentarifcher Neffamationen. Die Bill of rights 1689 er= 

Härte alle durch bloße königliche Veroronung eingerichteten 

Kommiffionen und Gerichtshöfe für ungejeßlid (1 3iff.3: „By 

issuing and causing to be executed a commission under the 

Great seal for erecting a court....That ...all other com- 

missions and courts of like nature, are illegal and pernicious“). 

Bon England fam dann diefer Sa durch Bermittlung franzd- 

fiicher Einffüffe in die belgifche Verfafjung von 1831 (Art. 94) 

und von hier in die übrigen Fontinentalen Verfafjungen, 3. B. 

die preußifche (Art. 96). E3 ift diefe Garantie eine wejent- 

Yihe Förderung der rihterlihen Unabhängigfeit gegenüber 

der Erefutive. Die moderne Gerichtäorganifation, die die 

Kolfegialeinrichtung als bejonders zmedmäßiges Snftitut der 

modernen Rechtspflege auffaßt, Hat aber eben nod) andere 

Garantien notwendig gemacht, die man unter dem Sclagivort 

der Unverfchiebbarfeit der Kollegien zujammenfaßt und 

worin noch drei andere Poftulate mitenthalten jind: 

1. die Unmiderruflichfeit des Worfibenden; 

2. die Unmöglichfeit, da8 Gerichtsfollegium nad; Willkür 

von Fall zu Fall zu wandeln; 

3. die Firierung der Gejchäftsverteilung nach objeltiven 

Gefichtspunften und für einen längeren Zeitraum, gemöhnlid) 

für ein Jahr. 
Am volfendetiten hat das deutjche Gerichtsverfalfungs- 

gejeß in den $$ 61 und 64 diefen Poftulaten entjprochen. 

Andere Länder ftehen dem Deutfchen Reich in diefer Hinficht 

mehr oder weniger nad). 

Eine Ronfequenz der dur Gejeg zu erfolgenden Zigie- 

rung der Gerichte ift der in allen Verfaffungen mwieder-
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fehrende Cab: Niemand Fan feinem gejeglichen Richter 

entzogen meiden. Auch diefer Sat it ein Schugwall gegen 

die Übergriffe der Erefutive. Aus diefem Gejichtöpunfte be- 

trachtet ift der jogenannte fliegende Gerichtäftand der Prefie 

zu beriwerfen. 
IV. Die Unabhängigkeit des Richters. 
Daß der Richter vor Einflüffen der Krone, insbejondere 

vor ihren Machtiprüchen fich zurüdziehen müßte, jollte Durch 

das Prinzip der richterlichen Unabhängigkeit verhindert tver- 

den. Dos Prinzip jelbft bedeutet alfo die Aufhebung aller 

iogenannten Kabinettjuftiz. In England entwidelte fi 

diefer Grundfaß jchon feit den Zeiten Eduard3 III. Fortezeue 

verkündete ihn am Ausgange des Mittelalters (de laudibus 

Angliae, c. VIII) und unter Heinrich) VIL. verweigern bie 

Richter dem Könige wegen eines jchmebenden Nechtzfalles 

eine außergerichtliche „Untmwort” zu geben. Cofe fpricht dem 

Könige das Recht zu urteilen ab, weil er mit den Lanıdes- 

rechten nicht vertraut fei (,„„but His Majesty was not learned 

in the laws of his realm“‘, Coke Inst. IV, ©. 71). Troßdem 

war diefer Punkt ein häufiger Streitgegenfiand zroijchen den 

Stuart? und dem Parlament, bi3 dann die Act of Settlement 

von 1701 die Lebenzlängfichkeit und Unabjegbarfeit ver Richter 

verkündete: Art. I, Ziffer 7: „Die AUmtzaufträge der Richter 

iolfen Quamdiu se bene gesserint erteilt und ihre Gehälter 

beftimmt und feitgelegt werben.“ Diefe Firierung der Kichter- 

gehälter bilvete feit der Zeit einen Programmpunkt der 

richterlichen Unabhängigkeit. Ir Frankreich hat zuerjt Montes- 

quieu in feinem Esprit des lois (6. Buch, 5. Kapitel) die 

Unabhängigkeit dev Richter, insbejondere das Aufhören von 

Machtjprüchen des Monarchen verlangt. Diejes gehe nur in 

der Despotie an, in der Monarchie gebe e3 nur Bernichtung 

der Konftitution, aller moralifchen und geijtigen Güter und 

der Monardjie jelbit... Übrigens wiirde dev Monarch) auf 
9*
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diefe Weife das fchöne Attribut der Begnadigung verlieren. 

Die Konftituante, troßdem fie nad) Montezquieufcher An- 

mweifung die Richter Durch Vollswahlen beftellen Tiep, hat 

doch den Grumdjag der richterlichen Unabhängigkeit und Un- 

abjeßbarfeit (Dekret vom 16./24. Auguft 1790) auögefprochen. 

Dur) Vermittlung der franzöfiichen Charten von 1814 

und 1830 Tam diefer Grundfas in die belgiiche Verfaffung 

bon 1831 (Art. 107) und von da in die übrigen Verfaljungen 

des Kontinents (3. ®. Preußen, Art. 86 Ab. 1). Übrigens 

hatte Preußen fchon feit Friedrich dem Großen dem Grumd- 

fa der richterlichen Unabhängigkeit gehufdigt. (Über die 

beiden Ausnahmen, Rechtsfall des Müllers Arnold und über 

den Zalf des Prediger Schulze fiehe Stölgel, Suarez 1885, 

©. 32775.) Zur Sicherung der richterlichen Unabhängigfeit 

ift in den meiften Verfaffungen oder in GerichtZorganijationg- 

gejegen noch vorgejchrieben: 
1. daß dem Nichter nicht befoldete Nebenämter aufge- 

tragen werden follten (3.8. Belgien, Art. 103); 
2. daß die Richtergehälter nur durch Gejeß figiert werden 

dürften (Belgien, Art. 102, Deutfches Reichg-Ger.-Verf.-©. 

7); 
3. daß den Richtern ein Rechtsanfpruch auf Erhöhung ihres 

gejetlich firierten Gehaltes auf Grund gefeblicher Staffelung 
zuteil würde (3. B.: Preußen, Richterbefoldungsgefeg von 
29, Mai 1907 &.-©. ©. 111 87; in der Türkei müffen alte 
Apancementsverhältniffe der Nichter durch Gejeh geregelt 
werden, Art. 81); 

4. daß die Ernennung des Richter nur auf Lebenszeit 
ftatthabe und daß der Richter unabjegbar jei, ausgenommen 
infolge eines diszipfmaren Nichterfpruch® oder infolge von 
Veränderungen der Gerichtorganijatton.
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$ 13. Ber Stantädienft in der modermen Monardhie. 

1. Die rechtliche Natur des Stantödienite2. 

Die abjolute Monarchie England3, Trankreich? und Deutich- 

Yanda zeigt, ebenfo wie das heutige Rußland, eine ganz eigen- 

artige Auffaljung des Stantsdienftverhältniffes. Danach it 

der Stantödiener eigentlich nur Fürftendiener, der einzig und 

allein die Intereffen des Monarchen zu veriteten Hat und 

von ihm dafür durch Geld entlohnt wird; er iit jederzeit von 

jeinem Amt entfernbar. Diejer Stellung entjpricht auch voll- 

ftändig die damalige juriftiiche Konftruftion des Stantädienit- 

verhältnifjes, das bald als privatrechtliches Precarium (fo von 

Zudolf Hugo, von Böhmer, von Miler ab Ehrenbacdh), bald 

al Dienftmiete (jo von Chriftian Wolf, Stuben u. a.), bald 

a Mandat, jchliepfich al Annomimatlontraft aufgefaßt 

wurde. Mit dem Eindringen der franzöfiichen ZJdeen der 

Revofutionzzeit fa auch in die Auffaifung des Staatsdienit- 

verhäftniffes in Deutjchland ein bedeutender Wandel. Der 

Staatzdiener galt und gilt al3 Digan des Staates, nicht al 

Fürjtendiener, er hat öffentliche, nicht Privatintereffen wahr- 

zunehmen, er hat den Staatöintereffen nachzugehen. Tür 

Bayern hatte fChon Gönner (1808) biefe Auffafjung ver- 

treten, für Preußen entmwidelte jie namentlich Berthes in 

feiner berühmten Schrift „Der Staatsdienftin Preußen, 1838. 

Gr,fagt: „Sr der bejonderen Verpflichtung, alfo zur Arbeit 

fir den Staat im Sinne de3 Königs, liegt da3 Wejen des 

Staatsdienftes, wie er für Preußen im Leben ausgebildet 

umd durch das Recht feitgeftellt ift." Das Stantsdienitver- 

hältnis ift alfo heute fein privatrechtliches, fondern ein öffent» 

lich-vechtliches Subjeftiongverhäftnis, eine bejondere Poten- 

zierung de3 allgemeinen Subjeftionverhältniffes, dem die 

übrigen Staatsbürger unterliegen. Neben den eigentlichen 

Staat3beamten, ven Trägern ber ftaatlichen Autorität, fommen
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in faft allen Stanten noch Staatödiener vor, die zu dem Giant, 
twie in der abjoluten Zeit, nur in einem privatrechtlichen Ver- 
bältnis ftehen, mit ihm nur durd) einen Dienftmietevertrag 
verbunden find. Scharf lYafjen fich diefe Gruppen beifer in 
der Theorie al in der Praxis voneinander fcheiden. Die 
eijte Kategorie, die Stant2beamten, find Berjonen, melde 
einen beftimmten Verwaltungszmeig des Staates zu realifieren 
haben, wichtige unlösbare Kettenglieder der Stantömajdhine 
und des Staat3organismus find und vom Staate als Entgelt 
für ihre Berufstätigkeit eine Lebensrente zugefihert erhalten. 
Die Staatädiener find nicht unlösbare Kettengliever des 
Staatorganismus und erhalten feine Lebensrente, ihr Ent- 
gelt ift Das Entgelt der privatrechtlichen Dienftimiete. Der 
Unterjchied beider Kategorien ift infofern bon praftiicher Be- 
deutung, al8 nur bei der legteren ihr Verhältnis zum State 
auf den gewerblichen Arbeitövertrag abgeftellt ift und infolge 
dejfen nur ihnen, nicht den Staatsbeamten, ein gemerbliches 
Koalitionsrecht zur Durchjegung befjerer Arbeitäbedingungen 
gegenüber dem Arbeitgeber, das ift dem Stante, zugeftanden 
werden fann. 

II. Begründung, Srhalt und Aufhebung des Gtaat?- 
dienjtes. 

Man ftreitet in der Theorie, ob der Staatödienft Durd) 
einen Bermwaltungsalt des Staates oder durch einen öffent- 
fich-rechtlichen Vertrag begründet wird. Die Frage it für 
die verjchiedenen Aıten der Monarchie verfchieden zu beant- 
toorten, injofern als jede der drei Gattungen ein verichiedenes 
Sntereife daran hat, dem Beamten eine geficherte, gegen alle 
Einflüffe von außen unabhängige Austibung des Stantdamtes 
zu gewähren. Die parlamentarifche Monarchie hat fein be- 
jonderes ntereife daran, ihr fommt e3 namentlic, darauf 
an, die Stantverialtung unter die Herrichaft des Barlanents 
zu beugen. Ein unabhängiges Beamtentum mit einem ftarfen
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Rüdgrat gegen die Parlamentsherriaft it der parlamen- 

tarifchen Monardjie unbequem, ein Necht auf daS Amt oder 

auf die Staatsdienitftellung wird Hier deshalb nicht anerkannt. 

Ehenjowenig aber in der abjoluten Monarchie; hier muß fi 

ver Wille des abjofuten Monarchen immer burchjegen können, 

ein Recht auf da3 Amt roird nicht anerfannt, ebenjomwenig 

wie in England (jiehe Kortunow 1, ©. 415). Die Eonftitu- 

tionelle Monarchie, namentlich die deutiche, hat jeit jeher 

darauf Hingearbeitet, ein mit Unabhängigfeitsfinn ausge- 

fattetes Beamtentum heranzuziehen und zu dem Bwerfe 

dem Beamten ein Recht auf dad Amt, zum mindejten ein 

Kecht auf die VBeamtenftellung, dad nur aus geieglichen 

Gründen entzogen werden darf, anzuerkennen. Diefe Unab- 

hängigfeit der Amtzitellung ift eine wichtige Ergänzung dei 

duch daS Parlament geübten Kontrolle der Staatöverwal- 

tung, auf welcher da3 Wejen ber fonftitutionellen Monarchie 

ruht. E3 darf hier nur in wenigen Ausnahmefällen einge 

fchränft werden (fiehe 3. ©. $ 87—96 des preußiichen Ge- 

feße3 vom 21. Juli 1852). Diejer gejicherten Stellung des 

Beamten in der Tonftitutionellen Monarchie entipricht e3 

auch, feine Rechtftellung al3 auf Vertrag beruhend Darzu- 

ftellen. 
Der Inhalt des Beamtenverhältniijes beiteht aus Rechten, 

inäbefondere dem Recht auf ein ftandesgemäßes, meift gejeb- 

Yic) feftgejtelftes, aus Staatämitteln, nicht aus Sporteln (mie 

einft!) gewährttes Einkommen (Gehalt), auf Penfion und 

Berforgung von Frau und Kind nad) dem Tode des Be- 

amten. Im einigen Staaten, 3. ®. Holland, wird allerdings 

nod) al3 Überret alter Rechtsauffaliung die Penfion duch 

Beiträge des Beamten felbft veip. Abzlige von feinem Gehalt 

fichergeftellt (ähnliches auch in England bezüglich der Volfs- 

fchullehrer [fiehe mein engl. Staatsreht II, ©.595, Anm. 1], 

in Öfterreic und anderen Staaten). Die Bilichten ded Be-
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amten find dreifacher Art: 1. die Pflicht zur Amtsführung, 
2. die befondere Treupflicht, insbefondere fällt Hierunter die 

° Wahrung des Dienftgeheimniffes, 3. die Pflicht eines achtungs- 
würdigen Verhaltens. 

Die Mittel zur Ducchfegung diejer Pflichten find die Auf- 
licht und der Dienftbefehl (Dienftinftruftion) der vorgefebten 
Behörde, vor allem aber ihre Diszipfinargemalt, die bi3 zur 
Entfernung aus dem Amte reicht. Diefe Entfernung aus dem 
Amte ift neben Tod und Verzicht auf das Amt (lebterer in 
der abjolıten Monarchie ohne Genehmigung der Staatz- 
gewalt unzuläffig; fiehe für Nußland Korkunom I, ©. 403) 
der wichtigfte Beendigungsgrund des Beamtenverhäftnifies. 
&3 bleibt demmacd) nur noch übrig, dem Wefen diefer Dij- 
ziplinargemwalt näher zu treten. 

II. Das Wejen der Disziplinargewalt und des Di- 
ziplinarfirafrechtz. 

Sowohl die parlamentarijche als auch die abfolute Mon- 
archie Fennen fein Disziplinarftrafrecht, in beiden gibt e3 nur 
ftrafrechtliche Beftimmungen gegen Berfehlungen de3 Be- 
amten. Wie im heutigen Rußland, jo hatte die deutjche 
abjolute Monarchie, inzbefondere die preußifche zur Zeit des 
allgemeinen Landrechts, nur frafrechtliche Beitimmungen 
gegen Dienftvergehen der Beamten. Die Tatbeftände, die 
da3 preußifche allgemeine Landrecht ($333ff. II, Tit. 20) für 
eigentliche Amtsverbrechen aufgeftellt hatte, waren fo meit- 
greifend, daß fie einen großen Teil derjenigen Pilihtver- 
legungen mitumfaßten, die jet al3 bloße Dienftvergehen 
befttaft werden. Dies ift noch gegenmärtig der Rechtszuftand 
in Rußland, das ein befonderes Disziplinarftrafrecht nicht 
Tennt (jiehe Korkunov II, ©. 558F.). Neben der durch Die 
ordentlichen Gerichte gehandhabten Diszipfinarftrafgemalt 
gab e3 noch) Die Entfegung oder Verabjchiedung durch den 
Staatsrat, bei Beamten, welche vom Lamdesheren ernannt
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waren, erfolgte die Entfeßung durch den Landeshern auf 
Grund eines Beichluffes des Staatsrates ($98ff. II, Tit. 10 

des A.LR.). Schlieklich beftand nod; außerdem die Dißzi- 
plinargemwalt ber vorgejeßten Dienftbehörde, welche Ordnungs- 
fttafen verhängen durfte (8 46 des Reljortreglement3 von 
1808). Analoge Berhältniffe herrfchen noch heute in Auf- 
Yand (Rortinod II, ©. 587ff.). Unter folhen Umftänden 
gab und gibt e8 im abjoluten Gtaate fein eigenes Dißziplinar- 
itrafrecht, fondern dies gilt Höchftens alö Teil des allgemeinen 
Strafrehts. Die Disziplinargemwalt ift ihrem Wejen nach mit 
der gewöhnlichen Strafgewalt de3 Staates identiich (Kor- 
funow a.a.D. 11, &.586: „Auch die Disziplinarverantwort- 
lichkeit der Beamten ift nur eine. beigndere Art der ftrafrecht- 
Yichen”, „Disciplinarnaja otwiestwinnost prisnaitca czastim 
widom ugolownoi“). Das ost 803 an diefer Auffaffung 
heute in Rußland, wie feinerzeit in Preußen, hängt, ift der 
Grundjab, wonad) Disziplinarftrafen rechtlich nur auf Grund 
der ausdrüclich vorgefehenen Straftatbeftände, faktifch und 
praftiich aber aus anderen Gründen verhängt wurden und 
werden. So erfolgt felbft Heute noch in Rußland die Amts- 

entlaffung ohne Angabe von Gründen („ostawlenje bes 

objassnenje priezin“‘), die der Amtsvorgejegte ausjprechen 

Tarın ($ 788 und 838, Punkt 3 des Uloschenje o nakasannich 

von 1845 u. a. zu vergleichen mit A. OR. $ 98ff. II, 10). 

Sie ift feitens des Amt3vorgefeßten jelbft dann zuläffig, wenn 

der Vorgejegte an der Handlung des diöziplinierten Unter 
gebenen mitihuldig it (Korfunov II, ©. 588). Deutich- 

Yand und Preußen bejonders erhoben fic) aus diefer abjoluten 
Kilfkür allmählich, insbefondere durch Einrichtung bejonderer 

Disziplinargerichte. Denn man fah in Preußen jo gut wie 

im zeitgenöffifchen Rußland (hier die Grafen Panin und 

Bludomw gegen den Reorganifator der Verwaltung Tanjew, 

jiehe Korkunov II, ©.587) ein, daß eine Bindung der Disziplin
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an im Gejeß genau vorgefchriebene Gtraftatbeftände nicht 
gut möglich fei, und wollte wenigftens durd) ein geordnetes 
Berfahren der hier möglichen Willfüir des Staatsrates (im 
Aukland des „inspectorski department“ de3 Gtaatsrate3) 
Einhalt tun. So fagte bereit3 der preußijche Gefegrevifor 
von 1830 (Benfum XII, Motive, ©. 58): „Die Frage, ob ein 
Beamter, dem Ungeführten zufolge, au dem Umte zu vemo- 

vieren fei, eignet fich nicht zu einer Entfcheidung ducd) Urteil 
und Recht, weil e3 dabei nicht auf die Feitfegung der recht- 
lichen Folge von gemilfen fpeziellen Tatfachen, fondem nur 
auf ein Urteil iiber die Amtsführung oder den Lebenswandel 

de3 Beamten im ganzen anfommt. Nur von einem jurh- 
mäßigen Beichluffe einer höheren, unparteiijchen Behörde 
desjenigen Verwwaltungszmweiges, zu dem der Beamte gehört, 
Yäßt fich eine angemefjene Entjeheidung erwarten." 

BiS zur Mitte de3 19. Jahrhunderts wurde in Deutfchland 
einerjeit3 die Kompetenz der Strafgerichte auf die gemeinen 
Delikte bejchränft, andererfeitö wurden befondere Disziplinar- 
gerichte etabliert, welche das Vergehen des Beamten vom 
disziplinaren Standpunkt, unabhängig von jeglichen Einfhujje 
der vorgefegten Dienftbehörden, zu beurteilen hatten (fiehe 
inäbejondere $4 des preußifchen Gejeßes vom 21. Yuli 1852). 
Dadurd) waren nicht bloß Barrieren zmwifchen der Verwaltung 
und der Disziplinarbehörde, jondern auc) foldhe zwijchen ihr 
und den Gtrafgerichten entftanden, Vorbedingung für eine 
Kechtsjpaltung, d.h. die Herausbildung eines eigenen 
Dilziplinarftrafrechtz, unabhängig vom gemeinen Strafrecht. 
Nun it Har, weshalb fi im fonftitutionellen monardifchen 
Staat eine eigene Diöziplinarftrafgemalt entmwicdelt hat, wäh- 
vend dies im abfoluten Staate nicht möglich ift. Aber aud) 
die parlamentariiche Monarchie fennt die Entwiclung diefer 
Kautel nicht. Sie hat, wie wir fehon oben fahen, feinen Sinn 
dafür, die Staatsbeamten zu unabhängigen Glieder Des
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Stant3organismus zu entwideln. Ein Diezipfinarftrafrecht ift 

dem englischen Rechte ebenjo unbekannt wie dem wuffifchen 

(fiehe mein engl. Staatstecht IT, ©. 602). 

$14. Die Selbftvertwaltung in dev modernen Monardjie. 

I. Allgemeines. Die Selbftverwaltung ift ein politifches 

Suftitut und bedeutet die Heranziehung von Kommunalver- 

bänden für Staatszwede derart, daß diefe Verbände durd) 

Befriedigung ihrer eigenen ntereifen gleichzeitig Staatd- 

intereffen befriedigen. Diefe Heranziehung erfolgt entweder 

dadurch, daß der Kommunalverband al Ganzes berechtigt und 

verpflichtet wird. Er wird juriftifche Perjon des öffentlichen 

Rechts: dann ift jede juriftiich bedeutjame Hußerung des 

Kommumalwillens Ausübung eines fubjeftiven Rechts. Wir 

iprechen dann von einem aktiven Verband Der Selbfiver- 

mwaltung. Oder die Heranziehung des Kommunalverbandes 

erfolgt derart, daf nicht der Verband als Ganzes berechtigt 

toird, fondern daß er nur verpflichtet wird, und zwar entweder 

als Ganzes, oder feine einzelnen Angehörigen (Ehrenamt, 

Steuerpflicht ufm.) oder gleichzeitig da3 Ganze und Die 

einzelnen Angehörigen. Wir jprechen dann bon einent 

paffiven Verband der Selbftvermaltung. Der Unterfhied 

zwifchen dem aftiven und pajjiven Berband Tiegt nun darin, 

daß der erfte feinen Gemeintwillen al Ausübung feines fub- 

jeftiven Necht3 äußert, der Iegtere nur als Realijierung ob- 

jeftiven Rechts. Die herrichende Lehre (Gneift, Zaband, 

Rofin) fpricht im Falle der pafjiden Verbände von bürger- 

Yicher oder politifcher Selbftverivaltung im Gegenjaße zur 

juriftifchen Selbftverwaltung, d.i. den von und (Seltinet und 

mir) fogenannten aktiven Verbänden. Gie überfieht die 

Verbandsqualität, die jedenfall3 als Subitrat aud) der foge- 

nannten bürgerlichen Selbftverwaltung nötig it. Sonft müßte
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man ja auch den Gejchwworenendienft al3 bürgerliche Selkft- 
verwaltung bezeichnen, Furz, alle Art von Dienftpflicht des 
Saienelements in der Staatöverwaltung, was faum angeht. 

II. Die Heimat des paffiven Verbandes ift England, aber 
auch Nuplarıd, überhaupt jedes Land, das eine Gemeinde- 
freiheit im Sinne mittelalterlicher Ungebundenheit niemals 
hat auffommen Yaffen. Kicchipiel, Hundertichaft und Grafichaft 
waren in England, Mir und Woloft in Rußland nur al 
Pflichigenoffenfchaften anerkannt. Auch der deutfche Polizei- 
ftant drückt meift zu Pflichtgenoffenfchaften die urfprünglic, 
freien Gemeinden hinab und jchafft, wenn er e3 nötig hat, 
eigene Kommunalerbände als Laftenverteilungsgenofjen- 
Ihaften, wie 3. ©. die frühere Hauspäterjogietät des preußifchen 
Landrecht3 für den Unterhalt von Bolfsfchufen, die Deich- 
genofienjchaften des 18. Jahrhundert? u.a. Im Kampfe 
gegen den Polizeiftant als „Wiedereroberung der alten Ge- 
meindefreiheit” ift der heutige aktive Verband der Gelbit- 
berwaltung, der Gelbjtverwaltungsförper, entftanden. 

Schon der Marquis H’Argenfon hatte über die Neform 
der jranzöfifchen Verwaltung de3 ancien r&gime nachgedacht 
und in feinem Buche „„Considerations sur Je gouvernement 
ancien et present de la France“ 1769 das Gelbftverwaltungg- 
problem ausführlich erörtert. Er will den Kommimalverband 
al: juriftifche Perfon de3 öffentlichen oder, um in feiner 
Zerminologie zu bleiben, — alS Demoftatie. Chenfo mie 
beim Jndividuum komme e3 auch bei den Gemeinden (com- 
munaut£s) darauf an, fie bei der größten Gemeindefreiheit 
derart mit dem Gtaatöinterefje zu verbinden, daß fie, Die 
eigentlich nur glauben, ihren eigenen Sntereffen zu dienen, 
tatfächlid) Stanteziwede realifieren. „Voilä ce qui a produit 
originairement dans les &tats ce qu’on appelle le droit de 
Commune.“ Das Vorbild Argenfonz tar die alte flämifche 
Gemeindefreiheit (C., ©. 67). Dementiprechend verlangt er
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freie Volfswahlen für Die Bejegung der Gemeindeämter 
(ef. VII, Art. 27-80) und die Freiheit der &emeinde, die zived- 
mäßigfte Art ver Steuererhebung zu wählen. (Considerations 
a.a. D. VII, At. 26.) 

Richt ein Recht auf Selbftverwaltung, nicht Demokratien 
im Stante, fondern al? Staatsorgan follten nach Turgot3 Plan 
die Mumizipalitäten fungieren, „qui se fassent d’elles m&mes 
suffisement bien“. Zwar Die privilegierten Korporationen, 
als welche die franzöfiihen Gemeinden bisher aufgetreten 
wären, müßten berfchwinden. Aber nicht die Gemeinden jelbft. 
Denn ihr Beftehen gründe fi) auf das Naturrecht. „Die 
Rechte der zur Gefellichaft (sc. und der Gemeinde) vereinigten 
Menfchen gründen fich nicht auf ihre Gejhichte, fondern auf 
ihre Natur.” Diefe Ausführungen und die bon Argenjon 
wurden bon der franzöfifchen Konftituante glüdlih gemijcht. 
Zwar wurden die Kommumalverbände feinesiwege, wie 
Argenjon fih die Sache dachte, al3 Heine Demofratien an- 
erkannt, fondern wie e8 Turgot mwollte, a8 „Staatgeinric)- 
tungen”, aß Berwaltungsbezirfe. Anerfannt wurde aber ein 
fogenanntte3 „pouvoir municipal, qui a sa nature propre et 
son objet & part avec les pouvoirs nationaux, qui S’exercent 

tant par la legislature que par l’administration generale.‘ 

(So Thouret in der Konftituante Arch. parl. I. serie, t. IX, 
©. 725ff.) 

Im Gefebe vom 14. Dezember 1789 (Art. 50) wurde dies 
pouvoir municipal zum Staatzinftitut. Während die Nlapo- 
leonifhe Verwaltungsorganifation die pouvoir municipal 
durch das Präfekturpiten in der Solge mejentlich ein|chnürte, 
wurde e3 vom belgifchen Nationalfongreß zu neuem Leben 
erwedt. € wurde zur 4. Gewalt im Staate, neben gejed- 
gebender, exefutiver und richterlicher Gewalt. Die Tolge 
davon war, daß e8 al eine grundrechtlihe Inftitution auf- 
gefaßt wurde, die von der Nation emaniere, wie alle anderen
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pouvoirs, und daher bon dem einfachen Gefebgeber nicht 
angetaftet werden Dürfte. 

Art. 31 der heutigen belgijhen Verfaffung fchreibt vor: 
Die Interefjen, welche auzjchkießlich Tommunaler oder 

probinzialer Natur find („les interäts exclusivement com- 
munaux ou provinciaux“) werden Durch Gemeinde- oder 
Propinziafräte nach den durch die Berfaffung vorgefchriebenen 
Prinzipien geregelt. 

Art. 108: Die Provinzial- und Kommunaleinrichtungen 
twerden Ducch Gejebe geregelt. 

Diefe Gejebe befräftigen die Anwendung folgender Prin- 
zipien: 

1. Die divefte Wahl, mit der im Gefebe für die Vorftände 
der Kommumaklvertretungen und der Regierungstommiiläre 
bei den PBrobinziafräten gemachten Ausnahme. 

2. Die Zumeifung aller Provinzial- und Konmmmalinter- 
ejien an die Provinzial- und Kommunalräte, ohne der durch 
das Gejes erforderlihen Zuftimmung (approbation) vorzu- 
greifen. 

3. Öffentlichfeit der Situngen der Provinzial- und Kom- 
munalräte innerhalb der durch die Gejehe aufgeftellten 
Grenzen. 

4. Öffentlichfeit der Gemeindebudget3 und Gemeinde 
technungen. 

5. Die ntervention des Königs oder der Yegislativen 
Gewalt, um zu verhüten, daß die Provinzial- und Kommunak- 
väte weder ihre Befugniffe überichreiten, noch das Allgemein- 
interejje verlegen. 

Damit war das „Orundrecht der Gemeinde auf Gerbft- 
vermaltung” anerkannt, das Recht auf den eigenen Wirkung? 
freiß („interäts exclusivement communaux“). Dies machte 
nun feinen Rundgang beinahe durch alle Staaten Europas, 
nit Ausnahme derjenigen, welche das Tranzöfifche Präfekten-
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iyftem als Ergänzung de3 pouvoir municipal tezipiert hatten, 
wie 3. B. Griechenland, Numänien, talien und Portugal. 
Aber jelbft diefe haben menigftens vereinzelte Beltandteile 
jenes Grundrecht? auf Selbitverwaltung aufgenommen. A 
iofche Beftandteile diejes Fundamentalprinzips gelten fol- 
gende Gäße, die fich übrigens jchon in der beigiichen Ber- 
faffung, inbefondere in Art. 108 auögejprochen finden: 

1. Iede Gemeinde hat das Necht, ihre eigenen Trgane 
durch Wahl felbft zu beftellen. Auch) eriftiert fein Abjegungs- 
recht der Gemeindebeamten durch die Regierung. (Belgien, 
Art. 108 Abf. 1; Niederlande, Art. 139; Lugemburg, Art. 107; 
Spanien, Art. 83; Portugal, Art. 135; Griechenland, Ari. 
105; Türkei, Art. 111.) 

2. Jede Gemeinde Hat, mie der Staat, ihre eigenen 
Grenzen und ihr Net auf Perjönlichfeit, Fhre Grenzen 
önmen nur durch Gefeb abgeändert (z.B. italienische Ver- 
faffung, Art. 78), ihre Perfönlichfeit nur mit eigener Zu- 
flimmung aufgehoben werden. 

3. Eingriffe der flaatlihen Behörden in die Wirkungs- 
jphäre der Konmmunalbehörden find prinzipiell ausgeichlofien. 
Nur vo diefe das öffentliche Wohl gefährden können, darf Die 

Staatsbehörde die kommunalen Verwaltungsafte von einer 

Genehmigung (approbation) abhängig machen, oder folche 

Afte, ivo fie den allgemeinen Gejegen widerftreiten, aufheben 
(annullation). (Belgien, Art. 108 Ziff. 2 und 5; Niederlande, 
Art. 133 und 140; Dänemark, Art. 91; Spanien, Art. 84 
Ziff. 3; Rumänien, Art. 107, Zland, Urt. 58.) Zu einem po- 
fitiven Handeln an Stelle der Kommunalverbände darf die 

Staatshehörde nicht einfchreiten. Für diefe Zroede muß eine 

Kommunalhierarchie (Belgien, Art. 31; Niederlande, Art. 141; 

Spanien, Art. 82 und 84) von Kommunal-, Krei- und Pro- 
vinzialverbänden aufgebaut werden, twelche für den geordneten 

Weg der Selbftvermaltung ohne ftaatliche Einguifie zu jorgen
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hat und in der der übergeordnete Verband den fehlenden 
Beichluß de3 untergeordneten fupplieren Tann. 

Heute ift diefes belgifhe Prototyp inöbejondere in 
den Niederlanden, Luremburg, Spanien, den Handinadi- 
Ihen Staaten, der Tünfei (Art. 108Ff.) und Sfterreich be- 
folgt. 

In Deutfchland fand das befgifche und franzöfiiche Vor- 
bild bald Nachahmung. Die Gemeinden waren hier entweder 
ganz zu flantlichen Verwaltungsbezirken herabgedrüdt oder 
e5 war, tie in den fübdeutichen Staaten umd in den Gegenden 
de3 ehemaligen franzöfiichen Regimes, die Gemeinde von 
einem nach franzöfifcher Art eingerichteten Präfeftenfyjtem 
bevormundet. In Preußen hatte die Steinfche Städteordnung 
bon 1808 twenigftens in den Gtädten den politijchen Sinn 
und die Teilnahme an der Kommumalverwaltung erhöhen 
wollen. Die revidierte Städteordnung von 1831 wandelte 
aber demgegenüber die Bahnen der Reaktion und führte das 
alte Syftem der Gemeindebevormundung durch den Staat 
ein. Die Gemeinde war aljo um die Mitte des 19, Sahrhun- 
dert3 in Deutfchland aum mehr als eine privatrechtliche Kor- 
poration. Da kommt nun die neue Lehre von Belgien und 
verlangt die Gelbftverwaltung als Grundrecht der Gemeinde. 
Sie verbindet fich mit der Iiberalen Schule, die in diejer 
drage ein eigenes Naturrecht der Gemeinde fonftruiert und 
lid) mit Vorliebe hierfür am Mittelalter orientiert. Das Er- 
gebniß beider Tendenzen ift die Lehre vom „eigenen Wir- 
fungöfreife der Gemeinde, der dann aud in der damaligen 
Verfafjungsgejeggebung zutage tritt (Preußijche Verfaffungs- 
urfunde vom 5. Dezember 1848, Art. 104; Sfterreichifche 
Verfaffungsurfunde vom 4. März 1849, Art. 33; Frankfurter 
Reichöverfafjung vom 28. März 1849, 6. Abfchnitt, Art. XI, 
$ 184: „jede Gemeinde Hat al3 Grundregte ihrer Ver- 
faffung...").
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Die Mängel diejer Auffajjung traten in den fechziger umd 
tiebziger Jahren de3 19. Sahrhumnderts insbefondere in Preußen 
hervor. Der Mißitand, daß die Gemeinde felbitherrlic) inner- 
Halb ihres eigenen Wirkungskreifes Schalten und walten Tonnte, 
ohne zu pofitivem Handeln überhaupt gezwungen werden zu 
dürfen, die Tatfache ferner, daß mar durd) Gneijl3 Schriften 
das englische Selfgovernment fernen gelernt hatte, fie gaben 
zu Reformen Anlaß, die mir nod) weiter unten fennen lernen 
wollen, die aber alle dahin tendierten, den Pflichteharafter 
der Gemeinden in der ihnen zugemiejenen Sphäre hetvorzu- 
heben. &p fam der Gedanke der engliichen Pflichtgenoffen- 
ichaft, der paijive Verband, als Grundlage der Selbfiver- 
waltung in die preußifche Gejesgebung. Freilich, was man 
in Preußen damals jchuf, war weit entfernt, die engliichen 
Berhältniife zu Topieren. Ntan bildete e3 jich zwar ein, was 
man aber wirklid) tat, war, daß man den Gedanfen der eng- 
lichen Pflichtgenoffenjchaft, wie fie Kirchipiel, Hundertichaft 
und Graffchaft darfteliten und die ein Produkt des abjoluten 
Staates waren, mit dem Rectsftaatsgedanfen kombinierte. 
Man Iud den Gemeinden und Kommunalbürgern nicht bloß 
Pflichten auf, fondern ftellte Dieje Pflichten und Laften unter 
die rechtöftaatliche Kontrolle der Vertvaltungsgerichtzbarkeit. 
Für diefes Prinzip in Wort und Schrift eingetreten zu fein 
und gefämpft zu haben, ift da3 unbergängliche Verdienft 

Rudolis von Gneift. 
I. Die Selbftverwaltung in den verfchienenen Arten der 

Nonarcie. 
Dak Selbiiveriwaltung und Nationaltepräjentation mit- 

einander zufammenhängen, hat fchon der Freiherr vom Stein 
in feinem „politifhen Teftament” (1808) erfannt, mit be- 
fonderer Schärfe ift diefer Gedanfenzufammenhang von dei 
wuffishen Minifter Witte in feiner Denfichuift „Selbftherrlic- 
feit und Gemjtro" (wuffiich, 1899 exfchienen) dargelegt, wo 

Hatfchel, Allgemeines Staatsrecht I. 10
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unter Berufung auf meine hiftorifhen Ausführungen gezeigt 
wird (©. 40f., zit. nad) der mit einer Vorrede von Gzereiwanin 
1%08 ed. Ausgabe), daß da3 pouvoir munieipal zur Xor- 
ausjegung die Dreiteilung der Staatsgewalt, alfo die Na- 
tionalrepräfentation habe, daß ohne Nationalrepräfentation 
ein unüberbrüdbarer Dualismus zwifchen Selbftverivaltung 
und Bureaufratie entftände (S. 197Ff.). Nur eines darf hier- 
bei nicht überfehen werden. Das meifle Intereffe an einer 
georöneten Selbftvertvaltung hat weder die parlamentarische 
tod) die abfolute Monarchie, fondern die Fonftitutionelfe. Die 
parlamentarifche Monarchie Tann die Selbftverivaltung ver- 
nachläffigen, fie braucht ja feine Kontrolle dev Verivaltungs- 
majchine, da da3 Parlament diefe leitet. Ia3 bier überflüffi 
ift, wird im abjofuten Stante gar nicht geiwünfcht. Die parla- 
mentarijche Monatchie, insbefondere Belgien und alfe anderen 
Staaten, die der belgifchen Kommunalverfaffung folgen, haben 
eine mangelhafte Gelbftverwaltung. Sie fönnen insbefondere 
untätige Sommunalverbände nicht zur Pflichterfüllung inner- 
halb de vielgerühmten eigenen Wirkungstreifes anhalten. 
Ebenfo Hat England eine Gemeindeverwaltung, die eigent- 
\ich vom Parlament dirigiert wird, alfo nach wie vor zen- 
tralifiert ift, wie in der Beit der Normannenkönige, nur daß 
da3 Parlament eben die Stelle de3 abjofuten Königs vertritt. 
Die abfolute Monarchie, wie Rußland, hat die niederen Kom- 
munalberbände (Mir und Woloft), aber auch die höheren 
(Mjesd und Semftmo) nur a paffive Kommumalverbände 
entwidelt. Das Charakteriftiiche ift hierfür, daß diefen immer 
neue Pflichten aufgeladen werden fönnen, ohne daf; fie richter- 
lihe Kontrolle davor jehübt. (Anders die zuffifchen Städte; 
fiehe Korfunov IT, &. 463 ff.) Auch dort, wo Staat und &e- 
meinde in einer Verwvaltungstätigfeit zufammentoirfen jolfen, 
fontrolliert Tein Verwaltungsgericht die Grenze zmwijchen 
beiden (fiehe Rorfunov II, ©. 448ff.). Demgegenüber hat die



in den verjchiedenen Arten der Monardie. 147 

fonftitutionelle Wonarchie, in3bejondere der preußifhe Staat, 
bejondere Rechtsfontrollen fowohl zum Schube dev Gemeinde, 
al aucd zum Schuge des Staates gegenüber nachläffiger 
Gemeindeverwaltung geihaffen. Er mußte e3 tum, weil 
nur dann die Selbftverwaltung neben dem Parlament jene 
Kontrolle der Bureaufratie darftellt, die die Tonftitutionelle 
Monarchie unbedingt nötig hat. 

1. Smtereffenmajorifierung in den Kommmunalverbänden, 
mwelche die Steuerlaft auf die Minorität abwälzen möchte, 
it durch Gefeßfautelen, üiber welche der VBerwaltungsrichter 
wacht, verhindert. 

2. Der Gegenjas zwifchen eigenem und überiragenem 
Wirkungskreife ift für überflüffig angejehen, weil aud) inner- 
halb des eigenen Wirkungskreifes die Gemeinde eine Staats- 
verwaltung betätigt. Demgegenüber wird aber Durch jorg- 
fältige Gefebgebung, über deren Ausführung der Ber- 
waltungsrichter wacht, dad Zufanımenwirfen zwifchen Dt- 
ganen der Staatd- und Selbfiverwaltung herbeigeführt. 

3. Dos Pflichtmoment des Verbandes bei Befriedigung 
jelöft feiner eigenen nterefjen wird nachdrüdlich heroorge- 
hoben und durch ftaatliche Ziwangsmittel (Zivangzetatifierung) 
garantiert. 

4. Wo der aktive Verband ungenügend wirft, wird er 
mit anderen zu Zmwedverbänden, pafjiven Verbänden äl- 
iammengelegt. Aber der Rechtzftaat ift gejichert. Denn auch 
hierüber wacht der Verwwaltungsrichter. Die Zuteilung von 
Pflichten an Verbände und Kommunalbürger erfolgt nur, jo- 
weit dad Gefeh e3 vorichreibt. 

10*
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$ 15. Berfaffung und Verfafjungsgarantien in der 
modernen Monarchie. 

I. Begriff und Bedeutung der Verfaffung. 
Man unterfcheidet ziweemäßig zwilchen der Verfafjung 

im materiellen und im formellen Ginne. Unter der erjteren 
verjteht ınan die Organifation der oberften Träger de3 finat- 
lihen Gemeintillens, iht Verhältnis zueinander und zu den 
Untertanen. Unter Berfaffung im materiellen Sinne verfteht 
man die gefchriebene Verfaffungsurkunde eines Staates. Der 
Begriff der materiellen Berfaffung findet fich Ichon bei Xrijto- 
tele unter der Bezeichnung „‚Politeia“. Cr bildet auch die 
Grundlage de3 mittelalterlichen Berfaffungsbegriffes. Durch 
die Naturrechtslehre Fonımt aber namentlich feit dem 17. Jahı- 
hundert die formelle Verfaffung auf. Der Gedanke, in einer 
Urkunde die Staatögrundlage niederzulegen, an welche dann 
jelbft der höchfte Gejeßgeber gebunden wäre, umd die damit 
verbundene Auffaffung, daß diefe Verfaffungsurkunde vor 
allen anderen Staatögejegen einen bejonderen Borzug hätte, 
hat drei verjchiedene Wurzeln: 

1. Die Auffafjung, daß die mittelalterfichen Könige ihren 
Untertanen Freiheiten, Jmmunitäten u. a. nur durch Ir 
funden, Chartes, Cartae, Charters, zu verleihen pflegten. 
Namentlich waren die von den englifchen Königen den 
erjten nordamerifanifchen SKoloniften gewährten Chartexs, 
die getwiffermaßen den Keim eines fünftigen Gemeinwejens 
legten, für die Muffaffung ver Verfaffungsinfunde maß- 
gebend. 

2. Dazu Tan die feit dem 18. Sahıhundert immer ener- 
gijcher auftretende Amficht der Übermwertigfeit des Gefehes 
oder gejchtieberen Nechts gegentiber dem ungefchriebenen 
Gemwohnheitsrecht. Da auf leßterem vorwiegend die damalige 
Stantsverfaffung beruhte, jo fegte fich bald die Übermertig-
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feit der gejchriebenen Staatsverfaffung gegenüber der unge- 
tehriebenen durch. 

3. Trat dazu die von den Naturrechtäfehremn feit Hobbes, 
in Deutichland namentlich feit Pufendorf gepflegte Lehre 
vom Staatövereinigungsvertrage als der fonftitutiven Vor- 
ausfesung jedes ftaatlichen Gemeintvefend, dem dann Der 
Unterwerfungsvertrag auf dem Fuße folgte. Vereinigungs- 
vertrag und der darauffolgende Verfaffungsbeichluß bilden 
die „rudimenta ceivitatis“‘, welche der Untermerfungsverirag 

zum Staate macht (Pufendorf; Jus naturae et gentium VII, 
c.d, $6). Im glänzender Weife ift dann die Lehre vom 
ftaatlichen Gejellichaftsvertrage al3 Grundlage des ftaatlichen 

Gemeinmwejens durd) Nouffeau in feinem „contrat social“ 

entroidelt tworden. Während aber Pufendorf und die deut- 
ichen Naturrechtzlehrer den Gejellichaftz-, d. i. Vereinigungs- 
vertrag, ganz in den Hintergrund treten lafjen zugunften 
de3 Unterwerfunggvertrages (fiehe Gierfe, Althufiuz, ©. 101), 
iit bei den GSchriftftellem ver Demokratie, insbejondere 
Kouffenu und feinen Anhängern, der Gejelljchaftsvertrag 
der Kernpunft der Lehre und gibt ihnen die Grundlage 

für die Lehre vom fogenanntern „pouvoir constituant“. 
(Siehe darüber Bd. II.) 

Alle die drei genannten Wurzeln Yaffen nun den Begriff 
der formellen Berfaffung noch vor der franzöfifchen Revo- 

Yution erftehen. Ir Deutjchland formuliert Chr. Wolf dieje 
Lehre mit folgenden Worten (Jus naturae VII, $ 815): 
„Potestati legislatoriae non subsunt leges fundamentales. 

Leges enim fundamentales sunt ad quarum observantiam 

rector civitatis adstringitur in exereitio imperii; consequenter 

eaedem ad modum habendi et tenendi imperium pertinent. 

Enimvero cum a populi voluntate dependeat definire a 

quonam et quomodo imperium exerceri debeat, modus ha- 

bendi et exercendi imperium non in ipso imperio continetur,
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sed eidem extrinsecus accedit, quatenus seilicet populus de 
imperio tanquam re sibi propria pro libitu suo disponat. 
Quamobrem cum potestas legislatoria sit jus in imperio 
tanquam pars potentialis contenta, leges fundamentale 
eivitatis non subsunt potestati legislatoriae.“ 

©o wird die Überwertigfeit der Berfaffungsurfunde gegen- 
über Gefesen und ihre Natur al Grundlage des Stantes 
Icon vor der franzöfifchen Revolution formuliert. Durd) die 
Verfaffungsurkunde der franzöfifchen Konftituante war das 
Paradigma für alle fontinentalen Berfafjungen gegeben, ivo- 
bei aber nicht vergefjen werden darf, daß die frühefte Fon- 
tinentale Berfaffung im formellen Sinne da3 „Instrument 
of Government“ bon 1653, da3 der Proteftor Oliver Crom- 
well England gegeben hatte, gewefen. Im Laufe des 19. Jahı- 
hunderts haben denn alle Tontinentalen Monardien Ber- 
faffungen im formellen Sinne erhalten, ausgenommen Eng- 
land und Ungarn. 

I. Die Verfaffungsgarantien. 
Darunter begreift man alfe Rechteinftitute, welche dazu 

dienen, die Gelbfibindung des Staates an fein öffent- 
liches Recht zu realifieren. Dies ift eines der fohwierigften 
Probleme der modernen Gtaatzverfaffungen, da der Staat 
als jouveräne Gewalt fcheinbar aller Bindung an fein Recht 
ipottet. 

Zu foldhen Verfaffungsgarantien vedinet man inöbefondere 
die jogenannten individuellen Freiheitstechte und den ihnen 
gewährten Nechtöfhug (fiehe oben), insbelondere die Ber- 
mwaltungsgerichtäbarfeit, fodann aber namentlich die Vor- 
Ihriften der Verfafjungsurfunden, welche die Normen, die 
bei Berfaffungsänderungen zu beobachten find, geben. 

1. Die Theorie der Verfaffungsänderungen. 
Im Entwidtungsgang diefer Theorie begegnen uns drei 

verjchiedene Anfichten.
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Zunächit gehen die Naturrehtslehter vor der franzöfiichen 
Revolution von der Anficht aus, daß die Verfaffung, wenn 

- überhaupt, fo Höchftens nur Durch) übereinftimmenden Willen- 
ichlug aller Volfgmitglieder und des Körigs geändert werden 

fönne. Co jagt Chr. Wolf (Jus naturae VIII, ©. 37): 
„Populus ipse cum rege quacumque in republica leges 

fundamentales mutare non potest sine consensu unanimi 

totius nationis.“ Die wäre alfo auf die völlige Unab- 
änderlichkeit der Verfaffungen hinausgefommen. Das Bu- 
jammenwirfen von Volk und König bei Verfajjungsände- 
rungen, da8 ilt feit der Beit das charakteniftiche Merkmal aller 
Berfaffungsänderungen in monachiichen Staaten geworben. 
Die Ausnahmen, von denen wir unten jprechen werben, 
betätigen die Regel. 

Eine zweite Anjicht, Die namentlid) von Gieyes vertreten 

wurde (mm feiner berühmten Schrift: „Qu’est-ce que le tiers- 
etat“ 1789, ©. 119f.), geht davon aus, daß die Nation bei 
der Berfaffungsgebung eigentlich fi im Natırzuftande be- 
finde und fich feine wie immer geartete Fefjel auferlegen 
fönne, Doc, degnt ©. in merfwürdiger Abichwächung des 
Gedankens diefe Freiheit auch auf die eigens zum Ziwerle 
der Berfaffungsänderung einberufenen Bolfövertreter aus 

mit folgenden Worten: „Eine Berfammlung außerordentlich 

einberufener Volksvertreter vertritt die Verfanmlung ber 

Nation... fie braucht nur eine befondere Gewalt (pouvoir 
special) und nur in feltenen Fällen; aber fie titt an bie 
Stelle der Nation in ihrer Unabhängigkeit von allen Ver- 
faffungsformen.... Die Vollsvertreter find unabhängig wie 

fie (sc. die Nation). E3 genügt ihnen zu wollen, wie Andi 

viduen wollen, wenn fie jich im Natınzuflande befinden; von 

welcher Art Volksvertreter fie auch) fein mögen, ob fie ji) 
verfammeln oder ob fie beraten, wiegt ihe Wille den Willen 

der ganzen Nation, wenn man nur im Auge behält. . ., Daß
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jie Eraft einer außerordentlichen Kommifjton des Volles 
handeln.” Diefe Anficht liegt heute den Verfafjungsbeftim- 
mungen der patlamentarifch regierten Monardien in unferer 
Trage zugrunde. 

Die dritte Meinung enttwidelt fich im Saufe der Ber- 
handfungen der franzöfiihen Konftituante und fleht unter 
dem Einfluffe Roufjeaus. Sie gipfelt in den beiden Süßen, 
daß Verfaffungen nur in derjelben Weife wieder aufgehoben 
werden dürften, wie fie zuftandegefonmen feien (Conside- 
rations sur le Gouvernement de la Pologne ch. IX, ©, 338: 
„mais il n’est ni contre la nature ni contre la raison quiil 
ne puisse revoquer les lois qu’avec la m&me solennits pour 
Yavenir“), und daß die Nation das Necht haben müffe, 
Revifionsformen vorzufchteiben, um die Berfajfung dem 
Bolfe gegen fic) jelbft zu garantieren („garantir au peuple 
sa constitution envers elle-meme‘‘; in diefem Sinne fpricht 
der Deputierte Frochot in der Sikung vom 31. Auguft 1791, 
Arch. parl. I. serie, vol. XXX, p. 116). Der erfte Sat ward 
Gemeingut aller Monarchien, der zweite Saß, der die Unter- 
Ieidung zivifchen der verfaffungsgebenden Gewalt, pouvoir 
constituant, und der von der Verfaffung eingefesten Gewalt, 
dem pouvoir constitus, macht, ift mr in den modernen 
Demokratien zu Haufe. (Siehe darüber Bd. IL.) 

2. Die geltenden Berfaffungsbeftimmungen über Ber- 
fajjungsänderung in den heutigen Monardien. 

63 ift von vornherein verftändlich, wenn die abiolute 
Monarchie in bezug auf Verfaffungsänderungen andere Bor- 
ihriften aufweift als die fonftitutionelfe umd parlamentarische 
Monarchie. Das Maß der Teilnahme der Bulfvertretung im 
Verhältnis zu dem Monarchen ijt in jeder derfelben verfchieden. 

sn der abjofuten Monarchie feht die Snitiative zu Ver- 
fajfungäänderungen ausfchließlich dem Monarchen zu. ©o 
jagt auch der Art. 8 der ruffifchen Reich3grumdgefete vom
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23. April 1906: „Die Reichgrumdgejege können nur auf Seine 
(sc. de3 Hern und Katjerd) Jnitiative Hin im Reichdrat und 
in der Reichgduma einer Durchficht unterzogen werden.“ 

Sm der konftitutionellen Monarchie fteht die Jritiative 
gewöhnlich beiden oberften Staatzorganen, dem Monarchen 
und der Volfsvertretung, zu. Außerdem treten gemifje er- 
ichverende Formen Hinzu, moducd, fidh das Buftandelommen 

der Verfaffungg- von den ordentlichen Gejegen unterjcheidet. 
218 folche erjchwerende Formen gelten ein bejtimmtes Auorum 

d. i. eine bejonder3 quafifizierte Zahl von anmwejenden Mit- 

gliedern für die Beichlußfähigfeit der parlamentarifchen 

Körperfchaft (die Hälfte der Mitglieder in Ifterreich, Reich?- 

tat3wahlordnung bon 1873 $ 15, bayrifche Verfaflung, Tit. X 

$7: drei Viertel der bei der Verfammlung anmelenden Mit- 

glieder, Sachen, 8152: die Gegenmart von drei Vierteln ber 

Anmwejenden, ebenfo Sachjen-Weintar, Oldenburg, Schwarz 

Burg-Nudoljtadt, Neuß &. 2). Eine andere erjehwerende 

Form ift die qualifizierte Majorität, die bei Verfafjungs- 

änderung diejer zuftinimen muß, und zwar entweder der an- 

mefenden (jo in Öfterreich zmwei Drittel: $ 15 des Gtants- 

grundgejebes über die Reichsvertretung von 1867, RGHBL. 

Nr. 141; ferner in Württemberg, $ 176, Baden, $ 64, 

Braunjchtweig, $141, Lippe, Gefeg vom 3. Juni 1876, $5, 

, Schaumburg-Lippe, Art. 76 u. a.) oder die 2/,-Majorität 

der gefeklichen Mitgliederzahl (fo Walded und Schwarz 

burg-Sonderöhaufen und in der Türkei, Art. 116). 

AB erjchtwerende Form wird auch, das Verlangen mancher 

Rerfaffungen aufgefakt, daß eine wiederholte Abjtimmung 

über den Inhalt der Verfaffungsänderung innerhalb eined 

beftimmten Zeitraumes vorgenommen werde, jo 3- B in 

Preußen (Art. 107), wonad) zu Verfafjungsänderungen eine 

zweimalige Abflimmung in beiden Häufern de3 Zandtages, 

zwifchen welcher ein Beittaum von 21 Tagen liegt, genügt.
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sn Walde muß nur ein Zeitraum von drei Tagen dazwilchen- 
Tiegen, dafür erfennt aber diefe Stantöverfaffung an, daß die 
/sMajorität der gefeplichen Mitgliederzahl der Berfaffungs- 
änderung zuftimmen müfje. In Oldenburg muß ein neuer 
Landtag die Revifion nochmal bejchließen (Art. 212). 

Die Neigung der Fonftitutionellen Monarchien geht aller- 
dings dahin, dieje erjchtwerenden BSormen für die Verfaffungs- 
änderung zu verringern, ja jogar ganz aufzuheben. So find 
folche ganz weggefallen in den Berfaffungen von Sachjen- 
Meiningen, Anhalt und Neuß j. 2. Die deuifche Stantö- 
rechtstheorie (in3bejondere Laband, Deutjches Staatsrecht IT, 
©. 34ff., 4. Auflage) eilt diefer Berfaffungspragis info- 
fein voraus, al fie überhaupt Gefege, die Berfaffungs- 
änderungen vornehmen, ohne die hierbei nötigen Formen 
zu beobachten, für vechtögültig anfieht und fo den Unterjchied 
ätwifchen einfachen und Verfaffungsgejegen vollftändig ver- 
tifcht, jeher mit Unrecht, da der Unterfchied doch durch die 
Verfaffung nun einmal gemacht ift und aufrechterhalten 
werden muß, jelbft wenn fich infolge der Unüberprüfbarfeit 
der Gejege Ducch den ordentlichen Richter Feine praftijchen 
Folgen an da3 Außerachtlaffen diefes Unterfchiede Enüpfen. 

‚sn der parlamentarifchen Monarhie vollzieht fich die 
Verfafjungsänderung ebenfo wie in der fonftitutionelfen 
Monarchie unter Mitwirkung von König und Volfsvertretung, 
aber die Lehre von Sieyes tird hier befolgt: e8 wird ver- 
langt, daß die Volksvertreter durch Wahlen von ihrer Wähler- 
ihaft ein befonderes Mandat zu Verfaffungsänderungen er- halten. &8 wird daher hier gefordert, dak die Berfaffungs- änderung als folche durch eine neugemählte Bolfövertretung befchlojfen werde. Dazu ftellen die Berfaffungen noch die eine oder andere der oben bei der Tonftitutionellen Monardjie genannten erjchwerenden Formen auf. Hierher gehören die Staaten: Belgien (Art. 131), Rumänien (Art. 128), Serbien
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(Art. 201), Portugal (Art. 1407.), Niederlande (Art. 196ff.), 

Zuremburg (Urt. 1147), Norwegen (At. 112), Schweden 

(Art. 81 u. 82 jorvie Art. 64 der Ril2dagsorbening von 1866), 

Dänemark (Art. 95), land (Art. 76). 

Den weiteften Vorjtoß nad) der Richtung der Demokratie 

und de3 pouvoir constituant machen Griechenland und Bul- 

garien, mofelöft (Art. 107 veip. Art. 16755.) für Verfaljungs- 

änderungen eine Mitwirkung de3 Königs borgejchrieben ült. 

Gefordert wird nur eine mit %/y-(Bulgarien ?/;-)Majorität 

befchlofjene Nefolution, die Verfaffung zu ändern, jodanı 

Neuwahlen, wobei die neue Kammer (in doppelt jo großer 

Abgeordnetenzahl al die gewöhnliche) endgültig über dei 

Snhalt der Verfaffungsänderung beichließt. Die griechiiche 

Berfaffung teifft ähnlich, aber ebenjo unbejtimmt, wie die 

norwegifche die Anordnung, daß die „Hundamentalpunfte 

der Verfaffung” nicht abgeändert werden dürften. 

Sn Spanien und Stalin find Teine Normen für Ber- 

faffungsänderungen vorgejchrieben, nichts deftoweniger unter- 

wirft die Theorie diefe Staaten der für parlamentariiche 

Monarchien üblichen Beichränfung, nämlich der Notmendig- 

feit von Neumahlen für die revidierende Legißlatur. (So 

Brufa in Marquardjend Handbuch, ©. 15 und namentlid) 

Borgeaud, Htablissement et Revision des Constitutions, 

Paris 1893, ©. 101 ff.) 

8 16. Staat und Kirche in der modernen Monardjie. 

I. Syiteme und Prinzipien. 

Das Verhältnis von Staat und Kirche in den mobernen 

Monarchien kann ein vierfaches jein: 

1. Das fogenannte Stantzfirchentum. Borauzjeßung diejes 

Syftems ift die prinzipielle Einheit von Staat und Rirche, 

die fich namentlich an folgenden Punkten betätigt:
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a) Das monachijche Staatsoberhaupt ift zugleich oberfler 
firchlicher Würdenträger (Bilchof, summus episcopus). Zt 
diejer Punkt befonders Iharf markiert, jo fpricht man von 
Cäfaropapismus, tie dies 3. 8. in DVeutichland vom 14. bis 
16. Zahrhundert der Fall war, tvo fich fogar der Landesherr 
mitunter al Bapft feines Territoriums fühlte („Dux Cliviae 
est Papa“, in Eleve im 15. Jahrhundert ausgeiprochen), oder 
wie dies in Nußland noch heute für den Zaren in Anfpruch 
genommen wird. 

Da fonad) der Monarch eine fpirituelle Gewalt in fird)- 
lien Dingen befikt, das fogenannte Kirchenregiment (jus 
in sacra), bedarf er zu feiner Unterftüung bejonderer Firch- 
fiher Behörden; aber diefe find bier: Staatsbehörden. 

b) Die Kirchenorgane find Staatsorgane und hängen jelbjt 
in ihren mwefentlichften Entjcheidungen von Staatsorganen ab. 
Daher daS Parlament, vo folches fi in Monarchien mit 
Staatsficchentum findet, mitunter auch Kirchengefebe exläßt, 
namentlich folche, welche die Kirchenverfaffung betreffen oder 
bejonder3 geeignet find, mit dem weltlichen Rechte in Kofli- 
fion zu fommen. 

c) Das Kirchenrecht ift vom Staatsrecht nicht verjchieden, 
ja e3 geht zum größten Teil in ihm auf. 

d) &3 gibt nur eine anerkannte und pribilegierte Stants- 
firche, die anderen Kirchen find bloß geduldet. 

2. Das Syftem der Kirhenhoheit. Die Einheit von Staat 
und Fire hat hier ein Ende, der Staat faßt die Kirche als 
eine von fich prinzipiell differierende Korporation des öffent- lichen Rechts auf, d.h. eine jolche, die unter ftaatlicher Bilfigung ihr eigenes Recht für ihre Mitglieder bindend eıanieren fan. Der Staat anerkennt fein Monopol einer 
Kirche, fondern geftaltet fie gewöhnlich paritätifch (d. H. auf gleihem Fuße) mit anderen Kirchen. Ex übt nur die nötige Kontrolfe darüber aus, daß die Kirche innerhalb ihrer vom
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Staate gewiejenen Grenzen bleibt. Diefe Kontrolle fannı Durch 
Gejehgebung ebenjo wie durch Verwaltungsafte und durch) 
Berwaltungsrechtiprechung erfolgen. Al Ganzes bildet fie die 
Kirchenhoheit (jus cirea sacra), die jelbit nicht? anderes ijt 
als ein Teil der Stantögewalt. Umfang, Inhalt und Grenzen 
diefes Teils der Stantögewalt müfjen jelbftverjtändlich vom 
Staat felbft und der ftaatlichen Gejehgebung einjeitig fejtge- 
ftellt werden, mozu in fcharfen Gegenjabe fteht 

3. da3 Shftem der Koordination von Staat und Kirche, 
welches die Yeßtere al eine dem State ebenbürtige Macht 
auffaßt und deshalb den Umfang der Kirchenhobeit, d. h. des 
über die Kixche auszprübenden ftantlihen Auffichtsrechts, auf 
dem Wege vertraggmäßiger Verabredung (Konfordate!) feit- 
ftellt. Diefes Syftem ift gegenwärtig mr im Verhältnis zur 
tathofifchen Kirche in Anwendung und findet insbejondere 
jeimen Ausdrud in der Anerfennung des Papftes als völfer- 
rechtlichen Souveränd. 

4. Das Shftem der prinzipielfen Trennung von Staat 
und Kirche, das Feine Stantsficchengejebgebung umd fein 
Staatsauffichtsrecht als Kirchenhoheit Fennt, aber auch nicht 
die Kirche al ethifch gleichwertige Macht dem Gtante gegen- 

über anerkennt, jondern bloß al3 Privatverein. Kirchenrecht 

ift im allgemeinen nur wie jede Sabung eines Vereins für 

die Mitglieder verbindlich, für das Verhältnis von Staat und 

Kirche fommt einzig und allein das gemeine Recht, Die welt- 

Yiche Sakung in Betracht, die von den ordentlichen Gerichten 

gehandhabt wird. 
II. Die Realifierung der Syfieme im Rechte der modernen 

Monarchie. 
Der Typus des ftrengften Staatsfichentums findet heute 

nur no) in Rußland feine Nealifterung. Hier unterjcheidet 

man die privilegierte, rechtgläubige, herifchende (gospodstwo- 
juschzijaja zerkow) griechiich-orientalifche Kirche von den bloß
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anerkannten, mit jurifticher Perjönlichfeit ausgeftatteten huft- 
hen Kitchen und den bloß geduldeten Religionsgenoffen- 
Ihaften. Der Charakter der Staatäficche wird dadurch gewahrt, 
daß der Zar, der der rechtgläubigen Kirche angehören muß 
(Art. 62 der Reichögrundgejete), dur) Gefeh die Pflicht hat 
(Art. 64 der Reichgrundgefeße), der „Vejchüber und Erhalte 
des herrfchenden Glaubens und feiner Dogmen und der Wahrer 
ihrer Rechtgläubigfeit und aller heiligen Kirchenhandlungen" 
zu jein. Das Kirchenregiment ift dem (1721 von Peter dem 
Großen als „Geiftlihes Kollegium“ begründeten) heiligen 
Synod übertragen. Die Kirchenbeamten gelten durchweg als 
Stantsbeamte (fiehe Korkunov I, &. 541). Der General 
profurator, der übrigens nicht der Borfibende de3 Synods ift, 
hat den Rang eines ftaatlichen Kultusminifters und die Aufgabe 
der Vermittlung zwifchen der im Zaren geeinigten geiftlichen 
und weltlichen Gewalt und dem Synod. Die Privilegierung 
der rechtgläubigen Slirche befteht Heute nicht bloß darin, Daß die 
firchlichen Feiertage durchwegs als Ttaatliche Feiertage gelten, 
jondern auch darin, daß die felbft anerkannten Kirchen nur 
der Ölaubensduldung (wieroterpimost) ihre Eyiftenz danfen, 
Daß der Zar das unbefchränfte jus reformandi d. i. Zulaffung 
neuer, Aufhebung alter Religionsgefellichaften für fi in 
Anfpruch nimmt, daß Kinder aus gemifchten Chen regelmäßig 
in der GtaatSreligion erzogen werden müfjen, jchließlich, daß 
Abfall vom rechten Glauben zu einer anderen riftlichen 
Kirche bi zum Jahre 1905 ($ 1 des Ufas vom 17. April 1905, 
fiehe Korfunov I, &.536, Anm. 4) mit weltlichen Strafen 
bedroht war, und felbft heute noch der Abfall zu einer nicht- 
riftlihen Refigionsgefellichaft mit Strafen bedroht it. Auch 
ijt noch heute der Befehrungsverfuch, der gegen das Snter- 
ejfe der Staatöfirche läuft, ftrafbar (fiehe Korkunon I, ©. 537). 
Die Vermögensverwaltung der Staatzficche erfolgt durch den 
Synod, die Bejoldung der Kirchendiener wird aus den Ein-
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fünften des Kichen-, nicht de3 Stantsvermögens gewährt 
(Korkunov I, ©. 562). 

Ein allerdings aemäßigteres Stantslichentum findet fich 

ferner in England, den jfandinavifchen Staaten, in einigen 

Balfanftaaten, insbefondere in Griechenland, Rumänien, Ser- 

bien umd in der Türkei. Ferner ift als Überreft des Staat3- 

firchentums da3 Iandesherrliche Kirchentegiment aufzufaljeit, 

da3 in Deutfchland und Ofterreich gegenüber der evangeli- 

ichen Kirche beteht. 
Hingegen wird für die Fatholifche Kirche da3 Syftem 

der Kirchenhoheit zur Anwendung gebracht. Doch ift ge- 

mwöhnich in Tathofiichen Staaten gegenüber der Tatholiichen 

Kirche das duch, Konfordate fundierte Syftem der Koordina- 

tion zur Geltung gefommen. 63 beftand aud) in Preußen 
nach Art. 15 der Verfafjungsurfunde bis zum Gejeb vom 

18. Zuni 1875 (©. ©. 259). Das Shyilem der Trennung von 

Staat und Kicche ift in feiner Monarchie vein durchgeführt, 
mit Modifikationen findet e3 fich aber gegenmwärtig in Belgien, 
den Niederlanden, Iuland und Italien. (Siehe Karl Rothen- 
bücher, Die Trennung von Kirche und Staat, 1908.) 

Das Auffallende if, Daß wir das Staatzfichentum zum 

Zeile nicht bloß in der abjoluten Monarchie, der e3 ja am 

meiften fongenial ift, finden, fondern jelbit in Der Fonfti- 

tutionellen und parlamentarifhen Monarchie. Doch ift es 

hier wejentlich durch andere Rechtäinftitute abgefchwächt. Ir 

den parlamentarifchen Monarchien ift dies die parlamen- 
tariiche Regierung, die an fich verhindert, daß der Monard) 

als Kicchengefebgeber der Berfaffung und weltlichen Recht3- 
ordnung widerjprechende Kirchengejege exlaffe, in ver Ton- 

ftitutionellen Monarchie das Inftitut der Kontrafignatur und 

der Minifterverantwortlichkeit, wobei den Miniftern mitunter 

ein Einfpruchrecht gegen Kirchengejebentwürfe, jedenfall ein 

vorheriges Gutachten darüber gewahrt it (lebtered 3. B. in
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Preußen, Art. 13 des Gejebes vom 3. Juni 1876 betreffend 
die evangelifche Kirchenverfaffung in den 8 alten Provinzen 
der Monarchie), ob nicht gegen den Kirchengejegentiwurf von 
Staat? wegen Bedenken vorliegen, fchlieffich die Verwal 
tungsvechtfprechung. Sn der Tonftitutioneflen und parlamen- 
tariichen Monarchie werden übrigens die größten Härten des 
Naatzkirchlichen Regimes durd) die in allen Monarchien (aus- 
genommen Rußland) realifierte Gemifjenzfreiheit des Yudi- 
viduum3, die aber jcharf von der folleftiv gewährten Religions 
freiheit, der Kultusfreiheit zu unterfcheiden ift, vermieden. 

II. Die Religionzfreiheit im engeren Sinne, auch Kultus- 
freiheit, it das „Recht der gemeinfamen Kultusiibung der 
durch) gleiche veligiöfe Anfchauung verbundenen Perfonen“ 
(Kahl, Kichenreht I, ©.2%). Xhre vollftändige Verivirk- 
fihung findet fich nur im Shflem der Trennung von Staat 
und Kirche, nicht immer bei dem Shitem der Koordination 
und der Kirchenhobeit, am twenigften im Shftem des Gtaats- 
Tirchentums. Wie wenig fie bei diefem Yeßteren Shflem zum 
Vorjchein zu Fommen braucht, zeigt Rukland. Aber aud) bei 
dem Shftem der Koordination von Staat und Kirche, wie 
3. 8. in Spanien, wo den nichtfathofifchen Refigionsgefell- 
ihaften weder öffentliche Zeremonien (ceremonias) nod) 
öffentliche Sumdgebungen (manifestaciones publicas) geftattet 
find (Art. 11), fehlt fie. Auch das Shftem der Kirchenhoheit 
löpt Einfchränfungen der Kultusfreiheit zu. Das Beifpiel 
einzelner deutjcher Staaten im Werhältnis zur fathohjchen 
Kirche zeigt Dies deutlich, 

Während fchon der Weftjäliiche Friede (1648 ED, 
Art. V,1) wenigftenz für das Neich (merm auch nicht fire den 
deutjchen Territorialftaat, Ivo das jus reformandi, d. i. da3 
Recht des Landesherrn, das Religionswefen im Lande nad 
feinem Belieben zu ordnen, in ungefchmälerter Wirkimfeit 
fortbeftand) eine „aequalitas exacta mutuaque“ ztoijchen den
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tatholifchen und proteftantifchen Neichäftänden fanktionierte, 
fodann namentlich die Deutiche Bundesafte von 1815 im 
Art. 16 die Gleichitellung der drei huifllihen Konfefjionen 
für alle deutichen Staaten infofern anerkannte, als fortan 
eine Ausübung des jus reformandi des Landeshern gegen- 
über den einzelnen Belennern diefer drei Durch den imeit- 
fältichen Frieden anerkannten Konfeffionen verhindert wurde, 
und jchlielich die Bewegung des Sahres 1848 in einer Zahl 
bon Einzeljtäaten da3 Recht der Staätöbürger, fi zu Neli- 
gionsgejellihaften zu vereinigen (fiehe 3.8. preußifche Ver- 
fafjung, rt. 12), feitftellte, bejieht Heutzutage dennoch in 
einigen Staaten das jus reformandi des Landesheren nad) 
tie vor, die Kultusfreiheit alfo nicht allgemein im Deutjchen 
Neich. Folgendes ftatifches Bild des Nechtözuftandes, wie er 
heute ift, wird gegeben (fiehe Fürftenau, Das Grundrecht der 
Neligionzfreiheit, 1891, ©.253ff., ferner Drudiachen des Deut- 
Ichen Reichätags XI, Legislaturperiode 1903/75, Nr. 791 und 
Treifen in Stub, Kicchenrechtliche Abhandlungen, Heft 25F.): 

1. Ein Teil der deutichen Einzelftanten gewährt neben ver 
Landeskirche allen übrigen, mögen fie den hriftlichen Kon- 
feffionen des Weftfälifchen Friedens angehören oder nicht, nur 
jene Rechte, die ihnen vom Landesherm nad) freien Belieben 
zugeftanden find. Hier ift fonach das jus reformandi in vollem 
Umfange beftehen geblieben. Auf diefem Standpunfte fteht 
außer Medlenburg-Streliß und den beiden Reuß noch) Anhalt. 

2. In einer Reihe anderer Staaten ift daS jus reformandi 
de3 Landeshern für die hriftlichen Konfefjionen im allge- 
meinen abgefchafft, infofern aber aufrechterhalten, als er 
ifnen noch; Rechte gewähren Tann, wie 3.8. Gleichitellung 
mit der Landezfirche. Fiir andere Neligionzgejelfichaften be- 

fteht e3 nad) wie vor in vollem Umfange. Hierher rechnet 
man Sachjen-Altenburg, die beiden Schwarzburg und in ge- 
toifjern Sinne aud) die Hanfeflädte Hamburg und Lübed. 

Hatjhet, Allgemeines Stantsredht I. 11
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Neuftens gehört auch Medlenburg-Schwerin dazu, wo nad) 
$1 der Verordnung vom 5. Januar 1903 der reformierten 
und Tatholifhen Kirche Die öffentliche Neligionsühung in 
demfelben Maße gewährt ift wie der Landeskirche. 

3. Eine weitere Einengung des jus reformandi ımd eine 
. damit verbundene Erweiterung der Kultusfreiheit ift die An- 
eifennung der drei chriftlichen SKonfeffionen al öffentlide 
Korporationen. Yhnen gegenüber ift daS jus reformandi au» 
geichloffen. Mile anderen Religionsgejelffchaften bedürfen zu 
ihrem rechtlichen Beftehen einer ftaatlichen Konzelfion, die 
entweder nach freiem Belieben erteilt werden fanrı oder bei 
Erfüllung gemwiffer durch das Gefe feitgeftellter Exforderniffe 
erteilt werden muß. Hierher gehören Die beiden Lippe, 
Sadjfen-Weimar, Königreich Sachen, Bayern, Braunfchweig 
und Sacjjen-Meiningen. In Sadhjjen haben gegenwärtig die 
Yuden Die Nechte anerkannter Religionsgefelffchaften, aber 
nicht das Recht der öffentlichen Neligionzübung (fiehe Gele 
vom 10. Juni 1904, ©. u. 8. Bl. 1904, ©. 208). 

4. Auf dem höchften Bunkte der Kultusfreiheit ftehen jene 
Staaten, in denen die Staatäbürger fi) zu Religionögejell- 
Ihafter auf Grund eines verfafjungsmäßigen Rechts frei ver- 
einigen Tönnen. Sreilich eine vollftändige Parität aller Reli- 
gionsgefelffchaften ift jelbft in diefen Staaten nicht gewährt. 
Die anerkannten chriftlichen Konfefjionen erfcheinen al öffent- 
liche Korporationen, daneben gibt es Religionsgejellfchaften 
mit Korporationsrechten und fchließlich {olche ohne Korpo- 
tationsrechte. Das jus reformandi des Staates befteht hier 
auch noch, allerdings in fehr geringem Urmnfange und zwar 
nur gegenüber anderen als den anerkannten chriftlichen Kicchen. 
&3 umfaßt entiweder bloß die Erteilung von Korporationz- 
rechten (jo in Preußen, Württemberg, Helfen, Oldenburg, 
Sacfen-Loburg-Gotha) oder außerdem nod) die Befugniz, 
den Religionsgejellfchaften eine über den bloßen Hausgottez-
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dienft hinausgehende Erweiterung des Kultus zu geftatten 
(fo in Baden, Walde und Bremen). 

IV. Sm Gegenjage zue Kultusfteiheit ift die Ge- 
wijjensfreiheit des Individuums in allen Monarchien bis 
auf Rukland nicht bloß anerkannt, fondern auch) realifiert, in 
Auplanıd ift fie nur prinzipiell garantiert (Art. S1 de Staat3- 
grundgefebes), im übrigen in betreff ihrer Ausführung auf 

. daS Gele vertiefen. („Die ruffiichen Staatsuntertanen ge- 
nießen die Glaubenzfreiheit (swoboda wjeri.) Die Bedin- 
gungen der Ausübung diefer Freiheit wird dad Gefeb feit- 
ftellen”). Hier beiteht aber felbft Heute noch Feine freie 
Slaubenswahl (Korkunov I, ©. 534) und noch heute nüpfen 
fi) an gewiffe Religionsbefenntniffe bürgerliche oder politifche 
Nachteile (Korkunov I, ©. 535). Die frühefte und jchärfite 
Formulierung aller Schlußfolgerungen aus dem Prinzip der 
Gewilfenzfreiheit, die zum Teile ihre Verwirklichung jhon im 
Allgemeinen Landrecht für die preußifchen Staaten von 1794 
gefunden, hat in Deutichland-PBreußen Sparez, der geijtige 
Urheber des Allgemeinen Landrecht, gegeben. Sie ift fo 
Scharf, daß fie aud) für die Monarchie der Gegenwart zutrifft. 
Sm feinen dem Kronprinzen von Preußen etwa um 1791/92 
gehaltenen Vorträgen über Nechtsroiffenfchaft gibt er unter 
Berufung auf einen Ausfpruc Friedrich! des Großen (in 
deifen Abhandlung über die Religion und den Aberglauben: 
„Ale Religionen gehen in Anfehung der moralifchen Pflichten 
nicht weit voneinander ab; fie önnen daher dem Stante alle 
gleichgültig fein, und diejer Täßt einem jeden die Freiheit, 
auf welchem Wege er den Himmel fuchen will; er jei ein 
guter Bürger, das ift alles, twas man von ihm fordert”) 

folgende Neger „nach dem richtigen Beguiff von der 

Toleranz" (Stößel a.a. D. ©. 288f.): 
a) „Der Staat muß jede Religionspattei, Deren moralijche 

Lehren nichts enthalten, twas der Öffentlichen Ruhe und Sicher- 
11*
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heit und der bürgerlichen Ordnung zuwider wäre, dulden. 
Er muß Feine derfelben wegen bloß fpefulativer Meinungen 
drücden oder verfolgen. 

b) Er muß jeder von ihm geduldeten Religionspartei die 
freie Übung ihres Gotteödienites nach ihrem Shften ge 
ftatten, foweit dadurch die öffentliche Auhe und Oromung 
nicht geftört wird. 

e) Gedem Bürger des Staates muß es freiltehen, zu 
welcher Nteligionspartei er fi} halten wolle. Die3 muß ledig- 
ich feiner eigenen Einficht und Überzeugung anheimgeftellt 
werden. 

d) Der Staat muß niemand, bloß feines Religionsbelennt- 

niffe3 wegen, bon den Rechten und Vorteilen der bürger- 

Tichen Gefellfichaft auzfchließen. Wer die Pflichten eines guten 

Bürgers erfüllt, dem müffen aud) alle Rechte desjelben zu 

teil werben. 
e) Der Staat muß nicht geftatten, daß eine Religions 

partei die andere beunruhige, drüde oder verfolge. Cr muß 

dem Befehrungsgeifte und dem Profelytenmadjen Schranten 
fegen und darauf halten, daß eben die Duldung, die er jelbit 
allen Selten und Religionsparteien geftattet, aud) eine jede 

derfelben den übrigen widerfahren laffe.” 
In diefen Fernigen Sägen find die Gewifjenzfreiheit und 

ihre Grundpoftulate: Recht der Glaubenswahl, Unabhängig. 
feit der bürgerlichen Rechte und Pflichten von der Neligion 
und Recht auf Achtung gegenüber den Belennern anderer 
Slaubensbelenntnijfe, wie e3 vom Staatstecht der mwdenten 
Monarchie faft überall zur Sefhung gebracht ift, anerkannt. 
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der Kgl. Akademie Pojen. Nr. 318.



Deutiche Sivlonien. I: Togo und 
Stamerun von Prof. Dr. K. Done. 
Mit 16 Taf. u. 1 fithogr. Karte. Nr. 441. 

— 11: Das Südfeegebiel und Aian- 
Hchon von Prof, Dr. &. Dove, Mit 
16 Tafeln u. 1 fithogr. Karte. Nr.520. 

— 11: Oflafrika_von Prof. Dr. &. 
Done. Mit 16 Tafeln und 1 lithogr. 
Karte, Nr. 567. 

Dentjche Siullurgefchichte von Dr. 
Reinh. Günther. Ar. 56. 

Deuljches Reben im 12, u. 13. Gahr- 
undert,_ Realkommentar zu den 
olks- u. Kunftepen u. zum Minnejang. 

Bon Prof. Dr. Zul. Dieffenbadher in 
Sreiburg 1.8. 1: Hifentlihes Xeben. 

it zahlreichen Abbildungen. Nr. 93. 
— — U: Privatleben. Mit zahlreichen 

Abbildungen. Nr. 328. 

Deutiche Riteralur des 13. Jahr 
Danioen Die Epigonen des 
dfiichen Epos. Auswahl a. deuf- 

ihen Dichtungen des 13. Sahrhunderts 
von Dr. Viktor Tunk, WUktuarius_der 
Kaiferlihen Akademie der Willen- 
ichaften in Wien. Nr. 289, 

Deutfche Literaturdenkmäler des 
14. u. 15. Sahrhunderfis,. _Ausge- 
wählt und erläutert von Dr. Hermann 
Santen, Direkfor der Königin Luife- 
Schule in Königsberg i. Pr. Nr. 181. 

— 16. Sahrhunderis. I: Marlin 
Ruiher und Thom. WMurner. 
Ausgewählt und mit Einleitungen und 
Anmerkungen verjehen von Prof. ©. 
Berlit, Dberlehrer am Nikofaigym- 
nafium zu Beipgig: Nr.7. 

— — 11: Hans Sadjs. Ausgewählt u. 
erläufertv. Brof. Dr. $. Sahr. Nr.24, 

— — 1: Bon Brant bis Rollen» 
agen: Brant, Suflen, Siicherf, 
owie Zierepos und Babel. Aus- 

gewählt und erläutert von Profefior 
Dr. Sulius Sahr. Nr. 36, 

— des 17. und 18. Sahrhunderfs bis 
Silopftok. 1: yrik von Pr. Paul 
Zegband in Berlin. Nr. 364. 

— — 11: Brofa von Dr. Sans Legband 
in Aaffel. Nr. 365. 

Deutliche Literafurgefdhichle von 
Dr. Mar od), Srofefior an der 
Univerfität Breslau. Nr. 31. 

— — der Silaflikerzeit von Carl Weit- 
breit, durdgejehen und ergänzt von 
Karl Berger. Ar. 161. 

    

Deutjche LKiferafurgefchichte Des 
des 19. Sahrhunderis von Carl 
MWeitbrehf, neu bearbeitet von Dr. 
Ric). MWeltbreht in Wimpfen. 1. IL 
Nr, 194. 135. 

Deutjchen Mundarfen, Die, v. Rrof. 
Dr. 5, Reis in Mainz. r. 605. 

Deutiche Myihologie. Sermanifche 
Miythologie von Dr. Eugen Mogk, 
Prof. a. d. Univerf. Leipzig. Pr. 15. 

Deutihen Berjonennamen, Die, v. 
Dr. Rud. Kleinpaut i. Leipzig. Nr. 422. 

Seutiche Poelik von Dr. fi. Borinski, 
Prof. an d. Univ. Mündyen. Nr. 40. 

Deutliche Redelehre von Hans Vrobft, 
Gymnafialprof. in Bamberg. Nr. 61. 

Deutliche Schule, Die, im Auslande 
von Sans Amrhein, Seminar-Ober- 
lehrer in Rheydt. Wr. 259. 

Deuliches Seerechiv. Dr.Dfto Brandis, 
Dpberlandesgerihisrat in SKamburg. 
1. Allgemeine Lehren: Perfonen und 
Sadıen des Geerehts. Nr. 386. 

— — I. Die einzelnen _feerechtlihen 
Schuldverhäftniffe: Verträge des Ger- 
redts und außervertragliche Haftung. 
Nr. 387. 

Deutfche Stammeskunde v. Dr. Au- 
dolf Much, a. 0. Prof. an der Univer). 
Wien. Mit2 Katt.u.2 Taf. Nr. 126. 

Deutfches Unterrichiswejen. Ge= 
ichichte des deuffchen Anter- 
richiswefens vo. Prof. Dr. Friedrid) 
Seiler, Direktor des Agl. Gymnafiuns 
zu Qukau. I: Don Anfang an bis zum 
Ende des 18. Jahrhunderts, Wr. 275. 

— — 11: Bon Beginn d. 19. Sahrhund. 
bis auf die Gegenwart. Nr. 276. 

Deuffche Urheberrecht, Das, an lite- 
rariichen, künffferiichen und gewerb- 
lichen Schöpfungen, mit befonderer Be- 
rücfihfigung der internafionalen Ver- 
träge von Dr. Guftan Rauter, Patent- 
anwalt in Charlottenburg. Wr. 263. 

Deutiche Bolkslied, Das, ausgewählt 
und erläutert von Profeflor Dr. Sul. 
Sahr. 2 Bänden. Nr. 25 u. 132. 

Deutihe Wehrverfaffung. von Karl 
Endres, Geheimer Ariegsrat und vor- 
trag. Rat im Kriegsminifferium in 
Münden, Nr. 401. 

Seutiches Wörterbuch v. Dr. Richard 
. Koewe. Nr. 64, 
Deuffche eilungsweien, Das, von 

Dr. Robert Brumhuber in Köln a. Rh. 
Ar. 400.



Eifenhüttenkunde II: Das Schwied- 
eifen. Mi 25 Fig.u5Taf Nr. 153. 

Eifenkonffrukfionen im_ Hochbau 
von ingenieur Karl Schindler in 
Meißen. Mit 115 iguren. er. 322. 

Eiszeilalter, Das, d. Dr. Emil Werth 
in Berlin-Wilmersdorf. Mit 17 Xb- 
bildungen und 1 Karte, Nr. 431. 

Eloftizitätsicehre für Sngenieure 
I: Grundlagen und Allgemeines 
über Spannungszuffände, 3Y- 
linder, Ebene Plaften, Torfion, 
GekrünmieZräger. Bon Dr.-Ing. 
Mar Enklin, Brofefjor an der König, 
Baugewerkidhule Stuttgart und Privat- 
dozent an der Techn. Hohjchule Stutt- 
gart, Mit 60 Abbild. Nr. 519. 

Elehtrifchen Meßinftrumenfe, Die, 
von $. Herrmann, Profefior an der 
Tehniihen Sohihule im Gtuligart. 
Mit 195 Figuren. Nr. 477, 

Elektrifche Zelegraphie, Die, von 
Dr. Lud. Reilitab. Rt. 19 Sig. Nr. 172. 

Elekirizität. Iheorel, Phyfik IM: 
Elckfrizität u. Magnelismus von 
Dr. Guft. Jäger, Brof. a.d.Techn.Sod- 
fhufe in Wien. Mit 33 Abb; Nr. 78. 

Eiekfrochemie von Dr. Seinr. Danneel 
in Genf. I: Sheoretifche Elekirodhemie 
und ihre popikaliih-cemifchen Grund» 

Deulfches Zinilprogegrecht von Pro- 
Hi Dr. me D eablus 

28-430, 

  

    

  

    

    

    
   

fell 
GE. 3 Bände. Nr. 488- . 

Dichtungen aus mittelhochdeuficher 
Srühgzeit. Sn Auswahl mit Einlig. 
a. Wörterb. herausgegeb. v. Dr. Herm. 
Sanken, Direktor der Königin Luife- 
Schule in Königsberg i. Pr. Nr. 197. 

Diefrichepen. Audrun und Dielrich- 
epen. Mit Einleitung und Wörterbuch 
von Dr. 9. 8, Siriezek, Profeflor an 
der Univerfität Würzburg, Nr. 10. 

Differentialrechnung ven Dr. Br: 
Gunker, Rektor des Realgynmafiums 
und der DOberrealfchule in Göppingen, 
Mit 68 Figuren. Nr. 87. 

— Repelilorium n. Uufgebenfamms- 
fing zur Differentialrechnung 
von Dr. Srdr. Sunker, Reklor des 
Realgymnafiunıs u. d. Oberrealichule in 
Göppingen. Mit 46 Fig. Nr. 146. 

Drogenkunde von Ri. Dorftewig in 
Leipzig und Georg Dftersbah in 
Hamburg. Nr. 413. 

Druchwaflers und Druckluff- Ans 
Tagen. Bunpen, Druckwafler- und 
Drucluff- Anlagen von PDipl.-Ingen. 

. Rudolf Bogdt, Regierungsbaum, a. D. 
in. Yaden... Mil 87 Fig. Nr. 290. 

Ebddalieder "mit Grammatik, Über- 
‘_ jebung , und! Erläuferungen von Dr. it 16 Biguren, NRr. 252, 

Wilhelnt Ranish, Gymnafial-Ober- | — — MH: Crperimentelle Glektrochemie, 
lehrer in. Osnabrük. Nr. 171. Mekmethoden, Leitfähigkeit, Köfungen. 

Gifenbahnbau, Die Entwicklung Mit 26 Figuren, Tr. 253. 
"des modernen Cifenbahnbaues Elekiromagnet, Bichiiheorie, Theo« 
von Dipl.-Ing. Alfred Birk, 0.8, Prof.  reiifche Dgi V: @lekfros 

a, d. R, k. Deutih. Techn. Sohihule in niagnefifche Kichitheorie u. Eleh- 
‚Prag. Mit 27 Abbild. Nr. 553, Ironik von Profeflor Dr. Guft. Säger 

Eifenbahniehrzeuge von $. Sinnen- in Wien. Mit 21 Figuren. Nr. 374, 
thal, ARegierungsbaumeifter u. Ober- | Elektromelallurgie von_Dr. Friedr. 

‚Ingenieur in Sannover. I: Die Loko- Regelsberger,.. Hailerl. Regierungsrat 
" .mofiven. Mit. 89 Wbbildungen im in Stegliß-Berlin. M. 16 Fig. Nr. 110. 

. Zeit und 2 Tafeln. Nr. 107. Elehirotechnik. Einführung in die 
= — Hi Die Eifenbahnwagen u. Brem- ! Sterkjtromtechnik v. 3. Herrmann, 

fen. Mit Anhang: Die Eijenbahn- gif. d. Glektrofehnik an der figl. 
fahrzeuge im Belrieb. _ Mit 56 Abd. echn. Hochihule Stuttgart, I: Die 

‚im Zert und 3 Tafeln. Nr. 108. phylikaliihen Grundlagen. Mit 95 Zig. 
Gifenbahnpolitik.  Geichichle der u. 16 So Mr. 106 5 

deuffchen Gifenbahnpolitik non; — — 1: Die Gleihitromtechnik.. Mit 
Betriebsinfpektor Dr. Edwin Ked in 118 Figuren und 16 Tafeln. Nr. 197. 
Karlsruhe 1.3, Nr. 533, -— .— 1: Die Wechjelfttomtehnik. Mit 

Eifenbeionbau, Der, o. Reg.-Baumeift, 126 Figuren und 16 Tafeln. Nr. 198. 
Karl Röble. Mit 75 Abbild. Nr, 349. | — Die Materialien des Mafchinens 

Gifenhättenkunde von U, Kraub, dipl. | baues und der Elektrotechnik vo. 
Hütteningenieur) 1: Das Noheifen. | Ingenieur Brofeffor. Sermann Wilde 

Mit 17 Figuren u. 4 Tafeln. Nr. 152.; in Bremen. Mit 3 Abbild, Nr. 476. 
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Eliap-Roihringen, Randeskunde v., 
von Prof. Dr. R, angenbet in Straß- 
burgi.E. M.11 Abb.u. Karte, Nr. 215. 

Englijch - Deuffches Gefprähysbuch 
von auehes €. en: in 
Zaufanne. Nr. 424, 

Englifche Beichichte von Prof. R. Ger- 
ber, Oberlehrer in Düffeldorf, Nr. 375. 

Engtüde Handelskorreipondenz dv. 
&. E. Whitfield, M. A., Oberlehrer an 
King Edward VII Grammar School 
in King’s Lynn. Nr. 237. 

Englifche Riteraturgeichichle von Dr. 
Karl Weiler in Wien, Nr. 69. 

— — Grundzüge und Haupfiypen 
der englifchen Riteraiurgejchichte 
von Dr. Arnold M. M. Schröer, Prof. 
an der SKandelshodichule.. in Köln, 
2 Teile. Nr. 286, 287. 

Entwiclungsgefchichte der Ziere 
von Dr. Sohannes Neifenheimer, Pro- 
fefjor der Zoologie an der Univerfitäf 
Gena, I: Surdung, Primitiv- 
anlagen, Larven, Sormbildung, Em 
bryonalhüllen. Mit 48 Fig. Nr. 378. 

— — 11: Organbiidung, Mit 46 Fig. 
Ar. 379. ‚ 

Epigonen, Die, des höjiichen Epos. 
Auswahl aus deuffhen Didfungen des 
13. Sahrhunderts vonDr. Viktor Sunk, 
Aktuariuns der Katferlihen Akademie 
der Wilfenigaiten in Wien, Tir. 289. 

Erdmagneflisuus, Erdflrom, Bolar- 
licht von Dr. U, Nippoldt, Mile 
glied des Königlih Preukiihen Me- 
tereologifhen Snftituts in Potsdam. 
Mit 17 Abbild, und 5 Tafeln, Ar. 175. 

Erdteile, Ränderkunde der aufer- 
europäiljchen, von Dr. Sranz Heide- 
ri, Brofejor an der Erporiakademie 
in Wien. Mit 11 Tertkärtchen und 
Profilen. Nr. 63. . 

Exhurfionsflora von Deufjchland 
um Bejtimmen der häufigeren in 
euffchland wildwachienden Pflanzen 

von Dr. W, Migula, Brofeflor au 
der Forliakadenie Eifenad. 2 Zeile. 
Mit je 50 Abbildung. Nr, 268 u. 269. 

Srplofinftoiie. Einführung. in die Che- 
mie der erplofiven Vorgänge von’Dr. 
5. Brunswig in Stegli, Mit 6 Ab- 
bildungen und 12 Tab, Nr’ 333, 

Samilienrecht, Recht des Bürger: 
lichen ejehbuches, Dieries 
Buch: Samilienrechi von Dr. Sein- 
eich Tige, Profeffor an der Univerfifät 
Göttingen. Nr. 305. 

Särberei, Zertil-Snöujtrie 111: Wä- 
Tcherei, eh Süärberei und 
ihre Hilfsitoffe von Dr. Wilhelm 
Mafjot, Profeljor an der Preuhiicen 
höheren Sadidule für Tertilinduftrie in 
Krefeld. Mit 28 Figuren. Nr. 186. 

& = 
Seldgefchüß, Das moderne, von 

Oberftteutnant W.Seydenreih, Milttär- 
fehrer an d. Militärtechn. Akademie in 
Zerlin. I: Die Entwicklung des Beld- 
glöthes feit Einführung des gezogenen 
nianteriegewehrs bis einjchl. der Er- 

findung des raudjl. Bulvers, efwa 1850 
bis 18%, M. 1 Abb. Nr. 306. 

— — Il: Die Entwicklung des_heutigen 
Seldgeihütes auf Grund der Erfindung 
des rauchlojen Pulvers, etwa 1890 bis 
zur Gegenwart, Mit 11 Abb, Nr. 307. 

Sernfprechwejer, Das, von Dr. Lud- 
wig Rellftab in Berlin. Mit 47 Et» 
guren und 1 Tafel. Nr. 155. 

Seifigheifsichre von W. Kauber, Dip- 
lom=Ingenieur. Ni 56 Fig. Nr. 288. 

— Aufgabenjammlung zur Zeitig- 
keilsiehre mit Röjungen von R. 
Haren, Diplom-Ingenieur in Mann- 
beim, Mit 42 Figuren. Nr. 491.   Ernährung und Nahrungsmittel v. 

Dberftabsarzt Profeljor H. Biihoif in 
Berlin. Mit 4 Abbildungen. Nr. 464. 

Eihik von Profeffor Dr. Thomas Ache« 
lis in Bremen. Nr. %. - 

Europa, Ränderkunde von, von Dr. 
gan SHeiderih, - Brofeffor an der 
rportahademie in Wien; Mit 14 Tert« 

kärihen und Diagrammen und einer 
Karte der Alpeneinfeilung. "Nr. 62. 
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Selle, Die, und Se fowie die Seifen- 
u. Kerzenfabrjkat. u. d. Harze, Lacke, 
Sirniffe m. ihren wigligff. Silfsjtoffen 
von Dr. Karl Braun in Berlin. I: Ein- 
führ. in’ die Chemie, Beipredh. einiger 
Salze u. d. Felle und Öle. Nr. 335. 

— NH: Die Seifenfabrikation, die 
Seifenanalyfe, und . die. Kerzenfabri- 
kafion. Mit 25 Abbild. Nr. 

— — I: Sarje, Radıe, Fimnifle, Nr;337.



Geuerwaifen. Gefchichte der ges 
Tamien Seuerwaflen bis 

DW. Gohlke, Gteglig-Berlin. Mit 
105 Abbildungen. Nr. 530. 

Silzfabrikation. Zerfil- Induffrie 
NH: Weberei, Wirkerei, Poja- 
mentiererei, Spigen- und Gar= 
dinenfabrikation und Silzjabri- 
kalion von Profefior Mar Gürller, 
Seh. Aegierungsr. im gl. Qandesge- 
werbeamt3. Berlin. M.29 Sig. Nr.185. 

Sinanzfyitene d. Großmächte, Die, 
emeinde« 

Sinanzwefen) von D. Schwarz, Geh. 
Oberfinanzraf in Berlin, Zwei Bänd- 

(Snternationales Staats- u. 

Sen. Nr. 450 und 451. 

Binanzwiffenfchaft von Präfident Dr. 
R. van der Borght in Berlin. I: All. 
gemeiner Zeil, Nr. 148. 

_ — u g, 2 Tonderer Zeil (Steuerlehre). 
Nr, 

Bin = ugrifche 

fon in Sallea. 6, Nr. 35 

Sieniffe, Sarze, Zacke, Firniffe von 
Dr, Karl Braun in Berlin, (Sefte und 

‚ Öle 1.) Nr. 337. 
Sifde. Das Tierreich IV: if che 

von Profefjor Dr. Mar Räutber in 
Neapel. Mit 37 Abbild. Nr. 356. 

Sifcherei und Sifchzucht von Dr. 
Karl Eckftein, uch der Korft- 
akademie Cberswalde, Xbleilungs- 
dirigent bei der Haupfftation des forft- 
lihen Berfuhsweiens. Ar. 159. 

Slora. Erkurjionsflora von Deutfch- 
Tand zum Bejtimmen der häufigeren 
in Deufichland wildwachlenden Pflanzen 
von Dr. W. Migula, Brof. an der 
Sorftakademie Eijenah. 2 Teile, Mit 
je 50 Abbildungen. Nr. 268, 269. 

Srupbau von Regierungsbaumelfler Ofto 
appold in Gtufigert. Mit vielen 

Abbildungen, Nr. 597. 

Die Entwiclung der Seuerwaffen von 
ihrem erffen Auftrefen bis zur Ein- 
führung der gezogenen Sinterlader, 
unter befonderer Berückfichtigung der 
SHeeresbewaffnung v, Haupimann a. O 

Sprachwifien= 
chafi von Dr. Sofef Szinnyei, Prof. | 

. an der Univerfität Budapeft. Nr. 463. 

Sinnland. Randeskunde des Euro- 
päifchen Aufzlands nebfi Fine 
lands von Profeffor Dr. Bhilipp- 

      

Sorenfifche Binchiafrie von Profeilor 
\ PR Direkfor der Irren- 

anftalt_ Friedrichsberg in SKamburg. 
Zwei Bändchen, Nr. 410 und 411. 

Sorjtwiffenjchaft von Dr. Ad. Schwar- 
pad, Prof. a. d. Forffakademie Ebers- 
walde, Xbteilungsdirig. bei d. Haupt 
ftation d. forftl. Berjuhswei. Ar. 106. 

Soribildungsfchulwejen, Das deul- 
fche, nad) feiner geiichfl. Entwicklung 
und in feiner gegenwärt. Öeftalf von 9. 
Siercis, Renilor gewerbl. Fortbildungs- 
fchulen in Schleswig. Nr. 392. 

Stanhen. Gefcichle Srankens von 

    

Dr. Ehrijt. Meyer, figl. preuß. Staats- 
arhivar a. ©. in Münden. Nr. 434. 

& un ex ver; 
Srankreich. Sranzöfifche Gefchichte 

von Dr. R, Sternfeld, PBrofefjor an d. 
Univerfität Berlin. Nr. 85. 

Srankreich. Qandesk.v. Srankreich 
vd. Dr. Richard Neufe, Direkt. d. Ober- 
Realfchule in Spandau. 1. Bändchen. 
Mit 23 Abbild. im Tert und 16 Land- 
Ichaftsbildern auf 16 Tafeln. Nr. 466. 

— — 2, Bändchen, Mit 15 Abbild. im 
Tert, 18 Landichaftsbildern auf 16 Ta- 
feln und einer fifhogr. Karte. Ar. 467. 

Sranzöfijch = deuffches Gefprächs- 
buch von ©. Srancilfon, Lektor am 
orientalifch, Seminar u, an d. Kandels- 
bodicule in Berlin. Nr. 596. 

Sranzöfifche Sandelshorrejpondenz 
von Brofeffor Th. de Beaur, Officer 
de P’Snftruction Publique. Ar. 185. 

Sremdworf, Das, im Deutfchen von 
Dr. Ru. Kleinpaul in Reipzig. Nr. 55. 

Sremdwörterbuch, Deulfches, von 
Dr. Rud, en, in Leipzig. Nr.273. 

Zuge. Grläuterung und Anleitung zur 
ompofifion derfelben v. Prof. Stephan 

Sirehl in Leipzig. Nr. 418. 
Sunkfionenigesrie, Einleilung in 

die, (Theorie der kompleren Zahlen- 
reihen) von Mar Rofe, Oberlehrer 
an der Goetheihule in Deutich-Wil- 
mersdorf. Mit 10 Siguren, Tr. 581. 

Supartilterie, Die, ihre Organifation, 
Bewaffnung und Ausbildung vor 
Spielt, Oberleutnant im Lehrbafailton 
der Sußariilferie-Schiehichule u. Bier- 
mann, Oberleutnant in der Verfuhs- 
batterie der Artillerie - Prüfungskon- 
miflion. MiE25 Biguren. Tr. 560. 

   



Garbinenfabrikalion. Zertilindu= 
firie. H:.. Weberei, Wirkerei, 
Bofamentiererei, Spigen- und 
Gardinenfabrikafion und Filz. 
fabrikafion v.Profejfor Mar Gürtler, 
Geh. Regierungsrafim König. Yandes- 
gewerteamtzu Berlin. Mit29 Figuren. 

r. 185. 
Sas= und Wajlerinjtallationen mit 

Einfluß der Abortanlagen von | 
Brofeflor_Dr. phil. ımd Dr.-Sngen. 
Eduard Schmitt in Darmftadt,. Mit 
119 Abbildungen. Nr. 412. 

GSashraflmaichinen, Die, von Ing. 
Alfred Kirihke in Kiel. Mit 55 Fi- 
guren. Pr. 316. 

Gajthäufer und Solels von Architekt 
Mar MWöhler in Düffeldorf. I: Die 
Beftandteile und die Einrichtung des | 
Safthaufes. Mit 70 Figuren. Nr 525, 

-- — U: Die verjdiedenen Arten von 
Safthäufern, Mit 82 Fig. Nr. 526. 

Gebirgsarlillerie. Die Entwicklung 
der Gebirgsarlillerie von Kluß- 
mann, Dberjt und Kommandeur der 
1. Beldartillerie- Brigade in Königs- 
berg i. Pr. Mit 78 Bildern und 
überfichtstafeln, Nr. 531. 

Genojjenjchaflswefen, Das, in 
Deutfchland von Dr. Otto Lindecke 
in Düffeldorf, Nr. 384. 

Geodäjle. Bermeflungskunde von 
Diplom-Ing. PB. Werkmeifter, Ober- 
lehrer an der Kaiferl, Tehnifch. Schule 
in Straßburg i.€, U: Seldmeilen und 
Nivellieren._ Mit 146 Abbild. IH: Der 
Sheodolit, Trigonometrifhe und baro- 
metrijche Köhenmelfung. Tachyınetrie. 
Mit 109 Abbildungen. Nr. 468 u. 469. 

Geologie in kurzem Yuszug für Schulen 
und zur Gelbitbelehrung zufammen- 
geftellt von Brofejjor Dr. Eberh. raus 
in GStufigart. Mit 16 Abbildungen 
und 4 Tafeln mit 51 Siguren. Nr. 13. 

Geontelrie, Analylifche, der Ebene 
von Profefior Dr. M. Simon in Straß 
burg. Mit 57 Siguren, Nr. 65. 

— Aufgebenfammlung zur Ana   Intlifchen Geomefrie der Ebene 
von D. Ih. Bürklen, Profeffor am 
Könige. Realgymnafium in Schwäb.- 
Smünd. Mit 32 Figuren. Nr. 256. 

9 

Geomelrie, Analytijche, d. Raumes 
vd. Prof. Dr. M. Simon in Straßburg. 
Mit 28 Abbildungen. Nr. 89. 

— — Aujgabenfammlung zur Una 
Intiichen Geometrie des Raumes 
von D,. Th, Bürklen, Profefjor an 
Königl, Realgymnafium in Schwäb.- 
Gmünd. Mit 8 Figuren. Nr. 309. 

— SBarftellende,v. Dr. Roberf Saufner, 
Brofelfor an der Umiverfität Sena, 1. 
Mit 110 Siguren. Nr. 142, 

— —— IE Mit 40 Figuren. Nr, 143, 
— Ebene, von &. Mahler, Profeiior 

am Gymnafium in Ulm Mit IH 
zweifarbigen Figuren. Nr. 41. 

— PBrojektive, in fonihet. Behand» 
lung von Dr. Karl Ovehlemann, Pro- 

. feffor an der Univerfität München. 
MIE O1 Figuren. Nr. 72, 

Geometrifche Optik, Einführung in 
die, von Dr. W. Hinrichs in Mit: 
mersdorf-Berlin. Nr. 532, 

Geomelrijches Zeichnen vonH.Bedter, - 
Argitekt und Lehrer an der Baus 
gewerkihule in Magdeburg, neube- 
arbeitet von Profefior 3. Vonderlinn 
in Münfter. Mit 299 Figuren und 
23 Tafeln im Tert, Nr. 58. 

Germanifhe Mythologie von Dr. €. 
Mogk, Prof. a. d. Univ. Leipzig. Nr. 15. 

Germanifche Sprachwifjenfchaft von 
Dr. Ric. 2oewe. Nr. 238, 

Gefangskunjt, Technik der deuf- 
Ichen Gejangskunft von Oskar Roe 
und Dr. Hans Soadim Mofer. Nr. 576. 

Gefgichtswiffenichaft, Einleitung i. 
die, von Dr. Ernjt Bernheim, Prof. 
an der Univerf, Greifswald. Nr. 270. 

Gefüge, Die modernen, der Zuß- 
artillerie von Mummenhoff, Major 
und Lehrer an der Subartitierie-Sehieh- 
fcyule in Süterbag. 1: Bom Auftreten d. 
gezogenen Gefdjüße bis zur Berwendung 
des raudhchwahen Bulvers 1850— 1890. 
Mit 50 Tertbildern, Nr. 334. 
— H: Die Entwiclung der heutigen 
Gefhühe der Fuhartillerie feit Ein- 
führung des rauhjchwadhen Pıulvers 
1890 bis zur Gegenwart. Mit, 33 
Zeribildern. Nr. 362, 

Geihwindigkeifsregler der Sirafi- 
majchinen, Die, von Dr.-Ing. 9. 
Srönerin Briedberg. Mitviel. Siguren. 

r . 
Gejehbu Bürgerliches, fiehe: Recht 

1 re Gejeßduhes.



! Gefundheitsichre. Der menichliche 
Körper, ein Bau und feineTätig- 
keifen von &. Rebmann, Oberjdul- 
rat.in Karlsrufe, Mit. Gefundheits- 
fehre von Dr. med. 9. Seiler. "e| 

  

47 Abbildungen u. 1 Tafel. Nr. 18, 
Gewerbehygiene von Dr. E. Roih in 

Botsdam. Nr. 350. 
Gewerbeweien von Werner Sombart, 

Vrofeffor an der Sandelshochfchule 
Berlin. I..11. Nr. 203. 204. 

Gewerbliche Urbeiterfrage, Bie, 
von Werner Sombart, Profelfor an 

der Sandelshochfhule Berlin. Nr. 209. 
Gewerbliche Bauten. SInduffrielle 

und gewerbliche Saufen (Speicher, 
Zagerhäufer und Fabriken) von Archi- 
tekt_ Heinrid) Salgmann in Düffeldorf. 
1: Allgemeines über Anlage und Kon- 
ftrukfton der indufftiellen und gewerb- 
lien Bauten. Nr. 511. 

Speicher und Lagerhäufer. 
Mit 123 Figuren. Nr. 512, 

GSewichiswejen, Nahe, Münz- und 
Gewidjiswefen von Dr. Aug, Blind, 
Brof. a. d. Sandelsih. i. Kö. Wr. 283. 

Gießereimafchinen von Dipl.-Ing. 
Smil Treiber in Heidenheim a, 3. 
Mit 51 Figuren. Ar. 548, 

Glas- und heramifche Snöuffrie 
(Snöujtrie der Silikate, der Baus 
Heine und des künftliiyen Mör- 
tels I) von Dr. Gujfan Nauter in 
Charloltenburg. Mit 12 Taf. Nr. 233. 

Gleichifeommajchine, Die, von Sn- 
genieur Dr. €. Kinzbrunner in Man- 
SHefter. Mit 81 Figuren. Nr. 957. 

G©leifcherkunde von Dr. Srig Machacek 
in Wien. Mit 5 Abbildungen im 
Tert und 11 Tafeln, Tr. 154. 

Gotifche Sprachdenkmäler mit Gram- 
ımalik, Hberfegung und Grläutergn. o. 
Dr. Serm. Sanen, Direktor d. Königin 
Lutfe-Schule i. Königsbergi. Pr. Rr.79, 

Goltfried von Gfrakburg. Hartz 
mann von Une. Wolfram von 
Ejchenbach und Gottfried von 
Straßburg. Auswahlausdem höflich. 
Epos nit Unmerk. u. Wörferbud) dv. Dr. 
K. Marold, Prof, am Kgl. Friedrids- 
Bolfegium zu Königsberg i. Pr. Rr.22, 

Graphiichen Stünfte, Die, von Carl 
Sampmann, k. k. Zehrer an der R. BE. 
Graphifhen Lehr- und BVerfuchsanftalt 
in Wien. it zahlreihen Abbil« 
dungen und Beilagen. Nr, 75, 

1 
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Griechifche  Alterlumskunde von 
Brofeffor Dr. Ri. Maifd), neu bear- 
beitef von Rektor Dr. Kranz Pohl. 
hammer. Mit 9 Volibildern. Nr. 16. 

©riedhiiche GefchichtevonDr. Heinrich 
Swoboda, PVrofeffor an der deuffchen 
Univerfität Prag. Nr. 49 

Griecgiihe Riterafurgejchichte mit 
Serücfihtigung d. Geiichte d. Wilfen- 
Ichaften von Dr. Ulfred Gercke, Prof. 
en der Univerf. Breslar, 2 Bänd- 

u Veeftfeher 2 a fepichte d 
tie en Sprache, Ge ed, 
1: Bis zum Yusgange der klaffifchen 
Seit von Dr. Dtto Hoffmann, Prof. a, 

® 2. a ae Mon 
riechifche u. römijche Mythologie 
D. Ent, Dr, Serm. Steuding, Rektor d. 
Spmnafiums in Schneeberg. Ar. 27. 

Srundbuchrechl, Das formelle, von 
Oberlandesgeridisr. Dr. %. Airegichmar 
in Dresden, Ar. 549, 

Sandelspolilik, Huswärlige, vos 
Dr. Seinr. GSieveking, Profeffor an 
der Univerfitäf-Zürih, Nr. 245. 

Handelsrecht, Deuifches, von Dr. 
Karl Lehmann, Profellor an der Uni- 
verfität Göttingen. I: Einleitung. Der 
Kaufmann und feine Silfsperjonen. 
Dffene SHandelsgejellfhaft. Komman- 
dil- und ftille Sefellihaft. Nr 457. 

— — 11: Urtiengefellih. Gefellih. m. b. 
5. Eing. Gen, Sandelsgeih. Ar. 458. 

Sandelsjchulwefen, Das deulfche, 
von Direkfor Theodor Blum in Deffau. 
Air, 558 

SHandelsifand, Der, von Rechtsanwalt 
Dr, jur. Bruno Springer in Leipzig. 
(Kaufmänn, Redisk. 8.2.) Nr. 545. 

Sandelswejen, Das, von Geh. Ober- 
regierungsraf Dr. BWilh. Leris, Pro- 
felfor_ an der Univerfität Göffingen. 

: Das SHandelsperjonal und der 
Warenhandel. Nr. 296, 

— — 1: Die Efjektenbörfe und die in- 
nere Kandelspolitik. Nr. 297. 

Sandjenerwaffen, Die Entwicklung 
der, feit der Mifte des 19. Sahr- 
bunderts und ihr heuliger Stand von 
6. Wrzodek, Hauptmann und Kom- 
pagniehef im Snfanterie-Regim. Grei- 
herr Hiller_ von Gärtringen (4. Bofen- 
oe) Ar. 59 in Soldau. Mit 21 Ab- 
ildungen. Nr, 366,



Sarmonielehre von U. Halm. Mit 
vielen Notenbeilpielen. Nr. 120; 

Harlmann von Aue, Wolfram von 
Eichenbah, und Gsiffried von 
Straßburg. - Yuswahl aus den höft- 
Ihen Epos mit Unmerkungen . und |’ 
Wörterbudh von Dr. &. Marold, Bro- 
felfor am SKöntglihen Kriedridskol- 
tegium & Königsberg i. Pr. Nr. 22, 

Sarze, Lacke, Sirniffe von Dr. 
Karl Braun in Berlin. (Die Seite 
und Ole IE) Nr. 337, . 

Sanpiliteraiuren, Die, d. Orients 
.v. Dr. M. Haberlandt, Privatdoz. a. 
d. Univerf. Wien. I. 1. Nr. 162, 163. 

Sebezenge, Die, ihre Konftrukfion u. 
Zerehnung von Ing. Prof, Hermann 
Wilda, Bremen. M. 399 Abb. Nr. 414, 

SHeeresorganifation, Die Entwick- 
fung der, jet Einführung der jteben- 
den SHeere von Otto Neujcler, Haupt: 
mann u. Batteriehef in Ulm. I: Ge- 
Ihihll. Entwicklung bis zum 'Aus- 
gange d. 19. Sahrh. Nr. 552, 

Heizung u. Rüflung dv. Ing. Sohannes 
Köriing in Düfleldorf. I: Das Wefen 
und die Berechnung der Heizungs- und 
Rüftungsanlagen, Mit 34 Fig, Pr. 342, 

— — 1: Die Ausführung d. Heizungs- u. 
Rüftingsanlage. Mit 191 gig. Nr, 343, 

en. Zandeskunde des Groß- 
erzogiums Seffen, der Provinz 
ejien-Riaffau und des SFürfien- 

tums Waldeck von Prof. Dr. Georg 
Greim in Darmfiadt. Mit 13 Ab- 
dildungen und 1 fiarte. Nr. 376. 

Siernginphen von Geh, Regier.-NRat 
Dr. M. Erman, Prof. an der Uni- 
verfität Berlin... Nr. 608. 

Sochjpannungstechnik von Dr.-Ing. 
&. Fiiher in in Samburg»-Bergedorf. 
Mit vielen Figuren. Nr. 609. 

Sol3, Das. Aufbau, Eigenfchaften u. Ber- 
wendung vd. Ingen. Prof. Hermann 
Wilda in Bremen. M. 33 Abb, Nr. 459. 

Sotels, Bajthänfer und Sofels von 
Architekt Mar MWöhler in. Düfleldorf. 
1: Die Bejtandteile u. d. Einrichtung d. 
Safthaufes. Mit 70 Figuren. Nr. 525. 

— — 11: Die verjchiedenen Arten dv. Gaft-         bäyufern. Mit. 82 Siguren. Nr. 526, 
Hydraulik von W. Hauber, Dipl.-Ing. 

in Stultgart, Mit 44 Fig. Nr. 397. 
Sngiene des Städfebaus, Die, von | 

Profeffor 5. Chr. Nukbaum in San- | 
nover. Mit 30 Abbildungen. Ar. 348. 
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Sygiene d. Wohnungsweiens, Die, 
von Prof. 5. Chr. Nukbaum in San- 
növer. Mit 5 Abbildungen. Wr. 363. 

Sberiiche Salbinjel. Qandeskünde 
der Iberijchen Salbinfel von Dr. 
Sriß Regel; Prof. a, d. Univ, Würzburg. 
Mit 8 Kärkhen u. 8 Abb. im Tert und 
1 Karte in Sarbendruk, Nr. 235. 

Snbdifche Religionsgejcichte v. Prof. 
Dr. Edmund Hardy. Nr. 83. .. 

Gnöogerman. Sprachwilfenichajt v. 
Dr. R. Meringer, PBrofeffor an. der 
Univerf. Graz. Mit] Tafel. er, 59, 

Iuöuffriefle u. gewerbliche Bauten 
(Speicher, Lagerhäufer und Fabriken) 
von Arditekt Heinrich Salzmann in 
Düffeldorf. 1: llgemeines über An- 
lage und Sionftrukfion der induftrielfen 
und gewerblihen Bauten. Nr. 511. 

— — li: Speiher und Sagerhäufer, 
Mit 123 Figuren, Nr. 512, 

Infektionshrankheilen, Die, und 
ihre Verhütung von Stabsarzt Dr. 
D. Hoffmann in Berlin. Mt 12 
vom Berfaffer gezeicdhreten Abbildung. 
und einer (Siebertafel, Nr. 327, 

Iniekten. Das Tierreich V: Sn: 
jehten von _ Dr. I. Groß in Neape 
(Stazione Soolögica), Mit 56 Ab- 
bildungen. Nr. 594. 

Inftrumentenlehre v. Mufikdir. Franz 
Mayerhoifi.Chemnig. I: Tert. Nr.437. 

— — 1: Notenbeifpiele, Nr. 438. 
Sniegralrehhnung von Dr. Sriedr. 

Sunker, Rektor des Realgymnafiuns 
und der Oberrealichule in Göppingen. 
Mit 89 Figuren. Nr. 88, 

-- Repelitorium und MUufgaben- 
Tammlung zur Integralrechnung 
von Dr. Sriedrih Sunker, Rektor des 
Realgymnafiums u. d. Oberrealichule 
in Göppingen. Mit 52 Yig. Nr. 147. 

Sirael, Gejchichte Sfraels bis auf 
. die griechijche Zeit von Lic, Dr. 

$. Benzinger. Nr. 231. 
Stalienifge Sandelskorrefpondenz 

von Profefjor Wlberto de DBeaur. 
Oberlehrer am Königl, Sntitut ©. ©. 
Annunziafa in Slorenz. Nr. 219, 

Stalienifche Liferaturgefchichte von 
Dr. Karl Bohler, Profeffor an der 
Univerfität Münden. Nr. 125 

SKalkulalion, Die, im Mafchinenbau 
von Ingenieur 9. Bethimann, Dozent 
am Technikum Altenburg. Mit 63 21b- 
dildungen. Ar. 486.



Kältemafchinen. Die Ihermodnna- 
mifchen Grundlagen der Wär- 
mekraft: und Stälfeiojchinen 
von M, Aöttinger, Diplom-Ingenieur 
in Mannheim, Mit 73 Hig. Nr.2. 

Kamerun. Die deulfyen Sinfonien 
1: Togo und Kamerun von Prof. 
Dr. Karl Dove. Mit 16 Tafeln und 
einer Lithographiihen Karte. ir. 441. 

Kanal- und Schleufenbau von Re 
gierungsbaumeifter Dit Rappold in 
Stuttgart. Mit 78 Abbild. Ar. 585. 

Sant, Immanuel. (Geile d. Philo- 
fophie Band 5) von Dr. Bruno Baud), 
Brof. a. d. Univ. Sena. Nr. 536. 

Sartell und Trujtv. Dr. S. Tigierihky 
in Düfjeldorf. Nr. 522, 

Siczlenkunde von Dr. 
Karfograph in Berlin. 
k: Die Brojekfionen, 
guren. Nr. 30. 

— — 11: Der Karfeninhalt und das 
Meffen auf Karten. Mit 36 Si- 
guren. Nr. 599, 

Kaufmännifche Rechiskunde. I: Das 
Wechfelmejen non Redlsanwalt Dr. 
Rudolf Motbes in Leipzig. Nr. 103. 

— 11: Der Handelsftand v. Redytsanw.Dr. 
jur. Bruno Springer, Leipzig. Nr.545. 

Kaufmännifches Rechnen von Prof. 
Ridhard Suff, Oberlehrer a. d. Öffentl. 
SHandelslehranftalt 3. Dresdener Kauf- 
mannjd. KB. I. Nr. 139, 140. 187. 

Keramifche Snduffrie. Die Gn« 
duftrie der Silikafe, der künft- 
Tichen Bauffeine und des Mörfels 
von Dr.'Guftav NRauter. I: Glas« u. 
keram. Induftrie. M.12 Taf. Nr. 233. 

M. Groli, 
2 Bändden, 
mit 53 i- 

Kirchenrecht von Dr. €. Sehling, vrd. 
Brof.d. Rechte in Erlangen. _ Nr. 377. 

Stlimehkunde 1: Allgemeine‘ Klinte- 
ledre von_Profeffor Dr. W,_Köppen, 
Meteorolöge der Seewarte Hamburg. 
Mit 7 Taf. und 2 Figuren. Nr. 114. 

Solonialgeichichle von Dr. Dietrich 
Schäfer, Brofeilor der Geihichte on 
der Univerjität Berlin. Tr. 156. 

SKoloniafrecht, Deulfches, von Dr. 
5. Edler von Hoffmann, Profefior 
an der Agl. Akademie Pofen. Nr. 318. 

Siomelen. Aftronomie. Größe, Be- 
wegung und Entfernung der Himmels 
körper von U. 8. Möbius, neu bear- 
beitef von Dr. Herm. Kobold, Profeflor 
as der Univerfität Kiel. II: Kometen, 
Meteore und das Gternfyffem. Mit 
15 Giguren u. 2 Sternkarien. Nr. 529. 

Sommunale Wirtichaftspflege von 
Dr. Alfons Rieh, Magijtratsaffelior 
in Berlin. Wir, 534, 

Sompojttionslehre. Mufikaliihe Zor- 
menlehre von Stephan Arehl. I. II. 
Mit viel. Notenbeijpiel. Nr. 149. 150. 

Siontrapunkt, Die Lehre von der felb- 
ftändigen Stinmführung von Stephan 
Arehl in Leipzig. Nr. 3%. 

Kontrollwefen, Das agrikulfure 
chemijche, von Dr. Paul Krifhe in 
Leopolöshall-Stahfurt. Nr. 304. 

Koordinateniyitemeo. PaulB.Ficher, 
Oberlehrer an der Dberrealihute zu 
Groß-Kichterfelde, Mit8 Fig. Ar. 507. 

Siörper, Der menfchliche, fein Bau 
und eine Täligkeifen_ von GC 
Rebmann, Oberfchulrat in Karlsruhe. 
Mit Gefundheitsiehre von Dr. med. 5. 
Seiler. Mif47 Ubb.u.1 Taf. Ar. 18. 

Sinftenanfchlag fiehe: Beranihlagen. 
Striegsigifiban. Die Entwicklung 

des Siriegsfchiffbaues nom Al:     
Sierzenfabrihafion. Die Geijett- 

Tabrikation, die Geifenanalyfe 
und die Sierzenfabrikafion von 
Dr. Karl Braun in Berlin. (Die Selte 

u. Öle ll) Mit 25 Abbild. Nr, 336, 

Kiauljchon. Die deufich. Kolonien 
Il: Das Güdjeegebiel und Kiau= 
tfchou von Prof. Dr. &. Dove. Mit 
16 Zof. u. I lifhogr. Karte. Nr. 520, 

Kinemafik von Dipl.-Ing. Hans Bolfter, 
Affiftent an der Agl. Techn. Hochjfchule 
Dresden. Mit 76 Abbild. Nr, 584. 
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terfum bis zur Neuzeit, Don 
Zjard Schwarz, Geh. Marinebaur. u. 
Sciffbau-Direktor. 1. Teil: Das Seit- 
alter der NRuderihiffe u. der Gegel- 
Ihiffe für die Kriegsführung zur See 
vom Altertum b. 1840. Mit 32 Ab- 
bildungen, Nr. 471. . 

— — MH. Zeil: Das Seitalter der Dampf- 
fhlffe für die Kriegsführung zur Sce 
von 1840 bis zur Neuzeit, Mit 81 
Abbildungen. ir, 472, 

Siriegswejens, Gefchidjle des, von 
Dr, Emil Daniels in Berlin. 

Ar. 488, 
. . k: Dos 

antike Ariegswejen.



Kirlegswefens, Gefchichte des, von 
Dr. Emil Daniels in Berlin. II: Das 
mittelalt, Ariegswefen. Nr. 498. : 

— — 11: Das Ariegswejen der Neuzeit. 
Erjter Teil. Nr. 518, 

— — IV: Das Ariegsweien der Neuzeit. 
Zweiter Teil. Nr. 537. 

— — V: Das Ariegswejen der Neuzeit, 
Dritter Teil, Nr. 568. _ 

Ariitallogrephie von Dr. W. Bruhns, 
Prof. an der Bergakademie Clausthal. 
Mit 199 Abbildungen. Nr. 210. 

KAudrun und Dielrihepen, Mit Ein- 
leitung und MWörterbuh) von Dr. D. 
2. Tiricgek, PBrofejjor an der Uni« 
verfität Würzburg. Nr. 10. 

Kulfur, Die, der Renaiffance. Ge- 
fittung, Borfhung, Dichtung von Dr. 
Robert 5. Arnold, Profeifor an der 
Univerfifät Wien, Wr. 189. 

Sinlfurgeichichte, Deutliche, von Dr. 
Reinh. Günther. Ar. 56. 

Kurnendiskujtion, 2lfgebraifche 
Kurven von Eugen Beutel, Oberreal- 
lehrer in Baihingen-Enz, 1: Kurven- 
dishkuffion. M. 57 Sig.i. Tert. Nr. 435. 

Surzfchrift fiehe: Stenographie. 
SKüftenarlillerie. Die Entwicklung 

der Schifls- und Küffenarfillerie 
bis zur Gegenwart v. Storvetfen- 
Kopilän Huning. Mit Abbildungen 
und -Tabellen. Üir. 606. 

Racke. Sarze, Nacke, Sirnifte von 
Dr. Karl Braun in Berlin. (Die 
Seite und Öle HL.) Nr. 337. 

Ragerhäufer. Inöuftrielle und ge- 
werbliche Bauten. (Speider, Lager- 
bäujer u. Babriken) von Architekt Hein- 
ri Salzmann, Düfleldorf. Ih: Speicher 
u. Zagerhäufer, Mit 123 Fig. Ar. 512. 

Länder: und Bölkernamen von Dr. 
Audolf Kleinpaul in Leipzig. Nr. 478. 

Randftragenbau von Aigl, Oberlehrer 
. Kiebmann, Betriebsdirekfor a. D. 

in Magdeburg. Mit 44 Fig. Nr. 598. 

Randwirtichafllihe Befriebslehre 
v. E. Langendbe in Groß-Kichterfelde. 
Ar. 227. 

Randwirtichaftlichen Mafchinen, 
Die, von Aarl Walther, Diplom-In- 
genieur in Mannheim. 3 Bändchen. 
Mit ofelen Ubbildgn. Nr. 407—409. 

Rateinifhe Grammalik. Grundriß 
der lateiniihen Spradlehre von Prof. 
Dr.W. Botid in Magdeburg. Nr. 82, 
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Raieinifche Sprache. Gefchichte der 
Tateinifchen prache von Dr. 
Sriedrih Stolz, Profeifor an der Uni- 

gi ch eh hm 22 z 
. Shesretijche yjik MH. Zeil: 

Bin und ne Don Dr. Suft. 
Säger, Prof. an der Technijchen Hoch. 
Ichule in Wien. Mit 47 Abb. Nr. 77. 

Rogariidmen. DBierftellige Tafeln und 
Gegentafeln für -logarithmiiches und 
trigonpmetrifhes Rechnen in zwei Sar- 
ben zufanmengejfellt von Dr. Hermann 
Schubert, Prof. an der Gelehrtenihule 
des Sohanneums in Hamburg. Nr. 81. 

— Sünfftellige, von Profeffor Yuguft 
Adler, Direktor der R. k, Staalsober- 
realihule in Wien. Wr. 423. | 

Rogik, Piychologie und Rogik zur 
Einführung in die Bhilsjophie 
von RVrofeiior Dr. Th, Eljenhans. 
Mit 13 Figuren. Nr. 14. - 

Rokomoliven. Eifenbahnfahrzeuge 
- von $. Sinnenihal. I: Die Lokomotiven. 

Mit89 Abb. im Terfu. 2 Taf. Nr. 107. 

Rothringen. Gejchichte Rothringens 
In Dr. Sermann em Geh. 
Regierungsrat in Strakburg. Tr. 6. 

— Randeskunde v. Eljah-Noihring. 
D.Drof, Dr. R. Langenbek ii. Straßburg 
i.€. Mit 11 Abb. u. 1 Karte. Ar. 215. 

Rölrohrprobierkunde, Nualitalive 
Analyie mit Hilfe des Qölrohrs 
von Dr. Martin Henglein in Freiberg 
1.50, Mit 10 Siguren, Nr. 483. 

Nübech. Landeskunde der Grob- 
hergogtümer Mecklenburg u. der 

reien u. Sanfefladt Nübeck von 
Br. Sebald Schwarz, Direktor d. Real- 
hule zum Bon in Lübek. Mit 17 
Abbildungen und Karten im Tel und 
1 lithographiihen Karte. Nr. 487. 

und Neeresjtrömungen von 
r. Stanz Schulze, Direktor der 

Navigationsihule zu Lübeh, Mit 
27 Abbildungen u. Tafeln, Nr. 551. 

Küffung. Heizung und Küflung von 
Sngenieur Sohannes Körting in Düffel- 
dorf. I: Das Weien und die De- 
rechnung der Keizungs- und Lüftungs“ 
anlagen. - Mit 34 Figuren. Ar. 342. 
— II: Die Ausführung der tr 

und Lüflungsanlagen. Mit 191 

.guren. Nr. 343. 

Ru
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Bulher, Merlin, u. Thom. Murner. , Maihemafih, Gefchichte der, von 
usgewählt und mit Einfeifingen und ! 

Unmerkungen verfejen von Prof. G. 
DBerlit, Oberlehrer am Rikolaigpmna- 
fium zu Leipzig. _Rr. 7. 

Megnelismus. Iheoreliiche Php» 
fik IN. Zeil: Elckfrizität u. Mag- 
nelismus. Bon D:: Guftan Säger, 
Brofefjor an der Tednijchen Sochlhufe 
Wien. Mit 33 Abbildungen. Nr. 78. 

Mälzerei. Branereiwefen I: Mäl- 
gerei von dr. PB. Dreverhoff, Direktor 
der Öffentl. u. 1. Sädjf. Berfuchsftat, für 
Brauerei ı. Mälgerei, jew. d. Brauer» 
und Wäizerfchule zu Grimma. Nr. 303, 

Mafchinenban, Die SFalkulation im, 
v. Ing. H. Beihmmann, Doz. a. Technik, 
Altenburg. Mit 63 Abbild. Nr. 486. 

— Die Maferialien des Mafsginen- 
bases und der Elektroiechnik 
»on Ingenieur Prof, Hermann Wilda. 
Mit 3 Abb. Nr, 476, 

Mafchinenelemenfte, Die, _Aurzge- 
faßles Lehrbuch mif Zeifpielen für das 
Selbitfiudium und den prakfiihen Ge« 
brauh von Sr. Barth, Oberingenieur 
in Nürnberg. Mit 86 Figuren. Ar. 3. 

Majchinengeichnen, Prahtijches, 
von Ing. Rich, ifner in Warm- 
brunn. - I: Grundbegriffe, Einfadhe 
Nafchinenteife bis zu den Kuppelungen, 
Mit 60 Tafeln. Nr. 589, 

— — NH: Lager, Riemen- u. Geilfceiben, 
geäden, Kolben-Pumpe. Mit 51 
Tafeln. Nr. 590. 

Mahanalyje von Pr. Ofto Röhm In 
Darmjtadt. Mit 14 Ziguren. Nr. 221. 

Nahe, Münz- und Gewichiswefen 
von Dr. Auguft Blind, Profeflor an 
der Sandelsichule in Köln. Nr. 283, 

SBtaierialprüfungswejen, Einführung 
in d. mod. Technik d. Materialprüfung 
von f. Memniler, Diplom-Ingenieur, 
Hand. Mifarbeiter a. Aigl. Material- 
Frülungsamte zu Groß- Lichterfelde, 

: Materialeigenihaften. — Seltig- 
keitsverfuche. — Silfsmittel für Feitig- 
Beitsverjuche. Mit 58 Zig. Nr. 311. 
—- N: Metallprüfung u. Prüfung von 
Silfsmalerialien des Maihinenbaues. 
— Baumaterialprüfung. — Papier- 
prüfung. — Schmiermitfelpräfung. — 
Einiges über Melallographie. Mit 
31 Figuren. Nr. 312. ! 
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r. %M. Sturm, Profeffor am Ober 
gymnafium in Geitenftelten. Ne. 226, 

Mathematiiche Formelfammlung u. 
Repelitorium der Mathematik, enth, die 
widligften Formeln und. Lehrfäge der 
Zrithmetik , . Algebra, algebraifchen 
Analyfis, ebenen Geometrie, Gtereo- 
mefrie, ebenen und Iphäriichen Trigo- 
nomefrie, mäth. Geographie, nnalpt. 
Geometrie der Ebene u. d. Raumes, der 
Different.» u. Sntegralredn. von D. Th. 
Zürklen, Pıof. am Kl. Realgymn. in 
Sh.-Giünd, Mit 18 Figuren. Pr. 51. 

Maurer- und Gleinhauerarbeiten 
von. Prof. Pr. phil. und Dr.-Ingen. 
Eduard Schmitt in Darmifadf, 3 Bänd. 
hen. Mit vielen Abbild. Nr. 419-421 

Biechanik, Theoret. Bhyiik I. Zeit: 
echanik und Akujiih. Von.Dr. 

Guft. Säger, Profellor an der Tech- 
niihen Sochichule in Wien. Mit 19 Ub- 
bildungen. Wr. 76, 

Mechanifche Technologie von Geh. 
a Profeffor U. Küdicke in Braun- 
föweig. 2 Bänden. Nr. 340, 341. 

Mecklenburg. Landeskunde der 
Großherjoglümer Mecklendurg 
u. ber freien u, Sanjefjladl Rü- 
beckv. Dr.Sebald Schwarz, Direktor d. 
Reatichufe zum Dom in Lübeck. Mit 17 
Abbildungen im Text, 16 Tafeln und 
1 Karte in Lithographie. Nr. 487. 

Mechlenburgifhe Geichichle von 
Oberlehrer ee in Reubranden- 
burg i. M. Nr. 610. 

Meereshunde, Phyjiiche, von Pro- 
fefjor Dr. Gerhard Schoif, Abteilungs- 
porjfeher bei der Deufihen Seewarte 
in Samburg. Mit 39 Abbildungen 
im Tert und 8 Tafeln. Rr. 112, 

Meeresitrömungen, Rufl- und 
Meeresilrömungen o. Dr. Sranz 
Schulze, Dir. der Ravigationsichule au 
Lübeh. Mit27 Abbildungen u, Tafeln. 
Nr. 551, 

Menjchliche Hörper, Der, fein Bau 
und feine Täfigkeifen von &, Reb- 
mann, Oberjchufrat in Karlsruhe. Mit 
Gejundbeitslehre v. Dr. mes. H.Seiler. 
Mit 47 Abbild, und 1 Tafel. Ar. 18.



Meiallographie. Kurze, gemeinfahlihe 
Darftellung der Lehre von ‚den Me- 
taflen und ihren Qegierungen unter be- 
fonderer Berückfichtigung der Metall: 
mikrojkopie von Prof. E. Heyn u. Brof. 
D. Bauer am gl. Meaterialprüfungs- 
amt (Gr.-Richterfelde) der Agl. Techn. 
Sohidule zu Berlin, I: Allgem. Teil. 
Mit 45 Abbildungen im Tert u. 5 Licht» 
bildern auf 3-Zafeln. Nr. 432, 

II: Spezieller Teil. Mit 49 Abb. 
im Tertu. 37 Richtb. auf 19 Taf. Nr. 433, 

Mefallurgie von Dr. Auguft Bei, 
in Sriftionsfand (Norwegen). 1. U. 
Mit 21 Siguren. Nr, 313, 314. 

Meieore. Aflronomie. Größe, Be- 
wegung und Entfernung der Himmels- 
körper von U. 5. Möbius, neu bear- 
beitet von Dr. Serm. Kobold, Prof. 
an der Univerfität Kiel, II: Kometen, 
Meteore und das Sternfyften. Mit 
15 Sigurenu. 2 Sternkarten. Nr. 529. 

Meteorologie. von Dr. W. Trabert, 
RBrofefior an der Univerfität. Wien. 
Mit 49 Abbild, u. 7 Tafeln, Nr. 54. 

Milttärftrafrecht von Dr. Mar Ernft 
Mayer, Brofeffor an der Univerfität 
Straßdurgi.&. 22Bde. Nr, 371, 372. 

Mineralogie von Geh, Bergrat Dr. 
R. Brauns, Prof. an der Univerfität 
Bonn. Mit.132 Abbild, Nr. 29, 

Minnefang und GSpruchdichtung. 
ÜBalther von der Bogelmeide mit 
Auswahl aus Minnejang und 
Spruchdichlung. Mit Anmerkungen 
u. einem Wörterb. v. D. Güntter, Prof. 
an der Oberrealfchule und an d, Techn. 
KSochfhule in Stukigart. Nr. 23. 

Mitielhochdeuffch. Dichtungen aus 
miftelhochdenffcher Srühzeit, In 
Auswahl mit Einleitung und Wörter- 
buch herausgegeben von Dr. Hermann 
Sangen, Direkfor der Königin Quife- 
Säule in Königsberg i. Pr. Nr. 137. 

Mütelhochdeuticheßrammalik. Der 
Tibelunge Nöt in Huswahl und 
mittelhochdeutiche Grammatik m. 
kurzem Wörterbud) v. Dr. W. Golther, 
Riof. a. d. Univerfität ARoflok. Nr. 1. 

Morgenland. Gejdichle des allen 
orgenlandes von Dr. Sr. Sommel, 

Brofellor an der Univerfität Münden. 
ME 9 Bildern und 1 Karte, Nr. 43. 

Morphologie u. Organographie der         Bilanzen von Prof. Dr. M. Nord- 
baujeni. Kiel. M. 123 A6bitd. Nr.141. | 
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Mörtel. Die Snöufirie der künff- 
lichen Baujleine und des Mör- 
tels v. Dr. ©, Rauter in Charlotten- 
burg. Mit 12 Tofen. Nr. 234. 

Aundarien, Die deuffchen, v. Pıri. 
Dr. 5. Reis in Mainz. Nr. 605. 

Mundarien, Blaifdentiche, von Dr. 
Hubert Grimme, Profeljor an der 
Univerfität Münfter i.W. Nr. 461. 

Münzwefen, Nah-, Münz- u Ge- 
wichiswefenv.Dr. Aug. Blind, Prof. 
a. d, Sandelsihule in Köln, Ar. 282. 

Murner, Thomas. Marlin Zufher 
und Thomas Wurner. Ausge- 
wählt u. m. Einleitungen u. Unmerk. 
verjehen von Prof. G. Berlit, Ober!. 
am Nikolaigymamn, zu Leipzig. Rr. 7. 

Aiufik, Sefchichle der alfenu.miitel- 
alterlichen, von Dr. A. Möhler in 
Steinhauben. 2 Dich, M, zahle. Abb. 
uud Mufikbeilagen. ir, 121 und 347. 

Mufikalifche Akujfik von Profeffor 
Dr. Sarl 2. Schäfer in Berlin. Mit 
35 Übbildungen. Nr. 21. 

Mufikeliiche Sormenlehre (Kom- 
polifionslehre) von Stephan Krehi. 
1 ıl Mitviel, Notenbeifp. Nr.149,150. 

Mufikäffpelik von Dr. Karl Grunsku 
in Stutigart. Tr, 344. 

Mufikgefchichle des 17. und 18. Gahr- 
underis von Dr. &. Grunskp in 
fultgart, Nr. 239, 

Mufikgefchichle jeit Beginn des 19. 
Gahrhunderfs von Dr. f. Grunskn 
in Stuttgart. 1. II. Mr. 164. 165. 

Mufiklehre, Allgemeine, von Stephan 
Krehl in venag- Nr. 220 

Nadelhöizer, Die, von Dr. 5. ®. 
Neger, Profeffor an, der Königlichen 
Borftakademie zu Tharandt, Mit 85 
Abbitd., 5 Tab. und 3 Karten. Nr. 355. 

Nahrungsmiliel. Ernährung un: 
ahrungsmiliel von Oberftabsarzi 
tofeflor 5. Biihoff in Berlin. Mit 
Abbildungen. Nr, 464. . 

Naulik. Kurzer Abrib des täglich on 
Bord von Handelsihiffen angewandten 
Zeils der Schiffahrtskunde. Von Dr. 
Sranz Schulze, Direktor d. Navigations- 
Säule zu Lübek. M.56 Abb. Nr. 84. 

Neugriechijch-deuffches Geiprächs- 
buch mit befonderer Berükfihtigung 
der Umgangsipradye von Dr. Sohannes 
Kalitfunakis, Dozent am Seminar für 
orient, Sprahe in Berlin, Nr. 585.



NReunzehnies her Ge: 
ichichte des 19. Gahrhunderfs von 
Oskar Säger, v. Sonorarprof. a.d. Univ. 
Bonn. 1. Bdcn.: 1800--1852, Ar. 216. 

— — 2, Bändchen: 1853 bis Ende des 
Sahrhunderfs. Nr. 217. 

Rteufeflamenlliche Seitgeinichle 
von Lic. Dr. W, Staerk, Prof. a. der 
Univ. in Sena. 1: Der hiftoriihe und 
&ulturgeihichtliche Hintergrund des Ur- 
Hriftentums. Mit3 Karten. Nr. 325. 

— — 1: Die Religion des Iudentums 
im Zeitalter d. Hellenismus u. d. Römer- 
berrihaft. Mit 1 Planfkizze. Ar. 326. 

Nibelunge NÖt, Der, in Auswahl und 
miftelhochdeutfhe Grammatik mit kur« 
zem Wörterbud von Dr. W. Golther, 
Profefjor an der lIniv, Roftok. Nr. 1. 

Nordifche Riteralurgeichichte I: Die 
isländifhe u. norwegiiche Literatur des 
Mittelalters von Dr. Wolfgang Goliber, 
Prof, an der Univerf. Roftok. Nr. 254. 

Nuspflanzen von Profeffor Dr. 5. Beh- 
rens, Borft. d. Großherzogl. landwirt- 
Ihaftlihen Verjuchsanftalt_ Auguften- 
berg. Mit 53 Siguren. Nr. 123, 

Dle. Die Selte und SIe jowie die 
Seifen-n. Kerzenfabrikation u. d.Sarze, 
Lade, Sirniffe nr. ihren widligft. Hilfs» 
ftoffen von Dr. Karl Braun in Berlin. 1: | 
Einführ. ind. Chemie, Beipred. einiger 
Salze und der Seite und Öle, Nr. 335. 

Sle und Niechiioffe, Siiheriiche, 
von Dr. %. Rodyuffen in ae Mit 
9 Abbildungen. Nr. 446. 

Splik. Ginführung in die geome- 
-trifche Optik von Dr. W. Hinrichs 

in Wilmersdorf-Berlin. Nr, 532. 

Drientalifche Riferafluren. Die Ri- 
lerafuren des Orients von Dr. WM, 
Saberlandf, Privatdozent an der Uni« 
verfität Wien. I: Die Liferafuren 
Dftafiens und Indiens. Nr. 162. 

1: Die Literaturen der Berfer, 
Semiten und Türken. Nr. 163. 

— Die dhriftlichen Riteraluren des 
Drienis von Dr. Anton Baunftark, 
1: Einleitung. — Das oriftlih-aramä- 
üdhe 1, d. koptifche Schrifttum. Nr. 527. 

— — NH: Das Hriftlic-atabifche und das 
äthiopiihe Schrifttum. — Das chrift- 
lihe Schrifttum der Arnenier und 
Georgier. Nr. 528, 
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DOrisnamen im Deufichen, Die, Ipre 
Entwicklung und ihre Herkunft von 
Dr. Audolf Sleinpaul in Reipzig- 
Gohlis, Nr. 573, 2. 

Dilafrika. (Die deutfchen Kolonie III) 
von Brof. Dr. &. Dove. Mit 16 
Tafeln u. 1 lithogr. Karte, Pr. 567. 

Dflerreich, Dferreichifege ©e: 
‘= fchichte von Prof. Dr. \Sranz von 

Krones, neu bearb, von Dr. Kart Uhlirz, 
Prof. a. d. Univ. Graz. I: Bond, Urzeit 
b. 3. Tode Aönigs Albredjts II. (1439. 
Mit 11 Stammtafeln. Nr. 104. 

— — 1: Bom Tode König Albredts ii. 
bis zum Weltf, Frieden (1440— 1648). 
Mit 3 Stanmtafeln, Ar. 105. 

— Randeshunde von Siterreich-Un- 
garn von Dr. Alfred Grund, Prof. 
an der Univerfität Prag. Mit 10 Tert- 
illujtralionen und 1 Karte, Nr. 244. 

Dpidius Rafo, Die Meiamorphofen 
des. In Auswahl mit einer Ginleit. 
u. Anmerk, herausgegeb. von Dr. Sul, 
Ziehen in Frankfurt a. M. Mr. 442. 

Pädagogik im Grumdrik von Brofefior 
Dr. W, Rein, Direktor des Pädageyg. 
Seminars an der Univ. Sena. Nr. 12. 
Gejchichfe der, von Oberlehrer Dr. 
9. Weimer in Wiesbaden. Nr. 145. 

Geologiihe Ge- Balängeographie, 
hichte der Meere und ‚Setländer von 

r. Sranz Koffmat in Wien. Mit 6 
Karlen. hr. 406. 

Paläoklimelologie von Dr. With. R. 
Ecardt in Weilburg (Rahn). Nr. 482. 

Paläontologie von Dr. Rud. Hoernes, 
vofeffor an der Univerfilät Graz. 
it 87 Abbildungen. Nr. 95. 

— und Abfiammungslehre von Dr. 
Karl Diener, Profeior an der Univer). 
Wien. Mit 9 Abbildungen. Nr. 460. 

Baläjtine. Randes= u. Bolkskunde 
Paläjlinasp. Lic.Dr. Suftausölfher 
i, Halle. M.8 Bolbid.u. IR. Nr.345. 

Paralleiperjpehtive, Redkvinklige 
und fchiefwinklige Aronomelrie von 

tofelfor S. Bonderlinn in Münfter. 
Mit 121 Figuren, Nr. 260. 

Perjonennamen, Die deufjchen, von 
Dr. Rud. Kleinpaul in Leipzig. Nr. 422. 

Belrographie von Dr. W. Brubus, 
Brofeffor an der Bergakademie Claus- 
thal. Mit 15 Abbildungen. Mr. 173. 

Pflanze, Die, ihr Bau und ihr Leben 
von Profefior Dr. €. Dennert. Mit 
96 Abbildungen. Nr. 44.



Pilangenbaulehre, Ackerbau= und 
Bilanzenbaufehre von Dr. Paul 
Ripperf in Effen und Ernft Qangen- 
bed in Groß-Kichterfelde. Nr. 232. 

BPflanzenbiologie von Dr. W. Migula, 
Brofefjor an der Korftakademie Eife- 
nad, Er Allgemeine Biologie. Mit 
43 Abbildungen. Ar. 127. 

Pllanzenernäfrung. Wgrihulfurs 
chemie 1: Pilanzenernährung von 
Dr. Sarl Grauer. Nr. 329, 

Bilanzengeographie von Brofefjor Dr. 
Sndwig Diels „a Marburg (Helen). 

r. 389. 
Bllanzenkrankheiten von Dr. Werner 

Sriedr. Brud, Privatdozent in Giehen. 
Mit farb. Taf. u. 45 Abbild. Nr. 310. 

Pflanzenmorphologie, Morpho= 
logie u, Organographie d. Biian- 
zen von Brof. Dr. M. Nordhaufen 
in Kiel. Mit 123 Abbild. Nr. 141. 

Bilanzenphyfiologie von Dr. Adolf 
Sanjen, Profefior am der Univerfifät 
Gießen, Mit 43 Abbid, Mr. 591. 

Pflanzenreichs, Die Stämnie des, 
von Privatdozent Dr. Robert Pilger, 
Suftos am Agl. Botaniihen Garten in 
SBerlin-Dahlem, Mit 22 Abb, Wir. 485. 

Bilanzenwelt, Die, der Gewällfer 
von Dr. WB. Migula, Prof. a. d. Korftak. 
Eifenah. Mit 50 Abb, Nr. 158, 

Pilanzenzellenfehre, Sellenlehre 
und Zlnatomie der Pflanzen von 
Brof. Dr. 5. Miehe in Leipzig, Mit 
79 Abbildungen. Nr, 556. 

Bharmakognojie. Bon Apoiheker 5. 
Scmitfhenner, Affift, a. Botan. Intit. 

Pin Zehn. ee Ehemier I 251. 
armazeu e Chemie von Brivat- 
dozent Dr. €, Mannheim in Bonn, 
3 Bändchen. Nr. 543/44 u. 588. 

PHilologie, Gejchichte d. kKlafiiichen, 
v. Dr. Wilhelm Kroll, ord. Prof. a. d, 
Univerfität Münfter in Weftf. Nr. 367, 

ifofophie, Einführung indie, 
Pin De Klar Wentiger, Profefior an 

der Univerfität Bonn. Nr. 281. 

ifofophie, Bejch. der, IV: Ptenere 
Pe vphieb. Hanfv.Dr.3.Baud, 

Rrofeffor an -er Univ. Jena. Nr. 394, 
— — V: Immanuel Stanf von Dr. 

Brund Bauch, Profelfor an der Uni- 
verfität Sena, Nr. 536.     
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Bhilojophie, Gelchichte der, 
Ye a Philoiophie im erffen 
Drittel des 19. Gahrhunderfs 
von Arthur Drews, Prof. d. PBhilo- 
fophie an der Techn. Sochiehule in 
Karlsruhe, Nr. 571. 

— Saupiprobleme der, von Dr. Georg 
Simmel, PBrof.a.d.Univ. Berlin. Rr.500. 

— BPiychologie und Logik zur Einf. 
in die Philofophie um PVrofeffor Dr. 
<h. Elfenhans. Mit 13 Figuren, Ar. 14. 

Photographie, Die. Bon 9. Fehler, 
Profelfor an der.k. R. Grophüüchen Kehr- 
und Berfuhsanftalt in Wien, Mit 3 
Tafeln und 42 Abbildungen, Nr. 94. 

Phnfik, Theoretifche, von Dr. Guften 
Säger, Brofeflor der Phyfik an der 
ZTechnifchen Hochichule in Wien. I, Teil; 
Medanik und Ukufiik. Mit 24 Ub- 
bildungen. Nr. 76. Pr“ 

e — — 1. Zeit: Liht und Wärme, 
47 Abb, Nr. 77. 

— — 11. Zeil: Elektrizität und Magne- 
fismus. Mit 33 Abbildungen. Nr. 78. 

— — IV, Zeil: Elektromagnetifche Licht- 
tbeorieu. Elektronik, M.21 Fig.Nr.374. 

— Gejchichle der, von Prof. U, Kiftner 
in Wertheim a. M, I: Die Phyfik bis 
Newton. Mit 13 Figuren. Nr. 293. 

— — 11: Die Bhyfik von Newton bis zur 
» kalieh: en hen 294, 

Hylikaliih-Chemifche Rechenanf- 
aben von ehr. R. Übegg u. 

Keinatdogent Dr. D. Sadur, beide an 
ya Ihr Een an er 

yfikalifche ufgabenfammlung 
von ©. Matter, Rrofefior der Ma- 
thematik u. Phylik am Gymnafium in 
Ulm mit den ann an 243. 
fikalifche Formelfammiung von 

Pr Mahler, Brofeffor am Gymnafium 
in Ulm. Mit 65 Siguren. Nr. 136 

Bhylikatifche Meijungsmeihoden v 
Dr. Wilh.Bahrdt, Oberl. a. d. Oberreal- 
Kate‘ i iene in at 49 8.8 Sol. 

iologijche emie von Dr. med. 

Pan ee Berlin. K: Alfimtla- 
tion. Mi 2 Tafeln. Nr. 240. 

— —1l: hie bon I m. 241. 
fiiche Geographie von Dr. Siegur. 

HR Prof.a. d, Kgl. Techn. Hodich- 
in Münden. Mit 32 Ubbid. Nr. 26. 

Phyitiche Mteeroekunde von Prof, Dr. 
eh Schott, Abteilungsporiteher bei 

der Deutich. Seewarte in Hamburg. mit 

39 Abbild. im Tert und 8 Taf. Ar, 112. 
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Pilze, Die, Eine Einführung in die 
Kenntnis ihrer Wormenreihen von 
Prof. Dr. ©. Lindau in Berlin. Mt 
10 $igurengruppen im Tert, Nr. 574, 

Planeieniyitem, Aftronomie (Größe, 
Bewegung und Entfernung d. Simmels- 

“ Körper) von U. 8. Möbtus, neu bearb. 
von Dr. Herm. Kobold, Prof. an der | 
Univerfität Siel. 1: Das Planeten- 
Inftem, Mit 33 Abbildung. Nr. IL. 

Plaftik, Die, des Abendlandes von 
Dr. Sans Gtegmann, Direktor des 
Baperifhen Nakionalmufeums.in Mün- 
en. Mit 23 Tafeln. Nr. 116. 

— Die, feil Beginn des 19. Jahre 
hunderfs von U. Seilniener in Mün- 
hen. Mit 41 DVoflbidern. Nr, 321. 

Plaltdeutiche Mundarten von Dr. 
Hubert Grimme, PBrofelfor an der Uni» 
verfität Münfter i. W. Mr. 461. 

Poeiik, Deutjche, von Dr. &. Borinski, 
Brof. a. der Univ. Münden. Nr. 40. 

Polarlicht. Erdmagnetismus, Erd= 
from u. Bolarlicht vo. Dr. U. Nip- 
poldt, Mitglied des Agl. Rreufiichen 
Meteorologiichen Snftituls zu Bolsdam, 
Mit 15 Abbild. und 7 Tafeln. Nr. 175. 

Bolnifche Geichichte von Dr. Clemens 
Brandenburger in Pofen. Nr. 338, 

Pommern, Randeshunde von Poun- 
mern von Dr. W. Decke, Prof. 
an der Univerfität Sreiburg i. 3. 
Mit 10 Abbild. und Karten im Tert 
u. 1 Karte in Lithographie. Nr.575. 

Foringiefliche Kiteraturgefchichte 
von Dr. Karl on Reinhardffoeltner, 
Eroiellor an der Königlichen Technifchen 
ohihule Münden. Nr. 213. 

Pofamentiererei. Terfil-Induffrie 
Weberei, MWirkerei, Bofa- 

mentiererei, Spißen= und Gar- 
dinenfabrikafion und Silsfabri- 
Kafion von Prof, Mar Gäriler, Geh. 
Regierungsrat im Agl. Landesgewerbe« | 
ame zu Berlin. Mif 29 Fig. Nr. 185. 

Boftrecht von Dr. Alfred Molce, Poft- 
injpekior in Bonn. Nr. 425, 

Preßlufiwerkzeuge, Die, von Dipl.- 
Ing. B. Sttis, Oberlehrer an der Kail. 
Zehniihen Schule in Straiburg. Mit 
82 Figuren. Nr. 493, 

Preußüche GSefcdichte. Branden- 
burgiich - preußitche Gedichte 
von Brof. Dr. M, Ihamm, Dirckfor 
des Saifer Wilhelms.Gpmnafums in 
Montabaur. Nr. 600, 

      
| 
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Preußifches Stanisrecht von Dr. Frih 
Stier-Somflo, Profeflor an der Ymiver- 

Pi on 2 Ei Pr. c- eier 
atrie, Korenfifche,non Profeffor 

Dr DB. Weygandt, Direklor der Srren- 
anftalt Sriedrihsberg in Hamburg. 
Pie A a0 amd au: fob 

Igcholsgie un gik_ zur Einführ. 
in die Vhilofophie von Prof. Dr. Th. 

amdanonik mn Sr Ar. 14, 
chophnylik, Grundri er, von 
Arte Dr. 6. $. Lipps in Zürie. 

t-3 Figuren. Nr. 98. 
Bunpen, Druchwafler- u, Drudi- 

Tuft- Anlagen. Ein kurzer Überblic; 
von Dipl.-Ing. Rudolf Bogdt, Re- 
gierungsbaumeifter a. D. in Nahen. 

it 87 Abbildungen. Nr. 290. 
Auellenkunde der deuffchen Ge- 

-Tchichte von Dr. Carl Sacob, Brof. en 
-d. Univ. Tübingen, 1. Band. Nr. 279. 

Radioaktivität von Dipl.-Ing, Wilhelm 
Sronmel. Mit 21 Abbild. Nr. 317. 

Rechnen, Das, in der Technik und 
feine Hilfsmittel (Rechenfchieber, Rechen- 
fafeln, Redyenmajcyinen ufw.) von Snge- 
nieur Soh. Eugen Meyer in rei. 
burgi. Br. Mit 30 Abbild, Nr. 405. 

— Kaufmännifches, von Prof, Ridard 
Sujf, Oberiehrer an der Öffentlichen 
SHandeistehranftalt der Dresdener Aauf- 
mannjdaft, 1.1. IE Nr, 139, 140.187. 

Recht des Bürgerlich. Gefeßbuches. 
Erftes Bud: Allgemeiner Teil. I: Ein- 
leitung — Lehre von den Perfonen u. 
».d. Sachen von Dr. Paul Derimann, 
Prof. a. d. Univ. Erfangen. Nr. 447, 

— — II: Erwerb und Berluft, Geltend- 
madıung und Schub der Rechte von 
Dr. Baul Dermmann, PVrofefior an 
der Univerfität Erlangen. Nr. 448, 

— Zweites Bud: Sculdreit, 1. Ub- 
keilung: Wllgemeine Lehren von Dr. 
Paul Derfmann, Profeijor an der 
Univerfifät Erlangen. \r. 323, 

bfeilung : Die einzeinen Schuld- 
verhältniffev. Dr.BaulDerhnann, Prof. 
an der Liniverfität Erlangen. Air. 324. 

— Drittes Buch: Sadenredt von Dr. &. 
Krebichmar, Oberlandesgericyisrat in 
Dresden. I: Allgemeine Xehren. Be- 
fih und Gigentum. . Nr. 480, 

— — 11: Begrenzte Rede, Tier, 481. 
— Biertes Buch: Samittenreht von Dr. 

Heinrich Tiße, Profefior an der Mi- 
verfität Götlingen. Nr. 305,



Rechtsgejchichle, Aömifche, von Dr. | Römtjcye Alterlumskunde von Dr. 
Robert von Mayr, 
Deutihen Univerfität Prag. 1. Bud: 
Die Zeit des Volksredtes. 1. Hälfte: 
Das öffentliche Redht, Nr. 577. 

— — 2. Hälfte: Das Privatredht. Nr. 578. 
Achıtsihut, Der internationale ge= 

werbliche, von 3. Neuberg, KAatlerl, 
Regierungsrat, Mitglied des Katjerl. 
Ralentamis zu Berlin. Nr, 271. 

Reiswifienihait, Einführung in! 
die, von Dr. Theodor Sternberg in! 
Berlin. I: Methoden. und Quellen- 
lehre, Nr. 169, " 

— — Il: Das Spitem, Nr. 170. 
Redelchre, Deuftfche, von Hans Rrobft, 

Spymnafialprof. in Bamberg. Nr. 61. 
Nedefchrift jiehe: Stenograpbie. 
Reichsfinanzen, Die Entwicklung 

der, von PBräfident Dr. NR, van der 
Borght in Berlin. Nr, 427. 

Religion, 
chriftlichen,. innerhalb des Neuen 
ZTejtaments von. PBrofeffor Dr, T 
Carl Clenien, Nr. 388 

-— Die, des Judentums im Seitalter | 
des Hellenismus und der Römerberr- 
haft von Lic. Pr. W, Staerk (Deu- 
tejtamentl, Zeifgeihichte H.} Mit einer 
Planfkizze, Nr. 326. 

Religionen der Nalurvölker, Die, 
von Dr. Ih. Achelis, Profeffor in 
Bremen, Nr. 449, 

Qeligiouswiflenichaft, Abrig der 
vergleichenden, von Profeflor Dr. 
SH. Uchelis.in Bremen. Nr, 208. 

Renailfance. Die Kultur der Res 
nailjance, Gejitlung, Sorjchung, 
Dichtung von Dr. Robert 3. Arnold, 
Prof. an der Univerfität Wien, Nr. 189, 

Reptilien. Das Tierreich II: Rep- 
ilfien und Amphibien. Bon Dr. 
Sranz Werner, VBrofeffor an der Unis 
verfität Wien. Mit 48%Ü6b. Nr.383. 

Aheinprovinz, Landeskunde der, 
von Dr. B. Steinedie, Direktor des 
Reaigymnafiums in Ejien, Mit 9 Abb,, 
3 Körihen und I Karte. Nr. 308, 

Rieitofle. &ütherifche SÖle_ und 
Riechitoffe von Dr. 5. Rocufien in 
Miltig. Mit I Abbildungen. Nr. 446. 

Foman. Gejchid;fe des deuiichen 
ehe eachneiffenieh ah Don 

Romanijche Spracymwiflenfchaft von 
Dr. Adolf Zauner, Profefior. an der 
Univ. Graz. 2 Bände. Nr. 128 250. 
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Die Entwicklung der 

  

Leo Biod in Wien, MB Boub. Nr. 45. 
| Römifche Gefchichle von Aealgon- 

nafial-Direktor r. Sul, Soc) in Brune- 
wol, Mr. 19, 

Römifche Riteraturgefchichte von Dr. 
‚Hermann Soadim in Hamburg. Nr.52. 

Römifche und ariehtiche Mytholo- 
gie von Prof, Dr. Hermann Stending. 
eher des Gynmafiums in Schneeberg. 

r. 27. 
ı Rupland. Auffiiche Gefchichte von 

Dr. Wild, Reeb, Oberlehrer am Dfter. 
gymaafium in Mainz, Nr. 4, 

— Randeshunde des Europätfchen 
Außlands nebjt Sinnlands von 
Brofefjor Dr. A. Philippfon in Halle 
a.6. NRr.359. 

QAufitich = Beutiches Gefprächsbuch 
:zon Dr. Erid) Berneker, PBrofeffor an 
der Iniverfität München, : Nr. 68 

ic | Anffiiche Granmelik von Dr. Erih 
Derneher, Brofefjor an der Univerfi- 
tät Münden, Nr. 66, 

Aufiiche Sandelshorreiponden von 
r. Theodor von Kawraysky in Leip- 

ig. Nr. 315. 

Auififches Reiebuch mit Gtoffar von 
r. Erich. Berneker, Brofeffor an der 

Univerfität München. Nr. 67. 

Auffifche Niteraiur von Dr. Erih 
Boehme, Leklor a, der Sandelshochichule 
Zerlin. I. Zeil: Auswahl moderner 
Profa und Poefie m. ausführlihen An- 
merkgn, u. Xkzentbezethnung,. Pr.40R. 

— — 1. Zeil: Beesonong Tapunnt, 
Pascrassı. Mit Anmerkungen und 
Uhzentbezeihnung. Nr. 404. 

Auffifche Riferafurgeichichle von Dr. 
Georg Bolonskij in Münden. Ar. 166. 

Rullifges Bokabelbuch, Stleines, 
von Dr. Erich; Boehme, Xekior an_der 
Sandelshochihule Berlin. Nr. 475. 

Sachenrecht. Recht d. Bürgerl. Ge- 
Tegbuches. Drittes Buch: Sachen- 
recht von Dr. 3, Areßfchymar, Ober- 
landesgerigisrat in Dresden, Tr M- 
gemeine Lehren, Befig und Eigenum. 

— — U: Begrenzte Rechte. Nr. 480, 481. 

Sachs, Sans. Ausgewählt und erläut. 
von Prof. Dr. Sulius Sahr. Nr: 24. 

g*



Sachen. Sächjiiche Gefchichte non 
rofeffor Dito Kaemmel, Rektor des 
ikolaigpmnafiums 3. Leipzig. Nr. 100. 

— Randeskunde des Königreichs 
Sachen von Dr. 5, Zemmrid, Ober- 
lehrer am Realgymmalium in Plauen, 
Mit 12 Abb. und 1 Karte. Nr. 258. 

Sängeliere. Das Tierreich 1: Gäuge- 
tiere von Oberjtudienrat Vrofeflor Dr. 
Kurt Lampert, Borfteher des König» 
lichen Naturalienkabinefts in Stuttgart. 
Mit 15 Abbildungen. Nr. 282, 

Schaltenkonftruktionen von Profelfor 
3. Üonderlinn in Münfter, Mit 114 
Figuren, Nr. 236, 

Schiffs: und Kültenarfillerie bis 
zur Gegenwart, Die Entwicklung 
der, von SKorveifenkapifän SKuning, 
Mit Abbild. u. Tabellen. Nr. 606, 

Sehleswig-Solftein. Randeskunde 
von Teswig:SHolffein, Selgo= 
fand und der freien und Sanje= 
VHadt Samburg von Dr. Paul 
Sambruß, Wbfeilungsvorfteher am 
Mufeum für Völkerkunde in Sam- 
burg. Mit Abbild., Plänen, gprofiten 
u. 1 Karte in Rithographie, r. 563. 

Saleufenban. Sianal: u. Schleu= 
enbau von Regierungsbaumeifter 

"Die Rappold in Gkultgart. Mit 78 
Abbildungen. Nr. 585. 

Schmalfpurbahnen (Klein-, Arbeits 
und Seldbahnen) v. Dipl.-Ing. Auguft 
Boshart in Nürnberg. Mit 99 Üb- 
bildungen. Nr, 524. 

Schmaroger und GScimarokerlan 
nı der Tierwelt, Erfte Einführung in 

die fierifche Schmaroberkunde von Dr. 
Sranz v. Wagner, a. o. Prof. an der 
Univ. Graz, Mit 67 Abb, Nr. 151. 

Schreiner = Arbeiten. Zifchler- 
(Schreiner-J Arbeiten 1: ale= 
rialien, Sandwerkszeuge, Na= 
ichinen, Einzelverbindungen, 
Sußböden, Fenfter, Senfterla- 
den, Treppen, Aborte von Prof. 
€. Biehweger, Urdifekt in Köln. Mit 
628 Fig. auf 75 Tafeln. Nr, 502. 

Schuldrecht. Recht des Bürgerl. 
Ssienbuches. Gweites Euch: 
Schuldrecht. 1, Abteilung: Allge- 
meine Lehren von Dr. Bauf Derinann, 
Brof. a, d. Univ. Erfangen, Nr 323. 

— — 11. Übteilung: Die einzelnen Shuld= 
verhältniffe von Dr. Raul Dertmann, 
Prof. an der Univ. Erlangen. Nr. 324, 
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Schule, die deulfche, im Auslande 
» von Hans Nmrhein, Seminar-Öber- 

fehrer in Rhepdt, Nr. 259, 

Schulhaus. Die BaukunftdesSchal- 
aufes von Profeffor Dr.-Ing. 
enjt Vetlerlein in Darmıftadt. I: Das 

Schulhaus. Mit 38 Abbildungen, 1: 
Die Schulräume — Die Nebenanlagen. 
Mit 31 Abbildungen. Nr. 4431.44. 

Schulpraris. Methodik der Bolksihule 
von Dr. R. Senfert, Seminardirekter 
in Sichopau. Nr. 50. 

Schwedijch=deuffches Gefprächs- 
Tu ind Sohannes Neuhaus, Dozent 
der neunordifhen Spraden an der 
Univerfität Berlin. Rr. 555. 

Schwedifches Nefebuch zur Einführung 
in die Kenntnis des heufigen Schwe- 
dens mit Wörlerverzeichnis von Go» 

 bannes Neuhaus, Dozent der neu- 
nordiichen Spraden an der Univer- 

ität Berlin. Nr. 554. 

Schweiß- und GSchneidverfahren, 
Das aufogene, von Ingenieur Hans 
Niefe in Kiel. MiEIO Fig. Nr. 499. 

Schweiz. Schweizerifche Gefchichte 
an B. Rn Profeljor an 
der Univerfität Sürih, Nr. 188. 

— SRandeskunde der Schweiz von 
Brof. Dr. 5. Walfer in Bern. Mit 16 
Abbildungen und I Karte, Wr. 398. 

Schwimmanitalten. Sfientl. Bades 
und Schwimmanflalten von Dr. 
Karl Wolff, Stadt-Dberbaurat in Han- 
nover. Mit50 Figuren. Nr. 380, 

Seemarl, Die, in der beuffchen 
GSefchichte von Wirkt. Admiralifäts- 
rat Dr. Ernft von Halle, Profeffor an 
der Univerfität Berlin. Ar. 370. 

Seerecht, Das deuffche, von Dr. Dfio 
Brandis, Oberlandesgeridhtsrat in Sam- 
burg. I. Allgemeine Zehren: Berjonen 
und Saden des Geerehts. Nr. 386. 

— -- 11. Die einzelnen feerehtlihenSchuld- 
verhäftniffe: Verträge des Geeredits ı. 
außerverfraglie Haftung. Wr. 387. 

Seifenfabrikalion, Die, die Seifen- 
analyje u. d. Stergenjabrihalion 
dv. Dr. Karl Braun i. Berlin, (Die Seite 

& nich "2, Drache ienkhait 336, 
em e Spradwilfenichaff von 
Dr. &. Brodelmann, Profefjor an der 
Univerfität Königsberg, Nr. 291.



| 

Silikale. Snöduftrie der GSilikate, 
der künfllichen Baufleine u. des 
Mörlels von Dr. Bujtan Raufer in 
Charlottenburg. I: Glas und kera- 
mife Induftrie. Mit 12 Taf. Nr. 233, 

— — IE: Die Induftrie d. künftl. Bauffeine 
n.d. Mörtels. Mit 12 Taf. Nr. 234. 

Simplicius Simpliciffimus von Hans, 
Sakob Ehriftofiel v. Grimmelshaujen. 
In Auswahl herausgegeben von Pro- 
fejlor Dr. 5. Bobertag, Dozent an der 
Univerfitäf Breslau. Nr. 138. 

Skandinavien, Zandeskunde von 
(Schweden, Norwegen -und Dänemark) - 
von SHeinrid)_ Kerp, Kreisfchulinfp. in 
Kreugburg. M.11Nbh.u. 1A. Nr.202, 

Slavifdye Heraturgefchichte vn. dr. 
Sofef Karäfek in Wien E: Ültere Lite- 
rafur bis zur Wiedergeburt. Ar. 277. 

— — 11: Das 19. Sahrhundert. Nr. 278. 
Soziale Frage. Die Entwicklung 

der fozial. Srage von Profeljor 
D:. Serdin. Tönnies. Air. 353. 

GSpzialverficherung von Prof. Dr. 
Alfred Manes in Berlin. Nr. 267. 

Soziologie von Profeffor Dr. Thomas 
& Agelis in Bremen. a nic 

panien. Spanijche Geichichte von 
Dr. Guflao Dieris. Nr. 266. 

— Randeskunde der Sberifchen 
SHaldinjel v. Dr. Friß Regel, Prof. 
an der Univ, Würzburg. Mit 8 Kärt- 
Ken und 8 Abbildungen im Tert und 
1 Karte in Sarbendruk. Nr. 235. 

Spaniihe Sandelskorreipondenz 
von Br. Alfredo Nadal de Mariez- 

& aniiche a 295. Feicht D 
anifche Ziteraiurge‘ ev». Dr. 

Pudol Beer, Wien. 1. 11. Nr.167, 168. 
Speicher. Snduflrielle und gewerbs 

liche Bauten (Speidyer, Lagerhäufer 
und Fabriken) von Architekt Heinrid) 
Salzmann in Düfieldorf. Il: Speicher 
u. Lagerhäufer. Mit 123 Sig. Ar. 512. 

Spinnerei. Zertil« Snöuftrie I: 
Spinnerei und SJwirnerei von 
Prof. Mar Gürtler, Geb. Regierungs- 
rat im Königl. Yandesgewerbeami zu 

    
Berlin. Mit 39 Ziguren. Rr. 184. 

Spikenfabrikafion. Zerlil- Indus 
ilrie Il: Weberei, Wirkerei, Bo 
famentiererei, Spipen- u. Gar» 
dinenfabrikat. u. Silzjebrikation 
von Prof. Mar Gürtler, Geh. Regier.- 
Rat im Aönigl. Landesgewerbeamf zu 
Berlin. Mit 29 Siguren. Ar. 185.   
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Spruchdichlung, Walther von der 
Bogelweide mit Auswahl aus 
Minnejfang und Spruchdichlung, 
Mit Anmerkungen u, einem Wörterbudy 
v. Dito Güntter, Brofeffor an d. DOber- 
realihufe und an der Technilchen Hod- 
ichule in Stuttgart, Nr. 23. 

Staatsiehre, Allgemeine, von Dr. 
Hermann Rehm, Brofeffor an der Uni- 
verfität Straßburg i. E. Nr. 358. 

Staatsrecht, Allgemeines, von Dr. 
Sulius Haffhek, Prof. d. ARehte a. d. 
Univ, Göttingen. 3Bdh. Nr.415—417. 

Staalsrecht, Preußijches, von Dr. 
Frig Stier-Somlo, Prof. a. d,. Univer- 
fitäf Bonn, 2 Teile Mr. 298, 299. 

Stammeskunde, Deutfche, von Dr. 
Rudolf Much, a. 0. Vrof. a. d. Univ, 
Bien. M.2 Kart.u.2 Taf. Nr. 126. 

Stalik von W. KHauber, Dipl.-Ing. 
1. Teil: Die Orundlehren - der 
Statik jlarrer Siörper, Mit 
&2 Siguren, Nr. 178. 

— — il. Teil: Angewandte Statik. 
Mit 61 Figuren. Nr. 179. 

—, Grephifche, von Agl. Dberlehrer 
Dipl.-Ing. Otto Henkel in Rendsburg. 
Mit vielen Figuren. Re. 603. 

Steinhauerarbeiten. Maurer und 
Steinhauerarbeiten von Profeijor 
D-, ptul. und Dr, »Ing. Gduard 
Schmitt in Darmftadt, 3 Bändchen. 
Mit vielen Abbildgn. _ Nr. 419—421. 

Stenographie. Geichichte der Ste= 
nographie von Dr. Artyur Men in 
Königsberg 1, Pr. Nr. 501. 

Sienographie n. d. Syiten v. 5. *. 
Gabelsbergerv.Dr.AlbertSchranm, 
Landesamtsalt. in Dresden. Nr. 246. 

— Die Redeichrifi des Gabels- 
bergerjehen Syifems von Dr. Al- 
bert Schramm, Landesamtsaffeflor 
in Dresden. Nr. 368. 

— Rehrbuc; d. Bereinfachten Deuts 

ichen Siensgraphie (Einig.-Syjiem 
Stolze-Schrey) nebit Schlüflel, Keie- 
ffüken und einem Anhang von Dr, 

Amiel, Studienrat des Aadeltenkorps 
in Bensberg. Wr. 86. Fi 

— Redeichriff. Lehrbud) der Nede- 
{hrift des Spftems Stolzge-Schrey, nebit 
Aürzungsbeijp., Lefeftücen, Schtüfel 
und einer Anleitung zur Steigerung der 
ftenographihen ertigkeit von sein 

ri) Dröfe, amil. bad, Zandtagsiteno- 

graph in Karlsruhe (2.). Nr. 49.



Stereschemie von Dr. €, Wedekind, 
FE töfeljot an der Univerfität Tübingen. 

tt 34 Abbildungen. Nr. 201.. 
Stereometrie von Dr. A, Ölafer in 

Stuttgart. Mit 66 Figuren. Nr. 97. 
Siernfgjtem. Witronamie. Größe, 

Bewegung tr. Enffernung der Simmels. 
Aötper von U.&. Möbius, neu bear- 
beitet -oon Dr. Serm, Kobold, Brof. 
a. d. Univerfität Kiel. I: Siometen, 
Meteore und das Sternnfiem.” Mit 
15 ig. und 2 Sternkarten. Nr. 529. 

Steuerfnfieme des Auslandes, Die, 
pen Geh. Oberfinanzrat -D. Schwarz 

in Berlin. Nr. 426, 
Stilkunde v. Prof. Siarl Difo Sarkmann 

in Stuttgart. MiE 7 Bollbildern und 
195 Tertifluftrationen. Nr. 80, 

Stöchlomeiriiche Aufgabenfamms 
lung von Dr. With. Sadrdt, Oberl, 
an der Dberrealihule in Groß-Llichter- 
felde. Mit den Refulfaten. Nr. 452, 

Straßenbahnen von Dipl.-Ing. Auguft 
Boshart in Nürnberg. Mit 72 Ab- 
bildungen. ' Nr. 559, 

Strategie von Löffler, Major im Kat, 
Sädjl. Ariegsmin. in Dresden. Nr. 505. 

Steöme und Spannungen in Sfark- ' 
rommehen v. Sof. Herzog, Dipl.- | 
lehtroingenieur in Budapeft u. Cla- | 

tence Feldmann, Brofeffor der Efektro- 
technik in Delft. Mit 68 Abb. Nr. 456, 

Sädfeegebiei. Die deufjchen Siolo« 
nien Il: Das Bädjeegebiel_und 
Kiauffhon von Prof, Dr. &. Dove. 
M. 16 Taf. u. 1 Lithogr. Karte, Nr. 520. 

Zalmud, Die Entfiehungd. Talmuds 
v.Dr.6.Sunk in Boskowig, Nr.479, 

Zalmudproben von Dr. ©. Sunk in < he Nr, 58 Inf D 
ehnirch-Chemifche Analyje.v, Dr. 
® Zunge, te d. Eidg. Polpfechn. 
Schufei. Züri. Mir 16 Abb. Nr. 195, 

Zechnifche Tabellen und Formeln 
von Dr.-Ing. W. Müller, Dipl.- 
Ing. am Sal. Maferialprüfungsamt 
au Groß - Lichterfelde. Mit 106 5t- 
guren. Nr, 579, 

Technifches Wörterbuch, enthaltend 
die twichfigften Ausdrücke des Ma- Khinenbaues, Schiffbaues und der Elek. 
frotehnik. von Erich firebs in Berlin. 

1. Zeit: Deutfch-Englifh. Nr. 395. _— N. Zeil: Engliih-Deutid, Nr. 396. | Fierbiologie, — — IH, Seil: Deufih-Franzdi. Nr. 453, 
— — IV. Zeil: Franzdf.-Deutiih, Nr. 454. { 
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Zechnologie, Allgemeine emifche, 
von Dr. Buff. Raufer in Charlotten- 
burg. Nr. 119. 

— Mechanifche, v. Geh. Hofrat Prof. A. 
Lüdice i. Braunihweig. Nr. 340, 341. 

Zeerfarbitoffe, Die, mitbejond. Berüc- 
ftiaung der fonthetiichen Meihoden v. 

: r. Hans Bucherer, Prof: a. d. Aönigl. 
z ehr. enlaule eh Ar ab 

elegraphenrechl von Roffinipektor Dr. 
jur, Alfred olke in Bonn. I: Ein- 

leitung. Gefhictlihe Entwicklung. Die 
Stellung des deuffchen Zelegraphen. 
wejens tm öffentlichen Rechte, allge- 
meiner Tell. Nr. 509, _ 

— — H: Die Stellung des deutlich. Tele- 
graphenwejens im öffentlihen Aedie. 
bejonderer Teil, Das Zelegraphen« 
Strafrecht. Recisperhäftnis der Tele- 

& een lum. ce 510... 
elegraphie, Die elehirifche, v. Dr. 
Lud. Rellftab. Mit 19 Fig. Nr. 172. 

Zeitament. Die Entfiehung des 
Alten Zeitoments von Lic. Dr. W. 
Staerk, Rrof. a. d. Univ. Gena. Nr.272, 

— Die Entjtchung des Neuen Teiles 
menis von Vrofeflor Lic. Dr. Carl 
Clemen in Bonn. Nr. 285, 

Zerlil-Induftrie, I: Spinnerei und 
gwirnerei von Prof. Mar Gürtler, 

eh. Regierungsralim Kigl. andesge- 
werbeamt, Berlin. M. 39 Fig. Nr.184. 

— U: Meberei, Wirkerei, Bofas 
menttererei, GSpiten- und 
"Gardinenjabrikation und Zilz- 
abrikationv. Prof. M. Gürtler, Geb. 
egierungsr. i. Agl. Randesgewerbeamt 

ji Berlin. Mit 29 Figuren. Nr. 185. 
— 11: Wäfcherei, Bleicherei, Zärs 

berei und ihre Silfsftoffe von 
Dr. Bilh, Mafjot, Prof. a. d. Breuf. 
höheren Sahldule für Tertilinduftrie 
in Sirefeld. Mit 28 Figuren. Nr. 186. 

Thermodynamik (Tehniihe Märme- 
Iehre) oA. Walther u, M, Röttinger, 
Diplom-Ingen. M.54 Fig. Nr. 222, 

- Die ihermod namitchen Grund 
Tagen der ärmehraft- und 
‚Sältemafchinen vom Röt. 
finger, - Diplom - Ingenieur in Mann- 
heim, Nr. 2, 

Zhüringifche Gefchichte von Dr. Emft 
Devrient in Leipzig. Nr. 350, 

D Abrih der Biologie 
der Ziere von Dr. Heinrich Simoip, 
Prof. an der Hniv, Seipzig. Nr. 131.



  

Siere, Gntwiclungsgefchichte der, 
von Dr. Sohs. Meijenheiner, Rrofeljor 
der Zoologie an der Univerfität Sera. 
1: Surdung, Brimitivanlagen, Zarven, 
Sormbildung, Embroonalhüllen, Mit 

Figuren, Nr. 378. 
-- — H:Drganbid. M,46 Fig, Nr.379. 

Tiergeographie v. Dr. Arnold Tacobi, 
Prof. der Zoologie a. d. gl. Borftaka- 
demie zu Tharandt, M.2Karf. Nr:218. 

Zierkunde von Dr. franz v. Wagner, 
Brofelfor an der AUniverfität- Graz. 

Mit 78 Abbildungen, Nr. 60. 

Zierreich, Das, 1: Säugeliere von 
Oberftudienr. Brof, Dr. Aurf Zanıpert, 
Dorft. d. Kgl. Nafuralienkabinefts in 
Stuttgart. Mit 15 Abbild. Nr. 282. 
HM: Reptilien und 2Umphibien 
von Dr. franz Werner, Profeiior a. 
ne MU.4E Ei Hg 8. 

: Wilche von tofeffor Dr. 
Mar Rauther in Neapel. Nr. 356. 
V: Sinfehten von Dr. $. Groß in 
Neapel (Stazione JZoologica), Mit 
56 Mbbild, Nr. 594. 
VI: Die wirbeilofen Tiere von 
Dr. Ludwig Böhmig, Profeflor der 
Soologie an der Lniverfität Graz. 
1: Yrtiere, Schwänme, effeltiere, 
Rippenquailen und MWürner, Mit 
74 Hisuzen. Nr. 439. 
— I: Arebje, Spinnentiere, Taujend- 
füßer, Meichtiere, Moostierchen, Arnı- 
füßer, Stadelhäufer und Manteltiere. 
Mit 97 Figuren, Nr. 440. 

Zierzuchllehre, WAligemeine_ und 
ipezielle, von ‚Dr. Paul Rippert 
in Eifen. Nr. 228. 

Zijigler: (Schreiner) Arbeiten 1: 
alerialien, Sandwerkszeuge, 

Bafchinen, Einzelverbindungen, 
Fußböden, Senffer, Seniterlas 
den, Treppen, Aborfe von Prof. 
€. Biehweger, Architekt in Köln. Mit 
628 Fig. auf 75 Tafeln. Nr. 502. 

Zom- Die deufichen Kolonien 1: 
ogo und Stamerun von Prof. 

Dr. Karl Dove. Mit_16 Tafeln und 
einer fithographifhen Karte. Nr. 441. 

Togikofsgifehe Chemie von Privat. 
dozent Dr. €, Mannheim in Bonn. 
Mit 6 Abbildungen, Nr. 465. 

Zrigonomelrie, Ebene u. Iphärifche, 
von Profeflor Dr. Gerh. elenbers 
in Breslau, Mit 70 Big. r. 9.         

Zropenhngiene non Medizinalrat Pro- 
felfor Dr. Nodt,. Direktor des In- 
jtituls für Schiffis- und Tropenkrank- 
heiten in Hamburg. Nr. 369. 

Zruft. Karlell und Truff non Dr. 
S. Tihierjäky in Düffeldorf. Nr. 522, 

Zurnkunft, Gefchichle der, von Dr. 
Audelf Said, Vrof. a. König Georg- 
Gyninaf. Dresden. M. 17 Abb, Nr.508. 

Ungarn. . Randeskunde von Siler- 
reich-Ungarn von Dr. Alfred Grund, 
Brateffer an der Univerfitäf_ Prag- 

. it 10 Tertilluftr. u. 1 Karte. Nr. 244. 
Ungariige Lilerafur, Gefchichte 

der, von Prof, Dr. Ludwig Katona 
und Dr. Sranz Gzinnyei, beide an 
der Univerfität Budapeft, Nr. 550. 

Angarii e Gprachlehre von Dr. 
Sofef Szinnyei, o. d. Prof. an .der 
Univerfität Budapeft, ir. 595. 

Unterrichiswefen. Gefchichle bes 
deuifchen Unlerrichiswejens ven 
Prof. Dr. Friedrih Geiler, Direktor 
des Königt, Gymnafiums zu Qucen. 
I. Seil: Bon Anfang an bis zum 
Ende des 18. Sahrhunderis, Nr. 275. 

11. Seil:. Dom Beginn d, 19. Sahr- 
hund. bis auf die Gegenwart. Nr. 276. 

Unferjuhungsmeihoden, Agrikul- 
iurchemifche, von Biofellor -Dr. 
Emil Safelhoff, Vorfteher der lani- 
wirtihaftlihen Verjuchsitation in Mar- 
burg in Selen. Nr. 470. 

Urgefdhichte der Menfchheit von Dr. 
Mori Hoernes, Prof. an der Unin. 
Wien, Mit 53 Mbbildungen. ir. 42. 

Urheberrecht, Das, an Werken der 
iteratur und der Tonkunft, das 

Derlagsreht und das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künfte und 
Khotographie von Staatsanwalt Dr. 
3. Shlittgen in Chemnig. Nr. 361. 

— Das deufiche, an literarifhen, künf- 
terifchen und gewerblichen Schöpfungen. 
mit bejonderer Berücfictigung der 
infernationalen Verträge von Dr. 
GSuftad Rauter, Patentanwalt in 
Charlottenburg. Nr. 263, 

Arzeit, Kultur der Urgeif von Dr. 
Morik Hpernes, vo. d. Prof. an ber 
Univ, Wien, 3 Bänddh. 1: Steinzeit. 
Mit 40 Bildergruppen. Nr. 564. 

— — II: Bronzezeit, Mit 36 Bilder- 
gruppen. r. 565. 

— — II: Eijenzeit. Mit 35 Yhder- 
gruppen, Nr. 566. 
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Bekloranalyfis von Dr. Siegir. Balen- : 
tiner, Profeffor an der Bergakademie 
in Clausthal, Mit 11 Fig, Nr. 354, 

Beranfchlagen, Das, im Hochbau, 
Kurzgejaßtes Handbuch über das Wefen 
des SKoftenanfchlags von Arhitekt Emil 
ZBeutinger, Affiftent a. d. Techn. Sochfd). 
in Darmftadt. Mitvielen Fig. Nr.385. 

Bereinigte Staaten. Zandeskunde 
der. Bereinigten Staaten von 
Nordamerika von Brofeflor Heinrid 
Side, Dberlehrer am Sutfenftädt, 

ealgymnafium in Berlin. 1. Zeil. 
Mit 22 Aarten und Figuren im Terf 
und 14 Tafen,. Nr. 381. 

- — I. Teil: Mit 3 Karfen im Terf, 
17 Taf, u. 1 lithogr, Karte, Nr. 382, 

Bergil. Die Gedichte des P. Ver 
iius Btaro. In Auswahl mil einer | 
inleitung und Unmerkungen heraus- 

gegeben von Dr. Sulius Sieben, 
I: Einleitung und Weneis. Nr. 497. 

Bermeffungskunde von Diplom-Ing, 
8; ÜWerkmeifter, Oberlehrer an der 

aiferl. Techniihen Schule in Straß- 
burg i. E. I: Geldmefjen und Ni- 
vellieren. Mit 146 Ubb, Nr. 468, 

— — 1: Der Theodolit. Trigonome- 
triihe u. barometrifhe KHöhenmefjung. 
Tahymelrie. Mit 109 Abb. Nr. 469, 

Berficherungsmaihemafik von Dr. 
Alfred Yoewy, Profeffor an der Uni- 
verfitäf Sreiburg i.B. Nr. 180, 

Berjicherungswejen, Das, von Dr. 
iur. Bau Moldenhauer, Profeffor der 
Berfiherungswiffenfchaft an der Han- 
deishochiähule Köln. I: Allgemeine 
Berliherungslehre. Nr. 262, 

Bölkerkunde von Dr. Michael Haber- 
landt, k. und k. Auftos der efhnogr. 
Sammlung desnaturhifter. Sofmufeums 

  
  “ und Privatdozent an der llniverfität 

Wien. Mit 56 Abbildungen. Nr. 73. 
Bölkernamen. Ränder: u. Bölker- 

namen von Dr. Rudolf SKleinpauf 
in Leipzig. Nr. 478, 

Bolksbiblioiheken (Bücher. und Leje- 

Bolkswirtichaftspolitik o. Präfident 
PrR. van der Borght, Berlin. Nr. 177. 

Wahrfcheinlichheilsrechnung vonDr. 
tanz Hack, PBrofeffor am Cberhard- 
udipigs-Gyntmafium i. Stulfgarf. Mit 

15 Siguren im Tert, Nr, 508, 
Waldeck. Randeskunde des Groß 

erzogluns Seflen, der Provinz 
ejien-Rafjau und des (gürjfen- 

Iums Maldech von. Profeljor Dr. 
Georg. Greim in Darmitadt, Mit 
13 Abbildungen und 1 Karte, Nr.376. 

MWaltharilied, Das, im Bersmahe der 
Urfchrift überfeßt und erläutert von 
Brof. Dr. 5, Althof, Oberlehrer am 
Realgymnafium in Weimar. Nr, 46, 

Walther von der Vogelweide, mit 
Auswahl aus Minnefang u. Sprud- 
dihfung Mit WUnmerkungen und 
einem Wörterbuch von Otto Güntter, 

tof. an der Oberrealihufe und an der 
Zehn. Sohih. in Shuftgart. Nr. 23. 

Walzwerke, Die. Einrichlung und 
Beirieb. Bon Dipl.-Ing. U. Hol- 
verjcheid, Dberlehrer an der Kigl. 
Naihinendbau» und Hüttenfhule in 
Duisburg. Mit 151 Abbild. Nr. 580. 

Marenkunde v. Dr. farl Haflak, Prof. 
und Leifer der k. k. Sandelsakademie 
in Graz. I. Zeil: Unorganifhe Waren. 
Mit 40 Abbildungen, Nr, 222, 

— — 11. Zeil: Organifche Maren. Mit 
36 Abbildungen, Nr. 223, : 

Warenzeichenrecht, Das. Nah dem 
Gefeß 3. Schub der Warenbezeihnungen 
vom 12. Mai 1894. Bon Neg.R. 
3. Neuberg, Mitglied des Aaiferlichen 
Patentamis zu Berlin. Nr. 360. 

Wärme, Theoretijche Phyfik 11.T.: 
Lit u. Wärme, Bon Dr. Sujtav 
Gäger, Brof. an der Tedhn. Hohichule 
Wien. Mit 47 Abbildungen. Nr. 77. 

Wärmekrajimajchinen. Diethermos 
Snnamiichen Grundlagen der 

ärmekraft: u. Kältemejchinen 
von MM. Röttinger, Diplom-Ingenieur 
in Mannheim, Mit 73 Figuren. Ar, 2. 

hallen), ihre Ginrihtung und Ber. | Wärmelehre, Techniiche, (Thermo» 
waltung von Emil Saeichke, Stadt- | 
bibliothekar in Glberfeld. Nr. 332, | 

Bolkslied, Das deuffche, ausgewählt | 
und erläufert von Brofefior Dr. Zuf, | 
Sadr. 2 Bändchen. Nr. 25, 132. 

Bolkswirfichafisiehre von Dr. Carl 
Sobs, Zus, Profeffor an der Uni« 
verfität Tübingen. Nr. 133, 
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  dynanıik) v.&. Walther u. M, Rör 
finger, Dipl.-Ing. M. 54 Fig. Rr.242. 
äfcherei. Zertil-Snduftrie IN: 
Wäjcherei, Bleicherei, yärberei 
und ihre Silfsftoffe von D-. Wild. 
Maflot, Profeifor an der Preuß. höh. 
gadıihute für Tertil- Snduftrie in 

refeld. Mit 28 Figuren. Nr. 186. 

a



    

affer, Das, und feine Berwen- 
dung in Snönftrie und Ge 
werbe v, Dr. Ernft Reber, Dipl.-Ing. 
in Saalfeld. Mit 15 Abbild. Nr. 261. 

Wailer und Abwäller. Ihre Zu- 
fammenfegung, Beurteilung u. Unter. 
fuhung von Prof. Dr. Emil KHafelhoff, 
Borfteher der Iandwirtichaftl. Berfuds- 
ftatton i. Marburg i. Seen. Nr. 473. 

Wafjerinftallalionen. Gas: und 
Wofferinflallationen mit Ein- 
Tchlug der 2iborfanlagen von 
Brofellor Dr. phil. und Dr.-Ingen. 
Eduard Schmitt in Darmftadt, Mit 
119 Abbildungen. Ar. 412, 

Waflerlurbinen, Die, von Dipl.-Ing. 
$ SHoll in Berlin. I: Allgemeines, 
Die Freijtrahlturbinen, Mit 113 Ab- 
bildungen, Nr. 541. 

— — 11: Die Überdruckturbinen. Die 
Wafferkraftanlagen. Mit 102 Abbil- 
dungen, Nr, 542, 

Waflerverforgung der DOrtfchaften 
von Dr.-Ing. Robert Weyraud, Pro- 
fefior an der Agl. Technijchen Hoc- 
Ichule Stultgar, Mit85 Fig. Nr. 5. 

Weberei. Zertil- Snduffrie N: 
Weberei, Wirkerei, Bojamen- 
iiererei, Spigen-_ u. Gardinen 
Tabrikation und Silzfabrikation 
von Prof. Mar Gürtler, Geh. Reg.- 
Rat im König. Landesgewerbeamt 
zu Berlin. Mit 29 Figur. Nr. 185. 

Wechfelffromerzeuger von Ing. Karl 
Bichelmayer, Prof. an_der R. R. Ted- 
nifhen Sochfchule in Wien. Mit 40 
Siguren. Nr, 547. 

Wechjelwefen, Das, v. Redisanw. Dr, 
Audolf Mothes in Leipzig. Ar. 103. | 

Wehrverfailung, Deuffche, von Geh. 
Kriegsrat Karl Endres, vorlr. Rat im 
Kriegsminifterium i, Münden. Nr. 401, 

Werkzeugmaichinen Tür Solzbear- 
beifung, Die, von Ing. Brofellor 
Herm. Wilda in Bremen. it 125 
Abbildungen. Nr, 582. 

Werkzeugmafhinen für Melallbe- 
arbeitung, ie, von Ing. Prof. 
Hermann Wilda in Bremen. 1: Die 
Mechanismen der MWerkzeugmafchinen. 
Die Drehbänke. Die $räsmaldinen. 
Mit 319 Abbildungen. Nr. 561.   
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Werkzeugmafchinen 
bearbeifung, Die, 1: Die Bohr- 
und Shleifmaihinen.. Die SHobel-, 
Shaping- und GStomafcdinen. Die’ 
Sägen und Scheren. Untrieb und 
Kraftbedarf. Mit 199 Abbildungen. 
Mr. 562. 

ür Metalls 

Weitpreuken. Kandeshunde der 
Provinz MWeftpreufen von Srik 
Braun, Oberlehrer am fgl._Gym« 
nofium in Graudenz. Mit 16 Tafeln, 
7 Zerikarten u, 1Tith. Karte, Nr. 570. 

Metibewerb, Der unlaufere, von 
Redtsanwalt Dr. Martin Waffer- 
mann in Hamburg. 1: Generalklaufel, 
Reklameauswüdhjle, Ausverkaufsweien, 
Angeftelltenbeitehung. Nr. 339. 

— — 1: Areditihädigung, Firmen- und 
Namenmikbraud, Verrat von Geheim- 
niffen, Ausländer[hug. Nr. 535. 

Wirbelloje Tiere. Das TierreichVl: 
Die wirbellojen Tiere von Dr. 
Zudwig Böhmig, Prof. der Zoologie 
an der Univerjität Graz. I: Uttiere, 
Schwänme, Nefieltiere, Rippenqualten 
und Würmer. Mit 74 Big. Nr. 439. 

— — 11: Srebfe, Spinnenliere, Tauferd- 
füher, Weichliere, Moostierhen, Arın- 
füßer, Stahelhäufer und Manfeltiere. 
Dit 97 Figuren. Nr. 440. 

Wirkerei. Zertil- Induflrie Il: 
Weberei, Wirkerei, Bojanen- 
tiererei, Spigen= u. Gardinen» 
Tebrikalion und Silzfebrikelion 
von Prof. Mar Gürtler, Geh. Neg.- 
Rat im Königl, Landesgewerbeamt 
zu Berlin. Mit 29 Figur. Nr. 185. 

MWirtfchafllichen Verbände, Die, v. 
Dr.ReoMüffelmann 1, Roftod. Nr.586. 

Wirtfchafispflege. Siommunale 
Sen Silspile e von Dr. Alfons 
Riek, Magiftratsaff. i. Berlin. Nr.534. 

Mohnungsfrage, Die, nd. Dr.L.Poble, 
rofefior der Staatswillenihaften zu 
rankfurt a, M. I: Das Wohnungs- 

weien in der modernen Stadt. Nr.495. 
— — 1: Die ftädtiihe Wohnungs und 

Bodenpolitik. Tir. 496.



Wolfram von Eichenbach. Sartl- 
mannv. Aue, 

Burg, Auswahl aus dem höf, Epos 
mit Anmerkungen und Mörterbud) von 
Dr. &. Maroßd, Profeffor am Königl. ; 
Sriedrichskolleg. zu Königsberg i. Pr. 
Nr. 22. 

WBörferbuch nach der neuen deuf- 
Ichen Wechlichreibung von Dr. 
Seinrid, Klenz. Nr. 200. 
Deutfches, von Dr. Richard Roewe 
in Berlin. Nr. 64. 

— Zechnijches, enthaltend die wichlig« 
iten Ausdrücke des Maichinenbaues, 
Sciffbaues_ und der Elektrotechnik | 

1. Zeit: | von Grid Arebs in Berlin. 
Deutih-Engliih. Nr. 395. | 

— — 1, Zeil: Engiiih-Deutih. Nr.396. | 
— — 1. Zeit: Deufjh-Sranzdf. Nr.453, 
<<, — IV, Zeil: Sranzöf.-Deutih. Nr.454. 
Wiürltemberg, Würtienibergifche 

Beichichte v. Dr. Karl Weller, Prof. | 
a, Karlsgymnaf. i. Shutigart. Nr. 462, 

— Randeskunde des Königreichs 
Würitemberg von Dr. fi. Saffert, 
Bıofeifor der Geographie an der 
Sandelshochichule in Köln. Mit 16 Boll | 
bildern und I Karte, Nr. 157. 

Seichenfchule von Profeffor A, Aim- Bopfogie, 
mih in.Um Mit. 18 Tafeln in 
Zon-, Sarben- und- Golddruck und 

olfeamv. Eichen ! 
bad und Goftjried von Giraß- ' 

: Beifungswejens, 2Mlllgenieine Ge- - 
ihichle des, von Dr. Ludwig Salo- 
„mon in Sena, Nr. 351. - 

| Sellenlehre und Minafomie der 
' Bilanzen ‚von ®rof. Dr. 5. Miehe 

in Leipzig. Mit 79 Abbild... Nr. 556, 

enital= Berjpeklive von Aıditekt 
Hans Freyberger, nei bearbeitet von 
Brofefior 5. Bonderlinn, Direktor der 
Kgl. Baugewerkfäule in Miünfteri, W. 
Mit 132 Figuren. ' Nr, 57. 

| Simmerarbeiten von Carl Opig, Ober- 
lehrer an der Kaiferl. Tehniih. Schule 
in Straßburg i. €. 1: Allgemeines, 
Balkenlagen, Zwilchendecen u. Deden- 
bildungen,- hölzerne Bußböden, Fadı- 
werkswände, SHänge- und Gpreng- 
werke, Mit 169 Abbild. Nr. 489, 

— HN: Däder, Wandbekleidungen, 
Simsihalungen, Bloc, Bohlen- und 
Dreiterwände, Zäune, Türen, Tore, 
Tribünen und Baugerüfte, Mit 

3 167 ET a in 
tilprogeßreht, Deuffches, von 
RProfeffor Dr. Wilhelm Kid in Straß- 
burg i.E&. 3Bände, Mr. 428-430. 

Gefchichte der, von Vrof. 
Dr. Ru. A Ar. 357.: 

» 
| 
| 

! 
T 

200 Boll- und Tertbildern, . Nr, 39, | Gndwaren von Direkior Dr. Alfons 
Veichnen, Geomefrifches, von $. 

Beer, Architekt und Lehrer an der 
Bangewerkihule in Magdeburg, neu 
bearbeitet von. Prof. I, Bonderlinn, 
Direktor der "königl, Baugewerkfcule 
zu Münfter. Mit 290 Figuren .und 
23 Tafeln in Tert. Nr. 58. 

Seilungswejen, Das deutiche, v. Dr. 
Rob. Brunhuber, Aöln un Nr. 400, 

— Das moderne, (Spt. d, Zeilungs- 
fehre) von Dr. Robert Brunhuber 
in Köln a.NH. Nr. 320. ’ 

| 
Ä 

  

Weitere Bände fin 

  

Bujard, Vorftand des Gtädtiihen 
Chemifchen 
gart. Ar, 1 

Iwangsverjleigerung, Die, und die 
Swangsverwallung von Dr. 8. 
Srebihmar, DOberlandesgerihtsrat in 
Dresden. Nr, 523, . 

YJwirnerei. Zexrfil- Snduffrie TI: 
Spinnerei und Jwirnerei von 
Prof. Mar Gürtier, Geh, Regierungs- 
rat im Siönigl. Landesgewerbeamt zu 
Berlin. Mit 39 Figuren. Nr, 184, 

Raboratoriums in Otutt- 
109, 

d in Vorbereitung. ——



  

  
  

8.53. Göjchen’iche Berlagshandlung ©. m. 5.5. Berlin W.35 und Reipzig 
  

Soeben eridien: 

Der deufjche Student 

Prof. Dr. Theobald Ziegler 
Elfte- und zwölfte Auflage 

Gebunden M. 3.50 - 

iefe „Studentenpredigten“, wie fie Paulfen genannt hat, haben fid; unter der 
fudierenden Tugend viele Sreunde erworben. Und fo war es nicht zu ver 

wundern, dab das Buch jelt feinem Erfheinen faft alljährlie eine neue Auflage er- 
lebte. Serausgewadjen war es aus der fin-de-sieele-Stimmung vor der Jahr. 
bundertwende, die bejonders in fiudentifhen Areifen die Kerzen höher jchlagen und 
das Blut rafher kreifen ließ, eben deswegen aber auch nady bejonnener Führung fit 
fehnte. Gine folhe fanden fie hier. Den Auflagen im neuen Sahrhundert fügte der 
Derfafer eine Nachtragsporlefung hinzu zur Überleitung in ruhigere Bahnen und zur 
Ergänzung durch manches inzwiihen Neugewordene. Im Winter 1905/06 aber hai 
er in Straßburg die Vorlefung. ‚über den deuffchen Studenten no einmal gehalten 
und hier vor allem die Vorgänge jener bewegten Zeit, des jogenannfen „Hodhfhn!- 
ftreites“ und des Kampfes gegen. die konfeffionellen Aorporafionen freimüfig und 
hritifch beiprodhen. Der neuen Auflage iff die Vorlefung in diefer fpäteren Baffung, 
wenigftens in der erfferen größeren Hälfte, zugrunde gelegt worden. Die fin-de- 
sieele-Stimmung tjt verihwunden, dafür find die Probleme, die das Studentenleben 
Im erffen Sahrzehnt des 20ften Sahrhunderis bewegt haben und bewegen, in den 
Vordergrund gerückt und fo das Buch durdaus modernifiert und wieder ganz akfuek 
geworden. Dabei hat es eine nicht unbefrächtlihe Erweiterung erfahren. Und dod 
ift der Geilt des Buches der alte geblieben, es iff der Geift der Freiheit, die als 
akademifche Studenten und Profefforen gleihmäßig am Kerzen liegt, und der Geilt 
eines hräftigen fitflihen Idealismus, der fi nicht fürdtel, Zünglinge zu wagen, 
damit Männer aus ihnen werden. Und aud der alte gufe Freund des deutichen 
Studenten tft der Berfaffer geblieben, der ihn verfteht, weil er ihn liebt. Das zeigt 
glei von vornherein die Widmung des Buches an die Strakburger Studentenfhaf, 
So it es beim Abgang Sieglers von Straßburg zu einem Bermädtnis an feine 
jungen Freunde auf allen deutfchen Hochichulen geworden, und fol! nun aud in ber 
neuen Geftalt wieder vielen eine Kilfe werden und ein Halt. . 
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©.9. Göichen’iche Berlagshandlung ©. m. 5.5. Berlin W.35 und Reipzig 
  

Soeben erjchien: 

Das Gefühl 
Eine pigchologifche Unterfuchung 

- Bon 

Prof. Dr. Theobald Ziegler 

Sünfte, durdgejehene und verbeijerte Auflage 

Brofchiert M.4.20, gebunden M. 5,20 

Is diejes Bud) vor 19 Sahren zum erffen Mal erjchien, da wirkte die Theorie des 

DVerfaffers von der Priorität des Gefühls und von dem Einfluß desfelben auf 

alle Gebiete des geiftigen Rebens, vor allem aud) auf Bewußtfein und Appercepfion, 

froß des Vorgangs von Horwicz wie ein ganz Neues, das als gegen den Strom der 

vorwiegend intelfektualiftifhen oder aud fon voluntariftifhen Auffaffung der Pfndo- 

Iogie jhwimmend wenig Gläubige fand. Allein es hat fid) froß diejer anfänglichen 

- Ablehnung durchgefeßt und gehört heute zu den meift gelefenen Schriften über Pfy- 

hologie; die Anfhauung, die es veriritt, fteht längjt nicht mehr vereinzelt da. Zu 

diefem fi) Durdjjegen hat aud) der Stil und die ganze Haltung des Budes beige- 

fragen, die gleichweit entferne find von umwiffenfchaftliher Popularität wie von 

trockener pedantischer Gelchrfamkeit, Auch die äfthefifchen, ethiihen und religions- 

phitofophifchen Abjhnitte haben ihn viele Freunde erworben. Die neue, fünfte Huf 

lage, ‚die jchon nad) vier Fahren wieder nolwendig geworden ijt, hält an dem vom 

BVerfaffer als richtig Erkannten durdaus feit, fie zieht foger die Linien da und dort 

noch Ihärfer und bejfimmter; insbefondere find die Aapitel über das Körperliche Ge- 

fühl und über die Gefühlsäußerungen in diefem Sinn und unter Berückfihtigung der 

neueren Zorfhung und ihrer Ergebniffe umgearbeitet und erweitert worden. Tiber- 

haupt trägt die neue Auflage nach, was feit dem Erfcheinen der vierfen Auflage zur 

Lehre vom Gefühl wertvolles Neues zutage gefördert worden ift, und febt fi} dabei 
gelegentlich aud) polemijd mit allerlei Angriffen und enigegenftehenden Anjhauungen 

auseinander. So ift das Buch durdaus auf den neueften Stand der pfnhologifchen 

Sorkhung gebraht und ergänzt, und ift do in feinen Grundanihauungen und in 

feiner Anlage nad wie vor das alte geblieben, 
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8.9. Bötchen’iche Berlagshandlung G.m.5.5. Berlin W.35 und Leipzig 
  

  

Soeben erfdien: 

-Grundriß einer . 
; Bhilofophie Des Schaffens > 

als Kulfurphilojophie 

Einführung in die Philofophie als Weltanihauungsiehre. 

  

Bon 

Dr. Offo Braun 
Privatdozent der Philofophie in Mäünfter i. M. 

Broihiert M.4.,50, gebunden M.5.— 

Hr Berfaffer findet das MWefen der Philofophie darin, dah fie Gefantwillenfhaft, 

d.h. Weltanfchauungsfehre tft: fie erhebt fih auf dem Sundament aller übrigen 

Wilfenjchaften und fucht (induktiv) zu einem Welibilde vorzudringen, deifen „Wahr- 

heit“ durd feine perjonale Einheitlichkeif bedingt if. Nachdem der Verfaffer fi 

eine erkenntnistheoretifhe Bafis geihafien — es wird ein NReal-Tdealismus ver- 

trefen —, fucht er an ein Grunderlebnis anzuknüpfen, das er durch den Begriff 

„Schaffen“ bezeichnet. Diefes Schaffen führt zur Entwicklung einer Kulturphilofophte 

— die Formen und Stoffe des Schaffens werden unterfudht, und dann die KHaupf- 

gebiefe des Aulturlebens in den Grundzügen dargeftellt: Wiffenfhaft, Kunft, Religion, 

joziales Leben, Staat, Redt, Gitte, Ethik finden ihre Würdigung. Go wird der 

DVerfud) gemadt, aus dem Wefen des miodernen Geiltes heraus eine fyifemattjche 

Weltanfhauung zu gewinnen, wobei der kulturimmanente Standpunkt ausfhlag- 

gebend tft, wenn aud) eine kosmijch-mefaphyfiihe Vertiefung fih als notwendig zeigt, 

der Begriff des ffens wird durd einen gefhichfsphilofophiichen Überblick über 

das 19. Sahrhuftdert als Abändig, ung: befehügt erwiejen. - CT 
Hann 00. x 
as. Bee me



  
  

8.3. Göfchen’iche Verlagshandlung ©.m.5. 5. Berlin W.35 und Leipzig 

3.5. Herbarf 
Grundzüge feiner Kehre 

Bon 

Sriedrih Franke . 

Brojchiert M. 1.50, gebunden M. 2,— 

He Darftellung Jut in Serbaris Syitem möglihft direkt einzuführen, ohne von 
den jpäteren Fortbildungen auszugehen, läßt immer nah Serbarts eigenen Mel- 

  

fungen die prinzipiellen Zeile zuerft einzeln entftehen und darnad) in den Zufammen- 
bang treten, den die Belrahlung unferer praktifchen Anliegen verlangt, Dabei ift | 
dann auch vielfad, Gelegenheit, auf die empiriiche Detailforidung und ihre philofophi. 
ide Bearbeitung, auf die Aunffbewegung, die fozialen und politiihen Aufgaben und 
anderes, was die Gegenwart bewegt, Blicte zu werfen. 

Stiedrich Niebjche 
Eine intellektuale Biographie 
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Dr. ©. Sriedlaender | 
Brojhiert M. 2.80 

m einen Denker, wie Niehiche, voll und ganz zu verfichen, ift vor allem die Er. 
kenninis des Werdegangs feiner Sdeen notwendig. Bei diefer [hwierigen Arbeit 

YE das Buch von Friedlaender ein zuverläffiger Führer und MWegweifer. Denn der 
Untertitel „Sniellekfuale Biographie“ bedeutet eben nichts anderes als eine Darftelfunen 
der philofophiichen Entwicklung Sriedrih Niekihes. Von dem richtigen Brundjat, 
ausgehend, daf der fpätefte Nieihe nur aus dem früßejten verffunden werden kann, 
behandelt der Verfaffer nach einer orienfierenden Einfeifung zuerft defjen geniale 
Erftlingswerk: „Die Geburt der Tragödie aus dem Geift ufir“, um dann dar. 
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